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Was bleibt?

Wer strebt es nicht an, das Bleibende, das mithin Haftende, das sich
fesselt, sammelt und einfindet im Versprechen der Freiheit, des
Fortschritts und des Gelingens mit ihren Echos ohne Ende? Es wäre
biologisch tief und weit bereits mit Blick auf die erdgeschichtliche
Entwicklung ausschließlich in der Vergangenheit zu suchen, nur um auf
die ersten Erscheinungen des Lebens zurückzufinden, welche mit den
übrigen Prozessen naturgeschichtlicher Phänomene indes nachgewiesen
werden konnten.

Die ungeheuer vielen, sich gegenseitig bedingenden und gleichzeitig
ablösenden Gestaltungen und Artenwechsel besagter Lebensentfaltung
repräsentieren folglich geradezu die mit den Dauerattributen des
Wandels verknüpften Erläuterungsversuche und verbundenen Beweise. Die
Voraussetzungen bleibender Aussichten inklusive ihrer möglichen
Endlichkeit allerdings wären anders auch kaum zu behaupten und
darzustellen.

Deshalb ist auch der Vernunft der schreibenden Zunft die Abschweifung
zuzumuten, die in dem allseits bekannten Satz ihren akzeptierten
Ausdruck findet, daß nur der bleibt, der schreibt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


1. März 2019
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ATOM/205: Halbwertzeit - acht Jahre nach Fukushima ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 7.
März 2019

Vielfältige Proteste: 8 Jahre Fukushima - Atomausstieg ist bundesweit
und international dringend notwendig



(Bonn / Berlin, 07.03.2018) Anlässlich des 8. Jahrestages des Beginns
der Atomkatastrophe in Fukushima (Japan, 11. März 2011) fordert der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) den sofortigen
Atomausstieg in der Bundesrepublik und auch international. Gleichzeitig
ruft der Verband zur Teilnahme an einer der zahlreichen Protest- oder
Gedenkveranstaltung auf. "Die wachsenden Atommüllberge unterstreichen,
dass der Betrieb aller AKW und Uranfabriken unverzüglich gestoppt werden
muss", betont BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.

Der BBU, in dem auch viele Anti-Atomkraft-Initiativen organisiert sind,
betont, dass die Katastrophe in Japan und ihre anhaltenden Folgen nicht
in Vergessenheit geraten dürfen. Das innige Mitgefühl des BBU gilt den
betroffenen Menschen in und um Fukushima und in ganz Japan.

Der BBU weist darauf hin, dass besonders Initiativen im Bereich von
Atomanlagen und von Atommüll-Lagern mit vielfältigen Aktionen und
Veranstaltungen an die Fukushima-Katastrophe erinnern und einen
umfassenden Atomausstieg einfordern. Der BBU hält den Weiterbetrieb von
AKW bis z. T. Ende 2022 für unverantwortlich und auch die sonstigen
Atomanlagen wie die Uranfabriken in Gronau und Lingen müssen sofort
stillgelegt werden.

Schwerpunktaktionen an Atomstandorten wird es in Ahaus (9. März,
Atommüll-Lagerstandort) und in Neckarwestheim (10. März, AKW-Standort)
geben. Japanische Organisationen demonstrieren ebenfalls am 9. März in
Düsseldorf und Berlin. Und direkt am Jahrestag (11.3.) finden am
Atomstandort Lingen und in Gronau (Standort Urananreicherungsanlage)
sowie in Mosbach in der Nähe des AKW Obrigheim Mahnwachen statt.


Hier eine unvollständige Übersicht lokaler und überregionaler
Aktivitäten in verschiedenen Regionen:

09.03., Aachen, Blitzdemo, 11.55 Uhr, Marktplatz Achen-Brand,

https://5vor12site.wordpress.com

09.03., Ahaus, Demonstration, 12 Uhr, Bahnhof,

https://atommuell-protest.de

09.03., Berlin, Demonstration, 12 Uhr, Brandenburger Tor,

https://www.antiatomberlin.de/aktionen/demos/kazaguruma-demo-zum-fukushima-jahrestag-am-09-03-2019.html

09.03., Düsseldorf, Demonstration und Gedenkveranstaltung, 14 Uhr,

Gerhard Hauptmann Haus, Bismarckstraße 90 (nähe Hauptbahnhof),

http://www.antiatom-fuku.de/termine.html

10.03., Gorleben, Sonntagsspaziergang, 13 Uhr, bei den Atomanlagen,

http://www.castor.de/8termine.html

10.03., Gorleben, Gorleben Gebet, 14 Uhr, bei den Atomanlagen,

http://www.castor.de/8termine.html

10.03., Neckarwestheim, Demonstration, 13 Uhr, Bahnhof Kirchheim,

https://www.endlich-abschalten.de/home

11.03., Besigheim, Fukushima-Filmabend, 20 Uhr, Wartesaal,

https://www.wartesaal.org/images/DOCS/Programm_2019_1.pdf

11.03., Bobingen, Fukushima-Filmabend, 20 Uhr, Hochfeldstraße 7,

https://www.ausgestrahlt.de/mitmachen/termine/filmvorfuhrung-furusato-wunde-heimat

11.03., Dortmund, Gedenkveranstaltung und Infostand, 16.00Uhr an der
Reinoldikirche (nähe Hauptbahnhof),

http://www.antiatom-fuku.de/termine.html

11.03., Gronau, Mahnwache, 17 - 18 Uhr, Innenstadt (Neustraße)

11.03., Lingen, Mahnwache, 18.00 - 18,30 Uhr, Altes Rathaus, Marktplatz

11.03., Mosbach, Mahnwache, 17.30 - 18.00 Uhr, Kirchplatz

11.03., Dannenberg, Mahnwache, 18 Uhr, Marktplatz,

https://www.bi-luechow-dannenberg.de/termine

12.03., Feucht, Fukushima-Filmabend, 19.00 Uhr, Galerie im Bernstein,
Fischbacherstraße 10,

https://www.ausgestrahlt.de/mitmachen/termine/furusato-wunde-heimat

16.03., Feucht, Mahnwache, 10.00 Uhr, Sparkassenplatz, Hauptstraße,

https://www.ausgestrahlt.de/mitmachen/termine/8-jahre-reaktorkatastrophe-fukushima

Weitere Informationen:

https://www.bbu-online.de/Termine/Termine.htm

https://www.facebook.com/BBU72

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 07.03.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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ATOM/204: Halbwertzeit - Fukushima und Ahaus ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 7.
März 2019



Zur Teilnahme an der überörtlichen Demonstration in Ahaus (Sa., 9.
März) rufen bisher schon rund 60 Initiativen und Organisationen auf,
darunter die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" und auch der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU); die Ahauser
Bürgerinitiative ist eine Mitgliedsinitiative des BBU. Die
Demonstration beginnt um 12 Uhr am Bahnhof in Ahaus. 



Demo-Trägerkreis "Atommüll-Zwischenlager dürfen keine Endloslager
werden" - www.atommuell-protest.de

Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus e.V."

 .ausgestrahlt - gemeinsam gegen Atomenergie

Umweltinstitut München e.V.

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Aktionsbündnis Stop Westcastor

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Bund für Umwelt- und Naturschutz (BUND) e.V.

Bürger gegen Atomreaktor Garching e.V.

06.03.2019, Pressemitteilung, Ahaus, Jülich, Garching

Atommüllzwischenlager dürfen keine Endloslager werden!

Demonstration Samstag in Ahaus: Auch Trecker werden rollen!

Mit einer überregionalen Demo in Ahaus wird Samstag gegen die ab 2019
geplanten Atommüll-Transporte aus Garching und Jülich protestiert
werden. Zugleich wenden sich die veranstaltenden Organisationen gegen
die drohende Umwandlung der Zwischenlager in Endloslager. Auch
Landwirte aus Ahaus und Umgebung werden sich am Samstag an der
Demonstration eines breiten Trägerkreises beteiligen: Um 12 Uhr werden
sie mit Traktoren zur Auftaktkundgebung vor dem Ahauser Bahnhof
anrollen und danach den Demo-Zug durch die Ahauser Innenstadt
anführen. Außerdem wollen die Anti-Atomkraft-Initiativen auch an die
Katastrophe von Fukushima erinnern, die vor 8 Jahren einmal mehr
verdeutlich hat, dass die mit der Nutzung der Atomenergie verbundenen
Risiken nicht beherrschbar sind.

Die Genehmigungen für "Zwischen"-Lager und Castor-Behälter sind auf
jeweils 40 Jahre begrenzt, in Ahaus enden sie 2036. Eine Lösung zur
sicheren Entsorgung von Atommüll wird es bis dahin nicht geben. Sie
entsprechen schon jetzt nicht mehr dem Stand von Wissenschaft und
Technik. Die Bundesregierung und die zuständigen Ämter wollen jedoch
einfach so weitermachen: Als erstes wurde nun für Ahaus die
Verlängerung der Zwischenlagerung von schwach- und mittelradioaktivem
Müll bis zum Jahr 2057 beantragt.

Aus dem Forschungsreaktor FRM II in Garching bei München sollen ab
diesem Jahr Brennelemente mit hochangereichertem und damit
waffenfähigem Material (87% U235) nach Ahaus kommen. Bei den 152
Castoren aus Jülich sind weder der Zustand der Brennelemente, noch der
genaue Inhalt dokumentiert. Die Variante eines neuen, möglichst
sicheren Zwischenlagers in Jülich wird vom Forschungszentrum Jülich
und den zuständigen Ministerien torpediert, da die Zusage für ein
bereits untersuchtes Grundstück nach mehr als sechs Jahren
zurückgezogen wurde. "Das Forschungszentrum Jülich tut alles, um seine
Verantwortung für den dort produzierten Atommüll los zu werden - und
die zuständigen Forschungs- und Umweltministerien lassen sie dabei
gewähren", empört sich Hartmut Liebermann von der BI "Kein Atommüll in
Ahaus".

Auf den Kundgebungen vor dem Bahnhof und zum Abschluss am Rathaus gibt
es neueste Informationen aus München und Jülich. Gerd Schinkel, der
bereits im Hambacher Wald und am Lingener AKW Protest-Songs spielte,
wird neben anderen Musikgruppen für gute Stimmung sorgen.

www.atommuell-protest.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 07.03.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





ATOM/203: Halbwertzeit - gesteigerte Urananreicherung ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

IPPNW (Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkriegs/Ärzte in
sozialer Verantwortung)

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Aktionsbündnis Stop Westcastor, Jülich

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus"

SOFA (Sofortiger Atomaustieg) Münster

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg

Gemeinsame Pressemitteilung - Gronau/Münster/Lüchow/Bonn/Berlin, 5.
März 2019

Urenco vervierfacht Urananreicherungsgrad


- RWE, EON und Bundesregierung billigen Ausbau des Atomsektors

- Wettlauf in den USA um zivil-militärische Atom-Renaissance

- Uran-Firma in Jülich an Entwicklung und Bau beteiligt?



Der deutsch-niederländisch-britische Urananreicherer Urenco hat
angekündigt, in der firmeneigenen Urananreicherungsanlage in New
Mexico/USA Kapazitäten für eine Vervierfachung des bisherigen
Urananreicherungsgrads für Brennelemente aufzubauen. Zukünftig soll
Uran 235 statt bislang maximal auf 5% auf bis zu 19,75% angereichert
werden. Für die Entwicklung der entsprechenden Zentrifugen würde die
zentrale Urenco-Techniktochter ETC neben dem Forschungszentrum in
Jülich eingesetzt werden. Als mögliche Kunden führt Urenco
"fortgeschrittene Reaktortypen" sowie Forschungsreaktoren an, aber
auch die von Urenco geplanten eigenen U-Batterie-Atomreaktoren.
Konkretes Interesse an dem deutlich höher angereicherten Uran hat in
den USA vor wenigen Wochen ausgerechnet das
US-Verteidigungsministerium geäußert, das kleine mobile Reaktoren für
"rapid response scenarios" bauen möchte.

Mit der Ankündigung von Urenco setzen sich die deutschen Miteigentümer
RWE und EON sowie die Aufsicht führende Bundesregierung klar für einen
gefährlichen Ausbau des Atomsektors ein. Das neue Produkt "HALEU"
(high assay low-enriched uranium) kommt extrem nahe an die 20%-Grenze
bei der Urananreicherung. Darüber gilt Uran als hochangereichert und
waffenfähig.

Atompolitische Sicherheitsbarrieren werden durchbrochen

"Der Urananreicherer Urenco, seine deutschen Miteigentümer RWE und EON
sowie die Bundesregierung durchbrechen bei der Urananreicherung eine
sicherheitspolitische Barriere - just zu einer Zeit, wo in den USA und
in Europa eine neue atomare Aufrüstung droht. Öffentlich verkünden die
Bundesregierung, aber auch RWE und EON, aus der Atomenergie aussteigen
zu wollen, doch nun offenbart sich der Einstieg in eine völlig neue
zivil-militärische Dimension der Urananreicherung. In den USA gibt es
bereits jetzt einen Wettlauf auf dem HALEU-Sektor zwischen Urenco und
dem US-Konkurrenten Centrus Energy um neue Kunden," so Matthias
Eickhoff vom Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.

"Urenco wird in den USA schon seit Jahren mit der Belieferung von
Reaktoren in Zusammenhang gebracht, die Tritium für den Einsatz in
Atomwaffen herstellen. Bislang galt die 5%-Grenze bei der
Urananreicherung als Beleg für die rein zivile Nutzung - warum soll
dies jetzt nicht mehr gelten? Wie kann die Bundesregierung einen
derart dramatischen Kursschwenk bei Urenco billigen? Und welche
Garantien gibt es, dass die neue 19,75%-Grenze in ein paar Jahren
nicht auch gekippt wird, weil die Begehrlichkeiten zu groß werden? Die
Gefahr der Proliferation schätze ich aus friedenspolitischer Sicht als
sehr hoch ein," so Dr. Angelika Claussen von der Ärzteorganisation und
Friedensnobelpreisträgerin IPPNW.

Zentrifugenfirma in Jülich und Urananreicherungsanlage Gronau
beteiligt?

"Auch die deutschen Standorte zur Urananreicherung und
Zentrifugenherstellung werden direkt und indirekt von der
Vervierfachung des Urananreicherungsgrads betroffen sein. In Jülich
befindet sich bei ETC das technologische Zentrum der
Zentrifugenherstellung für Urenco und die französische Partnerfirma
Orano. Und von Urenco in Gronau angereichertes Uran kann in der
US-Anreicherungsanlage in New Mexico dann womöglich zu HALEU weiter
angereichert werden - hier werden viele der bisherigen
Sicherheitsschranken durchbrochen," ergänzte Kerstin Rudek von der BI
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg.

Hintergrund:

Urenco Ltd. gehört zu je einem Drittel dem britischen und dem
niederländischen Staat. Das deutsche Drittel gehört zu gleichen Teilen
RWE und EON. Die Bundesregierung beaufsichtigt Urenco zusammen mit der
britischen und niederländischen Regierung. Urenco verfügt über ca. 30%
Anteil auf dem Weltmarkt für angereichertes Uran. In Deutschland steht
die Urananreicherungsanlage im westfälischen Gronau. Sie ist immer
noch vom Atomausstieg ausgenommen, beliefert aber z. B. die
hochumstrittenen Pannenreaktoren in Belgien.

ETC (Enrichment Technology Company) ist eine gemeinsame Tochter von
Urenco und Orano (ex-Areva) zur Entwicklung und zum Bau von
Urananreicherungs-Zentrifugen sowie ganzer Urananreicherungsanlagen.
Die deutsche Niederlassung in Jülich ist für Forschung, Entwicklung
und Teile der Zentrifugen-Fertigung zuständig.



Verwendete Dokumente:

https://urenco.com/news/detail/urenco-usa-inc.-announces-next-step-haleu-activities

http://www.world-nuclear-news.org/Articles/Urenco-USA-announces-HALEU-activities

http://www.world-nuclear-news.org/Articles/US-clears-way-for-HALEU

http://www.world-nuclear-news.org/Articles/Centrus-seleced-for-HALEU-enrichment-project

https://www.centrusenergy.com/what-we-do/national-security/

https://www.centrusenergy.com/what-we-do/nuclear-fuel/high-assay-low-enriched-uranium/

https://www.enritec.com/

https://urenco.com/about-us/company-structure/u-battery/

Karfreitag (19.4.2019) beginnt um 13.00 Uhr am Gronauer Bahnhof erneut
ein Ostermarsch zur UAA Gronau. 

Infos: https://ostermarsch-gronau.de

Weitere Infos:

www.ippnw.de, www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de, www.urantransport.de

www.bi-luechow-dannenberg.de

http://westcastor.blogsport.de

 * 
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WALD/380: Hambacher Forst - die Mühlen der Justiz ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 7. März 2019

Hambach-Klagen des BUND vor Gericht

Mündliche Verhandlung beim Verwaltungsgericht Köln



Düsseldorf, 07.03.2019 | Am Dienstag, dem 12. März 2019, verhandelt das
Verwaltungsgerichts Köln drei Klagen des nordrhein-westfälischen
Landesverbandes des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) zur
Rettung des Hambacher Waldes und zum Stopp des Braunkohlentagebaus.
Klagegegner ist das Land Nordrhein-Westfalen, beigeladen ist die RWE Power
AG.

Gegenstand der ersten Klage ist die Zulassung des Hauptbetriebsplans für
die Fortführung des Braunkohlentagebaus Hambach für den Zeitraum vom 1.
April 2018 bis zum 31. Dezember 2020 (Aktenzeichen 14 K 3037/18). Der
Hauptbetriebsplan beinhaltet auch die Erlaubnis zur Rodung eines etwa 200
Hektar großen Bereichs der ehemaligen Bürgewälder. Insgesamt liegen im
Bereich des landesplanerisch genehmigten Tagebaus Hambach noch Waldflächen
einer Größe von etwa 550 Hektar. Die dort überwiegenden
Eichen-Hainbuchen-Bestände sind die naturnahen Reste des vor der
bergbaulichen Zerstörung 4.100 Hektar großen Hambacher Waldes, dessen
Entwicklung seit der nacheiszeitlichen Wiederbewaldung nie unterbrochen
wurde.

Eine weitere Besonderheit des Waldes ist das Vorkommen der im deutschen
Vergleich größten Tieflandkolonie der streng geschützten
Bechstein-Fledermaus. Die zwei Wochenstuben-Kolonien mit insgesamt etwa 80
Weibchen gehören zu den bedeutendsten Europas, was durch ein langjähriges
Monitoring-Programm der RWE Power AG belegt wird. Zwischen den
Klageparteien unstrittig ist, dass der Hambacher Wald die Kriterien der
europäischen Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie als Natura 2000-Gebiet erfüllt.
Nach BUND-Auffassung hätte der Wald deshalb spätestens nach der Entdeckung
des einzigartigen Fledermaus-Vorkommens im Jahre 2005 als potenzielles
FFH-Gebiet an die Europäische Kommission nachgemeldet werden müssen. Doch
dies bestreiten das Land NRW und die RWE Power AG, weil damit ein Stopp der
flächenmäßigen Ausdehnung des Tagebaus verbunden wäre. Nachdem
Ministerpräsident Armin Laschet verkündet hat, der Erhalt des Hambacher
Waldes sei wünschenswert, erwartet der BUND, dass die Landesregierung ihren
Beitrag dazu leistet und den Hambacher Wald als FFH-Gebiet nachmeldet.

Im Verfahren auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes gegen die Zulassung
des Hauptbetriebsplans hatte das Oberverwaltungsgericht NRW am 5. Oktober
2018 die ablehnende Entscheidung der 14. Kammer des Verwaltungsgerichts
Köln revidiert, und einen Rodungsstopp verfügt.

Die beiden weiteren Klagen betreffen die Zwangsenteignung und vorzeitige
Besitzeinweisung eines etwa 500 m2 großen BUND-Grundstücks im
Tagebauvorfeld, unmittelbar östlich des Hambacher Waldes gelegen (Az. 14 K
4496/18 und 14 K 6238/18). Der BUND hatte die Ackerfläche - in dessen
Untergrund sich ein als Bodendenkmal eingetragenes römisches Grab aus dem
2./3. Jahrhundert befindet - im Jahre 1997 erworben. Seitdem wurde das
Grundstück zum Symbol des Widerstandes gegen den Tagebau und Anlaufpunkt
für zahlreiche legale und friedliche Aktionen. Der BUND macht geltend, dass
der mit der Zwangsenteignung verbundene Eingriff in das Grundrecht auf
Eigentum gemäß Artikel 14 Grundgesetz wegen entgegen stehender
Allgemeinwohlinteressen (Klimaschutz, mangelnde energiepolitische
Notwendigkeit, etc.) nicht zulässig sei. Ferner stünden auch ohne die ab
dem 1.4.2022 geplante bergbauliche Inanspruchnahme des Grundstücks sowie
unter Verzicht auf weitere Rodungen noch größere förderfähige Mengen
Braunkohle zur Verfügung, als klimaschutzpolitisch zulässig und kompatibel
mit den Empfehlungen der Kohle-Kommission. Die RWE Power AG hält dem
gegenüber eine Umfahrung des BUND-Grundstücks wegen des damit verbundenen
Förderverlusts von 300 Millionen Tonnen Braunkohle für nicht zumutbar.

Unabhängig vom Ausgang der Klagen im erstinstanzlichen Verfahren geht der
BUND davon aus, dass die jeweils unterliegenden Parteien in die Berufung
gehen werden. Beim Oberverwaltungsgericht NRW ist bereits die BUND-Klage
gegen die Zulassung des Rahmenbetriebsplans zur Fortführung des Tagebaus
Hambach von 2020 bis 2030 anhängig. Ein entsprechender Termin für die
mündliche Verhandlung steht noch nicht fest.


Mehr Infos:

www.bund-nrw.de/hambach

 * 
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MELDUNG/316: Zum Weltfrauentag - Diese Aktivistinnen bleiben stark und unnachgiebig in ihrem Kampf


Amnesty International - Pressemitteilung vom 6. März 2019

Diese Frauen bleiben stark und unnachgiebig in ihrem Kampf gegen
staatliche Unterdrückung und Gewalt



Zum Weltfrauentag am 8. März stellt Amnesty drei Beispiele für mutige
Menschenrechtlerinnen vor, die in Ägypten, Saudi-Arabien und der Türkei
wegen ihrer Arbeit verfolgt werden oder bereits im Gefängnis sitzen. Ihr
Einsatz braucht mehr Öffentlichkeit und die Unterstützung Deutschlands und
der internationalen Gemeinschaft.

BERLIN, 06.03.2019 - Rund um den Erdball setzen sich Frauen für ihre
Menschenrechte ein und trotzen den Versuchen repressiver Regierungen, sie
zum Aufgeben zu zwingen. Anlässlich des Weltfrauentages weist Amnesty
International auf drei Fälle hin, die exemplarisch die Widrigkeiten zeigen,
mit denen Menschenrechtlerinnen konfrontiert werden.

Ägypten: Es ist der 9. Mai 2018, als die junge Mutter und Aktivistin
Amal Fathy in einem Facebook-Video sexualisierte Gewalt gegen Frauen in
Ägypten anprangert. Die 34-Jährige kritisiert die Regierung al-Sisi für ihr
Nichtstun, in deutlichen Worten sagt sie ihre Meinung, was ihr gutes Recht
ist. Nicht so in Ägypten unter Präsident al-Sisi. Am 11. Mai nimmt die
Polizei Amal Fathy willkürlich fest. Der konstruierte und absurde Vorwurf
lautet unter anderem: "Verbreitung falscher Nachrichten mit der Absicht,
dem ägyptischen Staat zu schaden". Ende September verurteilt ein Gericht
sie zu zwei Jahren Gefängnis und einem Bußgeld. Doch damit nicht genug: In
einem zweiten Verfahren wird ihr neben anderen Punkten auch die
"Mitgliedschaft in einer terroristischen Gruppe" vorgeworfen. Und das alles
wegen eines Videos, in dem Amal Fathy frei ihre Meinung ausgesprochen hat.
"Der ägyptische Staat versucht, an der Aktivistin Amal Fathy ein Exempel zu
statuieren", sagt Ulrike Scheurer, Kampagnenkoordinatorin bei Amnesty
International in Deutschland. Aktuell ist Fathy gegen Kaution auf freiem
Fuß, doch könnte sie jederzeit wieder inhaftiert werden. "Das Vorgehen der
ägyptischen Behörden gegen Amal Fathy ist ungerecht und willkürlich. Es
zeigt beispielhaft, wie die Regierung al-Sisi Ägyptens Zivilgesellschaft
rücksichtslos unterdrückt: Friedliche Aktivistinnen und Aktivisten werden
als angebliche ?Terrorunterstützer? verunglimpft, festgenommen, in
politisch motivierten Prozessen abgeurteilt und mit Haftstrafen
eingeschüchtert."

Saudi-Arabien: Das Königreich ist weit davon entfernt, Männern und
Frauen gleiche Rechte einzuräumen. Wer sich gegen diese ungerechte Politik
wehrt, muss mit drakonischen Strafen rechnen. Das haben im Mai 2018 auch
vier Menschenrechtlerinnen erfahren müssen, die sich für ein Ende der
männlichen Vormundschaft und für eine Aufhebung des Frauen-Fahrverbots
einsetzten. Loujain al-Hathloul, Samar Badawi, Iman al-Nafjan und Aziza
al-Youssef sind Aktivistinnen einer Kampagne, die seit gut 25 Jahren das
Ziel hat, Frauen mehr Rechte zu verschaffen - und deswegen ließ die
saudi-arabische Regierung sie inhaftieren. "Diese vier mutigen Frauen
befinden sich seit fast zehn Monaten ohne Anklage hinter Gittern, weil sie
die frauenfeindliche Haltung des saudi-arabischen Königshauses kritisiert
und sich friedlich für Frauenrechte eingesetzt haben", sagt Scheurer. Nur
wenige Tage nach den Festnahmen verkündete Kronprinz Mohammed bin Salman,
dass Frauen ab Ende Juni den Führerschein machen dürfen. Doch freigelassen
wurden die vier dennoch nicht. "Die willkürlichen Verhaftungen der mutigen
Frauenrechtlerinnen zeigen, dass es der saudi-arabischen Regierung nicht
wirklich um mehr Rechte für Frauen geht. Das öffentlichkeitswirksam
verkündete Ende des Fahrverbots ist nicht viel mehr als ein PR-Stunt
gewesen. Sonst wären die Menschenrechtlerinnen längst wieder frei", so
Scheurer.

Türkei: Eren Keskin ist vieles: Rechtsanwältin, Trägerin des Aachener
Friedenspreises (2004) und des Amnesty-Menschenrechtspreises (2001) und
mutige Streiterin für die Opfer sexualisierter Gewalt in der Türkei und für
die Meinungsfreiheit. Seit mehr als 20 Jahren hilft sie Frauen, die in Haft
vergewaltigt oder anderen Formen sexueller Folter unterworfen wurden. In
den vergangenen Jahren hat sie die (inzwischen verbotene) prokurdische
Zeitung ?Özgur Gündem" unterstützt, indem sie symbolisch die Rolle der
Chefredakteurin übernommen hat. Nun überzieht die türkische Regierung die
59-Jährige mit weit mehr als 100 Gerichtsverfahren, die allesamt auf
hanebüchenen Vorwürfen basieren. "Eren Keskin spielt eine entscheidende
Rolle in der türkischen Zivilgesellschaft, die seit Jahren massiv unter
Druck gesetzt wird", sagt Ulrike Scheurer. "In ihrer jahrzehntelangen
Karriere wurde sie wiederholt bedroht, körperlich angegriffen, angeklagt
und verurteilt - nichtsdestoweniger lässt sie sich nicht einschüchtern,
sondern kämpft unbeirrt weiter für Menschenrechte." Dabei wurde sie bereits
jetzt in mehreren willkürlichen und politisch motivierten Verfahren zu mehr
als zwölf Jahren Haft und einer Geldstrafe von umrechnet etwa 74.000 Euro
verurteilt. Sollten diese Urteile bestätigt werden, würde eine der
herausragendsten Streiterinnen für die Menschenrechte in der Türkei für
viele Jahre inhaftiert werden.

Mehr Infos gibt es auf:

amnesty.de/mut-braucht-schutz.

 * 
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MELDUNG/166: Klimawandel und Agrarkonzerne bedrohen Rechte von Frauen im ländlichen Raum


Fian - Pressemitteilung vom 7. März 2019

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Klimawandel und Agrarkonzerne bedrohen Rechte von Frauen im ländlichen
Raum 



Köln - Frauen in ländlichen Regionen gehören zu den Bevölkerungsgruppen,
deren Menschenrechte durch den Klimawandel besonders stark bedroht sind,
denn er verstärkt ungleiche Machtverhältnisse zu ihren Lasten. Gleichzeitig
machen Agrarkonzerne durch kommerzielle Strategien zur Anpassung der
Landwirtschaft an die Erderhitzung Frauen in ländlichen Regionen den Zugang
zu den Grundlagen ihrer Ernährung streitig. Darauf macht die
Menschenrechtsorganisation FIAN Deutschland aus Anlass des Internationalen
Tags der Frau aufmerksam.

Insbesondere in Ländern um den Äquator führt die Erderhitzung bereits jetzt
dazu, dass Trocken- und Regenzeiten sich nicht mehr verlässlich abwechseln.
Dies führt oft zu Ernteverlusten sowie mangelndem Zugang zu Trink- und
Nutzwasser. "Frauen in ländlichen Gegenden sind überdurchschnittlich von
Hunger betroffen. Gleichzeitig sind Frauen in der Regel zuständig für die
Ernährung der Familien", erläutert Gertrud Falk, Referentin für
Geschlechtergerechtigkeit bei FIAN. "Von der Pflege des Saatguts über den
Anbau bis zur Ernte und der Auswahl des Saatguts für die nächste Saison
liegen die Aufgaben der Subsistenzlandwirtschaft meist in ihren Händen." In
den Ländern des Globalen Südens bauen Kleinbäuerinnen 45 bis 80 Prozent der
Nahrungsmittel an. Insbesondere durch den Erhalt der Saatgutvielfalt tragen
sie auch zur Anpassung und Widerstandsfähigkeit der Nutzpflanzen bei.

Die Agrarindustrie nutzt Klimawandel und Klimapolitik, um sich immer mehr
Rechte an natürlichen Ressourcen anzueignen, gerade auch über Saatgut.
"Indem Saatgutkonzerne einerseits angepasste Sorten entwickeln und sich
andererseits über internationale und regionale Abkommen zum Sorten- und
Patentschutz einseitig die Rechte daran sichern, verlieren vor allem
Kleinbäuerinnen ihre Unabhängigkeit", führt Falk aus. "Sie werden durch
dieses Zusammenspiel von Klima- und Saatgutpolitik in immer größere
Abhängigkeit von den Agrarunternehmen gedrängt. Mit dem Verlust des Zugangs
zu Saatgut ist ihr Recht auf Nahrung bedroht."

Ein anschauliches Beispiel für diese Politik bietet der Baumwollanbau in
Burkina Faso. Ab 2008 hatte der Staat die Verwendung der genveränderten
Bt-Baumwollsorte von Monsanto gefördert. Bt-Baumwolle produziert selbst
bestimmte Pestizide. Das Saatgut darf nicht selbst nachgezüchtet werden.
Ihre Einführung hatte für die Bäuerinnen hohe Kosten, Abhängigkeit und
gesundheitliche Risiken zur Folge. Weil die genveränderte Baumwolle
geringere Qualität besaß als die konventionelle stellte der burkinische
Staat die Förderung 2016 wieder ein. Glücklicherweise haben viele
Bäuerinnen ihr traditionelles Saatgut aufbewahrt und können dadurch ihre
Autonomie gegenüber den Saatgutunternehmen wieder herstellen.

Angesichts dieses Missbrauchs der Klimapolitik durch Unternehmen fordert
FIAN Deutschland die Bundesregierung auf,


	in Übereinstimmung mit dem Klimaabkommen von Paris alles dafür zu tun, damit der Klimawandel so begrenzt wie möglich gehalten wird;

	dafür einzutreten, dass die Menschenrechte verbindliche Kriterien für Maßnahmen zu Klimaschutz und -anpassung werden und dies bei allen eigenen Maßnahmen zu handhaben;

	die im Dezember verabschiedete UN Erklärung der Rechte von Kleinbäuer*innen und anderen Menschen, die in ländlichen Regionen arbeiten, konsequent umzusetzen.



 * 
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AUSSICHTEN/8571: Und morgen, den 8. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 08.03.2019 bis zum 09.03.2019 +++






[image: Jean-Luc 8571 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Heut' regnerisch und trübe,

Wolkenwechsel, Sonnenschein,

mit regennasser Rübe

springt Jean in den Teich hinein.
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MELDUNG/098: EZB kann die Konjunktur weiter stützen, doch öffentliche Investitionspolitik würde mehr erreichen (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 06.03.2019

EZB kann die Konjunktur weiter stützen, doch öffentliche
Investitionspolitik würde mehr erreichen



Die Europäische Zentralbank (EZB) kann mit ihrer Geldpolitik helfen, die
abflauende Konjunktur zu stützen. Dazu bleiben ihr trotz Nullzinsen noch
einige Möglichkeiten. Zielgenauer würde jedoch die Fiskalpolitik wirken,
indem sie die öffentlichen Investitionen stärker ausweitet. Zumal die
Finanzierungsbedingungen für den deutschen Staat nie günstiger waren als
heute. Zu diesem Ergebnis kommt eine neue Studie zu den aktuellen
Herausforderungen der Geldpolitik, die das Institut für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung am Vorabend des
EZB-Zinsentscheids vorlegt.*

Das Wachstum der Weltwirtschaft flacht ab, das deutsche
Bruttoinlandsprodukt stagnierte im zweiten Halbjahr 2018. Die EZB hält die
Zinsen daher weiter niedrig, und es ist unwahrscheinlich, dass sich daran
etwas ändert, wenn sich morgen ihr Direktorium trifft. Die ursprünglich
für das vierte Quartal 2019 angepeilte Zinserhöhung ist verschoben. Der
sogenannte Hauptrefinanzierungssatz, zu dem sich Banken Geld bei der
Zentralbank leihen können, bleibt bei null Prozent. Wenn Banken
überschüssiges Geld über Nacht auf ihrem EZB-Konto parken, müssen sie
sogar einen negativen Zinssatz - praktisch eine Strafgebühr - von 0,4
Prozent bezahlen. Zudem hält die EZB Wertpapiere im Gesamtwert von rund
2,6 Billionen Euro, durch deren Ankauf sie in den vergangenen Jahren viel
Geld in Umlauf gebracht hat. Damit verfügen die Banken im Euroraum über
reichliche Mittel, die sie in Form von Krediten an Unternehmen
weiterreichen könnten, so IMK-Forscherin Dr. Silke Tober in einer
aktuellen Analyse. Die Zunahme der Kredite an Unternehmen und Haushalte
sei mit einer Wachstumsrate von drei Prozent "solide".

Trotz der guten Liquiditätsversorgung sind keine ernsthaften
Preissteigerungen in Sicht. Die sogenannte Kernrate der Inflation, die um
schwankungsanfällige Preise etwa für Energie und Nahrungsmittel bereinigt
ist, "dümpelt seit 2017" um einen Wert von einem Prozent. Das ist Tober
zufolge allerdings keine gute Nachricht. Denn für ein gesundes
Wirtschaftswachstum bedarf es einer höheren Rate - die Zielmarke der EZB
liegt bei knapp zwei Prozent.

Investitionen mit EZB-Flankierung könnten viel erreichen

Einige Ökonomen meinen, die EZB sei inzwischen am Ende ihrer Möglichkeiten
angelangt und könne nicht mehr tun, um die Wirtschaft anzukurbeln. Dem
widerspricht Tober, die Zentralbank hätte durchaus noch Mittel, weiteres
Geld in die Volkswirtschaft zu pumpen, etwa durch eine Verlängerung der
durchschnittlichen Laufzeit ihres Wertpapierportfolios oder weitere
Ankaufprogramme.

Allerdings, so Tober, gehe die lange Niedrigzinsphase mit erhöhten Risiken
an den Finanzmärkten einher und sei gegenwärtig weniger treffsicher als
die Fiskalpolitik. Angesichts der extrem niedrigen Zinsen - die
Bundesrepublik kann derzeit zehnjährige Kredite zu einem Zinssatz von 0,1
Prozent aufnehmen - wäre es effektiver, dem Wirtschaftswachstum mit
Investitionen in Infrastruktur und klimaneutrale Technologien auf die
Beine zu helfen, analysiert die Forscherin. Dies hätte neben der
kurzfristig stabilisierenden Wirkung auch langfristig positive Effekte.
Den erforderlichen Strukturwandel hin zur Klimaneutralität könnte die EZB
dabei flankieren, indem sie bei der Wiederanlage fällig werdender
Wertpapiere bewusst "green bonds" berücksichtigt, Anleihen für
Investitionen in klimafreundliche Projekte. Da die Zentralbank per 
EU-Vertrag angewiesen ist, die allgemeine Wirtschaftspolitik der EU zu
unterstützen, zu deren Zielen auch das Pariser Abkommen zum Klimaschutz
zählt, wäre dies mit ihrem Auftrag vereinbar.

Vermeintliche Risikoabschottung ist teuer und würde im Ernstfall nicht
funktionieren

Der Euroraum hat weiterhin ein grundsätzliches Problem, warnt die
Expertin: Einzelne Mitgliedstaaten können stets in die Zange der
Finanzmärkte und damit in Staatsschuldenkrisen geraten, denen die
Zentralbank nicht ohne weiteres etwas entgegenzusetzen hat. Die
Regierungen hätten der "Fragmentierung des Euroraums Vorschub geleistet,
indem sie staatliche Schuldenschnitte im Euroraum als
wirtschaftspolitisches Instrument eingeführt haben, anstatt die Sicherheit
aller Euro-Staatsanleihen zu gewährleisten", schreibt die 
IMK-Wissenschaftlerin. Solange nicht alle Staatsanleihen der 
Mitgliedstaaten als "sichere Aktiva" gelten und die Möglichkeit von 
Staatspleiten im Raum steht, bleibe die Gefahr bestehen.

Zwar sei psychologisch verständlich, so Tober, dass einige Länder auf
einem Regelwerk bestehen, dass sie davor behütet, für eine unsolide
Haushaltspolitik anderer Staaten gerade stehen zu müssen. Doch "die
nationale Risikoabschottung" sei "nicht nur teuer bezahlt, sondern auch
eine Illusion. Der Preis ist hoch, weil der Euroraum anfälliger für
Finanzmarktturbulenzen geworden ist." Er sei eine Illusion, weil die
Risikoteilung an anderer Stelle stattfindet. "Eine dieser Stellen der
Risikoteilung", so Tober, sei das Zahlungssystem Target2, über das die
nationalen Zentralbanken ihre Finanzbeziehungen abwickeln. Und auf die
eine oder andere Art würden die Verwerfungen im Ernstfall ohnehin den
gesamten Euroraum erfassen.

Schwächere internationale Bedeutung des Euro

Wegen der Unsicherheiten über künftige Schuldenschnitte hat die
Gemeinschaftswährung nach der Analyse der IMK-Wissenschaftlerin auch
international Renommee eingebüßt. Es sei kein Zufall, dass der Euro seit
2012 - damals wurde die Möglichkeit von Schuldenschnitten festgeschrieben
- an Bedeutung als internationale Reservewährung verloren hat. Denn:
"Währungen von Ländern, bei denen die Gefahr staatlicher Schuldenschnitte
besteht, eignen sich nicht als Reservewährung." Eine stärkere
internationale Rolle des Euro wäre wirtschaftlich und politisch von
Vorteil für die Euroländer. Eine Reservewährung benötigt jedoch als Basis
einen breiten und liquiden Markt für risikoarme Staatsanleihen, so Tober.


Originalpublikation:

(*) Silke Tober:

Geldpolitische Herausforderungen,

IMK-Report Nr. 146, März 2019. 

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_146_2019.pdf

3 Fragen zur Studie an Dr. Silke Tober:

https://www.boeckler.de/63667_118761.htm

Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/imk_podcast_report_146.mp3

- Podcast zur Studie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 
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Hans-Böckler-Stiftung, 06.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GESELLSCHAFTEN / STIFTUNGEN





HEINRICH BÖLL STIFTUNG/434: Iran-Report Nr. 3 - März 2019


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 3 - März 2019

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• 40. Jahrestag der Gründung der Islamischen Republik

• Struktur der Islamischen Republik soll geändert werden 

• 27 Tote bei Selbstmordanschlag auf Revolutionsgarden 

• Antrag zur Einbestellung Rohanis im Parlament gescheitert 

• Rohani lehnt Sarifs Rücktrittsgesuch ab 

• Anzeige gegen Kommunikationsminister 

• Rohanis Bruder vor Gericht 

• Neuer Gesundheitsminister im Parlament bestätigt 

• Keine Informationen über die Aktivisten Bachschi und Gholyan


40. JAHRESTAG DER GRÜNDUNG DER ISLAMISCHEN REPUBLIK

Am 11. Februar wurde in Iran der 40. Jahrestag der Gründung der
Islamischen Republik unter dem Motto: "Stolz auf Gestern, voller
Hoffnung auf morgen" gefeiert. Der 11. Februar 1979 war der Tag, an
dem die Streitkräfte in einer von Rundfunk und Fernsehen gesendeten
Erklärung ihre Neutralität bekannt gaben. Wie in jedem Jahr, wurden
auch dieses Jahr im ganzen Land von oben verordnete Kundgebungen
veranstaltet.

Bei der Kundgebung in Teheran wurden unter anderem auch ballistische
Raketen von Revolutionsgarden präsentiert. Hauptredner Präsident
Hassan Rohani sagte: "Das Volk steht auch nach 40 Jahren zu den
Idealen der Revolution von 1979 und der Islamischen Republik."

"Wir befinden uns heute in einem psychologischen und wirtschaftlichen
Krieg." Er appellierte an das Volk, Einheit zu bewahren und gegen die
Verschwörungen der Feinde Widerstand zu leisten. Rohani lobte die
Streitkräfte. Das 82 Millionen zählende iranische Volk werde
gemeinsam mit seinen Streitkräften, die stärker seien als je zuvor,
alle Feinde des Landes besiegen, sagte der Präsident. "Wir haben beim
Bau von Luft-Luft-, Boden-Boden- und Wasser-Wasser-Raketen niemanden
um Erlaubnis gefragt und werden dies auch in Zukunft nicht tun." 85
Prozent der Ausrüstung, einschließlich fast jeder Art von Rakete,
würden in Iran produziert, im Gegensatz zu früher, wo höchstens fünf
Prozent des militärischen Bedarfs im eigenen Land hergestellt worden
seien. "Unsere Streitkräfte erhalten alles, was sie brauchen. Wir
werden diesen Weg weitergehen und niemanden um Erlaubnis bitten",
sagte der Präsident.

Die konstruktive Rolle Irans im Nahen und Mittleren Osten könne von
niemandem mehr ignoriert werden, sagte Rohani weiter. Die Islamische
Republik habe Wichtiges dazu beigetragen, dass einige arabische
Länder ihre Freiheit und nationale Souveränität hätten erlangen
können. Er kritisierte die Präsenz ausländischer Mächte in der
Region. Es sei positiv, dass einige allmählich beginnen, die Region
zu verlassen, sagte der Präsident mit Blick auf den angekündigten
Abzug amerikanischer Truppen aus Syrien.

Etwas differenzierter nahm überraschenderweise Revolutionsführer Ali
Chamenei in einer am 12. Februar veröffentlichten Erklärung zur Lage
des Landes Stellung. Darin sprach er von einem "zweiten Sprung" und
forderte die Jugend auf, den "großen Sprung" zur Fortsetzung der
Revolution zu vollziehen. Zunächst schilderte er seine Sicht auf die
vergangenen 40 Jahre, danach richtete er für sieben Bereiche
"Empfehlungen" an die Jugend und an das Volk. In dem Bereich, der von
"Gerechtigkeit und Kampf gegen Korruption" handelt, erklärt Chamenei:
"Ich sage es ganz offen, was in diesem Bereich getan worden ist,
liegt weit entfernt von dem, was hätte getan werden müssen." Zwar sei
die Korruption innerhalb des Staates im Vergleich zu vielen anderen
Staaten und der Schah-Zeit weit geringer, aber selbst das Vorhandene
sei inakzeptabel.

Neben Gerechtigkeit und Kampf gegen Korruption nahm Chamenei zu den
Bereichen Wissenschaft und Forschung, Moral und Ethik, Wirtschaft,
Unabhängigkeit und Freiheit, nationale Würde, Außenpolitik, das
Verhältnis zu den Feinden der Islamischen Republik und islamischer
Lebensstil Stellung.

Die Erklärung war bereits zuvor von den Medien angekündigt worden.
Die Zeitung Dschomhuri Eslami schrieb, es handele sich um eine
"wichtige Botschaft", eine ausführliche Erläuterung der Strategie der
neuen Etappe der islamischen Revolution.

Chamenei, der seit 30 Jahren seine absolute Herrschaft in Iran
ausübt, bezeichnete die islamische Revolution als "flexibel", sie
lehne jedoch "Revision und Untätigkeit" ab. Die Islamische Republik
sei sehr sensibel bei der Grenzziehung zu den Feinden. "Sie geht
niemals leichtfertig mit eigenen Grundsätzen um. Es ist ihr wichtig,
sich darüber bewusst zu sein, warum sie existiert und wie sie
existiert", heißt es in der Erklärung. "Der Abstand zwischen dem, was
sein soll und der Realität ist für gewissenhafte Idealisten stets
schmerzlich. Doch dieser Abstand ist überwindbar."


STRUKTUR DER ISLAMISCHEN REPUBLIK SOLL GEÄNDERT WERDEN

Bei einer Rede in der Pilgerstadt Ghom sagte Parlamentspräsident Ali
Laridschani, Revolutionsführer Ali Chamenei habe befohlen, die
Staatsstruktur der islamischen Republik zu reformieren. Die Reform
solle innerhalb der nächsten vier Monate durchgeführt werden. Er
nannte keine Details. Ziel der Reform sei es aber, die "innere
Einheit" zu sichern und einen Konsens bei wichtigen Fragen
herzustellen.

Der Abgeordnete Amirhossein Ghasisadeh sagte der Webseite Khabar
Online, nicht die Struktur des Staates, sondern die des Haushalts
solle reformiert werden. Doch das staatliche Fernsehen zitierte
Laridschani mit den Worten: "Er (der Revolutionsführer) hat befohlen,
die Reform innerhalb der nächsten vier Monaten durchzuführen. Dabei
wird die Reform möglicherweise auch den Haushalt betreffen."

Mit der Reform der Staatsstruktur kann nur eine Überarbeitung der
Verfassung gemeint sein. Bislang wurde die Verfassung nur ein
einziges Mal geändert. 1989 wurde das System des Welayat-e Faghieh
(absolute Herrschaft der Rechtsgelehrten) in der Verfassung
festgeschrieben, womit dem Revolutionsführer eine nahezu unbegrenzte
Macht verliehen wurde. Das bedeutet, dass der Parlamentarismus, der
in der ersten Version der Verfassung formal vorhanden war, zum
Absolutismus verwandelt wurde.

Die Islamische Republik feiert nun ihren vierzigsten Gründungstag.
Seit geraumer Zeit fordern Politiker und Abgeordnete eine Reform der
Verfassung. Esattollah Yusefian, Vorsitzender der Kommission für die
Satzung des Parlaments, sagte im Oktober vergangenen Jahres: "Die
Abgeordneten wollen in einem Schreiben an den Revolutionsführer um
die Reform der Verfassung bitten, oder ihn bitten, dem
Staatspräsidenten mit der Reform der Verfassung zu beauftragen."
Chamenei selbst hatte 2011 bei einer Rede in Kermanschah erklärt, er
habe gegen eine Änderung des Präsidialsystems in ein
parlamentarisches System nichts einzuwenden: "Derzeit haben wir ein
Präsidialsystem, das heißt, die Wähler wählen direkt den
Präsidenten", sagte er. "Sollte eines Tages in naher oder ferner
Zukunft, die eher fern als nah sein wird, der Eindruck entstehen,
dass zum Beispiel ein parlamentarisches System zu bevorzugen sei - so
wie in einigen anderen Staaten üblich - wäre der Wechsel nicht
problematisch."

Es gab aber auch Reformvorschläge, die eine Änderung des Systems des
Welayat-e Faghieh forderten. Der inzwischen verstorbene Ex-Präsident
Haschemi Rafsandschani hatte vorgeschlagen, die Position des
Revolutionsführers sollte nicht von einem einzigen Geistlichen,
sondern von einem Rat übernommen werden. Dieser Vorschlag könnte nach
dem Tod von Chamenei aktuell werden, zumal bislang kein geeigneter
Nachfolger in Sicht ist.


27 TOTE BEI SELBSTMORDANSCHLAG AUF REVOLUTIONSGARDEN

Iranischen Medien zufolge wurde am 13. Februar auf einer Straße
zwischen den Städten Chasch und Sahedan in der südöstlichen Provinz
Sistan-Belutschistan ein Anschlag auf einen Bus der Revolutionsgarden
verübt. Durch die Explosion eines mit Sprengstoff beladenen Autos
kamen 27 Mitglieder der Garden ums Leben, 13 wurden verletzt. Die
Verantwortung für den Anschlag übernahm die sunnitische
Dschihadistengruppe Dscheisch al-Adl (Armee der Gerechtigkeit), eine
bekannte, sunnitische Gruppe, die von Iran als terroristisch
eingestuft wird.

In der Grenzregion zwischen Iran und Pakistan, die mehrheitlich von
Sunniten bewohnt wird, werden oft Anschläge gegen Sicherheitskräfte
und Grenzbeamte verübt. Der Umstand, dass der Anschlag am selben Tag
erfolgte, an dem die USA gemeinsam mit Polen eine Nahost-Konferenz
veranstalteten, die aus iranischer Sicht in Wirklichkeit eine
Anti-Iran-Konferenz war, gab Anlass zu Spekulationen. Zwei Tage zuvor
hatte das Regime in Teheran den 40. Jahrestag der islamischen
Revolution gefeiert.

Wie die Agentur Fars berichtete, verordnete der Gouverneur der
Provinz drei Trauertage für die Region. Der Freitagsprediger der
Sunniten, Molawi Abdolhamid, verurteilte den Anschlag. Er sagte:
"Ohne Zweifel sind die Menschen in Sistan-Belutschistan die, die
unter solchen Ereignissen am meisten leiden, Menschen die sich nach
Sicherheit und Frieden sehnen und eine Entwicklung in Freiheit
wünschen."

Präsident Hassan Rohani drohte mit Vergeltung. "Die wichtigste Wurzel
des Terrorismus in der Region sind die USA, die Zionisten und gewisse
Ölländer, die ihn finanzieren", sagte er am 14. Februar vor seiner
Abreise zum Syrien-Gipfel nach Sotschi. "Wir werden diese
Söldnertruppe den Preis zahlen lassen für das vergossene Blut unserer
Märtyrer." Er appellierte an die Nachbarstaaten, "Terroristen zu
verbieten, ihr Land für Terroranschläge zu nutzen". "Wenn diese
Länder nicht in der Lage sind, die Terroristen zu stoppen, behalten
wir uns das Recht vor, selbst zu handeln", sagte der Präsident.

Auch Revolutionsführer Ali Chamenei machte "manche Länder innerhalb
und außerhalb der Region" für die Terroranschläge verantwortlich. Er
forderte die Regierung auf, die Spuren der Attentäter ernsthaft zu
suchen und verpflichtete die Revolutionsgarden, zu untersuchen, ob
ein Selbstverschulden vorliege. Der Oberkommandierende der Garden
General Mohammad Ali Dschafari bat den Präsidenten, den Garden freie
Hand zu lassen, damit sie es Saudis und den Emiraten heimzahlen
könnten: "Wir werden uns für das Blut unserer Märtyrer bei den
Regierungen Saudi-Arabiens und der Vereinigten Emiraten rächen",
sagte er bei der Beisetzung der Opfer des Attentats am 16. Februar.
"Die Geduld, die wir in der Vergangenheit mit diesen beiden Ländern
hatten, ist allmählich erschöpft." Er beschuldigte auch Pakistan für
die Unterstützung, die es der Gruppe Dscheisch al Adl gewährt habe.
Sollte Pakistan sein Verhalten nicht ändern, werde Iran sein
Verhalten Pakistan gegenüber ändern. Die Folgen werde Pakistan zu
spüren bekommen. Auch Parlamentspräsident Ali Laridschani sagte, das
Attentat sei von Pakistan aus konzipiert und ausgeführt worden. Die
zugespitzte Positionierung gegen Pakistan erfolgte, nachdem bekannt
wurde, dass der saudi-arabische Außenminister Adel al-Dschubair bei
seinem Besuch in Islamabad eine Investition in Höhe von 20 Milliarden
Dollar bekannt gegeben hatte.

Der UN-Sicherheitsrat verurteilte das Attentat, das er als ein
"feiges Verbrechen" bezeichnete. "Alle Arten des Terrorismus stellen
eine ernsthafte Bedrohung gegen Frieden und Sicherheit in der Welt
dar", hieß es in der Erklärung vom 14. Februar. Der Rat forderte alle
Länder auf, Iran bei der Suche nach den Tätern zu unterstützen.

Am 18. Februar gaben die Revolutionsgarden die Festnahme von drei
mutmaßlichen Tätern bekannt. Sie sollen das mit Sprengstoff beladene
Fahrzeug besorgt und das Attentat organisiert haben. Bei der
Festnahme seien 150 Kilogramm vorbereiteter Sprengstoff und 600
Kilogramm Stoffe zur Herstellung von Sprengstoff sichergestellt
worden, hieß es.


ANTRAG ZUR EINBESTELLUNG ROHANIS IM PARLAMENT GESCHEITERT

17 Abgeordnete, die zu den Anhängern des früheren Präsidenten Mahmud
Ahmadinedschad gehören, wollten Präsident Rohani wegen der
katastrophalen Lage der Wirtschaft ins Parlament einbestellen. Er
sollte zu 14 Fragen, darunter zu Arbeitslosigkeit, Inflation und dem
drastischen Fall der Landeswährung, Stellung nehmen. Zudem wollten
die Abgeordneten wissen, warum die Regierung weiterhin am
Atomabkommen festhalten will, obwohl mit dem Ausstieg der USA die
Interessen Irans nicht mehr gesichert seien.

Rohanis Stabschef Mahmud Waesi warf den Abgeordneten vor, mit der
Einbestellung den Sturz der Regierung vorbereiten zu wollen.
"Ahmadinedschads Anhänger waren von Anfang an gegen Präsident Rohanis
Regierung und hoffen seitdem stets auf ihren Sturz", sagte er am 20.
Februar der Agentur Irna.

Der Plan der Hardliner scheiterte, weil sie nicht genügend
Unterschriften für ihren Antrag sammeln konnten. Bereits im August
2018 musste Rohani sich den Fragen der Abgeordneten im Parlament
stellen. Doch damals ging es nicht um eine Einbestellung, die zu
einem Misstrauensvotum führen könnte, sondern um eine Befragung.


ROHANI LEHNT SARIFS RÜCKTRITTSGESUCH AB

Präsident Hassan Rohani hat in einem Schreiben an Außenminister
Mohammad Dschawad Sarif dessen Rücktrittsgesuch abgelehnt. Der
Rücktritt sei nicht im Interesse des Staates, schrieb er.

Sarif hatte am 25. Februar auf Instagram seinen Rücktritt erklärt. Er
entschuldigte sich, dass er unter den gegebenen Umständen nicht in
der Lage sei, seinen Dienst zu leisten. Wörtlich schrieb er: "Ich
bedanke mich für die Großzügigkeit des tapferen iranischen Volkes und
der Verantwortlichen des Staates, die mir in den vergangenen 67
Monaten zuteilwurde. Ich möchte mich für meine Unfähigkeit, meinen
Dienst fortsetzen zu können, und für all meine Unzulänglichkeiten und
Versäumnisse entschuldigen."

Am gleichen Tag veröffentlichte die Tageszeitung Dchomhuri Eslami ein
Interview mit Sarif, das der Minister offenbar vor seiner
Rücktrittserklärung gegeben hatte. Darin zeigt er seinen Unmut
darüber, dass das Gesetz gegen Geldwäsche nicht verabschiedet worden
ist, dass Rundfunk und Fernsehen die Realitäten und Probleme im Land
nicht korrekt darstellten, dass die Regierung bei Verhandlungen mit
anderen Ländern keine Rückendeckung erhalte und dass die Angriffe
gegen die Außenpolitik der Regierung die Hoffnung der Bevölkerung auf
eine bessere Zukunft zunichtemache.

"Warum verurteilen manche Leute Rohani und die iranische Diplomatie
anstatt Trump zu verurteilen", sagte Sarif. Sarif gehört zu den
Mitgliedern des Kabinetts, das am meisten von den Hardlinern und
Konservativen angefeindet wird. In dem Interview sagte er: "Es ist
ein tödliches Gift für die Außenpolitik, wenn sie Gegenstand von
Gruppenbildung und Parteistreit wird."

Tatsächlich gibt es in der Islamischen Republik mehrere Instanzen,
die sich in die Außenpolitik des Landes einmischen, zum Beispiel die
Revolutionsgarden, der Wächterrat, die Freitagsprediger und allen
voran der Revolutionsführer. Dieser hat seinen eigenen
außenpolitischen Berater, den ehemaligen Außenminister Ali Akbar
Welayati, der oft im Auftrag Chameneis Gespräche im Ausland führt.
Ohnehin betrachtet Chamenei die Außenpolitik als seine eigene Domäne.

Offenbar brachte der Besuch des syrischen Präsidenten Bashar al-Assad
in Teheran bei Sarif das Fass zum Überlaufen. Assad führte Gespräche
mit Chamenei und Rohani, zu beiden Gesprächen war Sarif nicht
eingeladen worden, während Welayati und General Ghassem Soleimani,
der Kommandeur der für Auslandseinsätze zuständigen Al-Kuds-Brigade,
dabei waren.

In seinem Schreiben an Sarif schrieb Rohani, er stimme ihm zu, dass
die Stellung des Außenministeriums und des Außenministers als höchste
zuständige Instanz für die Außenpolitik geachtet und gewürdigt werden
müsse.

General Soleimani erklärte, es sei keine Absicht gewesen, dass Sarif
zu den Gesprächen mit Assad nicht eingeladen wurde. "Es waren
organisatorische Fehler, die dem Präsidialamt unterlaufen waren."

US-Außenminister Pompeo schrieb auf Twitter: "Man muss erst einmal
sehen, ob der Rücktritt Sarifs endgültig sein wird. Wie auch immer,
er und Rohani sind Strohmänner einer korrupten religiösen Mafia. Wir
wissen, dass die Entscheidungen von Chamenei gefällt werden. Unsere
Politik wird sich nicht ändern. Das Regime muss sich normal verhalten
und den Willen seines Volkes respektieren."

Israels Ministerpräsident Benjami Netanjahu twitterte: "Sarif ist
weg, Gott sei Dank, dass wir ihn los sind."


ANZEIGE GEGEN KOMMUNIKATIONSMINISTER

Die Staatsanwaltschaft hat am 24. Februar Anzeige gegen den
Kommunikationsminister Mohammad Dschawad Asari Dschahromi erstattet.
"Es gab mehrere Anweisungen und Warnungen an den Minister im
Zusammenhang mit den Anordnungen der Justiz über bessere
Internetkontrollen, die er aber nicht befolgt hat", lautete die
Begründung. Die Missachtung der Anweisungen der Justiz habe dazu
geführt, dass Feinde der Islamischen Republik Daten aus dem Land für
ihre politischen Ziele benutzt hätten, was der Spionage
gleichzusetzen sei.

Dschahromi ist mit 37 Jahren der jüngste Minister im Kabinett Rohani.
Er ist für den freien Zugang zum Internet und gegen die Zensur von
sozialen Netzwerken. Mit dieser Haltung befindet er sich im ständigen
Streit mit den Hardlinern, insbesondere mit der Justiz, die am
liebsten das Internet gänzlich verbieten würde.

Präsident Rohani kritisierte die Maßnahme der Justiz. "Nun haben wir
nach langer Zeit mal einen jungen Minister, der auch für die Bürger
da ist, und genau gegen den wird nun eine Anzeige erstattet." Welchen
Sinn solle diese Maßnahme haben, fragte er. Dschahromi werde
weiterhin seine Aufgaben erledigen und sich nicht um die "absurden
Anweisungen" der Justiz scheren.

Dschahromi selbst sagte Journalisten am 25. Februar, er habe keine
Zeit, sich um solche "Nebensächlichkeiten" zu kümmern. Das sei nicht
im Interesse der Bevölkerung.


ROHANIS BRUDER VOR GERICHT

Am 19. Februar wurde der Bruder von Präsident Rohani, Hossein
Fereidun vom Gericht zu einer ersten Anhörung vorgeladen. Laut einer
Mitteilung der Justizbehörde werden ihm und sechs weiteren Komplizen
Finanzdelikte in einer iranischen Bank vorgeworfen. Einzelheiten zum
Prozess wurden nicht bekannt gegeben.

Der 55-jährige Fereidun musste sich bereits 2017 wegen Korruption vor
Gericht verantworten. Nach seiner Festnahme wurde er gegen Kaution
wieder freigelassen. Bis zu diesem Zeitpunkt war er als Berater des
Präsidenten tätig. Zeitweise gehörte er auch der iranischen
Vertretung an, die mit den Weltmächten über das iranische
Atomprogramm verhandelte.

Nach Meinung politischer Beobachter beabsichtigt die Justiz, die von
den Hardlinern beherrscht wird, mit ihrem Vorgehen dem Ansehen des
Präsidenten zu schaden.


NEUER GESUNDHEITSMINISTER IM PARLAMENT BESTÄTIGT

Das iranische Parlament bestätigte am 4. Februar den von Präsident
Hassan Rohani nominierten neuen Gesundheitsminister Said Namaki. 229
Abgeordnete stimmten für und 25 gegen ihn. Vier Abgeordnete
enthielten sich.

Rohani bedankte sich bei dem zurückgetretenen Gesundheitsminister
Hassan Ghasisadeh Haschemi für seine Dienste und äußerte die
Hoffnung, dass Haschemi weiterhin die Pläne und Projekte des
Ministeriums unterstützen werde.

Namaki sei die beste Wahl für die Leitung des
Gesundheitsministeriums, die er habe treffen können, sagte Rohani
weiter. Auch Haschemi sei der Meinung gewesen, dass Namaki die am
besten geeignete Person für den Posten sei.

Namaki hatte bereits vor einem Monat, nach Ghasis Rücktritt, die
Leitung des Ministeriums provisorisch übernommen. Er stammt aus der
Stadt Kaschan in der Provinz Isfahan. Er ist promovierter Pharmazeut,
in Immunologie spezialisiert und als Dozent an der Universität
Schahid Beheschi in Teheran tätig. Seit der Gründung der Islamischen
Republik wurde das Gesundheitsministerium stets von Ärzten geleitet.
Namaki ist damit der erste Nichtmediziner, der dieses Amt übernimmt.


KEINE INFORMATIONEN ÜBER DIE AKTIVISTEN BACHSCHI UND
GHOLYAN

Die Angehörigen der Sozialaktivisten Sepideh Gholyan und des
Mitglieds der Arbeitnehmergewerkschaft der Zuckerfabrik Haft Tappeh,
Esmail Bachschi, sind in großer Sorge. Seit Wochen haben sie
keinerlei Informationen über deren Verbleib und Zustand erhalten. Die
Familie von Gholyan hat mehrmals vergeblich bei der Justiz einen
Besuch der Inhaftierten beantragt. Die Staatanwaltschaft lehnte ab,
mit der Begründung, der Fall werde erneut untersucht. Die Familie
befürchtet, dass Gholyan erneut unter Folter zu neuen Geständnissen
gezwungen werden könnte.

Berichte in den sozialen Netzwerken besagen ferner, dass Bachschi
sich in einem kritischen Zustand befindet. Bachschi gehörte zu den
rund 4000 Arbeitern der Zuckerfabrik Haft Tapeh in der Stadt Schusch,
die wochenlang protestiert hatten, weil sie über längere Zeit keinen
Lohn bekommen hatten. Bachschi war einer der Streikenden, die
festgenommen wurden. Nach seiner Entlassung aus dem Gefängnis
erklärte er im Januar auf Instagram, er sei im Gefängnis schwer
gefoltert worden. Auch Sepideh Gholyan berichtete, dass sie im
Gefängnis geschlagen worden sei, damit sie falsche Geständnisse
ablegt.

Die beiden Fälle fanden große Verbreitung in den sozialen Medien, so
weit, dass Verantwortliche der Justiz, Mitglieder der Regierung sowie
Parlamentsabgeordnete sich zu Stellungnahmen gezwungen sahen. Der
Kanzleichef von Präsident Hassan Rohani erklärte, Bachschi sei nicht
gefoltert worden. Auch andere Verantwortliche pflichteten ihm bei.
Schließlich wurden Bachschis angebliche Geständnisse im Fernsehen
gesendet.

Am 20. Januar teilte die Arbeitergewerkschaft von Haft Tappeh mit,
dass Bachschi abermals in Haft genommen worden sei. Die Agentur Fars,
die den Revolutionsgarden nahesteht, behauptet, Bachschi habe ins
Ausland flüchten wollen. Auch Gholyani wurde, Berichten von
Angehörigen zufolge, wieder in Haft genommen. Eine offizielle
Begründung dafür gibt es bislang nicht.

 * 


KULTUR

• Drastischer Rückgang der Buchauflagen

• Ein Iraner unter den Grammy-Siegern 

• Keine Übertragung von Fußballspiel wegen Schiedsrichterin


DRASTISCHER RÜCKGANG DER BUCHAUFLAGEN

Buchverlage in Iran beschweren sich stets über hohe Druckkosten und
Mangel an Leselust in der Bevölkerung. In letzter Zeit sind die
Kosten, vor allem für Papier, nicht zuletzt durch den drastischen
Fall der Landeswährung, gestiegen. Die Statistiken zeigen, dass die
Menschen in Iran im Durchschnitt zwei bis zwölf Minuten am Tag mit
Lesen verbringen.

Neueste Daten zeigen, dass die Buchauflagen insgesamt im Januar im
Vergleich zum selben Monat im vergangenen Jahr um 24,96 Prozent
zurückgegangen sind. Bei Lehrbüchern liegt der Rückgang sogar bei 47
Prozent.

Ein wichtiger Grund für diesen Rückgang ist die Teuerung von Papier.
Einige Verlage mussten den Autoren mitteilen, dass sie nicht mehr in
der Lage seien, ihre Bücher zu veröffentlichen. Sie schließen keine
neuen Verträge mehr ab, bemühen sich wenigstens alte Verträge
umzusetzen. Obwohl andere Faktoren, allen voran die Zensur, den
Buchmarkt belasten, sind gegenwärtig die hohen Preise für Papier zum
Hauptproblem der Verlage geworden.

Vor kurzem gab Hossein Rahimi, Chef der Teheraner Polizei, die
Verhaftung des Mannes bekannt, der als "Papierkönig" bezeichnet wird.
Neben ihm wurden 16 weitere Personen festgenommen. Rahimi sagte,
diese Personen hätten mit staatlichen Devisen, die wesentlich
billiger sind, als die auf dem freien Markt, 30.000 Tonnen Papier aus
dem Ausland eingeführt und teuer verkauft. Allerdings ist auch nach
dieser Festnahme das Papier nicht billiger geworden.

Der Verleger Mortesa Rohani vom Verlag Tardschoman sagte, der Preis
des Papiers sei in der zweiten Januar-Hälfte innerhalb einer Woche um
fast siebzig Prozent gestiegen. Die Wirkung der Instabilität und des
Anstiegs der Preise von Papier auf die gesamten Produktionskosten ist
enorm. Samira Rastegarpur, Leiterin des Kinderbuchverlags Zarrafeh,
sagte, die Produktionskosten für ein Buch betrugen im März
vergangenen Jahres rund 1,65 Millionen Tuman, im Oktober desselben
Jahres kletterten sie auf 6,13 Millionen Tuman und im Februar dieses
Jahres auf 10,20 Millionen Tuman.

Die hohen Kosten haben auch direkten Einfluss auf die Auflagenhöhe.
In den ersten Jahren nach der Revolution waren Buchauflagen in Höhe
von 30.000 nicht ungewöhnlich. Bestseller wie der Roman "Hamsajehha"
von Ahmad Mahmud hatten eine Auflage von 50.000.

Offizielle Statistiken zeigen, dass im ersten Jahrzehnt nach der
Revolution die Auflagen im Durchschnitt bei 7000 lagen, im zweiten
Jahrzehnt bei 6200, im dritten Jahrzehnt bei 4700 und im vierten
Jahrzehnt bei 2500. Im Jahr 2017 lag der Auflagendurchschnitt bei
1470. Rechnet man die Kinder- und Jugendbücher nicht mit, lag der
Durchschnitt bei 1000. Je geringer die Auflage, desto höher steigt
der Buchpreis. Der Durchschnittpreis ist in den letzten sechs Jahren
um 267 Prozent gestiegen.


EIN IRANER UNTER DEN GRAMMY-SIEGERN

Unter den diesjährigen Grammy-Siegern befindet sich auch der Iraner
Hamid Saidi. Seine Band Opium Moon gewann in der Kategorie New Age.
Saidi ist Komponist und Santur-Spieler. Die Gruppe besteht aus vier
Musikern, zwei andere Mitglieder sind wie Saidi Migranten, einer
stammt aus Israel und der andere aus Kanada.

Saidi lebt in Los Angeles. Bei der Preisverleihung sagte er: "Der
Preis zeigt, dass Musik für die Liebe und gegen den Krieg ist." Am
Ende seiner kurzen Dankesrede schickte er einen Gruß an alle Iraner.
Er ist nach Kayhan Kalhor der zweite Iraner, der einen Grammy erhält.


KEINE ÜBERTRAGUNG VON FUßBALLSPIEL WEGEN SCHIEDSRICHTERIN

In Iran sind Fußballspiele sehr beliebt, nicht nur die Spiele
iranischer Mannschaften, sondern ebenso gut Spiele anderer Länder.
Daher werden wichtige Spiele vom Fernsehen übertragen. Am 17. Februar
sollte das Spiel zwischen FC Bayern München und FC Augsburg gezeigt
werden. Doch als bekannt wurde, dass die Schiedsrichterin Bibiana
Steinhaus das Spiel leiten wird, wurde die Übertragung abgesagt.

Ob im Kino oder im Fernsehen dürfen leicht bekleidete Frauen nicht
gezeigt werden. Sie werden zensiert. Doch das wäre bei einer
Schiedsrichterin, die ständig im Bild ist, nicht möglich gewesen.
Daher wurde zum Leidwesen der Zuschauer die Übertragung abgesagt.

 * 


WIRTSCHAFT

• Kein iranisches Öl nach Europa

• Iraks Schulden an Iran können beglichen werden 

• Sabotageversuche der USA gegen das iranische Raketenprogramm 

• Marschflugkörper erfolgreich getestet 

• Entscheidung über Beitritt zu Palermo-Konvention vertagt


KEIN IRANISCHES ÖL NACH EUROPA

Enttäuscht äußerte sich Irans Ölminister Bijan Sangeneh, dass kein
europäisches Land aus Iran Öl importiert. "Wir haben sie viele Male
angerufen, aber sie haben nicht zurückgerufen", sagte er laut Fars
News am 5. Februar. Einzelne Staaten nannte er nicht. Unter den
EU-Staaten haben nur Griechenland und Italien von den Amerikanern
eine Ausnahmegenehmigung erhalten, um mit Iran Ölgeschäfte zu machen.


IRAKS SCHULDEN AN IRAN KÖNNEN BEGLICHEN WERDEN

Der Direktor der iranischen Zentralbank Abdolnasser Hemmati erklärte
nach einem Besuch im Irak und Gesprächen mit Verantwortlichen des
Landes, es sei ein Ausweg gefunden worden, um trotz US-Sanktionen die
Schulden Iraks an Iran zu überweisen. Gemeinsam mit dem Direktor der
irakischen Zentralbank unterzeichnete er am 6. Februar ein
entsprechendes Dokument. "Irak ist der größte Handelspartner der
Islamischen Republik", sagte Hemmati.

Einen Tag zuvor hatte Irans Ölminister Bijan Namdar Sangeneh
iranischen Medien zufolge gesagt, Iraks Schulden lägen wegen des
Kaufs von Gas und Strom nun bei zwei Milliarden Dollar. "Die Iraker
sagen, Iran stehe unter Sanktionen. Sie zahlen nicht ihre Schulden."
Zangeneh beschwerte sich, dass Irak die US-Sanktionen "ernsthaft"
befolge und die Zusammenarbeit auf kleinen gemeinsamen Ölfeldern
verweigere.

Welche konkreten Vereinbarungen die beiden Bankdirektoren getroffen
haben, um die US-Sanktionen zu umgehen, wurde nicht bekannt gegeben.
"Die USA haben versucht, durch einen Wirtschaftskrieg Irans
Wirtschaft und Politik in Bedrängnis zu bringen", sagte Hemmati.
"Doch wir haben die Verschwörungen der Feinde neutralisiert. Irans
Wirtschaft besitzt zurzeit die erforderliche Stabilität." Iran habe
auch mit anderen Staaten wie Russland, China, Indien und der Türkei
ähnliche Vereinbarungen zur Umgehung der Sanktionen getroffen.
Demselben Zweck dient auch die von der EU gegründete
Zweckgesellschaft (siehe Seite 22).

Der Ansicht Irans zufolge, streben die USA nicht nur einen totalen
Boykott des iranischen Ölexports an. Ihr Ziel sei, Iran vollkommen
von den internationalen Finanzzentren zu isolieren.


SABOTAGEVERSUCHE DER USA GEGEN DAS IRANISCHE RAKETENPROGRAMM

Die New York Times veröffentlichte in ihrer Ausgabe vom 12. Februar
einen Bericht über geheime Versuche der USA, das iranische
Raketenprogramm durch den Export von nicht funktionierenden Teile
nach Iran zu sabotieren. Dieser Plan, der bereits früher, auch in der
Regierungszeit von Barack Obama, bestand, sei seit der
Regierungsübernahme von Donald Trump beschleunigt worden, schreibt
die Zeitung. Der Bericht basiere auf Informationen, die die Zeitung
von früheren und gegenwärtigen Regierungsbeamten erhalten habe. Mit
dem Geheimplan sollen das militärische Potential Irans und die
Wirtschaft des Landes getroffen und geschädigt werden. Bereits vor
Jahren hatten die USA gemeinsam mit Israel versucht, durch den
Internet-Virus Stuxnet das iranische Atomprogramm zu zerstören. Der
Geheimplan flog damals auf, nachdem der Virus erheblichen Schaden
angerichtet hatte.

Die Informanten, deren Namen in dem Bericht nicht bekannt gegeben
werden, sagten, derzeit sei eine Bewertung des Geheimplans nicht
möglich, obwohl in den letzten Wochen zwei Versuche Irans, einen
Satelliten in die Erdlaufbahn zu schießen, scheiterten. Der erste
Versuch fand am 15. Januar statt, der zweite Anfang Februar.

Die USA verurteilten die Versuche mit der Begründung, die
Trägerrakete der Satelliten werde mit derselben Technologie gebaut,
wie ballistische Raketen. Der Bau dieser Raketen verletze die
Resolution des UN-Sicherheitsrats. Iran bestreitet dies.

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif bestätigte am 15. Februar
in einem Interview mit NBC-News das Scheitern der Satellitenversuche,
äußerte aber zugleich die Vermutung, das Scheitern sei durch die USA
verursacht worden. Iran sei dabei, die tatsächlichen Gründe für das
Scheitern herauszufinden, sagte der Minister. Er warnte die USA und
ihre Verbündeten vor einem Krieg gegen Iran. "Das wäre Selbstmord",
sagte er. Dieselbe Gruppe, die den Irak-Krieg angezettelt habe, plane
nun einen Krieg gegen Iran. "Ich meine nicht Präsident Trump. Aber es
gibt in der Regierung der USA Personen, die denselben Weg beschreiten
wollen, wie damals gegen Irak. Ich bin davon überzeugt, dass sie eine
Niederlage erleiden werden", sagte Sarif.

Indes erklärte der Chef der Luftwaffe der Revolutionsgarden General
Amir Ali Hadschisadeh in einem Interview mit der Nachrichtenagentur
Tasnim am 20. Februar: "Wir haben die Verschwörung der Feinde
aufgedeckt und die große Bedrohung zu einer günstigen Gelegenheit für
uns verwandelt." Die Feinde hätten "einige besondere Teile
geschickt". Es sei jedoch eine "große Lüge" zu behaupten, sie hätten
damit Erfolg gehabt.

Der General behauptete, den Revolutionsgarden sei es gelungen,
Aufklärungsflugzeuge der USA beim Flug über Syrien und Irak zu
kontrollieren. Die Feinde planten einen "dreißigjährigen Krieg" gegen
Iran. Doch die Garden hätten ihre Pläne durch Einflussnahme auf das
Militär der USA und auf die Führung des Aufklärungssystems vereitelt.
Dadurch hätten die Garden auch wichtige Informationen über den
Islamischen Staat (IS) erhalten. Diese Informationen seien an
paramilitärische Organisationen wie Haschd Schabi weitergegeben
worden. Dadurch hätten diese Gruppen im Kampf gegen den IS große
Erfolge erzielt.


MARSCHFLUGKÖRPER ERFOLGREICH GETESTET

Das Teheraner Verteidigungsministerium präsentierte am 2. Februar
eine Langstreckenrakete, die demnächst den Revolutionsgarden zur
Verfügung gestellt werden soll. Die "Howeiseh" hat laut Angaben des
Verteidigungsministers General Amir Hatami eine Reichweite von mehr
als 1350 Kilometern. Sie trifft feste Ziele am Boden. Zu den Vorzügen
der Rakete gehörten rasche Einsatzbereitschaft, sehr geringe
Flughöhe, hohe Präzision und große Zerstörungskraft. Beim Test habe
die Rakete eine Strecke von 1200 Kilometern zurückgelegt und ihr Ziel
genau getroffen. Die Rakete bezeichnete Hatami als "langen Arm der
Islamischen Republik". Sie wurde im Rahmen einer Waffenschau
getestet, die aus Anlass des 40. Jahrestags der Rückkehr Ayatollah
Chomeinis aus Paris veranstaltet und vom staatlichen Fernsehen
übertragen wurde.

Die Technologie der Marschflugkörper ist verschieden von der
Technologie von ballistischen Raketen. Diese Raketen, die eine
Reichweite von 2000 Kilometern haben, werden von den USA, Israel und
der EU scharf kritisiert. Führende Militärs in Iran behaupten,
technisch in der Lage zu sein, die Reichweite weiter zu erhöhen. Doch
angeblich habe Revolutionsführer Ali Chamenei, der auch
Oberbefehlshaber der Streitkräfte ist, befohlen, die Reichweite nicht
über 2000 Kilometern zu erhöhen.

Die Kritik, mit den Raketentests verstoße Iran gegen die
UN-Resolution 2231, lehnt Teheran ab. In der Resolution wird Iran
aufgefordert, auf Raketentests zu verzichten, die mit Nuklearwaffen
bestückt werden können. Einem Bericht des Internationalen Instituts
für Strategische Studien (IISS) in London zufolge baut Iran Raketen
mit einer Reichweite von zwischen 200 und 2000 Kilometern. Diese
seien in der Lage, eine Ladung von bis zu 1200 Kilogramm zu
transportieren.

Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu reagierte mit scharfen
Worten auf die Raketenpräsentation. "Iran erklärt offen seine
Absicht, den Staat Israel zu zerstören." Er habe "eine klare
Botschaft an die Tyrannen von Teheran: Wir wissen, was ihr tut und wo
ihr es tut", zitiert ihn dpa am 3. Februar. Israel werde "weiter mit
allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln gegen Iran vorgehen, um die
Sicherheit und Zukunft Israels zu sichern", sagte Netanjahu.


ENTSCHEIDUNG ÜBER BEITRITT ZU PALERMO-KONVENTION
VERTAGT

Abermals hat der Schlichtungsrat die Entscheidung über den Beitritt
zur Palermo-Konvention vertagt. Die Palermo-Konvention ist eine am
15. November 2000 von der UN-Vollversammlung angenommene
"Übereinkunft gegen grenzüberschreitende Kriminalität" (CFT,
Combating the Financing of Terrorism). Der Beitritt zur CFT gehört zu
den Bedingungen, die die Arbeitsgruppe für finanzielle Maßnahmen
gegen Geldwäsche (FATF, Financial Action Task Force on Money
Laundering) von Iran fordert, um das Land aus der von dieser
Organisation geführten schwarzen Liste zu streichen. Iran stand auf
dieser Liste, wurde aber vorübergehend bis Oktober 2018
herausgenommen. Um endgültig aus der Liste gestrichen zu werden,
müsste Teheran einige Bedingungen erfüllen. Andernfalls hätte es,
unabhängig von bestehenden Sanktionen, große Schwierigkeiten mit
internationalen Banken und Finanzzentren Geschäfte zu machen, hieß es
seitens der Organisation.

Der Beitritt zur Palermo-Konvention war im Oktober vergangenen Jahres
mit knapper Mehrheit vom Parlament verabschiedet worden. Doch der
Wächterrat, der die Beschlüsse des Parlaments bestätigen muss, damit
sie als Gesetz in Kraft treten können, lehnte den Beitritt ab. In
solchen Fällen wird der Schlichtungsrat eingeschaltet.

Die Gegner des Gesetzes argumentieren, die Islamische Republik würde
mit dem Beitritt ihre Unabhängigkeit verlieren. Die FATF widerspreche
in den Bereichen Außenpolitik, Verteidigung und Wirtschaft den
nationalen Interessen und der Sicherheit des Landes. Zudem werde die
Mitgliedschaft ein Umgehen der Sanktionen und die subversive
Zusammenarbeit mit Personen und Organisationen verhindern. Denn die
Mitgliedschaft erlaube der FTAF auch Einblick und Einmischung in
innere Angelegenheiten des Landes. Schließlich werde die
Mitgliedschaft die Zusammenarbeit mit "islamischen
Widerstandsorganisationen" wie der libanesischen Hisbollah
verhindern, die die FATF als terroristisch einstuft.

Zu diesem Thema hätten sich viele Mitglieder zu Wort gemeldet, sagte
das Ratsmitglied Gholamresa Mesbahi der Agentur Irna am 16. Februar.
Deshalb habe man den Tagesordnungspunkt vertagt. Der Rat tagt alle
zwei Wochen. Das bedeutet, dass eine mögliche Entscheidung erst
Anfang März erfolgen kann.

Die FATF hatte im Oktober die Frist für eine Entscheidung Irans um
weitere vier Monate verlängert. Nun hat sie die Frist noch einmal um
vier weitere Monate verlängert. Sie drohte zugleich, sollte Iran
innerhalb dieser Frist nicht die Bedingungen erfüllen, werde sie neue
Schritte gegen Finanzaktivitäten Irans unternehmen, hieß es in einer
Erklärung, die auf der Tagung der FATF am 22. Februar in Paris
verabschiedet wurde.

 * 
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SARIF: DIE GEFAHR EINES KRIEGS IST ERNST

Irans Außenminister warf am 17. Februar auf der Münchener
Sicherheitskonferenz Israel vor, einen Krieg anzustreben und warnte
die USA, durch ihr Verhalten im Nahen Osten die Gefahr einer
militärischen Auseinandersetzung zu erhöhen. Auf die Frage eines
Journalisten, ob die Gefahr eines Krieges ernsthaft bestehe,
antwortete er: "Sicher, einige Staaten streben einen Krieg an." Dabei
erwähnte er auch Israel. Israel missachte in Syrien permanent
internationale Vereinbarungen. Er kritisierte die Staaten der EU, die
diese Missachtungen ignorierten.

"Die Lage ist ernst, sie kann noch ernster werden, wenn ihr (die
Europäer) sie weiterhin ignoriert", sagte der Minister. Die Politik
der USA Iran gegenüber sei in den vergangenen zwei Jahren wesentlich
aggressiver geworden. Washington strebe einen Regimewechsel in Iran
an. Sarif verwies auch auf eine Äußerung des Nationalen
Sicherheitsberaters der USA, John Bolton, der im vergangenen Jahr auf
einer Versammlung der oppositionellen Volksmodschahedin gesagt hatte:
"Sie werden nächstes Jahr Ihre Versammlung in Teheran abhalten
können." Sarif betonte, Iran habe nie den Verhandlungstisch
verlassen, es seien die USA gewesen, die sich Iran gegenüber
feindlich verhalten hätten.

Sarif bestritt die Vorwürfe gegen Iran, in Europa Anschläge geplant
zu haben. Es gebe für diese Behauptungen keinerlei Beweise, sagte er.
Als der angebliche Anschlag gegen eine Versammlung der
Volksmodschahedin aufgedeckt worden sei, habe sich Präsident Rohani
in Europa aufgehalten. Dies zeige, wie unsinnig es sei, Iran für den
Anschlag verantwortlich zu machen.

Zur Lage der Menschenrechte in Iran und der Festnahme von
Umweltaktivisten sagte Sarif, sowohl er als auch Rohani seien nicht
mit allem einverstanden, was in Iran geschehe. Die Regierung habe
keine Kontrolle über die Justiz. Bezüglich der Achtung der
Menschenrechte habe der Fall des saudischen Journalisten Khashoggi
gezeigt, wieweit die USA und Europa diese Rechte zu würdigen wüssten.
Sie hätten nichts gegen die saudische Regierung unternommen und ihre
Waffenlieferungen an das Land fortgesetzt.

Zu Irans Nahost-Politik sagte Sarif, Iran sei auf Wunsch der
legitimen Regierung in Syrien präsent. Die Angriffe Israels
bezeichnete er als Verletzung der Souveränität eines Nachbarlandes.

Der Austritt der USA aus dem Atomabkommen sei nichts als ein klarer
Bruch internationaler Konventionen, denn das Abkommen sei Teil einer
Resolution der Vereinten Nationen und daher für die Mitglieder
bindend, sagte Sarif. Die USA seien aus dem Abkommen ausgestiegen,
weil sie gehofft hätten, damit das Regime in Iran zum Sturz bringen
zu können. Iran halte weiterhin an dem Abkommen fest, sagte der
Minister. Er kritisierte Deutschland, Großbritannien und Frankreich,
weil sie sich nicht ausreichend bemühten, die von den USA verhängten
Sanktionen zu umgehen. Die von der EU gegründete Zweckgesellschaft
reiche dazu nicht aus. Das Abkommen stehe "auf der Kippe". Die
Aufforderung des US-Vizepräsidenten Mike Pence an die Europäer, das
Atomabkommen zu verlassen, bezeichnete Sarif als "arrogant". Der
Versuch der USA, Iran zu dämonisieren, habe "in der unrechtmäßigen
und unilateralen Aufkündigung der US-Verpflichtungen" aus dem
Abkommen ihren Gipfel erreicht. Nun würden die USA um "Komplizen der
Gesetzlosigkeit" werben. Es sei "lachhaft", wenn Pence in diesem
Zusammenhang Iran einen zweiten Holocaust unterstelle.

Der Minister forderte die Europäer auf, sich ernsthaft gegen die
Politik der USA zur Wehr zu setzen. "Europa muss sich trauen, ein
nasses Fell zu bekommen, wenn es gegen den Strom des Unilateralismus
der USA schwimmen will", sagte er.

Zum iranischen Raketenprogramm sagte Sarif, Iran habe wie jedes
andere Land das Recht, sich selbst zu verteidigen. "Wie soll das Land
sich sonst verteidigen, etwa mit Säbeln? Iran brauche moderne Waffen,
um sich gegen den nächsten Saddam Hussein verteidigen zu können."


UMSTRITTENE NAHOST-KONFERENZ IN WARSCHAU

Die von den USA und Polen geplante Nahost-Konferenz in Warschau hat
am 13. und 14. Februar stattgefunden. Bis zum Beginn der Konferenz
stand nicht fest, wie viele Staaten an der Konferenz teilnehmen und
welche Staaten hochrangige Vertreter nach Warschau schicken würden.
Bereits am 4. Februar gab der israelische Ministerpräsident Benjamin
Netanjahu seine Teilnahme bekannt. Einige Staaten waren zu der
Konferenz nicht eingeladen, darunter Iran und Palästina. Irak und
Libanon lehnten ihre Teilnahme ab. Iran sagte ein Scheitern der
Konferenz voraus. "Die USA haben verzweifelt versucht, eine
Anti-Iran-Konferenz in Warschau zu organisieren, aber dieser Plan
ging nicht auf", sagte Sarif am 10. Februar im Teheraner Parlament.
Wichtige Teilnehmerländer würden keine hochrangigen Vertreter nach
Warschau entsenden. Der Vorsitzende des Rats für strategische
Außenpolitik, Kamal Charrasi, sagte bei einer Rede in Katar am 10.
Februar, Staaten, die zur Unterstützung der Politik der USA an der
Konferenz in Warschau teilnehmen, "werden wir im Blick behalten". Sie
sollten sich darüber bewusst sein, dass die Fortsetzung dieser
Politik zu einer schweren Krise führen werde, "die auch sie in
Mitleidenschaft ziehen wird".

Unter den Ländern Westeuropas schickten einzig die Briten ihren
Außenminister zu der Konferenz. EU-Außenbeauftragte Frederica
Mogherini sagte ihre Teilnahme wegen Terminschwierigkeiten ab.
Deutschland wurde vom Staatsminister im Außenamt Niels Annen
vertreten. Demgegenüber kamen aus den USA hochrangige Politiker wie
Vizepräsident Mike Pence und Außenminister Mike Pompeo. Auch
Saudi-Arabien, Bahrain, Jemen, Jordanien, Kuwait, Oman, Marokko und
die Vereinigten Arabischen Emirate waren auf Ministerebene vertreten.

Nach Angaben des Oberbefehlshabers der iranischen Streitkräfte
Generalmajor Mohammad Bagheri hat Polen Iran gegenüber im Vorfeld der
Konferenz beteuert, die Konferenz werde sich nicht gegen Iran
richten. "Die Polen haben uns versprochen, dass in Warschau kein Wort
gegen Iran gesagt wird ... - mal sehen, ob sie ihr Wort halten",
sagte der General in einem Interview mit Irna. Demgegenüber erklärte
Netanjahu einen Tag vor Beginn der Konferenz, Schwerpunkt seiner Rede
werde Iran sein. Rudy Giuliani, persönlicher Rechtsberater von
Präsident Trump forderte zu Beginn der Konferenz am 13. Februar die
Teilnehmer auf, die iranische Regierung unter Druck zu setzen, damit
das Land einen demokratischen Weg einschlägt. Kein Land solle mit
Iran Geschäfte machen. Das Land müsse vollständig isoliert werden,
sagte er auf einer Kundgebung der iranischen Volksmodschahedin in
Warschau. "Wir müssen tun, was wir können, damit sie ihre Politik
ändern und wenn sie ihre Politik nicht ändern, damit sie ihre
Regierung ändern."

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif bezeichnete die Konferenz
als eine "Totgeburt". "Es ist ein weiterer Versuch der Vereinigten
Staaten, ihre schlecht begründete Obsession mit Iran zu verfolgen.
Die Warschauer Konferenz ist, glaube ich, eine Totgeburt." Es gehe
bei dieser Konferenz aus Sicht der USA nicht um einen
Meinungsaustausch. Vielmehr wollten die USA anderen Staaten ihre
Meinung aufzwingen und sie auffordern, ihnen Gefolgschaft zu leisten.
"Die Tatsache, dass sie keine gemeinsame Vereinbarung anstreben,
sondern ihre eigene Erklärung im Namen aller anderen zu verabschieden
suchen, zeigt, dass sie, keinen Respekt für sie (andere Staaten)
haben", sagte der Minister.

Israels Ministerpräsident Netanjahu löste mit einem von seinem Büro
per Twitter verbreiteten Video für Irritation und Unruhe. Darin hieß
es, es gehe bei der Konferenz darum "unser gemeinsames Anliegen eines
Kriegs gegen Iran voranzubringen". Später hieß es, er sei falsch
übersetzt worden. Das hebräische Wort "Milchama", das Netanjahu
verwendet habe, bedeute Krieg, aber auch Bekämpfung. Ob Krieg oder
Bekämpfung, Netanjahu machte keinen Hehl daraus, dass es bei der
Konferenz um die Bildung einer gemeinsamen Front gegen Iran gehe. Er
sprach auf der Konferenz von einem "historischen Wendepunkt". Es sei
ein einmaliges Ereignis, dass Israels Ministerpräsident gemeinsam mit
Außenministern führender arabischer Staaten sich träfen und "mit
ungewöhnlicher Härte, Klarheit und Einigkeit gegen die gemeinsame
Bedrohung des iranischen Regimes" einträten. Dies eröffne neue
Möglichkeiten und Perspektiven, um die Sicherheit des Nahen Ostens zu
verteidigen. "Ich ziehe daraus den Schluss, dass das in anderer Form,
auf anderen Wegen, mit demselben Ziel fortgesetzt werden muss."

Pompeo pflichtete ihm bei: "Nationen auf neue Weise
zusammenzubringen, um alte Problem zu lösen. Das ist heute hier
unsere Mission", sagte der Minister. Er warf Iran vor, "einen
Mordfeldzug durch Europa" durchzuführen. Iran stelle auch für Europa
eine Bedrohung dar. Der Einfluss Irans im Nahen Osten sei enorm, aber
enorm schlecht. Andere Staaten des Nahen Ostens wie Saudi-Arabien,
die Arabischen Emirate, Bahrain, Jordanien und Israel fühlten sich
von Iran bedroht. "Sie haben gemeinsame Interessen." Das
Zurückdrängen Irans sei eine zentrale Aufgabe zur Lösung der Probleme
des Nahen Ostens und unabdingbar für die Sicherheit und Stabilität
der Region.

Vizepräsident Mike Pence bezeichnete Iran als größten staatlichen
Unterstützer von Terrorismus. Er forderte die Europäer auf, den
Atomvertrag mit Iran zu kündigen und die Sanktionen gegen das Land zu
unterstützen. Andere Länder hätten längst ihren Ölimport aus Iran
eingestellt. "Leider sind unsere führenden europäischen Partner nicht
annähernd so kooperativ. Im Gegenteil, Deutschland, Frankreich und
Großbritannien versuchen Wege zu finden, um die Sanktionen zu
umgehen. Dieser unvernünftige Schritt wird nur Iran stärken und die
EU schwächen", sagte Pence.

Dem Vizepräsidenten widersprach der Vertreter Deutschlands Niels
Nannen. Die europäischen Staaten seien sich über das Festhalten an
dem Abkommen völlig einig, sagte er. "Europa ist in der Iran-Frage
nicht gespalten." Alle 28 EU-Staaten hätten sich eine Woche zuvor
übereinstimmend dazu entschieden, das Atomabkommen zu erhalten und
Iran wirtschaftliche Anreize angeboten, um das Land von der
Fortsetzung seines Atomprogramms abzuhalten.

Zum Schluss der Konferenz sagte Pompeo, es habe bei der Konferenz
niemanden gegeben, der die Islamische Republik verteidigt hätte. Zwar
gebe es unterschiedlichen Umgang mit dem Land. Aber alle seien sich
einig, dass Iran eine Bedrohung für die Stabilität und Sicherheit der
Region darstelle. Er sei sicher, dass die Vereinigten Staaten und die
EU die Fähigkeiten hätten, Wege zur gemeinsamen Zusammenarbeit zu
finden.

Im Schlusskommunique der Gastgeber der Konferenz (USA und Polen) wird
auf Iran nicht Bezug genommen. Aber auf der gemeinsamen
Pressekonferenz der Außenminister Polens und der USA wurde Iran
mehrmals als Bedrohung bezeichnet. Polens Außenminister Jacek
Czaputowicz, sagte, seine Regierung sei sich mit anderen
EU-Regierungen einig, dass an dem Atomabkommen festgehalten werden
müsse. Die von den Amerikanern kritisierte "Zweckgesellschaft"
bezeichnete er allerdings als "symbolischen Akt". Die großen
Unternehmen hätten ohnehin ihre Beziehungen zu Iran eingestellt. Wenn
die "Zweckgesellschaft" auf dem Gebiet der Nahrungsmittel und Medizin
Hilfe leisten könne, sei das positiv. Iran sei aufgrund seiner
politischen Positionen und seines Verhaltens nicht zu der Konferenz
eingeladen worden.

Pompeo bezeichnete die Konferenz abermals als "historisch". Die
Führer Israels und arabischer Staaten hätten sich getroffen und
miteinander über die Aggressionen der Islamischen Republik und die
Gefahr, die von ihr ausgeht, gesprochen und nach gemeinsamen Wegen
gesucht. Bei der Einschätzung Irans habe es keine Differenzen
gegeben. Weiter sagte Pompeo, die USA würden den Druck auf Iran
weiter erhöhen. Das werde dem iranischen Volk dazu verhelfen, zu dem
Reichtum zu gelangen, den die Staatsführung ihm verwehrt. "Die
Vereinigten Staaten sind bestrebt, die Welt davon zu überzeugen, dass
all die Rohanis, Soleimanis und die Mullahs weiterhin davon
abgehalten werden müssen, sich mit Geld, das sie einnehmen, in größte
Unterstützer des Terrorismus zu verwandeln."

Wenige Stunden nach dem Selbstmordattentat auf einen Bus der
Revolutionsgarden im Osten Irans fragte Irans Außenminister Mohammad
Dschawad Sarif ob es Zufall sei, dass das Attentat am selben Tag
stattfindet, an dem "der Zirkus von Warschau" veranstaltet wurde. Er
kritisierte, dass die Mitglieder der iranischen Volkmodschahedin, die
er als Terroristen bezeichnete, in Warschau eine Anti-Iran-Kundgebung
veranstalten durften.

Darauf reagierte das Außenministerium in Warschau mit einem an Sarif
gerichteten Tweet, in dem es heißt, Polen verurteile jede Art von
Terrorismus, also auch den Anschlag in Iran.

Es gebe in Warschau keine Terroristen, "hier herrscht Demokratie und
freie Meinungsäußerung".


EUROPA WEIST KRITIK DER USA ZURÜCK

Einen Tag nach der Konferenz machte die EU-Außenbeauftragte Mogherini
auf der Münchener Sicherheitskonferenz noch einmal die Position der
EU Iran gegenüber deutlich. Europa werde an dem Atomabkommen
festhalten, denn das Abkommen hänge direkt mit der Sicherheit der
Region zusammen. Auch Bundesaußenminister Heiko Maas bekräftigte
diese Position. "Wir wollen ein Iran ohne Nuklearwaffen, vor allem,
weil wir die destabilisierende Rolle Irans in der Region beobachten."

Zuvor hatte US-Vizepräsident Mike Pence nach einem Besuch im
ehemaligen Konzentrationslager Auschwitz erklärt: "Wir haben in
Teheran ein Regime, das tödlich und bedrohlich ist, das einen
beschämenden Hass gegen Juden hat, wie einst die Nazis in Europa."


BRISANTES VIDEO VON GESCHLOSSENER SITZUNG VERÖFFENTLICHT

Ein Video von einer geschlossenen Sitzung, die in Warschau am Rande
der Nahost-Konferenz zustande gekommen war und an der die Vertreter
Saudi-Arabiens, Bahrains und der Arabischen Emiraten gemeinsam mit
dem israelischen Ministerpräsidenten Benjamin Netanjahu teilnahmen
wurde zunächst vom Büro Netanjahus auf Youtube veröffentlicht und
einer Gruppe von israelischen Journalisten zugänglich gemacht. Kurz
nach der Veröffentlichung wurde es wieder aus Youtube herausgenommen.
Es ist nicht klar, ob die Veröffentlichung Absicht oder ein Fehler
war.

In dem Video, das 25 Minuten dauert, erklärt Bahrains Außenminister
Chalid bin Ahmad Al Chalifa, Iran sei für die Sicherheit der Region
eine größere Bedrohung als der Konflikt zwischen Israel und
Palästina. "Wir sind mit dem israelisch-palästinensischen Konflikt
als größtes Problem der Region aufgewachsen. Später wurden wir mit
einem größeren Problem konfrontiert, einem giftigeren Problem. Das
giftigste Problem in der modernen Geschichte stammt aus Iran", sagte
der Minister. Das Regime in Teheran bezeichnete der Minister als
"neofaschistisch". Es plane einen Angriff gegen Bahrain und die
Destabilisierung Jemens, Syriens und Iraks. Wenn es diese
Einmischungen nicht gebe, ließe sich das Problem zwischen Israel und
Palästina leichter lösen.

Der Außenminister der Arabischen Emirate Abdullah bin Zayid Al Nahyan
sagte mit Blick auf israelische Angriffe auf iranische Stellung in
Syrien: "Jedes Land hat das Recht, sich zu verteidigen, wenn es sich
von einem anderen Land bedroht fühlt." Auch der saudische
Außenminister Adel al-Dschubeir verurteilte Irans Außenpolitik. Die
Unterstützung, die Iran paramilitärischen Organisationen gewähre,
schade den Palästinensern unter der Führung von Mahmud Abbas. "Wer
unterstützt Hamas und die Organisation Dschihad Islami, wer stellt
die palästinensische Autonomiebehörde in Frage? Iran", sagte der
Minister. "Wir können nicht ohne Frieden zwischen Israel und
Palästina die Region stabilisieren. Doch wohin wir auch gehen, stoßen
wir auf Aggressivitäten Irans." Al-Dschubeir übte auch scharfe Kritik
gegen die libanesische Hisbollah, die von Iran unterstützt werde. "Es
ist ein Witz, wenn behauptet wird, es gebe einen politischen und
einen militärischen Zweig der Hisbollah. Das stimmt absolut nicht",
sagte der Minister. Er stellte auch das Atomabkommen mit Iran in
Frage und sagte, Iran werde im Rahmen dieses Abkommens in den Besitz
von Nuklearwaffen gelangen.

Auf dem Video ist auch Netanjahu zu sehen. Er hört den Arabern
aufmerksam und wohl mit Genugtuung zu. Er hatte auf der Konferenz
gesagt, es gebe zwar nichtöffentliche Treffen zwischen Israel und
arabischen Staaten, aber noch wichtiger sei der gemeinsame
öffentliche Auftritt.

Das Treffen von hochrangigen Vertretern von Saudi-Arabien, den
Arabischen Emiraten, Katar und Jemen mit Netanjahu machte in Israel
als Sensation Schlagzeilen. Es gab aber auch Kritik gegen die
Veröffentlichung. Die frühere Außenministerin Tzipi Livni schrieb in
der "Times of Israel", die Veröffentlichung gefährde die Beziehungen
zwischen Israel und den arabischen Staaten. "Ich habe jahrelang zu
den Führern arabischer Staaten, zu denen wir keine diplomatischen
Beziehungen haben, Kontakt gehabt. Wir haben diese Kontakte nie
öffentlich gemacht", sagte Livni.


IRAN UND ISRAEL DROHEN MIT KRIEG

Iran und Israel drohen gegenseitig mit Krieg. General Jadollah
Dschawani, Kommandeur der iranischen Revolutionsgarden, sagte am 11.
Februar laut Irna, sollten die USA Iran angreifen, werde Iran dies im
Gegenzug mit einem Angriff auf Tel Aviv und Haifa beantworten. "Die
USA sollten wissen, dass wir bei einem militärischen Angriff auf uns,
Tel Aviv und Haifa dem Erdboden gleichmachen würden." Iran brauche
sich vor den USA nicht zu fürchten. Iran sei in der Lage, sich gegen
jeden Angriff adäquat zur Wehr zu setzen.

Am selben Tag, dem vierzigsten Jahrestag der islamischen Revolution,
meldete sich Israels Ministerpräsident zu Wort. Er warnte Iran vor
Angriffen auf sein Land. Er nehme die "Drohungen zur Kenntnis, aber
ich lasse mich dadurch nicht einschüchtern", sagte der Regierungschef
in einer Videobotschaft. "Wenn dieses Regime den schrecklichen Fehler
begeht, Tel Aviv und Haifa zu zerstören, wird ihm dies nicht
gelingen." Sollte es es trotzdem versuchen, "würde dies der letzte
Jahrestag der Revolution sein, den sie feiern."

Am 17. Februar erklärte der frühere Militärchef Israels, Benjamin
Gantz, der für das Amt des Ministerpräsidenten kandidiert, er werde
im Konflikt mit Iran um keinen Deut zurückweichen. Unmittelbar nach
der Rede des iranischen Außenministers Mohammad Dschawad Sarif auf
der Münchener Sicherheitskonferenz sagte er am Rand der
Veranstaltung, Sarif vertrete ein Regime, das Israel zu zerstören
drohe. "Lassen Sie sich von seinen Lügen nicht zum Narren halten. Mit
mir gibt es keine Beschwichtigung. Mit mir wird Iran nicht in den
Besitz von Atomwaffen gelangen."

Gantz ist Vorsitzender der neuen Partei "Widerstandskraft für
Israel". Er ist der einzige Politiker, dem eine Chance zugerechnet
wird, bei den Parlamentswahlen am 9. April gegen Netanjahu zu siegen.
Das Teheraner Regime habe "öffentlich zur Zerstörung meiner Nation
aufgerufen. Es hängt Homosexuelle, es unterdrückt Frauen, es verfolgt
Minderheiten und verletzt Menschenrechte", sagte Gantz. Iran zerstöre
die Stabilität in der Region und unterstütze den Terrorismus
weltweit.


USA VERSCHÄRFEN ATTACKEN GEGEN IRAN

In seiner Rede zur Lage der Nation bezeichnete US-Präsident Donald
Trump das Regime in Teheran als eine "verdorbene Diktatur und größten
Unterstützer des Terrorismus in der Welt". Um sicher zu sein, dass
diese "verdorbene Diktatur" niemals in den Besitz von Nuklearwaffen
gelangt, seien die USA aus dem "katastrophalen Atomabkommen"
ausgestiegen und haben "härteste Sanktionen" gegen Iran verhängt.
"Wir werden ein Regime nicht aus den Augen lassen, das Amerika den
Tod wünscht und dem jüdischen Volk mit Völkermord droht. Wir dürfen
nie das abscheuliche Gift des Antisemitismus ignorieren, oder die,
die bösartige Überzeugungen säen."

In einer ersten Reaktion auf die Rede Trumps twitterte Irans
Außenminister Mohammad Dschawad Sarif: "Der Hass hat die USA zur
Unterstützung von Diktaturen, Killern und Extremisten getrieben, die
die Region zerstört haben."

Der Iran-Beauftragte der US-Regierung Brian Hook sagte in einer
Video-Botschaft vor der seit Jahren geschlossenen iranischen
Botschaft in Washington, die USA wünschten sich den Tag herbei, an
dem sie die Schlüssel für die Botschaft einer Regierung übergeben
könnten, die tatsächlich das iranische Volk vertritt. Er hoffe, diese
Regierung werde nicht eine "revolutionäre Ideologie des Hasses"
verbreiten, sondern die wahren Interessen des "großen iranischen
Volkes". Letztendlich müsse das iranische Volk frei sein und seine
Gesetze sowie seine Regierung selbst bestimmen und sich nicht einem
"verderblichen, mafiösen, religiös verbrämten Regime" beugen müssen.

Die iranische Botschaft in Washington wurde nach der Besetzung der
US-Botschaft in Teheran und dem Abbruch der diplomatischen
Beziehungen zwischen Teheran und Washington geschlossen. Hook sagte:
"Die Vereinigten Staaten hüten seit fast 40 Jahren das Gebäude,
sorgen für seine Sicherheit und den Erhalt seiner Schönheit. Selbst
die Teppiche und Kunstwerke sind unter angemessener Temperatur in
einem besonderen Raum aufbewahrt, solange, bis unsere diplomatischen
Beziehungen wieder aufgenommen werden und wir das Gebäude dem
iranischen Volk übergeben können."

40 Jahre seien seit der iranischen Revolution vergangen, sagte Hook.
Gleichgültig welche Maßstäbe man anlege, es seien dunkle Jahre. "Die
Vereinigten Staaten hoffen, dass die nächsten 40 Jahre ganz anders
sein werden und Iran als eine mächtige Kraft seine berechtigte
Position erlangt und zu Stabilität und Wohlergehen in der Region
beiträgt."

Auch der US-Botschafter in Deutschland, Richard Grenell, hat sich
wieder einmal über Iran geäußert. Er hat den Umgang des Regimes mit
Homosexuellen mit den Grausamkeiten des Islamischen Staats (IS)
gleichgesetzt. "Irans abscheuliche Maßnahmen stehen der Brutalität
und Grausamkeit der ISIS-Terrormiliz in nichts nach", schrieb er in
der "Bild"-Zeitung vom 4. Februar. "In Iran, wo selbst neunjährige
Kinder zum Tode verurteilt werden können, werden schwule Teenager
öffentlich gehängt, um andere so zu verängstigen und einzuschüchtern,
dass sie es nicht wagen, sich zu outen." "Man könne unterschiedlicher
Ansicht über Homosexualität sein, aber niemand sollte jemals
strafrechtlich verfolgt werden, weil er homosexuell ist, sagte der
Botschafter, der seine eigene Homosexualität 1999 öffentlich bekannt
gegeben hat.

Grenell übte auch harte Kritik gegen die Europäer wegen ihrem
Versuch, bei Geschäften mit Iran US-Sanktionen zu umgehen. Das sei
eine "Missachtung" der Iran-Politik der USA, sagte er der "Welt am
Sonntag" vom 10. Februar. Die Iran-Politik Präsident Trumps
bezeichnete er als Doppelstrategie, die dem Prinzip "Zuckerbrot und
Peitsche" folge. "Wir setzen die stärkstmöglichen Sanktionen ein,
während wir gleichzeitig Gespräche anbieten, um zu sehen, ob sich so
das Verhalten bestimmter Staaten ändert."

Präsident Trump schrieb zum 40. Jahrestag der iranischen Revolution
auf Twitter: "40 Jahre Korruption, 40 Jahre Unterdrückung, 40 Jahre
Terror. Das Regime in Teheran hat 40 Jahre des Versagens
hervorgebracht." Das iranische Volk verdiene eine bessere Zukunft,
heißt es in der Botschaft, die auch auf Persisch verbreitet wurde.
Trumps Sicherheitsberater John Bolton äußerte sich ähnlich. "Vier
Jahrzehnte des Versagens und der gebrochenen Versprechen", schrieb er
auf Twitter.

Sarif reagierte auf diese Verbalattacken mit den Worten: "40 Jahre
Niederlage der USA beim Versuch, Iran zur Kapitulation zu zwingen. 40
Jahre Scheitern der USA bei der Anpassung ihrer Politik an reale
Gegebenheiten."

Indes lehnte Revolutionsführer Ali Chamenei jede Art von
Verhandlungen mit den USA ab. Es wäre ein unverzeihlicher Fehler,
sich auf Verhandlungen mit Washington einzulassen", sagte er.
"Verhandlungen mit ihnen werden nichts bringen als materielles und
geistiges Leiden." Das wäre so "als wenn Sie vor dem Feind knien und
die Klauen des Wolfs küssen würden."


SCHLAGABTAUSCH ZWISCHEN TEHERAN UND RIAD

Der saudische Außenminister Adel al Dschubeir sagte am 18. Februar
auf einer Pressekonferenz in der pakistanischen Hauptstadt Islamabad,
Iran sei seit Jahrzehnten Hauptförderer des internationalen
Terrorismus. Seine Rolle in der Region sei "zerstörerisch". Damit
reagierte er auf die Anschuldigungen Irans, Saudi-Arabien habe bei
dem Anschlag auf einen Bus der Revolutionsgarden mitgewirkt. Iran
versuche sein eigenes Volk auf die falsche Fährte zu führen, sagte
der Minister.

Bei seinem Besuch in Pakistan gab der Minister bekannt, dass seine
Regierung beschlossen habe, 20 Milliarden Dollar in Pakistan zu
investieren. Pakistan befindet sich wirtschaftlich in einer Krise und
ist daher auf Hilfe von außen angewiesen. Die Beziehungen zwischen
Pakistan und Saudi-Arabien sind in letzter Zeit enger geworden. Die
Saudis sind bemüht, Pakistan dazu zu bewegen, sich der Front gegen
Iran anzuschließen. Das Außenministerium in Islamabad gab bekannt,
dass Staatspräsident Aref Alavi dem saudischen Kronprinzen die
"Medaille Pakistan", übergeben werde. Es ist die höchste
Ehrenmedaille, die Pakistan zu vergeben hat. Premierminister Ahmad
Khan Niazi bezeichnete Saudi-Arabien als "Freund in der Not".

Das Teheraner Außenministerium reagierte scharf auf die Äußerungen al
Dschubeirs. Außenamtssprecher Bahram Ghassemi bezeichnete
Saudi-Arabien als "Pate des fundamentalistischen Terrorismus".
Saudi-Arabien sei die Geburtsstätte des Fundamentalismus und der
"Exporteur des organisierten Terrorismus". Dem Land stehe nicht zu,
anderen Länder Terrorismus vorzuwerfen. Die Äußerungen des saudischen
Prinzen seien nichts als "Lügen und rachsüchtiges Verhalten". Er
solle sich lieber verantwortlich zeigen für den "tief verwurzelten
Terrorismus in den Staatsstrukturen Saudi-Arabiens und für die
begangenen Verbrechen durch die militärischen Angriffe auf die
Bevölkerung von Jemen.

Demgegenüber fand Präsident Hassan Rohani versöhnende Worte. Er
kritisierte jene Nachbarstaaten, die "einen Irrweg gegangen" seien
und ihr Heil bei den USA und bei Israel gesucht hätten. Iran strebe
"brüderliche und freundschaftliche Beziehungen" zu allen
Nachbarstaaten an. Es sei ein Fehler zu glauben, Israel und die USA
wären in der Lage, ihre Sicherheit zu garantieren. Es sei ebenso ein
Fehler, wenn manche Staaten glaubten, Iran stelle territoriale
Ansprüche. "Nein, Iran will freundschaftliche Beziehungen zu allen
Staaten der Region", betonte Rohani.


IRAN ZU HILFE BEIM WIEDERAUFBAU SYRIENS BEREIT

Bei einem Empfang des syrischen Außenministers Walid al-Mualim in
Teheran, erklärte sein iranischer Amtskollege Mohammad Dschawad
Sarif, sein Land sei bereit, Syrien beim Wiederaufbau des Landes zu
unterstützen. Die Nachbarländer arbeiteten seit Jahrzehnten eng
zusammen. Gemeinsam mit Russland unterstützt Iran im syrischen
Bürgerkrieg das Regime von Bashar al-Assad. Dementsprechend sollen
nun die beiden Länder beim Wiederaufbau des vom Krieg zerstörten
Landes bevorzugt werden. Für Assad steht der Wiederaufbau nach
eigenen Angaben an oberster Stelle. Nach Einschätzung der UNO werden
für den Wiederaufbau rund 400 Milliarden Dollar benötig. Politische
Beobachter bezweifeln jedoch, dass Russland und Iran alleine in der
Lage sein werden, dies zu leisten. Die USA haben erklärt, dass sie
keine Hilfe leisten würden, solange Iran militärisch in Syrien
präsent sei. Die Europäer haben sich noch nicht dazu positioniert.

Iran will jedenfalls nicht außen vor bleiben. Nicht nur weil es
dadurch erheblich an Einfluss in der Region verlieren würde. Es wäre
auch kaum möglich, der eigenen Bevölkerung plausibel zu erklären,
dass man über all die Jahre das Nachbarland mit Milliarden Dollar
unterstützt und so viele Menschen in den Tod geschickt hat, um sich
am Ende mit leeren Händen aus dem Land zu verabschieden.

Einige Tage vor dem Besuch des irakischen Außenministers in Teheran
hatte Irans Vizepräsident Eshagh Dschahangiri bei seinem Besuch in
Bagdad, wie es hieß, im Rahmen der "strategischen" und
"langfristigen" wirtschaftlichen Zusammenarbeit elf Abkommen und
Absichtserklärungen unterzeichnet.

Gleichzeitig mit dem syrischen Außenminister besuchte auch der
UN-Sonderbeauftragte für Syrien, Geir Pedersen Teheran, um im Vorfeld
des Treffens der drei Staaten Russland, Iran und Türkei in der
russischen Stadt Sotschi mit Sarif mögliche Auswege aus der Krise in
Syrien zu besprechen.

Der irakische Außenminister Moalim führte während seines Iran-Besuchs
auch Gespräche mit Präsident Hassan Rohani, dem Parlamentspräsidenten
Ali Laridschani und dem Generalsekretär Ali Schamchani. Schamchani
sagte mit Blick auf die Angriffe Israels gegen iranische Basen in
Syrien, falls die Angriffe fortgesetzt werden würden, werde Iran die
bereits vorbereiteten Maßnahmen aktivieren, um sie zu stoppen und den
"Lügnern und Verbrechern" Israels, eine gebührende Lehre zu erteilen.

Weder Israel noch die USA wollen Irans militärische Präsenz in Syrien
dulden. Daher war es überraschend, dass Präsident Donald Trump den
Abzug seiner 2000 Soldaten aus dem Land ankündigte. Allerdings ist es
nicht klar, wann der Abzug stattfinden soll. "Sie beginnen mit dem
Rückzug", sagte er am 3. Februar in einem Interview mit dem Sender
CBS. "Sie werden zu unserer Basis im Irak verlegt und schließlich
werden einige nach Hause kommen. Aber wir werden dort sein und wir
werden bleiben. Wir müssen Israel beschützen."

Im selben Interview stellte Trump die Einschätzung amerikanischer
Geheimdienste über Iran in Frage. In ihrem Bericht an den Senat
hatten die Geheimdienste erklärt, Iran halte nach wie vor am
Atomabkommen fest und es gebe kein Anzeichen dafür, dass das Land
dabei sei, Nuklearwaffen zu entwickeln.

Trump hatte zunächst den Diensten Naivität unterstellt, später
jedoch, nach einem Gespräch mit den Geheimdiensten erklärt, er sei
mit ihnen einer Meinung. Nun sagte er in dem Interview mit CBS: "Wenn
die Geheimdienste sagen würden, Iran gleiche einem harmlosen
Kindergarten, werde ich ihnen zu hundert Prozent widersprechen. Iran
ist ein dreister Staat, der zahlreiche Menschen getötet hat." Es habe
in der Regierungszeit von Präsident George W. Bush Geheimdienstler
gegeben, die behauptet hätten, Saddam Hussein im Irak besitze
Atomwaffen und allerlei Vernichtungswaffen. Diese Informationen
hätten die USA in einen Krieg verwickelt, der nie hätte stattfinden
dürfen. "Wir haben siebentausend Milliarden Dollar im Nahen Osten
ausgegeben und zahlreiche Menschen geopfert."


ASSADS ÜBERRASCHENDER BESUCH IN TEHERAN

Völlig überraschend und ohne Vorankündigung tauchte der syrische
Präsident Bashar al-Assad am 23. Februar in Teheran auf. Er wurde vom
Revolutionsführer Ali Chamenei und Präsident Hassan Rohani empfangen.
Den Medien zufolge sagte Chamenei: "Die Islamische Republik
betrachtet die Hilfe für das syrische Volk und die syrische Regierung
als Hilfe für den Widerstand (gegen die israelische Besatzung) und
ist von ganzem Herzen stolz darauf." Er lobte Assad für seinen
unbeugsamen Widerstand in all den Jahren und bezeichnete ihn als
"Held der arabischen Welt".

Auch Rohani sagte, die Islamische Republik stehe in ihrem Kampf gegen
den Terrorismus auf Seiten der syrischen Regierung und des syrischen
Volkes und werde dabei keine Hilfeleistung verweigern. Iran werde
auch bei der Stabilisierung Syriens, der Rückkehr der Flüchtlinge und
dem Wiederaufbau des Landes an der Seite der syrischen Regierung
stehen.

Assad bedankte sich für die Unterstützung und sagte, Syrien und Iran
seien die einzigen Länder, die gezeigt hätten, dass es nicht die USA
sind, "die das Schicksal der Welt bestimmen."

Was genau der Zweck des Blitzbesuchs war, welche Themen besprochen
und welche Beschlüsse gefasst wurden, ist nicht bekannt.


USA WOLLEN IRANS AKTIVITÄTEN VON IRAK AUS ÜBERWACHEN

US-Präsident Donald Trump sagte in einem Interview mit CBS am 3.
Februar, die USA würden einen Teil ihrer militärischen Kräfte im Irak
beibehalten, um unter anderem von dort aus Irans Aktivitäten
überwachen zu können. Er bezeichnet Iran als ein "echtes Problem".
"Wir werden unsere Basis, die wir sehr teuer erstanden haben,
behalten, um unter anderem Iran im Blick zu haben." Auf die Frage, ob
die USA die Absicht hätten, Iran anzugreifen, sagte Trump. "Nein,
meine Absicht ist, Iran zu überwachen." Die Basis im Irak biete die
Möglichkeit, alle Probleme des Nahen Ostens unter Kontrolle zu
bekommen. "Das verstehen viele nicht", sagte Trump. "Sollte jemand
nach der Entwicklung von Atomwaffen streben, werden wir es wissen,
bevor er es tut."

Die Äußerungen Trumps lösten im Irak heftige Proteste aus. "Die
irakische Verfassung verbietet die Nutzung Iraks als Stützpunkt, um
ein benachbartes Land zu attackieren", sagte Iraks Präsident Barham
Saleh am 4. Februar. Über die Präsenz der US-Truppen im Irak
bestünden klare Vereinbarungen. Ihr Auftrag sei der Kampf gegen den
Terrorismus. Was darüber hinausgehe, sei nicht akzeptabel.
"Überlastet Irak nicht mit euren Problemen", warnte Saleh.

Als eine "Großmacht" sollten die USA ihre Ziele nicht im Irak
verfolgen, sagte Saleh weiter. "Hier leben wir." "Die Mission der
amerikanischen Armee im Irak ist es, die irakischen Sicherheitskräfte
gegen den Terrorismus zu unterstützen, nicht andere Länder zu
überwachen", sagte auch der kurdische Abgeordnete Sarkawt
Tschemseddin.

Der Abgeordnete Sabah al-Saadi sagte laut dpa vom 4. Februar: "Der
Abzug der amerikanischen Truppen aus dem Irak ist eine nationale
Pflicht." Auch der Abgeordnete der Fraktion des Schiiten Moktada
al-Sadr forderte, dass der Antrag zum Abzug amerikanischer Truppen
aus dem Irak rasch vom Parlament verabschiedet wird. Sein
Fraktionskollege Hassan al-Kaabi bezeichnete die Äußerung Trumps als
eine "neue Provokation". Der als iran-freundlich bekannte Abgeordnete
Hassan Salem sagte an die USA gerichtet: "Irak ist nicht euer
Heimatboden, und wir akzeptieren nicht länger Truppen auf unserem
Boden."

Die USA verfügen offiziell über keinen eigenen Stützpunkt im Irak.
Den Vereinbarungen nach sind die US-Militärs nur beratend im Irak
tätig. Sie sollen die Iraker beim Kampf gegen den Terrorismus
unterstützen. Trump hatte bereits Ende Dezember im Irak für Ärger
gesorgt, indem er überraschend zu einem Truppenbesuch in den Irak
flog, ohne irakische Regierungsvertreter zu treffen.

Die USA werfen Iran vor, sich in innere Angelegenheiten Iraks
einzumischen. Sie zeigen sich besorgt, dass Irans Einfluss in dem
Land weiter zunehmen könnte. Im Gegenzug wirft Iran den USA vor, mit
ihrem militärischen Angriff die gesamte Staatsstruktur Iraks zerstört
und durch ihre Präsenz im Nahen und Mittleren Osten die gesamte
Region destabilisiert zu haben. Beide Staaten behaupten bei der
Vertreibung des Islamischen Staates (IS) aus dem Irak, eine
entscheidende Rolle gespielt zu haben.


IRAN LEHNT EU-FORDERUNGEN AB

Iran lehnt die Forderungen der EU nach einer Änderung seiner
Innen- und Außenpolitik ab. Die 28 EU-Staaten hatten am 4. Februar in
einer Erklärung die von Deutschland, Frankreich und Großbritannien
gegründete "Zweckgesellschaft" zur Abwicklung der Geschäfte mit Iran
begrüßt. Mit der Zweckgesellschaft mit dem Namen Instex (Instrument
in Support of Trade Exchanges, Instrument zur Unterstützung des
Handelsaustauschs) werde "legitimer Handel mit Iran" ungeachtet der
von den USA gegen das Land verhängten Sanktionen ermöglicht, hieß es.
Zugleich zeigten sich die EU-Staaten über die Außen- und Innenpolitik
Irans besorgt, darunter über die Rolle Irans in Syrien, über das
iranische Raketenprogramm, Irans Rolle in der Region und die Lage der
Menschenrechte in der Islamischen Republik. Zudem wurde Iran
aufgefordert die Bedingungen der FATF zu akzeptieren.

Iran lehnte die Forderungen ab. In einer Erklärung, die aus fünf
Paragraphen und einer Zusammenfassung besteht, beschrieb die
Presseabteilung des Außenministeriums am 5. Februar zunächst die
Erwartungen der Islamischen Republik von der "Zweckgesellschaft". Das
Außenministerium begrüßt die Maßnahme, die "allerdings recht spät"
getroffen worden sei. Es käme nun auf die Umsetzung an und darauf,
wie weit es der EU gelinge, die mit dem Atomabkommen zugestandenen
Interessen Irans zu sichern. Zugleich lehnte das Ministerium die
Verknüpfung der "Zweckgesellschaft" mit der Einhaltung der von der
FATF an Iran gestellten Forderungen ab.

Im zweiten Paragraph lehnt die Islamische Republik jede Beteiligung
an Terroraktionen in Europa ab. Derlei Behauptungen entbehrten jeder
Grundlage, heißt es. Vielmehr gehe es um den von Iran kritisierten
Schutz, den die EU-Staaten "terroristischen Organisationen" und
"Verbrecherbanden" gewähren würden. Gemeint sind oppositionelle
Organisationen, die von der Islamischen Republik als "terroristisch"
eingestuft werden. Die Vorwürfe gegen Iran seien Unterstellungen, die
von Feinden der Islamischen Republik lanciert würden, um das
Verhältnis zwischen Iran und den Staaten der EU zu zerstören, heißt
es in der Erklärung.

Im nächsten Paragraphen geht es um das iranische Raketenprogramm.
Dieses Programm sei ein notwendiger Bestandteil der Verteidigung des
Landes. Daher könne und werde dieses Thema niemals Bestandteil der
Verhandlungen zwischen Iran und anderen Staaten sein. Forderungen,
die sich gegen das Raketenprogramm stellten, seien im Hinblick auf
die gegenwärtige Lage der Region und Drohungen gegen die nationale
Sicherheit Irans destruktiv. Sie widersprächen auch der Sicherheit
und den Interessen der Staaten der EU.

Zu der Rolle Irans in der Region heißt es in der Erklärung: "Wir
empfehlen der EU mit Nachdruck, die Ereignisse und Probleme der
Region realistisch zu betrachten und sich nicht von Elementen und
Strömungen beeinflussen zu lassen, die Frieden und Sicherheit
entgegenwirken." Zugleich wird in der Erklärung betont, dass die
Islamische Republik Gespräche zur Lösung der Probleme der Region
begrüßt.

Im nächsten Paragraphen geht es um die Kritik der Europäer wegen
Verletzungen der Menschenrechte in Iran. Dazu heißt es, Iran
verurteile jede Instrumentalisierung der Menschenrechte gegen
unabhängige Staaten. Die Islamische Republik habe in den vergangenen
40 Jahren sich stets um die Erweiterung der Menschenrechte bemüht,
ihre internationalen Verpflichtungen erfüllt und mit zuständigen
Organisationen konstruktiv zusammengearbeitet. Stellungnahmen gegen
die Lage der Menschenrechte in der Islamischen Republik könnten das
Vertrauen zwischen der EU und Iran beeinträchtigen, heißt es. Die
Menschenrechte würden eklatant verletzt von Israel und der Koalition
unter der Führung Saudi-Arabiens, die im Jemen Krieg führt. Auch in
den Staaten der EU würden die Menschenrechte, die elementaren Rechte
der Flüchtlinge und Immigranten, verletzt. Zudem hätten rechtsextreme
Gruppen, die sich gegen ethnische und religiöse Minderheiten
richteten, insbesondere gegen Muslime, stark zugenommen.

In einer Zusammenfassung fordert die Erklärung eine "konstruktive
Kooperation auf der Basis der gegenseitigen Interessen und des
gegenseitigen Respekts". Die Erfahrungen, vor allem die der letzten
Jahre, zeige, dass es Kapazitäten und zahlreiche Möglichkeiten gebe,
um die Beziehungen zwischen der EU und der Islamischen Republik
auszubauen und zu intensivieren. "Wir hoffen, dieses Ziel in einer
möglichst kurzen Zeit zu erreichen", heißt es in der Erklärung des
Teheraner Außenministeriums.


SYRIEN-GIPFEL IN SOTSCHI

Am 14. Februar trafen sich die Präsidenten Russlands, Irans und der
Türkei, Wladimir Putin, Hassan Rohani und Recep Tayyip Erdogan zur
Beratung über die Lage in Syrien in der Stadt Sotschi am Schwarzen
Meer. Vor dem Dreier-Treffen hatte Putin sich mit Erdogan getroffen.

Putin äußerte sich zu Beginn des Treffens zuversichtlich, dass der
Gipfel der Lösung der Krise in Syrien einen "neuen Impuls" geben
werde. Ein wichtiges Thema bei dem Treffen war der angekündigte Abzug
amerikanischer Truppen aus Syrien. Erdogan bezeichnete nach dem
Treffen mit Putin den Abzug als "eine der wichtigsten kommenden
Herausforderungen". Er und Putin hätten zur Eindämmung radikaler
Gruppen in Idlib eine "militärische Vereinbarung" über gemeinsame
Patrouillen getroffen. Rohani sprach vor seiner Abreise nach Sotschi
in Zusammenhang mit dem Abzug der US-Truppen von einer "guten
Nachricht", fügte jedoch hinzu, dass man sich auf die Ankündigungen
der US-Regierung nicht verlassen könne.

Auch bei dem Dreiergipfel begrüßten die Teilnehmer den Abzug der
US-Truppen als "positiven Schritt". "Unser gemeinsamer Standpunkt
ist, dass die Umsetzung dieser Etappe ein positiver Schritt wäre, der
zur Stabilisierung der Lage in dieser Region beitragen würde", sagte
Putin auf der Pressekonferenz. Letztendlich solle "die legitime
Regierung Syriens die Kontrolle wieder übernehmen". Er äußerte nach
dem Treffen mit Rohani und Erdogan die Hoffnung, dass der Abzug der
US-Truppen möglichst schnell vorangetrieben werde. "Wir wissen, dass
Präsident Donald Trump aktiv daran arbeitet, seine Wahlversprechen
einzuhalten. Doch das passiert in der Politik nur in seltenen
Fällen", sagte er. Der Abzug würde jedenfalls zur Stabilisierung
Syriens beitragen.

Erdogan und Putin zeigten sich mit der Entwicklung bei der Bildung
eines Verfassungsausschusses für Reformen in Syrien unzufrieden. "Wir
haben noch nicht die Schnelligkeit, die wir erwartet haben", sagte
Erdogan. "Ich wünsche, dass dieses Komitee so bald wie möglich
gebildet wird, damit das syrische Volk über seine eigene Zukunft
bestimmen kann." Nach Putins Meinung werde der Prozess vom Westen
sabotiert.

Laut NTV vom 16. Februar erklärte Erdogan, Russland und Iran könnten
zur Stabilisierung der Lage in Idlib einen gemeinsamen Militäreinsatz
durchführen. Gegen eine solche Aktion sei nichts einzuwenden. "Das
wichtigste ist für uns die Sicherheit der Menschen in Idlib."


UN-GERICHT BEFASST SICH MIT DER KLAGE IRANS GEGEN USA

Der Internationale Gerichtshof in Den Haag hat den Standpunkt der
USA, das Gericht sei für Irans Klage nicht zuständig, zurückgewiesen
und die Klage Irans wegen Beschlagnahme iranischer Vermögen
zugelassen. Die USA hatten 2016 ein Bankguthaben Irans in Höhen von
zwei Milliarden Dollar gesperrt, um damit Opfer von terroristischen
Anschlägen zu entschädigen. Ein Gericht in den USA hatte die Sperrung
beschlossen, mit der Begründung, Iran sei an Terroranschlägen
beteiligt gewesen und müsse daher die Opfer entschädigen. Dies hatten
die Hinterbliebenen von 240 amerikanischen Soldaten verlangt, die
1983 bei einem Terroranschlag in Beirut getötet worden waren.

Iran klagte im selben Jahre gegen die Sperrung beim Internationalen
Gerichtshof und berief sich dabei auf einen Freundschaftsvertrag
zwischen Iran und den USA aus dem Jahr 1955. Das Gericht in Den Haag
hatte sich im Oktober 2018 mit dem Fall befasst, beide Seiten
angehört und erklärt, demnächst seine Entscheidung bekannt zu geben.

Geklagt hatte Iran auch gegen die Sanktionen der USA. Im Oktober 2018
verpflichtete das Gericht die USA, einige der neu verhängten
Sanktionen gegen Iran aufzuheben. Auch bei diesem Prozess basierten
die Argumente Irans auf dem Abkommen von 1955.


GROßBRITANNIEN VERHINDERTE US-ANGRIFF GEGEN IRAN WÄHREND
DES IRAN-IRAK-KRIEGS

Der britische Sender BBC hat nach eigenen Angaben geheime Dokumente
aus dem Archiv Großbritanniens gesichtet, aus denen hervorgeht, dass
die USA, nachdem Iran im Krieg gegen den Irak Erfolge erzielt und die
Halbinsel Faw erobert hatte, einen Angriff gegen Iran starten
wollten, um weitere Sieg des Landes zu verhindern. Doch den Briten
sei es gelungen, diese Entscheidung Washingtons zu verhindern.

Dem Bericht der BBC zufolge, gab es wenige Wochen nach der Eroberung
von Faw am 19. und 20. März 1984 eine gemeinsame Sitzung der
Vertreter der Verteidigungsministerien der USA und Großbritanniens in
Washington. Dort gaben die Amerikaner ihren Plan, in Iran zu
intervenieren, bekannt. Die Briten sprachen sich entschieden dagegen
aus und erklärten, sie seien nicht bereit, die USA bei diesem
Vorhaben zu unterstützen.

In Washington regierte damals Roland Reagan, in Großbritannien
Margaret Thatcher. Die Sitzung sei sehr "konstruktiv" gewesen, heißt
es in dem Dokument. "Wir (die britische Delegation) betonten, dass
wir grundsätzlich die Politik der USA in der Region des Persischen
Golfs unterstützen, warnten jedoch vor den Folgen einer
unangemessenen militärischen Intervention. Wir dürfen uns nicht in
einen Krieg hineinziehen lassen, der außer Kontrolle geraten könnte."

Damals gingen die USA davon aus, dass je länger der Krieg dauern
würde, desto größer wäre die Chance Irans, zu siegen. Das sollte nach
Ansicht der USA unter keinen Umständen geschehen. Die Iraker
verfügten zwar über alle erwünschten Waffen, doch die militärische
und politische Führung des Landes sei nicht fähig genug, um Erfolge
zu erzielen, meinten US-Strategen. Daher versuchten die USA auf Iran
Druck auszuüben und zu verhindern, dass das Land in den Besitz
moderner Waffen gelangt. Aber Iran erhielt Waffen auf dem
Schwarzmarkt, aus osteuropäischen Ländern, aus Nordkorea, Syrien,
Libyen und China. Aus diesem Grund entstand in den USA der Plan zu
einem militärischen Angriff gegen Iran. Washington setzte
Großbritannien unter Druck. Das Land sollte seine Weigerung, den
Krieg zu unterstützen, aufgeben. Zugleich reiste ein US-General,
begleitet von vier Offizieren, nach Bahrain, Jordanien,
Saudi-Arabien, Oman und in die Arabischen Emirate, um deren
Unterstützung für einen möglichen Krieg zu sichern. Danach begab er
sich nach London.

Bei diesem Treffen in London machten die Amerikaner laut einem
Bericht des Londoner Außenministeriums einen enttäuschten Eindruck.
Denn die arabischen Staaten hatten auf ihre Offerte nicht positiv
reagiert, berichteten britische Teilnehmer. Obwohl die Staaten mehr
als zuvor über die Lage der Region besorgt waren, hatten sie den
Vorschlag der Amerikaner an den Golfkooperationsrat abgelehnt, den
USA Militärbasen im Persischen Golf zur Verfügung zu stellen und
gemeinsame Manöver durchzuführen.

In einem anderen Bericht des britischen Außenministeriums wird
betont, dass Großbritannien zu jedem Plan der USA, sich in den
Iran-Irak-Krieg direkt einzumischen, Abstand nehmen müsse. Eine
Unterstützung solcher Pläne widerspräche den britischen Interessen.
In einem weiteren Bericht vom Juli 1968 heißt es, "im Hinblick
darauf, dass Iran längerfristig betrachtet, uns größere Möglichkeiten
bietet", sollte sich Großbritannien im Krieg zwischen Iran und Irak
neutral verhalten. "Eine solche Politik bietet Möglichkeiten, in der
Region weitaus größere wirtschaftliche Vorteile zu erzielen."

Bei einem weiteren Treffen zwischen Washington und London stimmten
beide Länder überein, dass Iran ein großes und wichtiges Land sei
und, dass es für den Westen von Vorteil sei, langfristig gute
Beziehungen zu diesem Land herzustellen.

Die Briten waren der Auffassung, dass die Amerikaner von einem Sieg
Irans und einer schweren Niederlage Iraks ausgingen, während sie
selbst der Meinung waren, dass keine Seite aus diesem Krieg als
Sieger hervorgehen werde. Daher sei es für den Westen richtig und
logisch, sich beiden Staaten gegenüber neutral zu verhalten.

Der Plan der USA, sich zugunsten Iraks in den Krieg einzumischen, war
nicht das einzige Mittel, mit dem sie einen Sieg Irans verhindern
wollten. Sie versuchten auch wirtschaftlichen Druck auf das Land
auszuüben. Dazu forderten sie nicht nur von den Staaten Westeuropas
Unterstützung, sondern auch von Japan und Singapur. Auch hier
stimmten die Briten gegen die Pläne der USA, mit der Begründung,
Wirtschaftssanktionen würden die Bereitschaft Irans zu Verhandlungen
hindern, was sich zum Nachteil des Westens auswirken würde. Man müsse
Iran und dessen politische Positionen als eine Realität hinnehmen, so
wie dies die Staaten am Persischen Golf tun, hieß es aus dem
britischen Außenministerium. "Saudi-Arabien leidet an Größenwahn.
Aber die anderen Staaten sind der Auffassung, dass man sich mit Iran
arrangieren muss. Die Politik der USA stärke die Entschlossenheit
Irans, "die Gürtel enger zu schnallen" und den Krieg fortzusetzen.
"Die Iraner sind bereit, Entbehrungen hinzunehmen. Jedes Mal, wenn
sie eine politische oder wirtschaftliche Niederlage erleiden, sind
sie in der Lage, wieder aufzustehen."


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.


Impressum:

Hrsg.: Heinrich-Böll-Stiftung

Autor: Bahman Nirumand

Redaktion: Florian Kommer

V.i.S.d.P.: Annette Maennel

18. Jahrgang
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KONZERT/313: Lippstadt - "Die Bremer Stadtmusikanten", für Grundschüler mit Posaunen und Schlagzeug, 20.03.19


Stadt Lippstadt

Ein Konzert für Grundschüler mit Posaunen und Schlagzeug

"Die Bremer Stadtmusikanten" 



Lippstadt. Es war einmal" - ein Satzanfang, der aufhorchen lässt und
sofort ins Reich der Märchen und Sagen versetzt. In dieses 
Irgendwann-Irgendwo-Reich möchte der Musikverein am Mittwoch, den 20. März vor
allem Grundschulkinder versetzen. Zusammen mit der 
Conrad-Hansen-Musikschule Lippstadt führt das Ensemble percussion posaune leipzig
Grimms Märchenklassiker "Die Bremer Stadtmusikanten" auf. In zehn
musikalischen Episoden werden Elemente der Story und die
Charakteristik der Personen temporeich nachgezeichnet.

Der Inhalt der Geschichte ist schnell erzählt: Mit einem alten Esel
fing ja alles an. Undankbar vom Hof gejagt, beschließt er, in Bremen
sein Glück als Stadtmusikant zu versuchen. Unterwegs trifft er auf
einen Hund, eine Katze und einen Hahn, die Ähnliches erlebt haben. Im
Wald vertreiben er und seine drei Leidensgenossen Räuber mit viel
Radau aus einem Haus, das am Ende ihr Altersruhesitz wird. Wie genau
das Abenteuer aber weitgehend ohne Text auskommt, darauf darf man in
dem 45minütigen, kind- bzw. familiengerecht moderierten Programm
gespannt sein.

Ausgedacht hat sich diese musikalische Bühnenfassung der Berliner
Komponist Frank Schwemmer. Seine "Kammermusikalische Dichtung für drei
Posaunen und Schlagzeug" - so der vollständige Titel - wurde für
percussion posaune leipzig geschrieben und 2012 in Leipzig
uraufgeführt. Frank Schwemmer wurde bekannt durch Kinderopern wie "Der
kleine Muck", die Abenteueroper "Robin Hood" (UA Komische Oper Berlin
2008) und "Die Schatzinsel" (Auftragswerk der Oper Zürich 2012).

Beginn des tierischen Vergnügens ist um 11 Uhr in der Aula des
Evangelischen Gymnasiums.

Termin; Mittwoch, 20. März 2019, 11 Uhr

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums Lippstadt, Beckumer Str. 61,
59555 Lippstadt

Preis: Euro 6,-

Veranstalter: Städtischer Musikverein Lippstadt e.V.

In Kooperation mit der Conrad-Hansen-Musikschule Lippstadt

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de,
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.03.2019

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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LESUNG - KINDER-UNI/205: Oldenburg - Forschen auf hoher See, 13.03.2019


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

KinderUni: Forschen auf hoher See

Zweite Frühlingsvorlesung führt auf die Weltmeere



Oldenburg. Wie arbeiten Wissenschaftler auf einem Forschungsschiff? Werden
sie auch mal seekrank? Und warum ist auf See zweimal in der Woche Sonntag?
In der KinderUni-Vorlesung am Mittwoch, 13. März, nimmt Dr. Thomas Badewien
vom Institut für Chemie und Biologie des Meeres der Universität Oldenburg
die Nachwuchsstudierenden mit auf eine Expedition von der Antarktis bis zu
den Ostfriesischen Inseln. Am Ende dieser spannenden Vorlesung wissen die
Acht- bis Zwölfjährigen nicht nur, wie man Wasserproben aus 6.000 Meter
Tiefe holt, sondern auch, warum Meeresforscher beim Kofferpacken nicht
vergesslich sein dürfen. Außerdem wird auch die Seemanns-Geheimsprache für
die Kinder kein Rätsel mehr sein.

Die Vorlesung beginnt um 16.30 Uhr. Einlass in das Hörsaalzentrum (A14) auf
dem Campus Haarentor ist ab 16.00 Uhr. Die Karten (je 2,50 Euro) für diese
und die letzte Vorlesung des Frühlingssemesters am 20. März sind über
www.kinderuni-oldenburg.de sowie in den Geschäftsstellen der
Nordwest-Zeitung und allen Vorverkaufsstellen der Nordwest Ticket GmbH
erhältlich. Erwachsene brauchen keine Eintrittskarte - sie dürfen nicht mit
in den Hörsaal. Sie können die Vorlesungen im Foyer des Hörsaalzentrums auf
einer Leinwand verfolgen. Für die Sicherheit vor Ort sorgt der Malteser
Hilfsdienst.

Wer sich schon jetzt mit dem Thema der Vorlesung beschäftigen möchte, hat
dazu in der Kinderbibliothek am PFL und allen Oldenburger
Stadtteilbibliotheken Gelegenheit.

Ohne das Engagement der Sponsoren wäre das Projekt KinderUniversität nicht
möglich. Hauptsponsor ist auch in diesem Jahr die LzO. Erhebliche
Unterstützung erfährt das Projekt ebenfalls durch den Arbeitgeberverband
Oldenburg e.V., die EWE Stiftung und die Wirtschaftliche Vereinigung "Der
Kleine Kreis e.V.". Einen großen Beitrag zum Erfolg der KinderUniversität
leisten auch die Medienpartner Nordwest-Zeitung, NDR 1 Niedersachsen.

 * 

Quelle:

Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

www.uni-oldenburg.de
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GLEICHHEIT/6834: Politische Instabilität nach der Wahl in Moldau


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Politische Instabilität nach der Wahl in Moldau

Von Andrei Tudora und Tina Zamfir

7. März 2019



Am 24. Februar fand die Parlamentswahl in der Republik Moldau statt. Diese
Wahl war der Höhepunkt eines langwierigen Zerfallsprozesses der Kräfte, die
das politische Establishment des Landes in den letzten 20 Jahren geprägt
haben.

Die Liberaldemokratische Partei Moldaus, die im Jahr 2009 nach der
"Farbrevolution" gegen die pro-russische Partei der Kommunisten an die
Macht kam und von der EU unterstützt wird, hat angesichts der zunehmenden
geopolitischen Spannungen und der Feindschaft der Bevölkerung praktisch
jede politische Bedeutung verloren. Die Partei der Kommunisten, die direkte
Nachfolgepartei der stalinistischen Kommunistischen Partei Moldaus, erlitt
eine schwere Niederlage und wird zum ersten Mal seit 1998 mit keinem
einzigen Abgeordneten im Parlament vertreten sein.

Der Wahlsieger war mit 31 Prozent der Stimmen und den meisten Abgeordneten
die pro-russische Partei der Sozialisten der Republik Moldau (PSRM). An
zweiter Stelle kommt die neu gegründete, von der EU unterstützte Koalition
ACUM mit 27 Prozent, an dritter Stelle die amtierende Demokratische Partei
Moldaus (PDM) mit 24 Prozent. Aufgrund der Eigenarten des Wahlsystems wird
die PDM jedoch die zweitgrößte Zahl an Abgeordneten haben.

Die Wahlbeteiligung in dem 3,5-Millionen-Einwohner-Staat lag bei etwa 49
Prozent. Bei der letzten Wahl im Jahr 2014 waren es fast 56 Prozent.

Die EU-nahe Opposition legte sofort Einspruch gegen dieses Ergebnis ein,
dabei konzentrierte sie sich vor allem auf die Stimmen aus der abtrünnigen
russischsprachigen Provinz Transnistrien, in denen PDM und PSRM hohe
Ergebnisse erzielten. In der Woche vor der Wahl hatten EU-freundliche
Kräfte in einer konzertierten Aktion versucht, die Wahl als von Russland
beeinflusst darzustellen. Facebook löschte in einem Akt der Zensur 200
Seiten und Accounts aus Moldau, die vorgeblich mit der moldauischen
Regierung in Verbindung standen. Laut Nathaniel Gleicher, dem
Verantwortlichen für Cybersicherheit bei Facebook, haben diese Accounts,
die "typischerweise lokale Nachrichten und politische Themen posten,
manipulierte Fotos, aufwieglerische Narrative und Satire geteilt".

Die amtierende Demokratische Partei Moldaus wird in der nächsten
Legislaturperiode der wichtigste politische Entscheidungsträger bleiben.
Bei der Wahl 2014 war sie ein Juniormitglied in der prowestlichen Koalition
und erhielt die wenigsten Stimmen. Als die arbeitende Bevölkerung immer
feindseliger gegenüber der vom IWF diktierten marktwirtschaftlichen
Politik, der weit verbreiteten Korruption und der Unterstützung für die
militärischen Provokationen der Nato gegen Russland wurde, löste sich die
Koalition auf. Die PDM konnte daraufhin ihre Rivalen ausmanövrieren und
ihre Macht festigen.

Die Funktionäre der PDM zollten der verfassungsgemäßen Neutralität Moldaus
Lippenbekenntnisse und führten minimale Sozialprogramme ein. Sie brachen
außerdem mit den radikaleren Elementen, die einen Anschluss an den
benachbarten EU-Staat Rumänien forderten, das historisch und sprachlich mit
Moldau verbunden ist. Deutschland und andere europäische Mächte feindeten
die PDM offen an, unterstützten gewaltsame Proteste gegen die Partei und
stellten die Zahlung von wichtigen Hilfsgeldern an das Land ein. Die
Organisationen, aus denen sich die ACUM-Koalition zusammensetzt, entstanden
im Verlauf dieser Proteste.

Ein ständiges Thema in den Medien ist der Oligarchn Vladimir Plahotniuc,
der Vorsitzende der PDM und das faktische Oberhaupt der Regierung. Sie
versuchen, ihn durch reißerische Schilderungen seiner kriminellen
Geschäftstätigkeiten als politische Verirrung darzustellen, der den
moldauischen Staat "gekapert" hat. Tatsächlich ist Plahotniuc eindeutig das
politische Produkt der letzten 30 Jahre kapitalistischer Restauration in
Osteuropa.

Plahotniucs Karriere begann im quasi-kriminellen Milieu der ehemaligen
stalinistischen Bürokraten nach der Auflösung der Sowjetunion. Sein
Aufstieg war verknüpft mit der Partei der Kommunisten Moldaus und der
Sozialdemokratischen Partei, der ehemaligen stalinistischen
Regierungspartei in Rumänien.

Im Jahr 2001 wurde Plahotniuc zum Chef von Petrom Moldova, dem größten
rumänischen Unternehmen in Moldau. Er schloss sich der Demokratischen
Partei an, die den Kommunisten nahestand, aber zu einer schnelleren
Integration in die EU und zu Marktreformen tendierte, nachdem Letztere im
Jahr 2009 Teil der pro-westlichen Regierung wurde. Durch seine Kontrolle
über einen großen Teil der moldauischen Medien und seine Rolle als
Vermittler zwischen verschiedenen Fraktionen der Regierungskoalition wurde
Plahotniuc schnell unverzichtbar für die Funktionsfähigkeit des Systems und
deren Hintermänner in Washington und Brüssel.

Im Jahr 2015 verschlechterten sich die Beziehungen zu Deutschland und der
EU, nachdem Plahotniuc die pro-rumänischen Fraktionen an den Rand gedrängt
hatte, die Angela Merkel bevorzugte. Er hatte jedoch die Unterstützung von
mehreren aufeinander folgenden US-Regierungen. Er genießt außerdem die
Unterstützung der derzeitigen rumänischen Regierung unter Führung der
Sozialdemokratischen Partei und ihres Vorsitzenden Liviu Dragnea. Dragnea
und die PSD, die von der Trump-Regierung favorisiert wird, befinden sich
seit langer Zeit in einem Tauziehen mit der EU.

Rumänien unterstützt die moldauische Regierung weiterhin mit Geldern, die
die verlorenen EU-Mittel ausgleichen sollen und unterhält zahlreiche lokale
Hilfs- und Infrastrukturprojekte in Moldau. Rumänische Nachrichtenagenturen
berichteten außerdem, dass Rumänien und Viktor Orbans Ungarn die
Verabschiedung eines EU-Außenpolitikdokuments abgelehnt haben, in dem der
moldauischen Regierung vorgeworfen wird, sie habe keinen Respekt vor
"demokratischen Prinzipien, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten". Diese
Vorwürfe wurden durch die Annullierung der Wahl in der Hauptstadt Kischinau
befeuert, die von einem pro-europäischen ACUM-Kandidaten gewonnen wurde.

Vermutlich wird Plahotniuc es schaffen, genug Überläufer aus den anderen
Parteien zusammenzutrommeln, um weiterhin mit der PDM regieren zu können,
egal ob mit oder ohne den ACUM-Block. Die Sozialistische Partei von
Präsident Dodon hat bereits erklärt, sie sei einer Neuwahl nicht abgeneigt.
Eine weitere Möglichkeit ist, dass die Sozialistische Partei von Dodon, der
mehrfach seine Absicht erklärt hat, Moldaus Assoziierungsabkommen mit der
EU aufrechtzuerhalten, eine Regierung mit Plahotniuc bildet. Als Aufhänger
würde dabei die "Unabhängigkeit" Moldaus dienen.

Ungeachtet der Schachzüge der lokalen Bourgeoisie werden die Interessen der
verarmten Arbeiter von Moldau nicht vertreten sein. Viele von ihnen
arbeiten außerhalb des Landes in Rumänien, der EU oder Russland.

Die Republik Moldau, eins der ärmsten Länder Europas, liegt laut IWF beim
Pro-Kopf-Einkommen im weltweiten Vergleich auf Rang 137. Das
Wirtschaftswachstum ist von sechs auf etwas mehr als zwei Prozent gefallen,
die Auslandsinvestitionen sind in den vergangenen Jahren massiv von 500 auf
40 Millionen Dollar zurückgegangen.

Laut einer Studie des Institute for Public Policy würde die Hälfte aller
Moldauer gerne das Land verlassen, wenn sie Gelegenheit dazu hätten. Gründe
dafür sind Armut und Perspektivlosigkeit. Bereits jetzt sinkt die
Bevölkerungszahl rapide. In den vergangenen Jahren verließen rund eine
Million Menschen das Land. Die durchschnittliche Rente liegt bei 90 Euro,
das Durchschnittseinkommen bei rund 230 Euro. Ein Bankenskandal vernichtete
vor vier Jahren eine Milliarde Euro - das entspricht einem Achtel des
moldauischen Bruttoinlandsprodukts.

 * 
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GRASWURZELREVOLUTION/1843: Moldau - Ein Oligarch als Radikaldemokrat


graswurzelrevolution 436, Februar 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Moldau: Ein Oligarch als Radikaldemokrat

von Alexander Amethystow



Bis vor kurzem galt die Republik Moldau (Moldawien) noch als ein
zuverlässiger Partner der EU. Die prowestlichen Parteien stellten die
Regierung, während der als pro-russisch geltende Präsident Igor Dodon
demgegenüber weitgehend machtlos erschien. Das Assoziierungsabkommen
mit der EU ist bereits seit Juli 2016 in Kraft. Dass Moldau sich den
Sanktionen gegen Russland nicht anschloss, trübte das Bild nur
minimal. Doch auf einmal erscheint die Situation für den "freien
Westen" viel beunruhigender.


Daher verkündete die EU im November 2018, finanzielle Hilfen für
das Land einzufrieren sowie personelle Sanktionen gegen einzelne
Vertreter der moldauischen Elite zu erwägen. Bis zu den
Parlamentswahlen, die für den 24. Februar angesetzt sind, werden keine
Gelder an den Staat fließen, dessen Regierung immerwährend ihren
Willen zur EU-Integration beteuert.(1) Bereits zuvor hat die EU die
finanzielle Unterstützung von Justizreformen wegen fehlender
Fortschritte eingestellt. Wie konnte es soweit kommen?


Plahotniucs Staat

Offiziell bekleidet Vladimir (Vlad) Plahotniuc keinen Staatsposten.
Der Milliardär hat inzwischen nicht einmal mehr ein Parlamentsmandat.
Doch sowohl laut Gutachten der Experten, als auch den Umfragen unter
der Bevölkerung ist Plahotniuc der eigentliche Herrscher über eines
der ärmsten Länder Europas. Der Vorsitzende der mitregierenden
Demokratischen Partei Moldaus (PDM) hat nicht nur Medien, Bankenwesen,
Tourismusbranche und Energieträgerhandel in den Händen. In den letzten
Jahren brachte er auch das Parlament, das Verfassungsgericht, die
Staatsanwaltschaft und die Polizei unter seine Kontrolle. Obwohl die
nominell sozialdemokratische PDM bei den letzten Wahlen 2014 nur
viertstärkste Partei nach den pro-russischen Sozialist*innen (PSRM),
den rechten Liberaldemokrat*innen (PLDM) und den Kommunist*innen
(PCRM) geworden ist, stellt sie mit Pavel Filip den Regierungschef.
Zahlreiche Angehörige anderer Fraktionen haben nach der Wahl schnell
die Fronten gewechselt und eine Plahotniuc gefällige Mehrheit gebildet
- nach übereinstimmender Meinung der Beobachter*innen infolge
finanzieller Zuwendungen oder Druck. Die Regierung bilden die PDM, die
rechte PLDM-Abspaltung Europäische Volkspartei der Moldau (PPEM) und
"unabhängige" Überläufer*innen. Der sozialistische Präsident Igor
Dodon wurde per Urteil des Verfassungsgerichtes faktisch entmachtet.
Die konkurrierenden Oligarchen wie der für die Vereinigung mit
Rumänien eintretende Veaceslav Platon oder der als russlandfreundlich
geltende Ilan Sor werden von der Justiz belangt.

Nun hat das Parlament auf die Initiative von Plahotniucs PDM eine
Wahlrechtsänderung beschlossen - gegen den expliziten Willen der EU
und des Europarats. Das Problem am alten Wahlsystem sei der fehlende
Kontakt zwischen Abgeordneten und Wähler*innen Sowie die Kontrolle der
jeweiligen Parteieliten über die Wahllisten und die Abhängigkeit der
Abgeordneten von der Parteiführung, was zur Vernachlässigung des
Wähler*innenwillens führe. Um die "Verantwortung der Abgeordneten zu
stärken", wurde das Verhältniswahlrecht mit Parteilisten durch ein
gemischtes System ersetzt, durch das künftig 50 von 101 Abgeordneten
direkt in einzelnen Wahlkreisen mit einfacher Mehrheit gewählt werden.
Das eröffnet für Plahotniuc die Möglichkeit, die Opposition durch das
Aufstellen von "unabhängigen" Kandidat*innen zu neutralisieren. Das
neue Wahlmodell wird als Schritt zur Demokratisierung beworben -
schließlich können die Abgeordneten nun durch ein Referendum in ihrem
Wahlkreis mitten in der Legislaturperiode abberufen werden. Durch
diese Konstruktion erhalten die Abgeordneten eine Art imperatives
Mandat. Die Kritiker*innen aber sehen darin eine Möglichkeit, vor
allem in ländlichen Gegenden die Wahlen zugunsten der Regierungskräfte
zu manipulieren.

Überraschenderweise haben auch die oppositionellen Sozialist*innen von
der PSRM für das neue Wahlgesetz gestimmt. Bei den Kritiker*innen aus
verschiedenen Lagern hat sich der seit längerem bestehende Verdacht
erhärtet, die Feindschaft zwischen dem Präsidenten Dodon und der
Regierung, zwischen der PDM und der PSRM, sei inzwischen nur ein
Spektakel. Schon vor einem Jahr hat der amerikanische Think-Tank
Carnegie Endowment for International Peace (CEIP) Zweifel an der
Ernsthaftigkeit der Absichten zur Westintegration der moldauischen
Führung von Plahotniucs Gnaden geäußert.(2) Im Rahmen des
angekündigten Kampfes gegen die Korruption werden lediglich
Plahotniucs Konkurrent*innen neutralisiert.


Was macht Moldau zu einem schlechten Partner für die EU?


Die russischen Medien beschimpfen Plahotniuc ein "Zuhälter" und
"Auftraggeber der Killer", russische Behörden setzen sich für eine
Interpol-Fahndung nach ihm ein.

Auch an der Anti-Putin-Rhetorik von Plahotniuc und seiner Partei hat
sich kaum etwas geändert. Warum also stößt Moldau seitens seiner
westlichen Partner auf immer mehr Misstrauen?

Dass die Regierung der Opposition kaum Chancen lässt - das trifft ja
nicht zuletzt die EU-kritischen und pro-russischen Kräfte. Dass die
Ressourcen des Landes in private Hände gerieten - nun, das ist auch
der Sinn der geforderten und geförderten Marktwirtschaft.

Zunächst einmal ist Korruption tatsächlich ein ernstes Problem für
Moldaus Geldgeber. Dort, wo keine erkennbare Grenze zwischen
Staatsräson und privaten Geschäftsinteressen existiert, kann man nicht
erwarten, dass der Staat neutral zuschaut, wie die ausländischen
Kapitalist*innen mit ihren moldauischen Kolleg*innen konkurrieren.
Auch wird die Staatsführung, die private Geschäftsinteressen am Handel
mit Russland hat, diese nicht dem hohen Zweck des neuen pro-westlichen
Nationalismus opfern. Nun korrigieren die westlichen Mächte aber nicht
etwa ihre Definition, nach der sich die moldauische Gesellschaft
ausschließlich nach ihrer Betreuung sehnen, sondern wissen sofort,
dass die auf Russland orientierten Subjekte "korrumpiert", also von
Russland gekauft und bestochen sein müssen.

Dass die moldauische Führung weiterhin Geldwäsche bei sich im Land
ermöglicht, sieht die EU als ein Sicherheitsrisiko,(3) weil dadurch
die Sanktionen gegen Russland untergraben werden. Die Herrschaft
Plahotniucs macht Moldau sowohl als Betätigungsfeld der EU-Kapitale,
als auch als Frontstaat gegen Russland unbrauchbar. Im Fall
fortgesetzter "Reformunwilligkeit" kann sich die moldauische Regierung
auf viel westliches Verständnis für die Proteste im Land gefasst
machen.

Dabei gibt sich die moldauische Regierung ernsthafte Mühe, die
richtigen Signale zu senden. Wenn Dodon sein Veto gegen die Teilnahme
der moldauischen Militärs an dem "Rapid Trident 17" NATO-Manöver in
der Westukraine einlegt, wird es schlicht für nicht Verfassungskonform
erklärt.(4)

Russische Journalist*innen, die ihn interviewen wollen, werden schon
mal nicht ins Land gelassen. Doch nach Moskau reisen und dort über
Visa-Erleichterungen für moldauische Gastarbeiter*innen oder über
russische Investitionen in Milliardenhöhe zu verhandeln, was erst im
vergangenen September geschah, darf der Staatschef dennoch. So schnell
kann die Republik Moldau die real vorhandene Abhängigkeit von Russland
nicht qua Deklaration durchstreichen. Das weiß man in Moskau und macht
es sich vielfach zunutze, sei es durch Hebel wie Visaregime und
Einfuhrverbote für moldauische Agrarprodukte, sei es durch die
Unterstützung für EU-kritische Kräfte im Land. Im Mai 2018 bekam
Moldau einen Beobachterstatus in der Eurasischen Wirtschaftsunion. Ein
Novum, da seinerzeit der später durch die Maidan-Proteste gestürzte
ukrainische Präsident Wiktor Janukowitsch von Russland eine Ansage
bekam, so ein Status sei in der Wirtschaftsunion nicht vorgesehen.

Im Fall von Moldau relativierte Russland seine Haltung, die bislang
besagte: Entweder EU-Partnerschaft oder die EAWU.

Allerdings nimmt Moldau als Beobachter nicht aktiv an der Zollunion
teil.

Manches von dem, was der Präsident mit Russland aushandelt, besteht
lediglich auf dem Papier. So hat Russland zwar die Zölle auf etliche
moldauische Produkte wieder abgeschafft, aber da die russischen
Sanktionen gegen die Ukraine in Kraft bleiben, können die moldauischen
Laster mit Wein und Obst nicht über die ukrainisch-russische Grenze,
was der Landwirtschaft einen riesigen Verlust beschert. Auf dem
Landweg kann Moldau keine Waren an der Ukraine (oder der EU) vorbei
nach Russland bringen.


Opposition bereitet sich auf Proteste vor

2015-2016 rollte eine Welle von Protesten durchs Land, bei der die
linken und die rechten Strömungen eine gewisse Bündnisfähigkeit unter
Beweis stellten.

Im moldauischen Kontext sind mit den "Rechten" meist auf mehr
Marktwirtschaft und Bindung an die EU und die NATO ausgerichtete
Kräfte gemeint. Rechtsradikale Strömungen spielen heute keine
nennenswerte Rolle in Moldau. Allerdings neigen viele pro-westliche
Politiker dazu, die Rolle Rumäniens im Zweiten Weltkrieg schönzureden,
so zum Beispiel erst neulich Maia Sandu, die über den faschistischen
Diktator Ion Antonescu sagte, er habe sowohl gute als auch schlechte
Seiten gehabt. Als "links" dagegen werden im heutigen Moldau vor allem
die Kräfte bezeichnet, die in wirtschaftlichen Fragen für
Protektionismus und Erhalt der sozialen Garantien eintreten, ansonsten
sich aber eher sozial-konservativ geben.

Die Empörung über die Korruption mündete in Massendemonstrationen,
Zeltlagern vor Regierungsgebäuden und gipfelte am 20. Januar 2016 im
versuchten Sturm auf das Parlament. Damals wurde mitten in der Nacht
die neue Regierung unter dem Plahotniuc-Vertrauten Pavel Filip
vereidigt.

Nun stehen die linke und die rechte Opposition vor der Frage, wie weit
die "antioligarchische" Aktionseinheit gehen soll. Die Beispiele der
jüngsten Antikorruptionsproteste in Armenien und benachbarten Rumänien
wirken offenbar inspirierend.(5) Die Erwartung massiver
Wahlmanipulationen fällt mit Veränderungen in der politischen
Landschaft zusammen. In den letzten Jahren haben sich die größten
Parteien des pro-westlichen Lagers - die konservative
Liberaldemokratische Partei Moldaus (PLDM) und die Liberale Partei
(PL) - durch Korruptionsskandale sowie die Zusammenarbeit mit
Plahotniuc und seiner PDM diskreditiert. Sie waren die Zielscheibe der
Proteste 2015-2016. Bei den Wahlen drohen ihnen massive
Stimmenverluste. Die PLDM-Abspaltung PPEM, die die PL in der Regierung
ablöste, gilt als Mehrheitsbeschaffungsmaschine für Plahotniuc. In der
Opposition profilieren sich die "Aktions- und Solidaritätspartei"
(PAS) der ehemaligen PLDM-Bildungsministerin Maia Sandu sowie die
Plattform "Würde und Wahrheit" (PDA) des ehemaligen Staatsanwalts
Andrei Nastase.(6) Im Mai 2018 gelang Nastase ein Sieg bei den
Bürgermeisterwahlen in der Hauptstadt Chiinau, der traditionellen
Hochburg der pro-westlichen Kräfte, doch die Wahlen wurden für
ungültig erklärt. Dadurch genießt Nastase ein gewisses Märtyrer-Image.
Sandu ist dafür im Ausland wesentlich bekannter, sie hofft auf die
Stimmen derjenigen Moldauer, die in der EU arbeiten. Sowohl die PDA
als auch die PAS lehnen das Modell der Abberufung der Abgeordneten als
verfassungswidrig ab.

Als umstritten gilt die 2009 in Polen gegründete Stiftung "Open
Dialogue" unter der Führung der ukrainischen Staatsbürgerin Ludmila
Kozlowska (Lyudmila Kozlovska).(7) Diese Organisation wird nachgesagt,
vom oppositionellen kasachischen Oligarchen Muchtar Abljazow (Mukhtar
Ablyazov) finanziert zu sein. Zurzeit beschuldigt das Regierungslager
die Stiftung, sowohl Sandus PAS und Nastase PDA zu unterstützen, mit
dem moldauischen Oligarchen Veaceslav Platon verbunden zu sein und
zudem noch im Dienste Russlands zu stehen. Den letzteren Vorwürfen
schließt sich auch die polnische Regierung an, wo die Arbeit der NGO
offiziell unerwünscht ist. Die Stiftung arbeitet viel mit "Aktivisten
der Zivilgesellschaft" zusammen. So unterstützte sie Proteste gegen
die immer enger werdende Zusammenarbeit zwischen der moldauischen
Führung und Erdogans Türkei.

Die pro-russischen linken Kräfte in Moldau sind stets mit dem Problem
konfrontiert, dass die Führung der international nicht anerkannten
Republik Transnistrien, die sich 1991 von Moldau loslöste und
ebenfalls auf Moskau ausgerichtet ist, all ihren Initiativen zur
Wiederannäherung misstraut. Gleichzeitig sind Präsident Dodon und
seine PSRM in ihren Augen bereits zu heimlichen Verbündeten von
Plahotniuc geworden. Viel Zustimmung erhalten die moldauischen Linken
im Norden des Landes, sowie unter der turksprachigen Minderheit der
Gagausen, deren Wohngebiet im Süden einen Autonomiestatus hat.

In den Protesten der vergangenen Jahre spielte vor allem der
Bürgermeister von Bali, Renato Usatîi, mit seiner Partei "Partidul
Nostru" ("Unsere Partei") als populistischer Anstifter eine
Rolle. Doch zurzeit hält er sich in Moskau auf, da ihm in Moldau
Strafverfolgung droht.(8)

An seine Anhänger*innen wendet er sich vor allem über das Internet und
tritt ansonsten als Dauergast in russischen TV-Talkshows in
Erscheinung.

Seine Partei wird vermutlich wie schon bei der vorherigen Wahl nicht
antreten dürfen. Einige Bürgermeister ("Primars") zählen zu seinen
Anhängern und verfügen in ihren Städten über ein gewisses
Mobilisierungspotential. Im Mittelpunkt seiner Agitation steht die
Enteignung der Korruptionsprofiteure. Usatîi hat mehrmals seine
Bereitschaft zur taktischen Zusammenarbeit mit der rechtsliberalen
Opposition gegen Plahotniuc betont.

Grigore Petrenco, ehemaliger Abgeordneter der PCRM, und sein "Blocul
Rou" ("Roter Block") organisierten 2015 ein Zeltlager vor dem Haus
Plahotniucs, während die liberale PDA das "Global Business
Center"-Gebäude, die Hauptgeschäftsstelle des Oligarchen, belagerte.
Petrencos Organisation zählt kaum zweihundert Mitglieder, er selbst
hält sich zurzeit in Deutschland auf, wo er politisches Asyl beantragt
hat.


Die früher sehr starken "Kommunisten" der PCRM sind durch die
hohe Anzahl der parlamentarischen Überläufer aus ihrer Fraktion ins
Regierungslager demoralisiert und diskreditiert

Radikale Linke spielen im heutigen Moldau keine Rolle, in
organisierter Form sind sie faktisch verschwunden. Antifa,
Trotzkismus, Anarchismus - all das war schon mal im unabhängigen
Moldau vertreten, konnte sich jedoch nicht dauerhaft halten. Es
existiert eine pazifistische Organisation "Pazifismus ohne Grenzen"
("Pacifism fara Frontiere"), die sich vor allem gegen die Entsendung
moldauischer Truppen in Kampfgebiete und gegen den Militärdienst
einsetzt, sich aus den politischen Konflikten, die das Land gerade
zerreißen, jedoch eher heraushält.(9)

Als Lebenszeichen linker Kräfte kann der kleine Gelbwesten-Flashmob
vor der französischen Botschaft in Chiinau gelten, der im Dezember
stattfand.(10)

Der Gewerkschaftsverband CNSM unterstützt die neuen Wahlgesetze und
fällt damit als Verbündeter der politischen Opposition weg. Die
moldauischen Gewerkschaften waren noch Ende der 90er Jahre in der
Lage, beeindruckend teilnehmerstarke Proteste zu organisieren, und
auch heute gibt es ab und zu Aktionen. Jedoch sind die Forderungen
meist direkt an den Staat gerichtet - es protestieren auch am
häufigsten diejenigen, die ihren Lohn aus der Staatskasse erhalten.
Die Arbeitsmigration ins Ausland schwächt die Gewerkschaften
zusätzlich. Die zahme Haltung der CNSM manifestierte sich im Herbst
2018, als der Verband den Streik in den "Fujikura"-Autokabelwerken in
der gagausischen Hauptstadt Comrat komplett ignorierte.

In den letzten Jahren gab es in Moldau reichlich Anlässe für sozialen
Protest: Erhöhung der Strom- und Benzinpreise, Lockerung des
Kündigungsschutzes. Jedoch sind es bisher die Ereignisse rund um die
Wahlen, die zum Kristallisationspunkt der Massenunzufriedenheit
werden. Der Kampf gegen die Korruption als Minimalkonsens zwischen
Anhänger*innen der Annäherung an Russland einerseits und an Rumänien
bzw. die EU andererseits wirft die Frage auf, ob Russland oder
Rumänien wirklich weniger korrupte Länder als Moldau sind.

Die Korruption ist auch nicht die Ursache des Elends Moldaus und
anderer post-sowjetischer Staaten, sondern eine Folge der Verelendung
unter der neu eingeführten Marktwirtschaft. Die Korruption wird von
der EU und ihren Verbündeten im Namen einer "fairen" Marktkonkurrenz
beanstandet und die Linken, die auf diesen Zug aufspringen und dabei
noch gleichzeitig für eine Annäherung an Russland plädieren,
verstricken sich in Selbstwidersprüchen.

Die kommenden Wahlen könnten der Beginn einer neuer Protestwelle
werden. Ein Wechsel der politischen Führung ist dabei wesentlich
wahrscheinlicher als die Änderung der sozialen Verhältnisse.


Anmerkungen:

(1) www.balkaninsight.com/en/article/eu-urges-moldovan-authorities-to-respect-democretic-standards-10-10-2018; 

https://www.youtube.com/watch?v=FsKveEq6nSg

(2) http://carnegieeurope.eu/strategiceurope/69856

(3) https://www.zois-berlin.de/publikationen/zois-spotlight/geldwaesche-in-moldau/

(4) Moldau entsandte 57 Militärengehörige.

(5) Über die Proteste in Rumänien 2017-2018 siehe:

https://revistabuna.wordpress.com/2017/06/27/sommer-ausgabe-des-libertaeren-rumaenien-magazins-buna-erschienen/#more-157.

Über den friedlichen Machtwechsel in Armenien siehe: Alexander
Amethystow: "Machtwechsel in Armenien - kippt Russlands "letzter
Verbündeter"?" in: Gai Dao Nr. 91, 2018. S. 23-27.

(6) Offiziell sind sowohl die PLDM, als auch die PAS mit der
Europäischen Volkspartei assoziiert. Die PPEM entgegen ihrem Namen
dagegen nicht.

(7) https://en.odfoundation.eu/

(8) Im Januar wurde Usatîi in München operiert. Die Versuche der
moldauischen Regierung, seine Auslieferung über Interpol zu erzwingen,
scheiterten.

(9) http://pacificus.md/ro/despre-noi/

(10) http://dialectica.xyz/2018/solidaritatea-nu-are-hotare

 * 
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IMI/939: US Drohnenkrieg


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2019/010 vom 7. März 2019

US Drohnenkrieg

Keine öffentlichen Berichte über getötete Zivilist*innen in
"Anti-Terror" Operationen mehr

von Marius Pletsch



US-Präsident Donald Trump hat am Mittwoch ein Dekret unterzeichnet,
wonach das Büro des Direktors für die nationalen Nachrichtendienste
(ODNI) nicht länger jährliche Berichte über die in Operationen
außerhalb von Kampfgebieten getöteten Zivilist*innen veröffentlichen
muss. Das berichteten u.a. Washington Post [1] und CNN.[2]

Damit macht Präsident Trump ein Reförmchen von Präsident Obama
rückgängig, wodurch einige offizielle Informationen über das
US-Drohnenprogramm und die durch die Aktionen getöteten Personen
veröffentlicht wurden. Es sind nur zwei Berichte erschienen (2016 [3]
und 2017 [4]), keiner davon wurde unter der Regierung von Trump
veröffentlicht. Aufschlussreich waren die Berichte kaum (siehe
IMI-Analyse 2016/28[5]), jedoch verschafften sie den Aktionen der USA
etwas mehr Aufmerksamkeit und es wurde mit der Veröffentlichung etwas
Raum für eine öffentliche Debatte und Kritik geschaffen. Stets war
eine erhebliche Diskrepanz zwischen den Zahlen des ODNI und denen von
Gruppen wie dem Bureau of Investigative Journalism oder dem Thinktank
New America zu bemerken.

Begründet wird der Schritt, da das Verteidigungsministerium (DoD)
unter dem Gesetz zur Autorisierung der nationalen Verteidigung (NDAA)
seit dem Haushaltsjahr 2018 dem Kongress einen etwas detaillierteren
Bericht vorlegen muss, der auch veröffentlicht werden soll (hier der
Bericht von 2018 [6], hier eine Einschätzung von JustSecurity[7]).
Seit dem Haushaltsjahr 2019 muss dieser zwar noch differenzierter
ausgefertigt werden, er kann aber seitdem auch komplett unter
Verschluss gehalten werden, wenn der Verteidigungsminister, bzw. die
Verteidigungsministerin eine Gefahr für die nationale Sicherheit in
einer Veröffentlichung sehen würde (NDAA FY 2019,[8] Sec. 1062 (b)).
Dass der Kongress nun Berichte über zivile Opfer verlangt und auch
über die Methodik unterrichtet werden möchte, lässt zumindest hoffen,
dass die Legislative kleine Fortschritte bei der Kontrolle der
Regierung und der US-Militäroperationen macht. Diese Berichte gehen
aber nur auf Aktionen unter Leitung des DoD ein (US Code, Title 10).
Wenn US-Soldat*innen eine Drohne unter Leitung bspw. der CIA fliegen
würden, würde eine solche Aktion nicht in dem Bericht auftauchen, da
diese anders autorisiert wäre (US Code, Title 50). Dies unterscheidet
die Berichte des ODNI und des DoD.

Dies ist ein Schritt in die falsche Richtung, gerade weil Präsident
Trump der CIA wieder mehr Spielräume in Sachen Drohnenangriffe
einräumt und die Einsatzregen gelockert hat. Das gefährdet
Zivilist*innen in den betroffenen Regionen enorm.


Anmerkungen:

[1] https://www.washingtonpost.com/world/national-security/white-house-weakens-obama-era-rule-on-civilian-casualties/2019/03/06/b2940dfe-4031-11e9-9361-301ffb5bd5e6_story.html?utm_term=.04e73d1ac306

[2] https://edition.cnn.com/2019/03/06/politics/trump-executive-order-revocation-terror-strike-civilian-deaths/index.html

[3] https://www.dni.gov/files/documents/Newsroom/Press%20Releases/DNI+Release+on+CT+Strikes+Outside+Areas+of+Active+Hostilities.PDF

[4] https://www.dni.gov/files/documents/Newsroom/Summary-of-2016-Information-Regarding-United-States-Counterterrorism-Strikes-Outside-Areas-of-Active-Hostilities.pdf

[5] https://www.imi-online.de/2016/07/09/us-drohnenbericht/

[6] https://fas.org/man/eprint/civcas2018.pdf

[7] https://www.justsecurity.org/57718/department-defenses-report-civilian-casualties-step-transparency/

[8] https://www.congress.gov/bill/115th-congress/house-bill/5515/text#toc-H1B3F5037BC6E4A629F010A06A8862B6B
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VORWÄRTS/1443: "Es brauchte ein Ventil"


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 05/06 vom 21. Februar 2019

"Es brauchte ein Ventil"

Interview von Sabine Hunziker



Die 22-jährige Virginia Köpfli hat 2017 mitgeholfen, den
Women's March zu organisieren. Eine Erfahrung, die sie prägte. Die
junge Aktivistin freut sich auch über die bevorstehenden Aktionen und
Mobilisierungen. Der vorwärts sprach mit ihr.


vorwärts: Wie haben Sie den ersten Women's March in
Zürich organisiert?

Virginia Köpfli: Die Frauen waren wütend und es war klar, dass
es ein Ventil braucht. Da kam der Women's March in Zürich, der
zeitlich verschoben zu dem in Washington DC stattfand, genau richtig.
Wir haben im OK einfach die Grundlagen organisiert. Alles andere wurde
durch die erstarkende feministische Community selber organisiert: wie
ein kleines Puzzle, bei dem jedes Stück ein anderes Thema beleuchtet.
Zusammen war es wunderschön, vielfältig und eben gerade deshalb so
aussagefähig und stark. Wir haben zu Recht auf ein grosses Programm
verzichtet. Beim offenen Mikrofon konnten alle etwas sagen. Bis heute
trägt diese Dynamik und Energie einen Grossteil zur feministischen
Bewegung bei.


vorwärts: Erinnern Sie sich noch an einzelne
Protestaktionen rund um die Kampagne?

Virginia Köpfli: Im Januar war man motiviert von den Women's
Marches in den USA. Immer mehr Menschen wollten aktiv werden. Das
Kollektiv "We can't keep quiet" übernahm dann dazwischen die
Mobilisierungsphase. Aktionen wie "Make Switzerland pink again" auf
den sozialen Medien, die Strickaktionen auf dem Bundesplatz am 8. März
oder der eigens kreierte Song bleiben mir bis heute gut in Erinnerung.
Ich denke, dass sie einen wichtigen Beitrag zur Mobilisierung
geleistet haben.


vorwärts: In Washington hat es begonnen und dann weltweit
ausgestrahlt: Warum hat dieser Themenkreis wie ein Funken überall
Feuer verbreitet?

Virginia Köpfli: Feminismus war zu lange von der Bildfläche
verschwunden. Das Märchen, dass alles schon erreicht ist, war
spätestens mit der Wahl von Trump und dem direkten Angriff auf unsere
Rechte weltweit falsifiziert worden. Die Frauen hatten genug und
wehrten sich zusammen. Dies war ein zentrales Mobilisierungsmoment.


vorwärts: 2019 wird es erneut einen "Women's March"
geben. Wird der zweite Marsch am Erfolg des ersten anknüpfen können?
Was erwarten Sie 2019? Was hat sich beim Protest verändert und was ist
gleich geblieben?

Virginia Köpfli: Ich werde auf jeden Fall am Women's Wave
teilnehmen, denn die Situation hat sich nicht verbessert - im
Gegenteil. Das Gesetz zur Lohngleichheit wurde im Parlament stark
verwässert. Noch immer gibt es keine Konsequenzen, wenn man dagegen
verstösst. Es gibt immer wieder Versuche, Gleichstellungbüros
abzuschaffen. Im Kanton Zug ist dies sogar gelungen. Opfer davon sind
vor allem Frauen, welche in prekären Arbeitsverhältnissen beschäftigt
sind. Die feministische Bewegung in der Schweiz mobilisiert sich genau
deswegen immer mehr. 2019 ist unser Jahr gerade wegen dem 2.
Frauenstreik. Auf dem Weg dahin wird es mehrere Möglichkeiten geben,
sich lokal zu mobilisieren - so wie etwa der 8. März, der 1. Mai oder
eben auch Women's Wave. Dieser ist insbesondere wichtig, weil es auch
die internationale Vernetzung unserer Bewegung aufzeigt. Ich freue
mich über zahlreiche Teilnahmen.


vorwärts: Feminismus ist ein Lebensstil: was bedeutet das
in der Schweiz genau?

Virginia Köpfli: Feminismus bedeutet Machtbeziehungen zu
hinterfragen - gerade im Privaten. Sich selber immer wieder kritisch
zu hinterfragen, weil wir alle in einer patriarchalen Welt gross
geworden sind und sich diese Strukturen nicht von heute auf morgen
ablegen lassen. Darum muss man auch in der Schweiz immer wieder
reflektieren, wer Zugang hat zu was und wer warum nicht vertreten ist.
Es bedeutet also, solidarisch zu sein - gerade auch mit anderen
Frauen*. Es soll nicht in einem weissen "Cis-Wohlstandsfeminismus"
enden, sondern überall konsequent die herrschenden Machtstrukturen
angeprangert werden. Das heisst, unbequem zu bleiben.

 * 
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MELDUNG/1851: Deutschlandfunk Kultur - Die Zukunft der Volksparteien, 9.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Seht, was aus uns geworden ist!

Eine Lange Nacht über die Zukunft der Volksparteien

Moderation: Birgit Wentzien

Lange Nacht

Samstag, 9. März 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Koordinaten des deutschen Parteiensystems verschieben sich. Die
Volksparteien CDU/CSU und SPD, die bei der Bundestagswahl 2017
zusammen noch rund 53 Prozent aller Zweitstimmen auf sich vereinten,
konnten bei den Landtagswahlen im Herbst 2018 gemeinsam nicht einmal
mehr als die Hälfte aller Wählerinnen und Wähler für sich gewinnen.
Seit Jahren schmelzen in fast allen Ländern Europas die traditionellen
Lager zugunsten rechter Randparteien und neuer Gruppierungen zusammen.
Die bundesrepublikanische Parteienlandschaft - so betrachtet - wird
europäisch. Was bedeutet diese Fragmentierung für die Republik im 70.
Jahr des Grundgesetzes? In welcher Verfassung sind die Parteien und
was heißt das für das Land?

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2844: Deutschlandfunk - Die Dirigentin Simone Young, 9.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Die Dirigentin Simone Young

Samstag, 9. März 2019, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Über das Thema "Frauen am Dirigentenpult" redet die Dirigentin nicht
gerne - sie macht es einfach. Und das sah und sieht zum Beispiel so
aus: Zehn Jahre lang leitete die australische Dirigentin Simone Young
als Intendantin und Generalmusikdirektorin die Hamburgische
Staatsoper. Dort führte sie nicht nur die Verwaltung, sondern
dirigierte auch zahlreiche Premieren und Repertoirevorstellungen mit
Werken von Mozart bis zur Musik der Gegenwart. Seit sie im Jahr 2015
ihre Hamburger Intendanz beendete, tritt die 1961 geborene Dirigentin
auch wieder vermehrt auf dem Konzertpodium in Erscheinung. Bei den
Wiener und Berliner Philharmonikern ist sie gern gesehener Gast,
ebenso bei den Dresdner Philharmonikern, den Niederländischen
Philharmonikern und bei zahlreichen Orchestern in ihrer Heimat
Australien.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Februar 2019
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MIKROBIOLOGIE/004: Wie ein Virus seine Wirtszelle überlistet (idw)


Charité - Universitätsmedizin Berlin - 04.03.2019

Wie ein Virus seine Wirtszelle überlistet

Proteinstruktur nach mehr als fünfzigjähriger Forschung entschlüsselt



Ein Virus ist für seine Vermehrung von einer Wirtszelle abhängig. Doch wie
bringt ein Virus seinen Wirt dazu, nicht nur die eigene, sondern auch die
Virus-Erbinformation abzulesen und so Tochter-Viren herzustellen? Seit
Jahrzehnten wird diese Frage am Beispiel des Bakteriophagen Lambda
erforscht. Jetzt hat eine Arbeitsgruppe der Charité - Universitätsmedizin
Berlin die Details mittels hochauflösender Kryo-Elektronenmikroskopie
entschlüsselt. Die Ergebnisse wurden in Molecular Cell* publiziert.

Ohne Wirt keine Viren: Ein Virus ist zwar in der Lage, sich selbst in der
Umwelt zu verbreiten. Zur Vermehrung fehlt ihm jedoch die komplexe
Maschinerie, mit der seine Erbinformation abgelesen und in neue
Viruspartikel übersetzt werden kann. Aus diesem Grund benötigt jedes Virus
eine Wirtszelle, deren molekulare Infrastruktur es nutzt. Seit Jahrzehnten
erforschen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler weltweit, wie genau
Viren diese Ausbeutung gelingt. Dazu untersuchen sie insbesondere solche
Viren, die für ihre Vervielfältigung auf Bakterien angewiesen sind -
sogenannte Bakteriophagen. Einer der am besten untersuchten Bakteriophagen
ist der Bakteriophage Lambda.

Die bisherige Forschung hat gezeigt: Der Bakteriophage Lambda baut seine
Erbinformation hinter ein bestimmtes Gen seines Wirtsbakteriums ein. Der
Molekülkomplex, der die Erbinformation abliest, die sogenannte
RNA-Polymerase, würde normalerweise am Ende des bakteriellen Gens stoppen und
die nachfolgenden Virus-Gene ignorieren. Um zu verhindern, dass die
RNA-Polymerase stoppt, wendet das Virus einen Kniff an: Es bringt das kleine
Protein Lambda-N mit, das sich an die RNA-Polymerase des Wirts heftet und
diese dazu zwingt, auch die Virus-Gene abzulesen. Trotz intensiver
Forschung war bisher jedoch unbekannt, wie genau das kleine Protein dies
erreicht. Jetzt konnte ein Berliner Forscherteam die dreidimensionale
Struktur des Komplexes aus RNA-Polymerase und Lambda-N in hoher Auflösung
ermitteln und so die Details der "viralen Ausbeutung" klären.

In ihrer Studie haben Wissenschaftler der Charité mit Forschungsgruppen
der Freien Universität Berlin und des Max-Planck-Instituts für Molekulare
Genetik kooperiert. Sie produzierten die einzelnen Komponenten des großen
Proteinkomplexes separat, setzten sie anschließend wieder zusammen und
froren den Komplex in einem dünnen Wasserfilm ein. Mittels
Kryo-Elektronenmikroskopie nahmen die Forscherinnen und Forscher 700.000 Bilder
des Proteinkomplexes aus verschiedenen Richtungen auf und errechneten
daraus seine dreidimensionale Struktur. "Aus der Struktur konnten wir
beispielsweise folgern, dass das kleine virale Protein Lambda-N die beiden
Hälften der RNA-Polymerase zusammenheftet und so verhindert, dass sie
durch das Stopp-Signal am Ende des bakteriellen Gens auseinanderfallen",
erklärt Ferdinand Krupp, einer der Erstautoren der Studie und Doktorand am
Institut für Medizinische Physik und Biophysik der Charité. "Dadurch liest
die RNA-Polymerase auch die nachfolgenden viralen Gene ab. Sind die
Viren-Gene dann abgelesen, werden sie als Bauplan für die Herstellung von
Tochter-Viren benutzt - und das Virus hat sein Ziel erreicht", ergänzt der
Biophysiker. "Unsere Daten liefern außerdem die Erklärung für viele
Einzelergebnisse, die über fünf Jahrzehnte der Forschung gesammelt wurden.
Zusammengenommen können diese Erkenntnisse dazu beitragen, neue
antibakterielle Medikamente zu entwickeln."


*Krupp F et al., Structural Basis for the Action of an All-Purpose
Transcription Anti-Termination Factor. Mol Cell. 2019 Feb 19. 

doi: 10.1016/j.molcel.2019.01.016

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1016/j.molcel.2019.01.016

Weitere Informationen finden Sie unter

https://biophysik.charite.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin - 04.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





NEUROLOGIE/998: Epilepsie - weniger Krampfanfälle durch personalisierte Therapien (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 05.03.2019

Epilepsie: weniger Krampfanfälle durch personalisierte Therapien



Epilepsie ist nicht gleich Epilepsie. Das Krampfleiden, das weltweit rund
65 Millionen Menschen betrifft, kann viele verschiedene Ursachen haben.
Dies ist auch ein Grund, warum bislang etwa 30 Prozent der Patienten nicht
auf Medikamente ansprechen. Wie Präzisionsmedizin und personalisierte
Verfahren heute auch die Therapiechancen dieses letzten Patientendrittels
verbessern, ist ein Thema auf der Pressekonferenz der Deutschen
Gesellschaft für Klinische Neurophysiologie und Funktionelle Bildgebung e.
V. (DGKN) am 28. März 2019 in Freiburg. Sie findet im Rahmen der 63.
Wissenschaftlichen Jahrestagung der Fachgesellschaft statt.

Eine Epilepsie kann genetisch bedingt sein. Aber auch Tumore, Vernarbungen
nach Schädel-Hirn-Trauma oder Schlaganfall, sowie kleine angeborene
Defekte der Hirnrinde gehören zu den Ursachen des Anfallsleidens.
"Angesichts dieser vielfältigen Auslöser ist es erfreulich, dass immerhin
70 Prozent der Patienten mithilfe moderner Medikamente zur Behandlung von
Krampfanfällen, den sogenannten Antikonvulsiva, heute anfallsfrei leben
können", sagt Prof. Dr. med. Felix Rosenow, Leiter des Epilepsiezentrums
Frankfurt Rhein-Main der Universität Frankfurt/Main,

"Um auch den übrigen 30 Prozent helfen zu können, setzen wir zunehmend auf
neue, personalisierte Therapien", berichtet Professor Rosenow.

So sind mittlerweile 16 genetische Risikofaktoren bekannt, die allein oder
zusammen, eine Epilepsie mitbedingen können. "Mit diesen Erkenntnissen ist
es möglich, Arzneien und Maßnahmen zu identifizieren, die direkt auf die
Epilepsierisikogene wirken, um so Anfälle zu unterbinden", so Professor
Rosenow. Ein Beispiel seien etwa Patienten mit einer angeborenen Störung
des Glukosetransports. Dadurch stünden dem Gehirn zu wenig Ketonkörper für
einen ausgeglichenen Stoffwechsel zur Verfügung. Hier werde die Ernährung
so umgestellt, dass das Gehirn wieder normal funktionieren könne", sagt
Professor Rosenow. "Bei solchen Patienten sehen wir dramatische
Verbesserungen."

Liegen den Krampfzuständen eine Tumorerkrankung oder eine andere, klar
umschriebene Veränderung des Gewebes im Gehirn zugrunde, ist es heute
möglich, diese Störherde auch in der Tiefe präzise zu lokalisieren - und
dann gezielt minimalinvasiv zu entfernen. "Dazu kommen zunächst sogenannte
Video-, Stereo- und Langzeit-EEG-Monitorings zum Einsatz. Hierbei werden
Messelektroden für Hirnströme nicht nur auf der Kopfhaut, sondern entweder
direkt auf dem Hirnkortex aufgelegt oder ins Gehirn implantiert",
erläutert Professor Rosenow. Anschließend können die Anfallherde mit Hilfe
der sogenannten Radiofrequenzablation sowie der Laserthermoablation
schonend und punktgenau verödet werden. "Im Gegensatz zu früher muss Dank
der neuen Verfahren heute auch der Schädel nicht mehr großflächig eröffnet
werden, es reichen kleine Bohrlöcher", erläutert er. Die
Laserthermoablation ist in den USA und Australien schon weit verbreitet.
In Europa steht sie seit April 2018 zur Verfügung.

"Wir sind sehr froh, dass wir Dank der Präzisionsmedizin große
Fortschritte in der Epilepsietherapie verzeichnen können, so Professor
Rosenow weiter. Denn der Leidensdruck der Patienten sei enorm: "Das
plötzliche Auftreten von Anfällen mit Bewusstseinsverlust, automatischen
Bewegungen oder Sturz führt oft zu Rückzug und verminderter sozialer
Teilhabe." Auch ein geregeltes Arbeitsleben sei deshalb oft nicht möglich.

Auf der Pressekonferenz am 28. März in Freiburg erläutert Professor
Rosenow die Herausforderungen bei der Behandlung der Epilepsie und stellt
weitere neue Therapieoptionen vor. Er erläutert dabei auch, für wen sie in
Frage kommen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76
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ONKOLOGIE/1972: Onkologische Leitlinien stehen ab sofort auch per App zur Verfügung (idw)


Deutsche Krebsgesellschaft e. V. - 05.03.2019

Onkologische Leitlinien stehen ab sofort auch per App zur Verfügung



Ärzte, die den unkomplizierten elektronischen Zugang zu den S3-Leitlinien
des Leitlinienprogramms Onkologie suchen, können ab sofort auch eine App
nutzen. Das App-Format sorgt dafür, dass S3-Leitlinien über mobile
Endgeräte abrufbar sind und wurde im Auftrag der Deutschen
Krebsgesellschaft (DKG) sowohl für iPhones als auch für
Android-Smartphones entwickelt. Derzeit sind zwölf Leitlinien des
Leitlinienprogramms Onkologie über die App verfügbar; weitere stehen in
Kürze zum Abruf bereit.

S3-Leitlinien zeichnen sich durch ein hohes methodisches Niveau aus. Sie
werden nach einer systematischer Literaturrecherche und -auswertung
erstellt, und zwar von einem interdisziplinär besetzten Gremium, in dem
Mandatsträger aller relevanten Fachgesellschaften und Organisationen
vertreten sind. Um die Entwicklung, Fortschreibung und den Einsatz dieser
Leitlinien in der Onkologie zu fördern und zu unterstützen, haben die
Arbeitsgemeinschaft der medizinisch wissenschaftlichen Fachgesellschaften
(AWMF), die Deutsche Krebsgesellschaft e. V. und die Deutsche Krebshilfe
im Februar 2008 das Leitlinienprogramm Onkologie ins Leben gerufen. "Für
eine rasche und umfassende Verbreitung onkologischer Leitlinien ist es
wichtig, dass sie nicht nur über die klassischen Kanäle, also in
Printpublikationen oder auf Webseiten verfügbar sind. Deshalb haben wir
uns für die Entwicklung einer App entschieden", erklärt Prof. Dr. Thomas
Seufferlein, Vizepräsident der Deutschen Krebsgesellschaft und Sprecher
des Lenkungsausschusses des Leitlinienprogramms Onkologie. Die neue App
ist das erste Produkt einer Digitalisierungsstrategie onkologischer
Leitlinien. Im Zuge dieser Strategie wurden die Leitlinien in ein
strukturiertes Format überführt, das mit einem sogenannten
Content-Management-System editiert werden kann. "Dadurch wird die Aktualisierung
der Leitlinien deutlich einfacher und wir können das Konzept von Living
Guidelines besser realisieren", so Dr. Markus Follmann MPH, MSC,
Bereichsleiter Leitlinien der Deutschen Krebsgesellschaft. Im Zuge der
Digitalisierung können auch Leitlinien oder Leitlinienkomponenten auch
über Systemgrenzen hinweg nutzbar gemacht werden, zum Beispiel auf
Lernplattformen für die Ausbildung von Medizinstudierenden.

Die neue App bietet Nutzern verschiedene Vorteile: Sie können eine nach
Inhalten sortierte, übersichtliche Sammlung der interdisziplinär
abgestimmten Empfehlungen und Statements samt den entsprechenden
Hintergrundtexten abrufen. Eine Suchfunktion ermöglicht außerdem die
Freitextsuche, mit der Favoritenfunktion lassen sich häufig verwendete
Leitlinienabschnitte rasch wiederfinden. "Die Nutzer der App können sich
außerdem über Updates bestehender Leitlinien oder über das Erscheinen
neuer Leitlinien benachrichtigen lassen", sagt Dipl.-Soz. Wiss. Thomas
Langer, Deutsche Krebsgesellschaft, der die Entwicklung der App maßgeblich
verantwortet hat.

Derzeit stehen in der App die aktuellen S3-Leitlinien zum Endometrium-,
Harnblasen-, Mundhöhlen, Pankreas-, Ösophagus-, und Nierenzellkarzinom,
zum kolorektalen und hepatozellulären Karzinom, malignen Melanom, zur
Supportivtherapie, Psychoonkologie und zur Hautkrebsprävention zur
Verfügung.

iPhone-Nutzer können die neue Leitlinien-App kostenfrei unter im Apple
iTunes-Store unter 

https://itunes.apple.com/de/app/leitlinienprogramm-onkologie/id1453684655#?platform=iphone 

herunterladen. Android-Smartphone-Nutzer finden die App unter

https://play.google.com/store/apps/details?id=com.onkologie.leitlinienprogramm

Das Leitlinienprogramm Onkologie (OL)

Leitlinien sind systematisch entwickelte Entscheidungshilfen für
Leistungserbringer und Patienten zur angemessenen Vorgehensweise bei
speziellen Gesundheitsproblemen. Sie stellen ein wesentliches Instrument
zur Förderung von Qualität und Transparenz medizinischer Versorgung dar.
Die Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften (AWMF), die Deutsche Krebsgesellschaft e. V. und die
Deutsche Krebshilfe haben sich mit dem im Februar 2008 gestarteten
Leitlinienprogramm Onkologie das Ziel gesetzt, gemeinsam die Entwicklung
und Fortschreibung sowie den Einsatz wissenschaftlich begründeter und
praktikabler Leitlinien in der Onkologie zu fördern und zu unterstützen.
Mittlerweile umfasst das Leitlinienprogramm 25 S3-Leitlinien, die zu einem
großen Teil auch als laienverständliche Patientenleitlinien vorliegen.

Mehr unter

https://www.leitlinienprogramm-onkologie.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution477
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BILDUNG/1149: Bundesländer verschleppen Ausbildungsreform für Hebammen (DHV)


Deutscher Hebammenverband e.V. - 5. März 2019

Bundesländer verschleppen Ausbildungsreform für Hebammen

Hebammenverband ist in Sorge um den Hebammennachwuchs



Aktuell hat der Deutsche Bundestag eine Antwort der Bundesregierung
auf eine kleine Anfrage aus der Fraktion der FDP zur Umsetzung der
Akademisierung der Hebammenausbildung veröffentlicht. Aus dieser wird
deutlich, dass zehn Monate vor dem Stichtag noch viele Schritte der
Reform unklar sind. Die Bundesregierung hat sich sehr spät klar dazu
positioniert. Obwohl die EU bereits seit 2013 verlangt, dass bis
Januar 2020 die Hebammenausbildung in allen EU-Ländern auf ein
hochschulisches Niveau angehoben werden soll, wurde in Deutschland
erst im Oktober 2018 dazu Stellung bezogen. Die Hebammenausbildung
soll in Zukunft auch in Deutschland vollständig akademisch erfolgen.
Die Zeit dafür drängt.

Der Hebammenverband kritisiert insbesondere, dass in den Bundesländern
bisher eine gemeinsame Strategie fehlt. Viele Landesregierungen haben
offenbar entschieden, nichts zu unternehmen, bis das neue
Hebammengesetz vorliegt. In vielen Ländern ist nach wie vor unklar, an
welchen Standorten die Studiengänge aufgebaut werden sollen. Einige
Länder vertreten sogar den Standpunkt, dass sie Hebammenschulen noch
viele Jahre bestehen lassen wollen. Derzeit werden sogar neue
Hebammenschulen gegründet, die teils nicht mehr den
Mindestanforderungen an die Ausbildung genügen. Begründet wird das
Vorgehen mit dem Erhalt des Zugangs zum Beruf für Schulabgängerinnen
und -abgänger mit mittlerem Schulabschluss. Die EU hat dieses
Bildungsniveau jedoch als nicht mehr ausreichend definiert. Ursache
für die zögerliche Haltung kann auch die Notwendigkeit für die
Übernahme der Finanzierung der Studiengänge durch die Länder sein.

"Die Bundesländer können keinen Sonderweg bei der Ausbildung von
Hebammen einschlagen", so Yvonne Bovermann aus dem Präsidium des
Deutschen Hebammenverbands e. V. "Jede Frau hat das Recht, rund um die
Geburt bestmöglich betreut zu werden. Die Gesundheit von Mutter und
Kind verdient eine umfassende und hochwertige Ausbildung von Hebammen
nach neuestem wissenschaftlichen Kenntnisstand."

Aktuell besteht jedoch ein bedenklicher Trend: In vielen Ländern kommt
es immer häufiger zur Neugründungen von Hebammenschulen. Als
Begründung wird der Mangel an Hebammen genannt. Die Gründung neuer
Schulen hat jedoch besorgniserregende Folgen: Es fehlen geeignete,
qualifizierte Hebammen für die Leitung der Schulen und den Unterricht.
Diese sehen ihre berufliche Zukunft eher an einer Hochschule, oder sie
sind bereits an einer bestehenden Schule eingebunden. So ist die
Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen für die theoretische und
praktische Ausbildung an einigen neu gegründeten Schulen gefährdet.
Anstatt in die notwendige Anhebung des Ausbildungsniveaus zu
investieren kann nun beobachtet werden, dass bei Neugründungen selbst
das derzeitige Qualifikationsniveau aufgrund von fehlenden
qualifizierten Hebammenlehrerinnen nicht sicher erreicht werden kann.

Es gibt jedoch auch positive Beispiele: In einigen Ländern ist die
vollständige Überführung an die Hochschulen bereits beschlossen,
entsprechende finanzielle Unterstützung ist vorgesehen. So kann in
Schleswig-Holstein zum Beispiel die Lehre in den kommenden Jahren
vollständig an die Universität Lübeck überführt werden. Andere Länder
werden folgen, beispielsweise Hamburg, Bremen und Sachsen-Anhalt. Dies
ist sinnvoll, weil das Interesse an der schulischen Ausbildung sinkt.

Für Frauen und ihre Kinder liegt der Nutzen der Akademisierung der
Hebammenausbildung auf der Hand: Damit ist flächendeckend
gewährleistet, dass Hebammen wissenschaftliche Erkenntnisse in ihre
praktische Arbeit und ihre Entscheidungen einfließen lassen. Dies
verbessert die Betreuungssituation der Frauen und ihrer Kinder. In
vielen europäischen Ländern konnte nach der Akademisierung die
Kaiserschnittrate und die Zahl der Interventionen gesenkt werden. Der
Beruf wurde wieder attraktiver, so dass mehr Hebammen in ihrem Beruf
tätig sind.

 * 

Der Deutsche Hebammenverband e.V. (DHV) ist der größte
Hebammenberufsverband in Deutschland und setzt sich aus 16
Landesverbänden mit über 19.500 Mitgliedern zusammen. Er vertritt die
Interessen aller Hebammen. Im DHV sind angestellte und freiberufliche
Hebammen, Lehrerinnen für Hebammenwesen, Hebammenwissenschaftlerinnen,
Hebammen in den Frühen Hilfen, hebammengeleitete Einrichtungen sowie
Hebammenschülerinnen und Studierende vertreten. Über die berufliche
Interessenvertretung hinaus ist eine gute medizinische und soziale
Betreuung der Frauen und ihrer Kinder vom Beginn der Schwangerschaft
bis zum Ende der Stillzeit ein zentrales Anliegen des Verbandes. Als
Mitglied in der European Midwives Association (EMA), im Network of
European Midwifery Regulators (NEMIR) und in der International
Confederation of Midwives (ICM) setzt er sich auch auf europäischer
und internationaler Ebene für die Stärkung der Hebammenarbeit sowie
die Gesundheit von Frauen und ihren Familien ein.

 * 

Quelle:

Deutscher Hebammenverband e.V.

Pressemitteilung vom 5. März 2019

Gartenstraße 26, D-76133 Karlsruhe
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FORSCHUNG/4014: Protein-Interaktionen bei Verteidigung gegen Viren systematisch erfasst (idw)


Technische Universität München - 05.03.2019

Protein-Interaktionen bei Verteidigung gegen Viren systematisch erfasst



So vielfältig, wie Virenangriffe auf den Körper sind auch dessen
Verteidigungsstrategien. Ein Team der Technischen Universität München
(TUM) und des Max-Planck-Instituts für Biochemie hat einen wichtigen Teil
der angeborenen Virenabwehr systematisch untersucht:
"Interferon-stimulierte Gene", kurz: ISGs. Dabei wurde erstmals erfasst, welche
Strategien ISGs verwenden, um die körpereigene Virusabwehr aufzubauen.

Viren verhalten sich im Körper wie Saboteure. Sie nutzen die molekularen
Mechanismen der Zellen, um sich zu vervielfältigen und zu verbreiten - mit
teilweise verheerenden Folgen. Um dem entgegenzuwirken, hat sich im Lauf
der Evolution eine wirkungsvolle Virenabwehr gebildet, die Teil unseres
angeborenen Immunsystems ist. Eine wichtige Rolle spielen hierbei die
ISGs. "Aus Studien von Kolleginnen und Kollegen wissen wir zwar, dass
verschiedene ISGs die Aktivität von Viren negativ beeinflussen können,
aber nicht, wie genau sie das tun", sagt Andreas Pichlmair, Professor für
Immunpathologie von Virusinfektionen am Institut für Virologie der TUM.

Pichlmair und sein Team haben in einer aktuellen Studie systematisch
untersucht, mit welchen Proteinen ISGs interagieren. Sie aktivierten in
Zellkulturen jeweils ein ISG und charakterisierten mittels
Massenspektrometrie, mit welchen Proteinen es interagierte. Resultat der
aufwendigen Untersuchung sind Informationen zu 104 ISGs und 1401
Proteinen, die mit den ISGs Verbindungen eingehen. Etwa 90 Prozent dieser
Verbindungen waren bislang nicht bekannt.

Einblicke in Abwehrstrategien

"Sobald wir die die Interaktionspartner der ISGs kennen, können wir daraus
ableiten, wie der Körper gegen Viren vorgeht", sagt Andreas Pichlmair.
"Schon die ersten Ergebnisse zeigen, wie vielfältig diese Immunantwort
ist." Während einige ISGs Viren direkt beeinflussen können, arbeiten
andere indirekt. Beispielsweise sind unter den Interaktionspartnern
Proteine aus der Zelle, die von den Viren genutzt werden, um sich zu
vervielfältigen. Andere ISGs interagieren mit Proteinen, die für den
Energiehaushalt der Zelle notwendig sind. Ein weiteres Ergebnis ist, dass
einige Proteine - beispielsweise das Molekül LGALS3BP - mit einer großen
Zahl an ISGs interagieren. Zusätzliche Experimente haben gezeigt, dass
LGALS3BP eine bislang unbekannte Schlüsselposition bei der Koordination
der antiviralen Immunantwort einnimmt.

Auch für die Entwicklung neuer Therapien sieht Andreas Pichlmair
Ansatzpunkte: "Wenn wir wissen, was unser Körper tut, wenn er eine
Infektion mit Viren erfolgreich bekämpft, können wir Möglichkeiten finden,
diese Verteidigung bei Erkrankungen in Gang zu setzen, mit denen der
Körper nicht selbst fertig wird."

Datensammlungen als wichtiger Bestandteil der Biomedizin

Das Forschungsprojekt von Andreas Pichlmair zeigt die Bedeutung von
biomedizinischen Datensammlungen für die Grundlagen- und
Anwendungsforschung. Basis der aktuellen Studie war beispielsweise Daten
aus verschiedenen Studien dazu, welche Proteine überhaupt zu den ISGs
zählen. Weitere wichtige Informationen konnten die Forscherinnen und
Forscher unter anderem dadurch gewinnen, indem sie ihre Ergebnisse mit
Daten anderer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zu
Proteininteraktionen von Viren verknüpften.

An der TUM wurden in den vergangenen Jahren immer wieder wichtige Beiträge
für die datenbasierte biomedizinische Forschung geleistet - etwa durch die
Erstellung der Datenbank "ProteomicsDB", in der etwa 90 Prozent des
menschlichen Proteoms kostenfrei zugänglich gemacht werden. Pichlmair und
sein Team hatten zuletzt dokumentiert, mit welchen zellulären Proteinen
die einzelnen Proteine des Zika-Virus interagieren und konnten so einen
Teil der Pathogenese dieses Virus erklären.


Originalpublikation:

P. Hubel, C. Urban, V. Bergant, W. M. Schneider, B. Knauer, A. Stukalov,
P. Scaturro, A. Mann, L. Brunotte, H. Hoffmann, J. W. Schoggins, M.
Schwemmle, M. Mann, C. M. Rice and A. Pichlmair. "A protein interaction
network of interferon stimulated genes extends the innate immune system
landscape". Nature Immunology (2019). 

DOI:10.1038/s41590-019-0323-3

https://www.nature.com/articles/s41590-019-0323-3

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/35268/ - Dieser Text im Web

https://www.professoren.tum.de/pichlmair-andreas/ - Profil von Prof. Andreas Pichlmair
https://innatelab.virologie.med.tum.de/ - Forschungsgruppe von Andreas Pichlmair

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München - 05.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1324: Verbesserte Pharmazeutika dank Fluor (idw)


Universität Wien - 05.03.2019

Verbesserte Pharmazeutika dank Fluor



Die Entwicklung und Verbesserung von Pharmazeutika spielt eine zentrale
Rolle im fortlaufenden Kampf gegen Krankheiten. Ein ForscherInnenteam um
Chemiker Nuno Maulide von der Universität Wien und Harald Sitte von der
Medizinischen Universität Wien hat nun ein neues Werkzeug entdeckt. Die
WissenschafterInnen fanden eine Möglichkeit, mit der Wasserstoff in
wichtigen Arzneimitteln mühelos durch Fluor ersetzt werden kann - dasselbe
Fluor, das auch in Zahnpasta verwendet wird. Diese neue Entdeckung erlaubt
die Feinabstimmung von bereits bekannten (sowie auch potentiell neuen)
Pharmazeutika. Die Ergebnisse werden aktuell im Fachmagazin "Nature
Chemistry" publiziert.

Die große Mehrheit der Pharmazeutika, die zur Behandlung menschlicher
Erkrankungen angewandt werden, ist organischer Natur. Ihre aktive
Komponente ist ein Molekül (oder eine Kombination aus mehreren Molekülen),
welches aus Kohlenstoff- und Wasserstoffatomen aufgebaut ist. "Unsere
Körper sind nichts anderes als eine Ansammlung von Milliarden
Kohlenstoffverbindungen, oder in anderen Worten, organischen Molekülen",
erklärt Nuno Maulide, Österreichs Wissenschafter des Jahres 2018, von der
Universität Wien. Durch diese Ähnlichkeit sind organische Pharmazeutika
ideal, um mit dem menschlichen Körper zu interagieren.

Der Entwurf eines pharmakologischen Moleküls passend zu einer spezifischen
Interaktion mit einem Rezeptor wird oft mit dem Schlüssel-Schloss Prinzip
erklärt. "Der Rezeptor (oft ein Enzym) hat eine einzigartige Struktur
(Schloss) und benötigt daher auch eine einzigartige Struktur (Schlüssel),
mit der er interagieren kann. Der Schlüssel - Wortspiel beabsichtigt - zu
einer vorteilhaften Bioaktivität ist die strukturelle Unversehrtheit der
pharmazeutischen Verbindung um die exakte Passform zu gewährleisten",
erklärt Harald Sitte von der Medizinischen Universität Wien und Koautor
der Studie.

Allerdings werden Pharmazeutika, die in den Körper gelangen, von denselben
Enzymen abgebaut, die auch Essensbestandteile verarbeiten. "Diese Art von
Aufräummaschinerie ist für unseren Körper zwar essentiell um ihn zu
schützen, unglücklicherweise ist sie oft nicht spezifisch und
Pharmazeutika werden metabolisiert, sobald sie in den Körper gelangen",
stellt Christopher Teskey, Ko-Erstautor der Studie, fest. Dadurch können
Medikamente ihre vorteilhaften Eigenschaften verlieren. "Ein Großteil
dieses Abbaus erfolgt an der Bindungsstelle zwischen Kohlenstoff- (C) und
Wasserstoffatomen (H). C-H Bindungen sind von Natur aus ziemlich schwach,
was bedeutet, dass sie leicht oxidiert werden können", erklärt
Co-Erstautorin Pauline Adler.

Einen vielversprechenden Ansatz, um dieses Problem zu lösen, haben
ChemikerInnen vor einigen Jahren entdeckt: Den Tausch von besonders
schwachen C-H Bindungen mit viel stärkeren C-F Bindungen. Obwohl sich
Wasserstoff und Fluor in manchen Aspekten stark unterscheiden, sind deren
Größen vergleichbar und man kann davon ausgehen, dass der Austausch nur
einen minimalen Effekt auf die Struktur des Medikaments hat, wie Maulide
erklärt: "Durch dessen unterschiedliche elektronische Eigenschaften kann
ein strategisch platziertes Fluoratom zusätzliche Interaktionen mit dem
Ziel erzeugen und dadurch den erwünschten Effekt verstärken." Zudem könne
das Einführen von Fluor in ein Medikament dessen Eigenschaften so
verändern, dass es leichter vom Körper aufgenommen werden könne, ergänzt
Daniel Kaiser, Koautor der Studie (siehe Abbildung 1).

Die Einführung von Fluor kann eine Vielzahl von vorteilhaften Effekten auf
Pharmazeutika haben, jedoch ist die Platzierung auf organische Moleküle
oft nicht einfach. "Die meisten Chemiker versuchten Fluor einzuführen,
indem sie negativ polarisierte organische Moleküle mit einem F+-Reagenz
reagieren ließen. Wir haben das Gegenteil gemacht: Wir wechselten die
Polarität des organischen Moleküls, sodass wir dasselbe Fluorid verwenden
konnten, das auch in Zahnpasta verwendet wird". (siehe Abbildung 2). Der
neu entwickelte Ansatz verwendet günstiges Ausgangsmaterial und ist
einfach zu handhaben", freut sich Maulide. "Eine Methode um Wasserstoff
unter einfachen Bedingungen mit Fluor zu ersetzen, ist nur der Anfang. Wir
können uns vorstellen, dies mit einer Reihe anderer Pharmazeutika zu
machen und die Eigenschaften der neu erzeugten Analoga zu erforschen."


Originalpublikation:

Publikation in "Nature Chemistry"

"α-Fluorination of carbonyls with nucleophilic fluorine": Pauline Adler,
Christopher J. Teskey, Daniel Kaiser, Marion Holy, Harald H. Sitte, Nuno
Maulide

DOI:10.1002/anie.201809934

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Wien - 05.03.2019
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MELDUNG/081: Selbst und informiert entscheiden ist ein Frauenrecht (DHV)


Deutscher Hebammenverband e.V. - 7. März 2019

Selbst und informiert entscheiden ist ein Frauenrecht

Hebammenverband thematisiert zum Frauentag Selbstbestimmungsrecht von Frauen über ihren Körper



Der Deutsche Hebammenverband e. V. (DHV) setzt sich für
Selbstbestimmungsrechte von Frauen ein. Zum Frauentag wird auch das
Recht von Frauen, selbst über sich und ihren Körper zu bestimmen,
eingefordert. Dass diese Forderung nach wie vor aktuell ist, zeigt die
Debatte um den § 219a StGB und um die Situation der Geburtshilfe
in Deutschland. Der Deutsche Hebammenverband setzt sich dafür ein,
dass schwangere Frauen umfassende und klar verständliche Informationen
erhalten, die ihnen informierte Entscheidungen im Zusammenhang mit
Schwangerschaft, Geburt und Wochenbett ermöglichen. Dies gilt auch
dann, wenn eine Frau ungewollt schwanger wird und sich gegen das
Austragen des Kindes entscheidet. Der im Februar gefasste Kompromiss
zum õ219a wird die Informationslage für Frauen nicht hinreichend
verbessern. Auch in der Geburtshilfe zeigt die andauernde Kritik von
Frauen über Interventionen bis hin zu Gewalt in der Geburtshilfe, dass
das aktuelle System der Geburtshilfe Mängel aufweist. Der
Hebammenverband fordert seit Jahren mehr Personal und bessere
Arbeitsbedingungen für eine bestmögliche Betreuung jeder Gebärenden
und hat dazu erst kürzlich Eckpunkte für ein
Geburtshilfe-Stärkungsgesetz vorgelegt.

"Frauen müssen selbst und informiert über ihren Körper entscheiden
dürfen. Wir Hebammen unterstützen Frauen bei ihrem
Selbstbestimmungsrecht. In der Geburtshilfe muss das wieder besser
werden", betont Susanne Steppat, Präsidiumsmitglied des Deutschen
Hebammenverbands e. V. Der Hebammenverband fordert aktuell ein
Geburtshilfe-Stärkungsgesetz, um bessere Bedingungen in der
Geburtshilfe zu schaffen. Dieses umfasst beispielsweise ein
Hebammenstellen-Sonderprogramm mit eigener Finanzierung, damit endlich
mehr Personal in den Kreißsälen eingesetzt wird. Auch
interprofessionelle Fortbildungen und ein Fehlermanagementsystem
sollen die Unterstützung von Frauen und ihren Kindern verbessern.

Der Hebammenverband begrüßt, dass Frauen am Internationalen Frauentag
Gesicht zeigen und ihre Rechte bei zahlreiche Aktionen von
Demonstrationen bis zum Frauenstreik einfordern.

 * 


Der Deutsche Hebammenverband e.V. (DHV) ist der größte
Hebammenberufsverband in Deutschland und setzt sich aus 16
Landesverbänden mit über 19.500 Mitgliedern zusammen. Er vertritt die
Interessen aller Hebammen. Im DHV sind angestellte und freiberufliche
Hebammen, Lehrerinnen für Hebammenwesen, Hebammenwissenschaftlerinnen,
Hebammen in den Frühen Hilfen, hebammengeleitete Einrichtungen sowie
Hebammenschülerinnen und Studierende vertreten. Über die berufliche
Interessenvertretung hinaus ist eine gute medizinische und soziale
Betreuung der Frauen und ihrer Kinder vom Beginn der Schwangerschaft
bis zum Ende der Stillzeit ein zentrales Anliegen des Verbandes. Als
Mitglied in der European Midwives Association (EMA), im Network of
European Midwifery Regulators (NEMIR) und in der International
Confederation of Midwives (ICM) setzt er sich auch auf europäischer
und internationaler Ebene für die Stärkung der Hebammenarbeit sowie
die Gesundheit von Frauen und ihren Familien ein.

 * 

Quelle:

Deutscher Hebammenverband e.V.

Pressemitteilung vom 7. März 2019

Geschäftsstelle:

Gartenstraße 26, D-76133 Karlsruhe

Telefon: 0721-98189-0, Fax: 0721-98189-20

Mail: info@hebammenverband.de

Internet: www.hebammenverband.de
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STUDIE/639: Computerspiele - 465.000 Jugendliche sind Risiko-Gamer (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 5. März 2019

Computerspiele: 465.000 Jugendliche sind Risiko-Gamer

Neue Studie von DAK-Gesundheit und Deutschen Zentrum für Suchtfragen untersucht auch Geldausgaben bei 12- bis 17-Jährigen



In Deutschland spielen rund drei Millionen Jugendliche zwischen 12 und
17 Jahren regelmäßig am Computer. Nach einer neuen DAK-Studie gelten
15,4 Prozent der Minderjährigen als sogenannte Risiko-Gamer. Damit
zeigen rund 465.000 aller Jugendlichen dieser Altersgruppe ein
riskantes oder pathologisches Spielverhalten im Sinne einer
Gaming-Sucht. Die Betroffenen fehlen häufiger in der Schule, haben
mehr emotionale Probleme und geben deutlich mehr Geld aus. Das zeigt
der Report "Geld für Games - wenn Computerspiel zum Glücksspiel wird"
der DAK-Gesundheit und des Deutschen Zentrums für Suchtfragen.
DAK-Vorstandschef Andreas Storm will die Aufklärung über Risiken
verstärken. Er fordert ferner ein Verbot sogenannter Loot-Boxen in
Deutschland, die Gamer für lange Spielzeiten oder bei Geldzahlungen
belohnen.

Für die repräsentative Studie "Geld für Games" hat das Forsa-Institut
1.000 Kinder und Jugendliche im Alter von 12 bis 17 Jahren befragt.
Neben der Suchtgefahr wurden erstmals auch die Ausgaben für die
Anschaffung von Computerspielen und Extras untersucht. Jeder vierte
Risiko-Gamer spielt am Wochenende fünf Stunden und mehr am Tag.
Einzelne Spieler geben in sechs Monaten bis zu 1.000 Euro aus. "Durch
die Tricks der Industrie finden viele Jugendliche kein Ende und
verzocken Zeit und Geld", sagt Andreas Storm, Vorstandschef der
DAK-Gesundheit. "Aus Spaß kann schnell Sucht werden. Deshalb muss der
Glückspielcharakter in Computerspielen eingedämmt werden. Wir brauchen
wie in Belgien und den Niederlanden ein Verbot von Loot-Boxen oder
Glücksrädern. Außerdem sollten für Gamer Warnhinweise eingeblendet
werden, wenn bestimmte Spielzeiten überschritten sind."

Laut DAK-Studie spielen 72,5 Prozent der Jugendlichen in Deutschland
regelmäßig Computerspiele wie Fortnite, FIFA oder Minecraft. Das sind
hochgerechnet mehr als drei Millionen Minderjährige. Insgesamt spielen
knapp 90 Prozent aller Jungen und gut 50 Prozent der Mädchen. Nach
einer Analyse des Deutschen Zentrums für Suchtfragen am
Universitätsklinikum Hamburg Eppendorf (UKE) zeigen 15,4 Prozent von
ihnen ein riskantes oder pathologisches Spielverhalten. Damit wären
465.000 Kinder und Jugendliche zwischen 12 und 17 Jahren Risiko-Gamer,
davon 79 Prozent Jungen. 3,3 Prozent der Betroffenen erfüllen sogar
die Kriterien einer Computerspielabhängigkeit mit
Entzugserscheinungen, Kontrollverlusten oder Gefährdungen.

"Ein riskantes Gaming-Verhalten kann zu verstärkten Schulproblemen
führen", erklärt Studienleiter und Suchtexperte Professor Dr. Rainer
Thomasius. "Elf Prozent der Risiko-Gamer fehlen innerhalb von einem
Monat eine Woche oder mehr in der Schule oder Ausbildung. Das ist etwa
drei Mal häufiger als bei unauffälligen Spielern." Die betroffenen
Jugendlichen haben mehr emotionale oder Verhaltensprobleme. So
berichten etwa 21 Prozent der Risiko-Gamer über Sorgen und Ängste,
während es bei den unauffälligen Spielern nur sechs Prozent waren.
Deutliche Unterschiede gibt es auch bei der Konzentration, motorischer
Unruhe oder aggressivem Verhalten.

Die DAK-Studie "Geld für Games" untersucht erstmals auch die Ausgaben
für Computerspiele. Mehr als die Hälfte der regelmäßigen Spieler
kaufte in den sechs Monaten vor der Befragung Spiele oder Extras. Im
Durchschnitt lagen die Ausgaben bei 110 Euro, wobei auch ein
Spitzenwert von knapp 1.000 Euro genannt wurde. Jeder dritte Euro
wurde für die Computerspiele Fortnite und FIFA ausgegeben. Bei den
Extras wurde das Geld meist für die sogenannte In-Game-Währung oder
für Spaß- und Verschönerungselemete eingesetzt. Sechs Prozent der
Gamer gaben an, das Geld für Extras am ehesten in Loot-Boxen zu
investieren, die wie beim Glücksspiel "zufällig" über den weiteren
Spielverlauf entscheiden. "Die Risiko-Gruppe ist deutlich mehr bereit,
Geld für Games auszugeben", erklärt Suchtexperte Thomasius. "Sie
stecken zum Beispiel doppelt so viel Geld in Extras als unauffällige
Spieler. Und je ausgeprägter das Spielverhalten ist, desto mehr Geld
investieren sie in Spiele."

Die befragten Kinder und Jugendlichen selbst nennen fast alle "Spaß"
als Hauptgrund für ihr Lieblingsspiel. 75 Prozent geben an, beim
Computerspiel "gut abschalten" zu können. Jeder zweite spielt, weil
Freunde auch spielen. Knapp 30 Prozent der Befragten gibt an, durch
die Games nicht an "unangenehme Dinge" denken zu müssen. 15 Prozent
der Risiko-Gamer fühlen sich unglücklich, wenn sie nicht spielen
konnten. Fünf Prozent hatten durch das Spielen "ernsthafte Probleme"
mit der Familie oder Freunden.

Nach Einschätzung des Deutschen Zentrums für Suchtfragen fördern
aktuelle Games mit ihrem Spielverlauf die mögliche Abhängigkeit bei
Kindern und Jugendlichen. Als Beispiele werden genannt:

- Open-End: 

Die virtuellen Welten verändern sich ständig. Es werden neue Spielerlebnisse 
ohne endgültiges Ziel angeboten.

Personalisierung: 

Games gehen auf Bedürfnisse und Wünsche der Spieler ein und berücksichtigen 
persönliche Fähigkeiten

Soziale Zugehörigkeit: 

Ein Teamverbund ermöglicht schnelle Spielfortschritte und schafft
Wertschätzung und Anerkennung.

Belohnungen für hohes Spielengagement der Gamer.

Loot-Boxen: 

Diese Überraschungskisten gibt es für erfolgreiches Spiel oder gegen
Geld. Nutzer werden so an die suchtgefährden Mechanismen des
klassischen Glücksspiels herangeführt. In Belgien und den Niederlanden
sind Loot-Boxen bereits verboten.

Virtuelle Währung: 

Geld intensiviert das Spielerlebnis. Bestimmte Funktionen sind nur im
Tausch gegen Geld zu erlangen (In-Game-Käufe). Es werden virtuelle
Währungen wie z.B. "V-Bucks" eingesetzt, wodurch der Überblick der
Ausgaben erschwert wird.

Als Konsequenz aus den aktuellen Umfrageergebnissen "Geld für Games"
fordert die DAK-Gesundheit ein Verbot von Glücksspielelementen in
Computerspielen sowie Warnhinweise für den Spielzeiten und Ausgaben.
Ferner verstärkt die Krankenkasse ihre Prävention und Aufklärung. "Wir
untersuchen das Thema Internetsucht und Gaming bereits seit fünf
Jahren", sagt Vorstandschef Andreas Storm. Aktuell finanziert die
DAK-Gesundheit neue Broschüren, die Jugendliche, Eltern und Lehrkräfte
gezielt über die moderne Entwicklung bei den Computerspielen
informieren, Risiken aufzeigt und Hilfen anbietet Herausgegeben werden
die Hefte mit ausführlichen Hintergrundinformationen, Beispielen und
einem Selbsttest vom Deutschen Zentrum für Suchtfragen des Kindes- und
Jugendalters (DZSKJ) am Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf.


Weitere Informationen gibt es auch im Internet unter 

www.computersuchthilfe.info oder unter www.dak.de/internetsucht.

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 5. März 2019

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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AKTION/989: München - Wissenschaft im Dialog. Mit der Genschere gegen Malaria?, 14.03.2019


Wissenschaft im Dialog gGmbH - 05.03.2019

Mit der Genschere gegen Malaria?

Genomchirurgie kontrovers: Wissenschaft im Dialog lädt zur Debatte in
München ein



Um die biologischen und ethischen Aspekte der Genomchirurgie geht es bei
der Debatte "Mit der Genschere gegen Malaria?", zu der Wissenschaft im
Dialog (WiD) alle Interessierten einlädt. Die Veranstaltung findet am
Donnerstag, 14. März 2019, von 18.30 bis 20 Uhr im Ehrensaal des Deutschen
Museums, Museumsinsel 1 in 80538 München statt. Die Teilnahme ist
kostenlos, um eine Anmeldung wird gebeten: 

www.genomchirurgie.de

Etwa eine halbe Million Menschen sterben jährlich an Malaria. Die
Krankheit wird von Stechmücken übertragen. Mit Hilfe von Genomchirurgie
sind Änderungen am Erbgut der Mücken möglich, die auch an die Nachkommen
weitergegeben werden. Damit kann man die Mückenpopulation stark verringern
oder sie resistent gegen den Malaria-Erreger machen. Ist es aussichtsreich
und legitim, Malaria zu bekämpfen, indem das Genom einer gesamten
Insektenart verändert wird? Welche Risiken birgt ein derartiger Eingriff
in die Natur? Diese und weitere Fragen sollen in der Diskussion besprochen
werden.

Für die Veranstaltung ist kein besonderes Vorwissen nötig, denn zunächst
erläutern Expertinnen und Experten den fachlichen Hintergrund. Der Biologe
Prof. Dr. Gernot Segelbacher von der Universität Freiburg und die
Umweltethikerin Dr. Uta Eser führen in die Thematik ein. Anschließend
diskutieren sie zusammen mit den Teilnehmenden. Ein besonderes
Diskussionsformat, die Unterhausdebatte, macht die vielfältigen
Meinungsbilder sichtbar: Wie im englischen Unterhaus zeigt das Publikum
immer wieder mit der Wahl des Sitzplatzes, ob es dem jeweiligen Aspekt
zustimmend oder ablehnend gegenübersteht. Die Veranstaltung wird von
Kathrin Zinkant (Süddeutsche Zeitung) moderiert und findet in Kooperation
mit dem Deutschen Museum München statt.

Genomchirurgie im Diskurs ist ein gemeinsames Projekt von Wissenschaft im
Dialog und der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina und wird
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert. Ziel ist es,
einen gesellschaftlichen Diskurs über Methoden der Genomchirurgie (engl.
Gene Editing) anzuregen.


Weitere Informationen und Anmeldung unter

www.genomchirurgie.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution544

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Wissenschaft im Dialog gGmbH - 05.03.2019
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HINTERGRUND/232: Argentinien - Die Band Sudor Marika wirbt für Cristina Kirchners Rückkehr (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien 

Sudor Marika: cumbia, lucha y alegría

Die Cumbia tanzt nicht mit machistischer Gewalt!



(Buenos Aires, 20. Februar 2019, Marcha) - Dieses Jahr wird in
Argentinien gewählt. Die Band Sudor Marika hofft, dass ihr nächstes
Album "Populismo Rosa" die Abwahl der Regierungspartei Cambiemos
begleiten wird und werben für Cristina Kirchners Rückkehr. Die
Wahlergebnisse könne man zwar nur abwarten, so die Sängerin Rocío
Tirita, aber es sei fundamental, dass die Privilegien für Cisgender
und Weiße der Mittelklasse politisch neu gedacht werden. "Vielleicht
ist es an der Zeit, ein wenig zu schweigen und denen zuzuhören, die in
der Vergangenheit mundtot gemacht wurden", ergänzt Rocío.

Sudor Marika wurde Ende 2014 gegründet. Vicente Quintreleo (Gitarre
und Gesang), Sebas Zasali (Keyboards), Nahuel Puyaps (Bass) und Rocío
Tirita (Gesang und Güiro/Ratschgurke) taten sich zusammen, um für die
Hochzeit zweier Freunde Cumbia-Cover-Songs zu spielen. Das war der
Anfang. Nach und nach merkten sie, dass sie weiter zusammen Musik
machen wollten. Die Gruppe wurde noch durch Carolina Piccarreta
(Octapad/elektro-Percussion), Lautaro Pane (Timabaletas/ Percussion)
und Nicolás Gabioud (Trompete) vervollständigt.


Cumbia

"Es war immer die Musik, die uns verband. Es begann alles sehr
spielerisch", erinnert sich Rocío und erzählt, dass - als es darum
ging den Musikstil der Gruppe festzulegen - die Cumbia die Oberhand
behielt. Denn alle hörten Cumbia, tanzten und feierten dazu. "Wir
wissen, dass sie eine stark frauenfeindliche Seite hat, aber sie hatte
auch immer etwas Sozialkritisches. Es macht keinen Sinn die Cumbia
komplett zu verdammen, den allseits beliebten Teil muss man bewahren.
Es ist ein Genre, das einen zum Tanzen bringt, selbst wenn man es
nicht so sehr mag", reflektiert die Sängerin. Die Vorurteile müssten
ausgehebelt und die Tür für Lieder, wie die von Sudor Marika, weit
geöffnet werden.


Lucha

"Als die Übeltäter von Cambiemos die Kampagne der "Revolution der
Freude" starteten, wussten wir alle (...), dass sie sich dieses Wort
nicht aneignen können und noch weniger die Freuden", erklärt Rocío.
Die Band versuchte von Anfang an eine größtmögliche Nähe zwischen den
Ideen, die sie in ihren Songs transportieren, und ihrer Lebensweise zu
schaffen. "Das bedeutet nicht, dass es keine Widersprüche gibt. Wir
alle leben mit Widersprüchen", gesteht Rocío. Die Band übernimmt eine
Vorbildfunktion, sie sind Sinnstifter*innen, wenn sie darüber singen
wie sie leben, in welche Richtungen sich ihre Forderungen und Kritiken
entwickeln können. "Mehrere Lieder handeln von Polyamorie, andere
nicht. Was wir nicht wollen, ist, dass unsere Inhalte zu Bibelversen
werden. Wir wollen, dass jede Person selber entscheidet, wie sie leben
will. Alle Geschichten sind mögliche Konstruktionen, sie sind nicht
heilig", reflektiert die Künstlerin.


Alegría

Die Band versucht bei jedem Treffen, kleine Schützengräben des Feierns
und Kämpfens aufzubauen. Ein idyllischer Moment, um Energie
aufzutanken und den Widerstand zu stärken. Auf diesem Weg der
Konstruktion und Dekonstruktion haben sich schwesterliche und
brüderliche Verbindungen mit anderen Einrichtungen ergeben, wie z.B.
dem Theater Mandril. Es gibt ein Netzwerk von selbstverwalteten
Projekten, die sich gegenseitig unterstützen, um einen kulturellen,
freundschaftlichen, liebevollen und kämpferischen Kreislauf zu
erhalten. "2019 wird kein einfaches Jahr. Für niemanden, außer für
diejenigen, die anders leben wollen. Wir werden
Unterstützungsnetzwerke aufbauen müssen und gegenseitig für uns
sorgen", vermutet Rocío mit Blick auf die Zukunft und warnt vor der
Zunahme des Faschismus in all seinen Formen. Auch innerhalb des
Feminismus gäbe es den: "Das ist der Versuch, Transvestiten und
Trans-Personen vom Aufbau auszuschließen und das ist unzulässig",
schließt die Künstlerin.

Video von Sudor Marika:

https://youtu.be/NPCabaB9UOA


URL des Artikels:

https://www.npla.de/allgemein/sudor-marika-cumbia-lucha-y-alegria/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





MELDUNG/282: WDR Sinfonieorchester geht auf Schultour in NRW (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 7. März 2019

DACKL TRIFFT MENDELSSOHN BARTHOLDY

Knapp 100 Schulen in mehr als 70 Städten: WDR Sinfonieorchester geht
auf Schultour in NRW



Nach den Erfolgsprogrammen "Dackl trifft Mozart" und "Dackl trifft
Haydn", mit denen 2017 und 2018 in einer Woche je rund 20.000 Kinder
erreicht wurden, geht es für das WDR Sinfonieorchester auch in diesem
Jahr vom 18. bis 22. März 2019 wieder auf große Schultour durch NRW.
Kammermusikensembles besuchen fast 100 Schulen in mehr als 70 Städten -
 von Schleiden bis Bielefeld, Kleve bis Lennestadt, Emsdetten bis
Sankt Augustin. Immer mit dabei: Dackl, der sympathische und freche
Hundemischling.

Auf die Schülerinnen und Schüler wartet eine ganz besondere
Musikstunde: In lustigen und kurzweiligen Videos stellt ihnen Dackl
den berühmten Komponisten Felix Mendelssohn Bartholdy vor und gibt mit
viel Witz Einblicke in das Leben und Schaffen des Komponisten. Dazu
gibt es natürlich jede Menge Musik - live gespielt von insgesamt 13
Kammermusikensembles des WDR Sinfonieorchesters.

Die WDR Musikvermittlung: Bis zu 80.000 Menschen entdecken jährlich
mit den WDR Ensembles die Welt der Musik. Ob Kinder, Jugendliche oder
Familien, von Klassik über Jazz bis hin zu Crossover ist für jeden
etwas dabei. Gemeinsam mit dem Elefanten, der Maus und
Persönlichkeiten wie Anke Engelke musizieren die WDR Ensembles in
Schul- und Familienkonzerten, bei Schultourneen, Workshops und
Coachings. Alle Angebote der WDR Musikvermittlung werden digital
begleitet - darüber hinaus produziert der WDR kostenfreie DVDs und
Vorbereitungs-/Begleitmaterialien.


Eine Liste mit allen beteiligten Städten finden Sie hier:

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/03/_pdf/WDR_Dackl_Schultour_NRW.pdf

Weitere Informationen unter musikvermittlung.wdr.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 7. März 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2750: Braunschweig - Musikalischer Stadtrundgang "Mit Louis Spohr unterwegs", 04.04.2019


Stadt Braunschweig

Musikalischer Stadtrundgang "Mit Louis Spohr unterwegs"

am 04. April 2019 um 16 Uhr

Start: Städt. Museum Braunschweig, Steintorwall 14



Unter dem Motto "Mit Louis Spohr unterwegs" lädt das Louis Spohr
Musikzentrum regelmäßig zu Themenführungen über große Musiker ein, die
Braunschweig mit ihrer Musik in den vergangenen Jahrhunderten bereichert
haben. Der Teilnahmebeitrag beträgt sieben Euro.

Der etwa zweistündige Rundgang, bei dem die Historikerin Andrea Kienitz die
facettenreiche Musikgeschichte der Stadt Braunschweig auch anhand weiterer
bedeutender Persönlichkeiten wie Hans Sommer, Friedrich Konrad Griepenkerl
oder Johann Gottfried Schwanenberger mit Bezug zu Braunschweig erläutert,
klingt mit einer etwa 60-minütigen Veranstaltung im Roten Saal aus.
Braunschweiger Musikschülerinnen und -schüler spielen Musik aus Klassik und
Romantik. Der Eintritt hierzu ist frei. Besucher, die nur das Konzert
besuchen möchten, sind ebenfalls herzlich willkommen.

Der Rundgang wird jeweils zu Louis Spohrs Geburtstag (5. April), seinem
Todestag (22. Oktober) und zum Tag der Hausmusik (22. November) angeboten.

Weitere Termine:

Di., 29.10. 2019, 16:00 Uhr

So., 24.11. 2019, 14:00 Uhr

Anmeldung:

0531 / 470-4869 oder per mail lsm@braunschweig.de

 * 

Quelle:

Louis Spohr Musikzentrum

Schlossplatz 1, 38100 Braunschweig

Telefon: 0531 470 4820, Fax: 0531 470 4809

E-Mail: lsm@braunschweig.de

Internet: https://www.braunschweig.de/spohr/
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10185: Braunschweig - Duo-Abend mit Kolja Lessing & Stefan Hempel, 13.04.2019


Louis Spohr Musikzentrum

Duo-Abend | Kolja Lessing & Stefan Hempel

13. April 2019 um 20 Uhr

Ort: Dornse



Louis Spohr: Duos aus der Violinschule, Salonstücke op. 135

Ferdinand David: Suite g-Moll op. 42

Carl Czerny: 8 Präludien aus op. 300

In diesem Raritätenkonzert kommen Werke zum Vortrag, die im Konzertsaal
äußerst selten zu hören sind, ausgeführt von zwei Violinprofessoren, die
als Interpreten von Louis Spohrs Violinwerken bekannt sind. Kolja Lessing
ist insbesondere für seine CD- Ersteinspielungen der Spohrschen
Kammermusikwerke mehrfach ausgezeichnet worden. Als Herausgeber einer
Auswahl von 36 Duos aus der Violinschule von Louis Spohr gilt er als einer
der herausragenden Spohrinterpreten unserer Zeit.

Stefan Hempel widmet sich seit einer Gastdozentur an der Musikhochschule
Stuttgart namentlich Spohrs Violinwerken als Duopartner von Kolja Lessing
in gemeinsamen Konzerten.

Tickets: 20 Euro (erm. 10 Euro) an allen Vorverkaufsstellen; Abendkasse: 22
Euro (erm. 11 Euro). Freier Eintritt für Kinder und Jugendliche unter 18
Jahren.

Ort: Dornse

Altstadtmarkt 7, 38100 Braunschweig

 * 

Quelle:

Louis Spohr Musikzentrum

Schlossplatz 1, 38100 Braunschweig

Telefon: 0531 470 4820, Fax: 0531 470 4809

E-Mail: lsm@braunschweig.de

Internet: https://www.braunschweig.de/spohr/
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8998: Aus aller Welt - 07.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Thailändische Justiz löst Partei von Prinzessin Ubolratana auf

Drei Wochen vor den Parlamentswahlen hat die thailändische Justiz
eine der größten und wichtigsten Oppositionsparteien verboten. Die
der einflußreichen Politikerfamilie Shinawatra nahestehende Partei
Thai Raksa Chart wollte die Schwester des Königs, Prinzessin
Ubolratana, zur Premierministerin machen. Das wurde ihr nun zum
Verhängnis. Das Verfassungsgericht wertete die Aufstellung der
Prinzessin als verfassungswidrigen Angriff auf die konstitutionelle
Monarchie und beschloß die Auflösung der Partei. Die
Vorstandsmitglieder werden zudem für zehn Jahre von der Politik des
Landes ausgeschlossen. Die Shinawatras stellten in den vergangenen
Jahren zwei Mal den Premierminister. Beide wurden vom Militär
gestürzt. Seit dem Putsch vom 22. Mai 2014 übt das Militär die
Regierungsgewalt in dem südostasiatischen Land aus.

7. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8998: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Geldtransporter in Köln überfallen

Einen Tag nach dem bewaffneten Raubüberfall auf einen Geldtransporter
am Flughafen Köln/Bonn, bei dem ein Wachmann durch einen Schuß in den
Oberschenkel schwer verletzt wurde, fahndet die Polizei mit Hochdruck
nach den beiden Tätern. In der Nähe von Köln-Porz fanden Ermittler
inzwischen den ausgebrannten Fluchtwagen, in dem eine
Maschinenpistole der Marke Kalaschnikow lag. Über die Höhe der Beute
machte die Polizei keine Angaben.

7. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8995: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Türkei will mit Iran gegen Kurden vorgehen

Die Türkei will gemeinsam mit dem Iran die "Arbeiterpartei
Kurdistans" (PKK) bekämpfen. Wie der türkische Innenminister Süleyman
Soylu am Mittwoch der amtlichen Nachrichtenagentur Anadolu mitteilte,
besteht die Aussicht, daß beide Länder einen Militäreinsatz
durchführen. Es gebe zu dieser Frage einen regen
nachrichtendienstlichen Informationsaustausch. Die PKK-Guerilla und
ihr iranischer Ableger "Partei für ein Freies Leben in Kurdistan"
(PJAK) haben Rückzugslager in den Kandil-Bergen im Nordirak nahe der
türkischen und iranischen Grenze.

7. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8997: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Altmaier kritisiert Heils Pläne gegen Dumpinglöhne bei Paketzustellern

Nach Ansicht von Bundeswirtschaftsminister Peter Almaier (CDU) geht
der Vorstoß von Bundesarbeitsminister Hubertus Heil (SPD) gegen
Dumpinglöhne bei Paketzustellern am Problem vorbei. Der Vorschlag
einer sogenannten Nachunternehmerhaftung nannte Altmaier in der
Rheinischen Post "bürokratisch" und "falsch". Er verwies auf die
alleinige Zuständigkeit des Zolls. Heil will in Kürze einen
Gesetzentwurf vorlegen, um die Ausbeutung in der Paketbranche zu
beenden. So sollen die in der Paketbranche weitverbreiteten
Subunternehmen Sozialbeiträge für ihre Boten zahlen. Bei Verstößen
will Heil die großen Zustelldienste dafür haftbar machen.

7. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8996: Tragisches und Kurioses - 07.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Tödlicher Unfall auf Ölplattform

Auf einer Ölplattform des italienischen Energiekonzern Eni ist ein
Deckskran umgestürzt und hat ein Versorgungsschiff getroffen. Zwei
Personen auf dem Versorger wurden dabei schwer verletzt. Die Kabine
des Krans rutschte anschließend samt Kranführer ins Adriatische Meer.
Feuerwehrtaucher fanden den Toten in 70 Metern Wassertiefe. Die
betroffene Plattform "Barbara F" befindet sich 60 Kilometer vor der
Küste Anconas.

7. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8081: Aus Forschung und Technik - 07.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Roskosmos will russisches ISS-Segment mit Kameras überwachen

Im russischen Segment der Internationalen Raumstation ISS sollen
Überwachungskameras angebracht werden. Der Direktor der
Raumfahrtbehörde Roskosmos, Dimitri Rogosin, zieht damit die
Konsequenz aus einem Leck-Zwischenfall in einer an der Raumstation
angedockten Sojus-Raumkapsel. Die Ermittlungen zu dem Ende August
vergangenen Jahres von dem ESA-Astronauten Alexander Gerst in der
Orbitalsektion des russischen Raumschiffes Sojus MS-09 entdeckten
Loch sind immer noch nicht abgeschlossen. Einem Bericht der
Nachrichtenagentur Tass zufolge sollten die vor Weihnachten von der
ISS zur Erde gebrachten Materialproben in einem Labor des
Inlandsgeheimdienstes FSB auf Klebstoffrückstände analysiert werden.
Der Befund könnte einen Hinweis darauf geben, wann und wo das Loch
entstanden ist - auf der Erde oder später auf der Raumstation. Die
russische Raumfahrtbehörde geht inzwischen davon aus, daß das Loch
vorsätzlich gebohrt und anschließend mit einem Spezialkleber
abgedichtet wurde. Die betroffene Orbitalsektion selbst steht als
Beweismittel nicht mehr zur Verfügung, da diese bei der Rückkehr des
Sojus-Raumschiffs in der Erdatmosphäre verglühte.

7. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8094: Aus aller Welt - 07.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Duma in Moskau verabschiedet Gesetz gegen Falschmeldungen

Das russische Unterhaus hat in zweiter Lesung ein Gesetz
verabschiedet, welches den Behörden die Sperrung von Meldungen
ermöglicht, wenn diese unzutreffend sind und als solche wissentlich
im Internet verbreitet wurden. Sache der Staatsanwaltschaften ist
es, Falschmeldungen zu deklarieren. Die Sperrung der
Veröffentlichungen erfolgt über die Medienaufsicht. Interfax gab den
Vorsitzenden des Ausschusses für Informationspolitik und
-technologie, Leonid Lewin, mit der Aussage wieder, die Novelle sehe
einen Zeitrahmen vor, innerhalb dessen die Falschmeldung korrigiert
werden könne. Bei Zuwiderhandlung drohen Strafen von umgerechnet 400
bis rund 20.000 Euro. Das Gesetz muß noch vom Oberhaus gebilligt und
vom Präsidenten unterzeichnet werden, bevor es in Kraft treten kann.

7. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8053: Medizin und Gesundheitswesen - 07.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundesbürger trinken zuviel Alkohol

Passend zur Katerstimmung am Aschermittwoch hat die Deutsche Allianz
Nichtübertragbarer Krankheiten (DANK) darauf hingewiesen, daß die
Deutschen zu viel Alkohol trinken und dadurch große gesundheitliche
Risiken eingehen. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, soll jeder
fünfte Deutsche regelmäßig so viel trinken, daß er sein Risiko für
schwere Krankheiten erhöht. Neben Leberkrankheiten sind das auch
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Diabetes sowie mehrere Krebsarten.
Angesichts dessen fordert DANK mehr Aufklärung, deutlich höhere
Alkoholsteuern und ein Verkaufsverbot an Jugendliche unter 18 Jahren.

7. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8082: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Europäische Lebensmittelbehörde muß Glyphosat-Studien offenlegen

Das Gericht der Europäischen Union (EuG) hat die Entscheidung der
Europäischen Lebensmittelbehörde Efsa für nichtig erklärt,
Untersuchungen zum Krebsrisiko des Unkrautvernichtungsmittels
Glyphosat unter Verschluß zu halten. Das Gericht wertete das
Interesse der Öffentlichkeit an Informationen dazu höher als den
Schutz von Geschäfts- und Finanzinteressen der Glyphosathersteller
Monsanto und Cheminova. In der Entscheidungsbegründung des EuG heißt
es, das Interesse der Öffentlichkeit am Zugang zu Informationen über
Emissionen in die Umwelt bestehe gerade darin, nicht nur zu wissen,
was in die Umwelt freigesetzt oder absehbar freigesetzt werde,
sondern auch zu verstehen, in welcher Weise die Umwelt durch die
fraglichen Emissionen beeinträchtigt werden könne. Zudem verwies das
Gericht auf Erkenntnisse, wonach sich Glyphosat-Rückstände in
Pflanzen, im Wasser und in Lebensmitteln finden.

Unter anderem die EU-Parlamentsmitglieder Heidi Hautala, Benedek
Javor, Michèle Rivasi und Bart Staes von den Grünen hatten auf dem
Klagewege von der Efsa die Herausgabe von Material,
Versuchsbedingungen und Methoden sowie Ergebnissen und Analysen der
Studien zu Glyphosat angestrengt. Gegen das Urteil kann binnen zwei
Monaten beim Europäischen Gerichtshof vorgegangen werden. In der EU
wurde Glyphosat 2017 für weitere fünf Jahre zugelassen.

7. März 2019
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KULTUR/8005: Sprache, Kunst und Medium - 07.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Größte Moschee der Türkei heute in Istanbul eröffnet

Nach sechsjähriger Bau- und Einrichtungszeit ist am Donnerstagfrüh in
Istanbul mit dem Morgengebet die größte Moschee in der Türkei eröffnet
worden.

Der riesige Kuppelbau, zu dem auch sechs Minarette gehören, die als
höchste der Welt gelten, kann bis zu 63.000 Gläubige aufnehmen. Da die
Moschee den Camlica-Berg auf der asiatischen Seite Istanbuls krönt,
ist sie weit sichtbar.

Wie der Kulturvereins-Vorsitzende, Ergin Kulunk, laut Deutschlandfunk
Kultur erläuterte, gehört zu dem Gotteshaus ein Konferenzsaal, ein
Museum sowie eine Bibliothek. Finanziert wurde das Projekt
hauptsächlich durch Spenden. Die offizielle Einweihung, an der auch
Präsident Erdogan teilnehmen will, soll später erfolgen. Dann wird der
Komplex auch seinen Namen erhalten.

7. März 2019
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MILITÄR/8072: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.03.2019 (SB)




VOM TAGE



CIA soll nicht von zivilen Drohnenopfern berichten

Der US-Auslandsgeheimdienst CIA muß künftig dem Kongreß in Washington
jeweils bis Anfang Mai jeden Jahres nicht mehr berichten, wie viele
Zivilisten in den nicht erklärten Drohnenkriegen der USA getötet
wurden. Die gegenteilige Anordnung von US-Präsident Obama hat sein
Amtsnachfolger Trump am Mittwoch per Exekutivanordnung ohne
Begründung aufgehoben. Die entsprechende Verpflichtung des
Verteidigungsministeriums bleibt bestehen.

Die USA führen gezielte, außergerichtliche Tötungen mit
ferngesteuerten Drohnen in Syrien, Afghanistan, Pakistan, Libyen,
Somalia und im Jemen durch. Dabei kommen oft unbeteiligte Zivilisten
ums Leben. Unter Obama waren die Drohnenangriffe massiv ausgeweitet
worden. Die New York Times schrieb, die CIA habe 2018 keinen Bericht
zu den 2017 getöteten Zivilisten vorgelegt. Das Pentagon meldete
insgesamt 499 tote Zivilisten, wobei die Einsatzgebiete Somalia und Libyen
ausgespart wurden.
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POLITIK/8086: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Maas ruft Botschafter Kriener aus Venezuela zu Konsultationen zurück

Venezuela hat den deutschen Botschafter Daniel Kriener zur Persona
non grata erklärt, weil er sich in die inneren Angelegenheiten des
südamerikanischen Landes eingemischt hat. Krieger hatte zusammen mit
drei Kollegen aus anderen Ländern Juan Guaidó auf dem Flugplatz bei
Caracas empfangen, als dieser am Montag aus dem Ausland zurückkehrte.
Guaidó, der als Marionette Washingtons angesehen werden kann, will
seinen amtierenden Präsidenten Nicolás Maduro vor Ablauf seiner
zweiten Amtszeit entmachten. Dazu hat sich der Vorsitzende der
Nationalversammlung selbst zum Interimspräsidenten erklärt. Die
Justiz des Landes hatte ihm eine Reise ins Ausland während des gegen
ihn laufenden Ermittlungsverfahrens untersagt, dennoch wurde er bei
seiner Rückkehr nicht festgenommen.

Bundesaußenminister Heiko Maas kam der Ausweisung seines Diplomaten
insofern nach, daß er diesen zu Konsultationen nach Deutschland
zurückrief. Über den Kurznachrichtendienst Twitter verbreitete der
SPD-Politiker die Einschätzung, daß die Entscheidung der
venezolanischen Regierung zur Ausweisung des deutschen Botschafters
unverständlich sei, die Lage in Venezuela verschärfe und nicht zur
Entspannung beitrage. Außerdem sicherte Maas Guaidó die ungebrochene
Unterstützung Deutschlands zu. Letzterer erklärte über das
Nachrichtenmagazin Der Spiegel, er habe Kriener gebeten, in Venezuela
zu bleiben. Er selbst erkenne ihn an, während Maduro nicht
legitimiert sei, den Botschafter zur unerwünschten Person zu
erklären. Maduros Vorgehen sei eine Bedrohung Deutschlands.

Die Bundesregierung hat mit Guaidó erstmalig ein Staatsoberhaupt
bestätigt. Bislang wurden nur Staaten anerkannt. Der
wissenschaftliche Dienst des Bundestags hat in einem juristischen
Gutachten festgestellt, daß die Anerkennung Guaidós wahrscheinlich
eine Einmischung in innere Angelegenheiten Venezuelas war.
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SONSTIGES/8055: Tragisches und Kurioses - 07.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Neue Abgasgrenzen für Kreuzfahrtschiffe in Norwegens Fjorden

Nach alarmierenden Untersuchungsergebnissen hat das norwegische
Umweltministerium neue Emissionsgrenzen für Kreuzfahrtschiffe
erlassen, die einige der schönsten norwegische Fjorde ansteuern.

Wie Umweltminister Ola Elvestuen erklärte, dürfen in den Fjorden mit
Weltkulturerbestatus keine Schmutzwasser (Kloake) mehr eingeleitet
werden. Außerdem sollen in mehreren Schritten die zulässigen
Abgasgrenzen für den Treibstoff gesenkt werden. Auch ist das übliche
Verbrennen von Abfällen und Kartonagen an Bord verboten. Laut ZDF
heute soll der Schiffsverkehr in den Fjorden bis 2026 emissionsfrei
werden.

Die strengeren Regeln gehen auf eine Untersuchung des Seefahrtsamts
zurück. Eine Analyse hat demnach gezeigt, daß die Kreuzfahrtschiffe
besonders in der Sommersaison für hohe Schadstoffablagerungen in den
Fjorden verantwortlich sind.

Zu befürchten ist allerdings, daß die Reedereien sich zwar an die
Auflagen halten, die Abfälle aber später auf dem Meer über Bord gehen.
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SOZIALES/8083: Arbeit, Soziales und Familie - 07.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsche fliegen fleißig weiter

Im vergangenen Jahr sind von den 24 größten Flughäfen in Deutschland
fast 123 Millionen Menschen zu einer Flugreise gestartet. Gegenüber
dem Vorjahr waren das 4,7 Prozent mehr, wie das Statistische
Bundesamt in Wiesbaden mitteilte. Demnach flogen vier von fünf
Passagieren ins Ausland, wobei die Hauptzielländer Spanien,
Großbritannien und die Türkei waren. Die Auslandsflüge legten um 5,5
Prozent zu, die Inlandsflüge gingen 2018 etwas zurück. Die
Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen hat auch die in
Deutschland ankommenden Fluggäste gezählt und kommt auf insgesamt 245
Millionen. Das entspricht einer Zunahme von vier Prozent.

Die London School of Economics hat eine Untersuchung dazu
vorgestellt, wieviel Kohlendioxid die Fluggesellschaften in der
Vergangenheit ausgestoßen haben und womit für 2020 zu rechnen ist.
Zum Beispiel betrug bei der Lufthansa der CO2-Ausstoß 2017 pro
Passagier und geflogenem Kilometer 120 Gramm. Einmal von Frankfurt a.
M. nach Mallorca und zurück sind gut 3100 Kilometer. Dabei wurden
also für jeden Fluggast 372 Kilogramm klimaschädliches CO2 in die
Atmosphäre geblasen.
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UMWELT/8064: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.03.2019 (SB)




VOM TAGE



WWF sieht sich Foltervorwurf ausgesetzt

Die Umweltstiftung sieht sich heftiger Kritik ausgesetzt. Der Grund:
Das Onlinemagazin Buzzfeed wirft ihr t-online.de zufolge vor, mit
brutalen Wildhütern zusammenzuarbeiten. Diese sollen verdächtigte
Wilderer geschlagen, gefoltert, sexuell angegriffen und sogar
ermordet haben. Weiter gibt das Magazin an, in Afrika und Asien Opfer
brutaler paramilitärischer Wildhüter getroffen zu haben, mit denen
der WWF zusammenarbeite. Auch soll der WWF in einem afrikanischen
Land an einer Aktion beteiligt gewesen sein, bei der Sturmgewehre von
einer berüchtigten Armee gekauft werden sollten. Die Bundesregierung
ließ verlauten, die Anschuldigungen sehr ernst zu nehmen.
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WIRTSCHAFT/8071: Märkte und Finanzen - 07.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Schlechteste Handelsbilanz der USA seit Oktober 2008

Nach Angaben des Handelsministeriums in Washington stieg das
Handelsdefizit der USA bei Dienstleistungen und Waren im vergangenen
Jahr von gut 552 auf 621 Milliarden US-Dollar, entsprechend 18,8
Prozent. Im Handel mit der Volksrepublik China führten die USA für
419 Milliarden US-Dollar mehr ein, als sie ausführten. Hier legte das
Handelsdefizit um fast zwölf Prozent zu. Das gleiche gilt für die EU,
wobei diese einen Überschuß von gut 169 Milliarden Dollar bei den
US-Exporten verzeichnete. Im Dezember 2018 erreichte das
Handelsdefizit der USA den höchsten Stand von mehr als zehn Jahren.
Trotz der Zollpolitik von Präsident Trump ist das Defizit der
US-Handelsbilanz im Dezember mit knapp 60 Milliarden US-Dollar auf
den höchsten Stand seit Oktober 2008 gestiegen. Die Regierung in
Washington geht mit Strafzöllen bis an die Grenze eines
Handelskriegs, um die Handelsbilanz der USA aufzubessern.
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WISSENSCHAFT/8087: Aus Forschung und Technik - 07.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Viele Jugendliche computerspielsüchtig

Während deutsche Lehrer die mangelnde Computerkompetenz der Schüler
bemängeln, zeichnen die Krankenkassen ein ganz anderes Bild. Nach
einer Studie, die die Krankenkasse DAK in Auftrag gegeben hatte,
zeigen rund 465.000 Jugendliche in Deutschland ein bedenkliches
Computerspielverhalten. Sie sollen häufiger in der Schule fehlen als
ihre Altersgenossen, öfter emotionale Probleme haben und mehr Geld
für Computerspiele ausgeben. Wie afp meldete, sollen rund 15 Prozent
der etwa drei Millionen Jugendlichen im Alter zwischen zwölf und 17
Jahren regelmäßig Computer spielen. Angesichts dessen fordert die DAK
Maßnahmen, um den Glücksspielcharakter von Spielen zu entschärfen.
Unter anderem sollten sogenannte Lootboxen in Spielen verboten
werden. Das sind Sammlungen von nützlichen Gegenständen, die Spieler
gegen eine Extrabezahlung oder als Erfolgsprämie freischalten können.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1616: Nahrung spielt wichtige Rolle für Influenza-A-Infektionen bei afrikanischen Säugetieren (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 06.03.2019

Nahrung spielt wichtige Rolle für Influenza-A-Infektionen bei
afrikanischen Säugetieren



Obwohl Influenzaviren weit verbreitet sind, weiß man überraschend wenig
über Infektionen bei wild lebenden Säugetieren. Eine neue Studie unter der
Leitung von Alex D. Greenwood und Gábor . Czirják vom Leibniz-Institut
für Zoo- und Wildtierforschung (Leibniz-IZW) in Berlin brachte nun neue
Erkenntnisse darüber, in welchen Kontexten Wildtiere Influenza-Viren
ausgesetzt sind.

Die WissenschaftlerInnen konnten zeigen, dass Säugetiere besonders häufig
mit diversen Influenza-A-Virustypen in Kontakt kommen, wenn Vögel einen
Großteil ihrer Nahrung ausmachen. Verwandtschaften zwischen Arten oder das
Sozialverhalten innerhalb einer Art spielten erstaunlich kleine Rollen,
zeigen sie in der im "The Journal of Infectious Diseases" publizierten
Studie.

Um die Auslöser und Ausbreitung von Influenza-A-Infektionen bei wilden
Säugetieren besser zu verstehen, hat das Leibniz-IZW gemeinsam mit
KollegInnen in Hannover, den Niederlanden und Namibia die neue Studie
aufgesetzt. Die WissenschaftlerInnen untersuchten 111 Serumproben von
unterschiedlichen Säugetierarten in Namibia und identifizierten die
unterschiedlichen Stränge der Influenza-A-Viren, mit denen die Tiere in
Kontakt gekommen waren. "Wir konnten sehr häufig viele verschiedene
Virustypen nachweisen, wobei eine klare Tendenz zu erkennen war:
Pflanzenfresser waren weitaus seltener und mit weniger verschiedenen
Virusstämmen infiziert als Fleischfresser", erklärt Gábor Á. Czirják,
Wissenschaftler am Leibniz-IZW. Für die Tests nutzen sie einen Virenchip,
den das Erasmus Medical Centre in Rotterdam, einer der Projektpartner,
speziell für diesen Zweck entwickelt hatte.

Das Forscherteam hat drei Hypothesen getestet, wonach entweder
Verwandtschaften zwischen Spezies, das Sozialverhalten der Tierarten oder
die Zusammensetzung der Nahrung mit der Häufigkeit und Variabilität der
Viren zusammenhängen. Es bestand Grund zur Annahme, dass eng verwandte
Tierarten ähnliche Reaktionen auf den Kontakt mit den Viren zeigten, da
Rezeptoren und die Physiologie der Tiere vergleichbar sind. Die Daten
zeigten jedoch, dass dies statistisch keine signifikanten Auswirkungen auf
das tatsächliche Vorkommen von Influenza-A-Viren hat. Ebenso erwarteten
die WissenschaftlerInnen, dass besonders soziale Tiere - die
beispielsweise in größeren Herden oder Gruppen zusammenleben - häufiger
infiziert seien, da sich die Viren leichter verbreiten können als bei
einzelgängerischen Tieren. Viele soziale Pflanzenfresser zeigten jedoch
kaum Infektionen, womit auch dieser Faktor ausgeschlossen werden konnte.
"Der gemeinsame Nenner für Häufigkeit und Diversität der Virentypen war
eine vogelreiche Nahrung", schließt Sanatana Soilemetzidou, Doktorandin
und Erstautorin der Studie. "Insbesondere bei Tieren wie dem Schakal und
dem Karakal, die sich hauptsächlich von Vögeln ernähren, konnten wir
häufig viele verschiedene Influenza-A-Viren auffinden."

Influenza-A-Viren gehören zu den wichtigsten und am besten erforschten
Krankheitserregern bei Menschen und Haustieren. Die Viren treten
typischerweise bei Wasservögeln auf und werden häufig von Vögeln auf
Säugetiere und Menschen übertragen. Bei dieser Übertragung kommt es oft zu
einer Veränderung des Virus, indem es sich auf den neuen Wirt anpasst.
"Aus diesem Grund ist es erstaunlich, wie wenig bisher darüber bekannt
war, welche Influenza-A-Stämme wilde Säugetierarten infizieren und warum",
sagt Alex Greenwood, Leiter der Leibniz-IZW-Abteilung Wildtierkrankheiten.
"Wenn sich Virusstämme, die von Vögeln auf wilde Säugetiere übergehen, an
diese neue Wirtsumgebung anpassen, könnte dieser Prozess ein Sprungbrett
für die Infektion von Haus- und Nutztieren sowie des Menschen sein."

Die Studie wurde in Namibia durchgeführt, einem Land mit hohem
Artenreichtum im Bereich der Säugetiere und einer Wasservogelpopulation,
in denen Influenzaviren regelmäßig nachgewiesen werden. Darüber hinaus
treffen wilde und gehaltene Tiere auf den großen Farmen häufig
aufeinander. Nicht zuletzt führen mehrere Vogelzugrouten durch das Land,
weshalb die hier gewonnenen Erkenntnisse mit hoher Wahrscheinlichkeit über
das Land, möglicherweise auch über Afrika, hinaus übertragbar sind. Das
Leibniz-IZW führt mehrere Langzeit-Forschungsprojekte in Namibia durch.


Originalpublikation:
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Diet may drive influenza A virus exposure in African mammals.
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ZOOLOGIE/1615: Staub beeinflusst Zahnverschleiß und Kauleistung bei Schimpansen (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 06.03.2019

Staub beeinflusst Zahnverschleiß und Kauleistung bei Schimpansen



Vorübergehend höhere Staubanteile in der Nahrung können den
Verdauungstrakt von Schimpansen belasten. Zu diesem Schluss kommt ein
internationales Forschungsteam unter der Leitung des Max-Planck-Instituts
für evolutionäre Anthropologie (MPI-EVA) in Leipzig. Eine aktuelle Studie
belegt, dass Schleifpartikel, die von staubbeladenen Winden mitgeführt
werden, den Zahnabrieb und die Überlebensfähigkeit der Tiere
beeinflussen.

Für ihre Studie sammelten die Forschenden den Kot von im Taï Nationalpark
an der Elfenbeinküste lebenden Schimpansen und analysierten die
Kauleistung der Tiere während der Trocken- und Regenzeiten. Dabei stellten
sie fest, dass erhöhte Staubbelastungen in Trockenzeiten zu einer
verminderten Kauleistung führen. Das Forschungsteam untersuchte dann, wie
sich Staub auf die Oberflächenstruktur der Zähne von Schimpansen auswirkt
und konnte belegen, dass das Verspeisen von staubbedeckter Nahrung feine,
mikrometergroße Furchen und Täler an den Backenzähnen erzeugt.
Gleichzeitig zerkauen die Tiere die Nahrung weniger, sodass größere
Partikel erhalten bleiben und diese dann auch als größere Partikel im Kot
ausgeschieden werden, als es gewöhnlich der Fall ist.

Darüber hinaus fand das Leipziger Forschungsteam Hinweise darauf, dass die
auf dem westafrikanischen Subkontinent periodisch vorkommenden Staubwinde,
die Schleifpartikel mit sich führen, eine ökologische Belastung für die
lokale Umwelt darstellen. Die Taï-Schimpansen sind eine der wenigen
Tierarten auf dem afrikanischen Kontinent, bei denen die Forschenden die
Staubbelastung der Nahrung messen und einen direkten Zusammenhang zum
Zahnabrieb der Tiere herstellen konnten.

Weiterhin analysierten die Forschenden den Zusammenhang zwischen
Zahnverschleiß und Nahrungszusammensetzung mithilfe von
Langzeitbeobachtungsdaten aus der Datenbank des Taï-Schimpansenprojektes.
Beim Sichten der Daten zur Fressdauer der Tiere aus den Jahren 1993 bis
2009 stellten sie fest, dass erwachsene Schimpansen sich von 48
verschiedenen pflanzlichen und sieben tierischen Quellen ernährten, häufig
von Früchten und Samen, Nüssen und Blättern; sowie weniger häufig von
Insekten, Pflanzenmark und kleinen Säugetieren. Während der Trockenzeit
fressen Schimpansen über einen längeren Zeitraum hinweg vorwiegend Samen
und Nüsse, nehmen aber weniger Insekten zu sich. Im Vergleich zu Männchen
verbrachten Weibchen mehr Zeit mit dem Verspeisen von Früchten, Samen,
Blättern, Insekten und Pflanzenmark, und weniger mit Nüssen, Samen und
kleinen Säugetieren.

"Ein besseres Verständnis der Wechselwirkungen zwischen Umwelt und
Ernährung auf der einen und des Zahnverschleißes auf der anderen Seite ist
ein wichtiger erster Schritt, wenn es um die Rekonstruktion der
Lebensumstände bereits ausgestorbener Menschenvorfahren geht", sagt Ellen
Schulz-Kornas, die die Studie am ehemaligen Max-Planck-Weizmann-Zentrum
für Integrative Archäologie und Anthropologie am MPI-EVA in Leipzig
leitete. "Wenn wir die Ergebnisse der Studie auf größere Zeitspannen in
der Menschheitsgeschichte übertragen, könnte Staub auch bei bereits
ausgestorbenen Arten der Auslöser für eine verminderte Kauleistung gewesen
sein und das Verdauungssystem belastet haben", betont Schulz-Kornas. "Dies
könnte gerade auch in solchen Lebensräumen, die saisonalen Schwankungen
ausgesetzt sind und eher zu einem trockenen Klima neigen - wie es zum
Bespiel für die frühen Menschenvorfahren vor zwischen 3,2 und 1,3
Millionen Jahren im südlichen Afrika der Fall gewesen ist - besonders
wichtig sein", sagt Schulz-Kornas.


Originalpublikation:
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FORSCHUNG/1577: Organische Bauelemente für Quantennetzwerke - Wenn ein Molekül Photonen sortiert (idw)


Max-Planck-Institut für die Physik des Lichts - 06.03.2019

Organische Bauelemente für Quantennetzwerke - Wenn ein Molekül Photonen
sortiert



Physikern des Max-Planck-Instituts für die Physik des Lichts (MPL) in
Erlangen ist es gelungen, ein organisches Molekül in ein fast perfektes
Quantensystem mit nur zwei wohldefinierten Energieniveaus zu verwandeln.
Die Experimente über die aktuell in Nature Physics berichtet wird, sind
ein wichtiger Schritt, da sie einige Grundbausteine für Quantennetzwerke
aus organischen Materialien demonstrieren.

Fluoreszierende organische Moleküle sind allgemein als Pigmente bekannt
oder finden in der Fluoreszenzmikroskopie in vielen Bereichen der Biologie
Anwendung. Obwohl sie, wie jedes andere Molekül, quantenmechanische
Objekte sind, die aus einer kleinen Zahl von Atomen bestehen, werden
organische Moleküle normalerweise - auch nicht in Fachkreisen - mit
Quantentechnologien in Verbindung gebracht. Der Grund hierfür ist, dass
Moleküle aufgrund von internen Freiheitsgraden wie Rotationen oder
Vibrationen anfällig für Störungen aus ihrer Umgebung sind. Dies
kompromittiert die kohärente Entwicklung eines quantenmechanischen
Systems. Physikern des Max-Planck-Instituts für die Physik des Lichts
(MPL) in Erlangen ist es nun gelungen, ein organisches Molekül in ein fast
perfektes Quantensystem mit nur zwei wohldefinierten Energieniveaus zu
verwandeln. Die Experimente über die aktuell in Nature Physics berichtet
wird, sind ein wichtiger Schritt, da sie einige Grundbausteine für
Quantennetzwerke aus organischen Materialien demonstrieren.

Wissenschaftler in der Gruppe von Professor Vahid Sandoghdar am
Max-Planck-Instituts für die Physik des Lichts haben die kohärente
Wechselwirkung von Licht mit einem einzelnen, organischen Molekül aus der
Gruppe der polycyclischen aromatischen Kohlenwasserstoffe um einen Faktor
vierzig erhöht, indem sie das Molekül in einen mikroskopischen optischen
Resonator platzierten. Der Effekt dieser nur etwa zwei Wellenlängen
großen, optischen Struktur ist so dramatisch, dass die Forscher eine ganze
Reihe von faszinierenden Effekten beobachten konnten: Ein Photon wird
beispielsweise mit einer Effizienz von 99 Prozent reflektiert, so als ob
das winzige Molekül ein Spiegel sei. Außerdem zeigt das Team, dass ein
einzelnes Molekül die Phase eines Laserstrahls um fast 70 Grad verschieben
kann. Ein besonders aufregendes Resultat ist, dass man Zugang zu starken
Nichtlinearitäten im Einzelphotonenbereich bekommt. In diesem Regime ist
die Antwort des Moleküls nicht mehr proportional zur Leistung des
eingestrahlten, optischen Feldes, sie ändert sich je nachdem wie viele
Photonen zu einem gegebenen Zeitpunkt auf das System treffen. Als
Konsequenz verändert das Molekül die statistische Verteilung der Photonen
in einem Laserstrahl.

Die experimentelle Realisierung dieser Messungen verlangt neueste Methoden
der Nanofabrikation, um die hochqualitativen gekrümmten Mikrospiegel
herstellen zu können. Außerdem ist sehr viel experimentelles Geschick
gefragt, um Mikroresonatoren mit einer nanoskopischen Menge eines
organischen Kristalls zu präparieren. Auch die Durchführung des
Experiments stellt eine große Herausforderung dar, weil dieses bei einer
Temperatur von -270°C durchgeführt werden muss, um die Wechselwirkung des
Moleküls mit thermischen Anregungen der Umgebung zu minimieren. Trotz
dieser niedrigen Temperaturen ist der optische Übergang des Moleküls nicht
perfekt, der angeregte Zustand koppelt immer noch an eine Vielzahl von
Übergängen. Hier kommt der Resonator ins Spiel. Das Photon zirkuliert
mehrere tausend Mal zwischen den Spiegeln hin und her, so dass die
Photon-Molekül-Kopplung 95 Prozent erreicht. Dem Team um Professor
Sandoghdar gelingen zudem Messungen mit echten einzelnen Photonen, die in
einem anderen Labor von einem zweiten Molekül produziert werden und über
eine optische Lichtleitfaser an das Molekül im Resonator gekoppelt werden.
Dieses Experiment markiert einen wichtigen Meilenstein auf dem Weg zu
zukünftigen Quantennetzwerken.

Während der vergangenen Jahrzehnte wurden verschiedene
Materialplattformen, wie neutrale Atome und Ionen in der Gasphase oder
Quantenpunkte und Farbzentren im Festkörper untersucht, um sie in der
Quanteninformationsverarbeitung zu verwenden. Bis jetzt weisen jedoch alle
Systeme Defizite auf. Atome und Ionen im Ultrahoch-Vakuum zeigen
hervorragende spektrale Eigenschaften, es ist jedoch sehr schwierig, diese
effizient an eine optische Mode zu koppeln und daraus größere Netzwerke zu
bauen. Festkörperemitter können andererseits relativ einfach in
photonische Strukturen integriert werden, ihre spektrale Qualität ist
jedoch aufgrund der Kopplung an ihre Umgebung nur mäßig. Trotzdem kann man
sicher sein, dass neuartige Geräte basierend auf quantenmechanischen
Effekten bald fester Bestandteil unserer Gesellschaft sein werden. Ein
besonders vielversprechender, aber auch äußerst komplexer Zweig dieser
neuen Quantentechnologien beschäftigt sich mit der
Informationsverarbeitung - mit tatsächlich abhörsicherer Kommunikation
oder radikal neuen Ansätzen zur Lösung rechnerisch schwieriger Probleme.

Eine Strategie, die Quanteningenieure verfolgen, besteht darin, einzelne
Quantenemitter, wie beispielsweise einzelne Atome, mit einzelnen Photonen
zu verbinden. Die Ergebnisse des Teams aus dem Max-Planck-Institut für die
Physik des Lichts ebnen den Weg zu solchen Technologien basierend auf
organischen Molekülen - in Zukunft möglicherweise auf Plastik-Chips.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1038/s41567-019-0436-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1681
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für die Physik des Lichts, 06.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SOZIALES/1937: Internationaler Frauentag - Wir sind noch lange nicht fertig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. März 2019

Internationaler Frauentag - Wir sind noch lange nicht fertig!



Zum Internationalen Frauentag am 8. März erklärt Ulle Schauws,
frauenpolitische Sprecherin:

"Zum Weltfrauentag ziehen wir Bilanz: Vor 100 Jahren haben unsere
Schwestern das Wahlrecht für uns erstritten. Das war revolutionär.
Heute gehen wir mit Forderungen auf die Straße, die für manche genauso
revolutionär scheinen: Sei es Parität im Parlament, die Streichung von
§ 219a oder gleicher Lohn für gleiche Arbeit. Wir machen weiter
und sind noch lange nicht am Ende!

100 Jahre nach Einführung des Frauenwahlrechts auf nationaler Ebene in
Deutschland ist der Anteil von Frauen im Bundestag zuletzt deutlich
gesunken. Hier muss sich etwas bewegen, damit Frauen nicht nur in der
Politik repräsentiert sind, sondern damit endlich von
gleichberechtigter Teilhabe gesprochen werden kann! Ein Paritégesetz
kann dabei eine Voraussetzung zum Erreichen einer höheren Repräsentanz
von Frauen in der Politik sein. Der Blick in andere europäische Länder
und auch in die Bundesländer zeigt, dass viele inzwischen den Weg über
verpflichtende Regelungen gegangen sind oder gehen.

Die Debatte um die sexuelle und reproduktive Selbstbestimmung wird
weitergehen, so lange Informationen für Frauen über den
Schwangerschaftsabbruch unter Strafe gestellt werden. Der schlechte
Kompromiss um Paragraf 219a geht weiter einher mit Misstrauen
gegenüber Frauen und zu Lasten der Ärztinnen und Ärzte. Damit trägt
der fortbestehende § 219a zur Stigmatisierung von Abbrüchen bei
und spricht Frauen ihr Recht auf Selbstbestimmung ab.

Auch von gleicher Bezahlung von gleicher und gleichwertiger
Erwerbsarbeit sind wir immer noch weit entfernt. Das
Entgelttransparenzgesetz bringt viel zu wenig und der
Auskunftsanspruch wird so gut wie gar nicht genutzt. Wir fordern
endlich ein Verbandsklagerecht und wollen, dass auch kleinere
Unternehmen unter dieses Gesetz fallen, damit Frauen wirklich erreicht
werden. Die Prüfung der betrieblichen Gehaltsstrukturen sollen
verpflichtend und für Verstöße wirksame Sanktionen vorgesehen werden.
Das sind notwendige Änderungen, um gleichen Lohn für gleichwertige
Arbeit baldmöglichst zu erreichen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. März 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1822: Maduro ist für uns kein Ansprechpartner in Venezuela


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. März 2019

Maduro ist für uns kein Ansprechpartner in Venezuela

EU sollte Sanktionsdruck weiter erhöhen - Botschafter Kriener muss
rasch nach Venezuela zurückkehren können



Am gestrigen Mittwoch hat Machthaber Maduro in Venezuela den
deutschen Botschafter Daniel Kriener zur Ausreise aufgefordert.
Hierzu erklärt der außenpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt:

"Die Aufforderung von Diktator Maduro an den deutschen Botschafter
Kriener, das Land binnen 48 Stunden zu verlassen, ist aus deutscher
Sicht rechtlich nicht wirksam. Maduro hat keine Legitimität und damit
nicht die Befugnis über die Beziehungen Venezuelas mit ausländischen
Staaten zu richten.

Durch diese Aufforderung eskaliert Machthaber Maduro jedoch weiter
einseitig die bereits angespannte Lage. Noch verfügt Maduro über
Machtmittel, vor allem in der Führung des Militärs, die es ihm mit
Aggression und Repression erlauben, eigene Vorstellungen
durchzusetzen. Doch auch die Streitkräfte können die Augen nicht
weiter vor der humanitären, wirtschaftlichen und politischen
Katastrophe in Venezuela verschließen. Die Angehörigen der einfachen
Soldaten leiden genauso wie die übrige Bevölkerung unter der von
Maduro herbeigeführten humanitären Katastrophe.

Es ist richtig, dass Außenminister Maas Botschafter Kriener nach
Berlin zu Konsultationen berufen hat, um über die Lage in Venezuela
und das weitere Vorgehen der internationalen Staatengemeinschaft zu
beraten. Ziel muss sein, dass Botschafter Kriener rasch nach Caracas
zurückkehren kann, um seine wichtige Arbeit fortzusetzen.

Deutschland steht fest an der Seite des legitimen Interimspräsidenten
Juan Guaidó. Deutschland unterstützt dessen Pläne, Venezuela zurück
auf den Boden der eigenen Verfassung zu holen, den Weg für freie und
faire Präsidentschaftswahlen zu ebnen und die desolate Wirtschaft
wiederaufzubauen.

In einem ersten Schritt muss die allergrößte Not gelindert werden.
Hierfür muss endlich die dringend benötigte humanitäre Hilfe ins Land
gelassen werden, auf die die venezolanische Bevölkerung so sehnlich
wartet. Es liegt am Militär, die Schlagbäume hierfür zu öffnen. Das
Militär muss sich endlich wieder auf die Seite des venezolanischen
Volkes stellen.

Die jüngsten Ereignisse haben unterstrichen, wie wichtig es ist, dass
die EU ein erneutes starkes Signal des Drucks auf das Maduro-Regime
sendet. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion plädiert mit Nachdruck dafür,
weitere Sanktionen gegen Maduro und sein Umfeld zu erlassen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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FINANZEN/1257: Bundesfinanzministerium bremst bei gesunder Schulverpflegung


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 6. März 2019

Bundesfinanzministerium bremst bei gesunder Schulverpflegung 



Anlässlich des morgigen Tages der gesunden Ernährung können Sie die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta
Connemann, wie folgt zitieren:

"Nur das Saarland und Berlin bekennen sich für die Kita- und
Schulverpflegung zu den Qualitätsstandards der Deutschen Gesellschaft
für Ernährung. Mit durchschnittlich 4 Cent mehr pro Mittagsmahlzeit
könnte das Essen an allen Kitas und an Schulen in Deutschland
deutlich gesünder werden. Dafür müsste man den Mehrwertsteuersatz
senken. Bislang scheiterte dies am Bundesfinanzministerium. Gesunde
Ernährung darf keine Frage des Geldes sein. Wer Kitagebühren
abschafft, muss gleichzeitig trotzdem für Qualität sorgen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3451: Ausladung Ruchs ist richtig und war zwingend erforderlich


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. März 2019

Ausladung Ruchs ist richtig und war zwingend erforderlich

Auch die Kontroverse in der politischen Bildung kennt Grenzen



Zur Ausladung Dr. Philipp Ruchs ("Zentrum für politische Schönheit")
beim derzeit stattfindenden 14. Bundeskongress der Bundeszentrale für
politische Bildung erklärt der stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Thorsten Frei:

"Der Rückzug einer ursprünglich an Dr. Philipp Ruch, Kopf des
Zentrums für politische Schönheit, ergangenen Einladung ist richtig
und zwingend erforderlich. Die ursprüngliche Einladung hätte gar
nicht erst erfolgen dürfen.

Die Aufrechterhaltung der Einladung zu einem staatlich finanzierten
Kongress wäre das falsche Signal an Ruch und seine Aktivisten sowie
an alle ehrlichen Steuerzahler. Schließlich könnte der Anschein
entstehen, dass die Bundesregierung den Einsatz von aus Diktaturen
bekannten Mitteln durch die Teilnahme Ruchs akzeptieren und für die
weitere politische Debatte legitimieren würde. Dies ist aber ganz
klar nicht der Fall. Die politische Auseinandersetzung in unserer
Demokratie und auch die Kontroversität in der politischen Bildung
kennen Grenzen. Ruch hat diese Grenzen immer wieder, zuletzt mit der
"SoKo Chemnitz" überschritten. Deshalb darf man ihm in Leipzig nicht
auch noch eine Bühne bauen.

Ruch hat in der Vergangenheit immer wieder mit juristisch fragwürdigen
Aktionen provoziert. Mit seiner jüngsten Aktion, der sogenannten
"Soko Chemnitz", hat Ruch nach den Krawallen in Chemnitz im Oktober
2018 unter dem Deckmantel der Kunstfreiheit zu Denunziation
aufgerufen. Über eine Bilderkennungsdatenbank sollten vermeintlich
"rechte" Demonstrationsteilnehmer identifiziert und gemeldet werden.

Für solche Ermittlungen sind jedoch ausschließlich die zuständigen
Polizeibehörden oder der Verfassungsschutz zuständig und nicht
selbsternannte Aktivisten. Mit solchen Aktionen werden lediglich die
Institutionen des Rechtsstaates untergraben. Sie tragen zu unnötiger
Polarisierung und Spaltung der Gesellschaft in politisch schwieriger
Zeit bei. Insbesondere der offene Aufruf zu Denunziationen ist nicht
mit unserem Verständnis von Rechtsstaatlichkeit vereinbar."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/1963: Elysium-Urteil - Wichtiges Signal im Kampf gegen Kinderpornographie


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. März 2019

Elysium-Urteil - Wichtiges Signal im Kampf gegen Kinderpornographie 

Gesetzgeber muss jetzt handeln - Unionsfraktion geht mit Positionspapier in Vorlage



Zu dem am heutigen Donnerstag in Limburg/Hessen gefällten Urteil
gegen die Haupttäter der so genannten Elysium-Plattform erklärt der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Thorsten Frei:

"Das heutige Urteil gegen die Betreiber der Plattform �Elysium� ist
ein wichtiges Signal im Kampf gegen Kinderpornographie. Zwar liegt
das Urteil noch nicht im Wortlaut vor. Schon jetzt können wir aber
erkennen, dass wir als Gesetzgeber dringend tätig werden müssen, um
gerade dann, wenn den Schwächsten unserer Gesellschaft, den Kindern,
so erschreckendes Unrecht geschieht, besser solche Taten verhindern,
aufklären und ahnden zu können.

Derzeit erhalten wir Hinweise auf kriminelle Plattformen wie
�Elysium� zumeist aus dem Ausland. Der Strafrahmen für den Besitz von
Kinderpornographie liegt unter dem für den Diebstahl, und wegen der
zur Zeit ausgesetzten Vorratsdatenspeicherung konnten 2017 rund 8.400
Hinweise auf Kinderpornographie nicht weiter verfolgt werden. Dieser
Befund ist für uns nicht akzeptabel, denn: Der Datenschutz darf nicht
über dem Kinderschutz stehen! Um hier Abhilfe zu schaffen, haben
meine Kollegin, die rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Fraktion Elisabeth Winkelmeier-Becker und ich, mit den
Kolleginnen und Kollegen der Familienpolitik im Februar ein
umfassendes Konzept zur Bekämpfung von sexuellem Kindesmissbrauch
erarbeitet. So müssen aus unserer Sicht Service Provider verpflichtet
werden, Verdachtsfälle auf Kinderpornographie zu melden. Wir müssen
zudem so bald wie möglich sicherstellen, dass auch der Versuch der
sexuellen Kontaktaufnahme zu Kindern, das �Cybergrooming� unter
Strafe gestellt wird. Dies sieht auch schon der Koalitionsvertrag
vor.

Des Weiteren müssen wir sicherstellen, dass Verbindungsdaten künftig
wieder zur Ermittlung von Pädokriminellen genutzt werden können. Wir
müssen einen neuen Straftatbestand schaffen, der das Betreiben von
Handelsplattformen oder Servern im Darknet, die der Begehung von
Straftaten dienen, erfasst. Und nicht zuletzt müssen wir den
Strafrahmen für den Besitz von Kinderpornographie erhöhen. Für alle
diese Maßnahmen werden wir in Kürze das Gespräch mit unserem
Koalitionspartner suchen. Wir sind zuversichtlich, dass auch das
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hier einen
genauso dringlichen Handlungsbedarf sieht wie wir."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de
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veröffentlicht im Schattenblick zum 8. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





SOZIALES/1962: Gleichberechtigte Teilhabe von Frauen ist eine Frage der Demokratie


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 7. März 2019

Gleichberechtigte Teilhabe von Frauen ist eine Frage der
Demokratie



Zum morgigen internationalen Frauentag können Sie die Vorsitzende der
Gruppe der Frauen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Yvonne Magwas, wie
folgt zitieren:

"Ohne die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen steht unsere
Demokratie vor der Gefahr, die Hälfte der Bevölkerung nicht mehr zu
repräsentieren. Deshalb ist es unerlässlich, dass wir sowohl in der
Politik, als auch in anderen Bereichen unserer Gesellschaft -
Wirtschaft, Medien, Wissenschaft und Forschung, Zivilgesellschaft -
zu einer aktiveren Beteiligung von Frauen auf allen Ebenen und mehr
Frauen in Führungspositionen kommen. Das ist entscheidend für unsere
Zukunft!

Studien belegen leider immer wieder, dass Deutschland beim
Frauenanteil in Führungspositionen hinterherhinkt. Die kürzlich
vorgestellte KfW-Studie zum Frauenanteil in den Chefetagen deutscher
mittelständischer Unternehmen zeichnet hier wieder ein trauriges
Bild. Das ist verschenktes Potenzial, was wir uns nicht leisten
dürfen. Deshalb ist es höchste Zeit, dass wir die Rahmenbedingungen
verbessern, die Frauen die gleiche Beteiligung in allen
gesellschaftlichen Bereichen ermöglichen und ihnen beispielsweise -
wie im Koalitionsvertrag vereinbart - die Übernahme einer
Führungsposition in Teilzeittätigkeit stärker als bisher
ermöglichen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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UMWELT/806: Unabhängige Aufklärung der Vorwürfe geboten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 6. März 2019

Unabhängige Aufklärung der Vorwürfe geboten



Zu den Vorwürfen gegenüber dem WWF können Sie den stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Hermann
Gröhe, wie folgt zitieren:

"Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag hält eine unabhängige
Aufklärung der schwerwiegenden Vorwürfe gegenüber dem WWF für
dringend geboten. Wir begrüßen, dass sowohl WWF International wie
auch WWF Deutschland - auch zum Schutz ihrer wichtigen Arbeit - eine
solche Prüfung durch Einschaltung unabhängiger Fachleute eingeleitet
haben. Die Bundesregierung muss dies eng begleiten.

Die Wilderei vor allem von Elefanten und Nashörnern ist leider ein
erheblicher Bestandteil des internationalen organisierten Verbrechens
geworden. Der Kampf gegen die Wilderei ist daher auch ein wichtiger
Teil der Bemühungen zum Erhalt der Schöpfung. Die mit deutschen
Geldern finanzierten Maßnahmen müssen dabei aber selbstverständlich
immer rechtsstaatlich einwandfrei sein.

Nach Vorlage der Ergebnisse der Prüfungen muss bewertet werden, ob
und ggf. welche Maßnahmen ergriffen werden müssen, um eine
ordnungsgemäße Verwendung von Steuer- und Spendengeldern im Kampf
gegen die Wilderei sicherzustellen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1839: Im Venezuela-Konflikt zum Völkerrecht zurückkehren


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. März 2019

Im Venezuela-Konflikt zum Völkerrecht zurückkehren



"Die Ausweisung des deutschen Botschafters Daniel Kriener aus
Venezuela ist sehr bedauerlich. Diplomatische Gesprächskanäle sind in
Konfliktsituationen wie der aktuellen immer von großer Bedeutung",
erklärt Andrej Hunko, europapolitischer Sprecher der Fraktion DIE
LINKE. Hunko weiter:

"Die Ausweisung ist aber auch eine Folge davon, dass die
Bundesregierung mit der Anerkennung Juan Guaidós als Präsident
Venezuelas völkerrechtliche Grundregeln verletzt hat. Die
wissenschaftlichen Dienste des Bundestages haben dies nahelegt, die
Bundesregierung hat das Gutachten bislang jedoch nicht ernst genommen.
Auch im Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen ist klar
geregelt, dass Diplomaten sich nicht in die inneren Angelegenheiten
des Empfangsstaates einmischen dürfen.

Es ist auffällig, dass das Auftreten des deutschen Botschafters bei
der Rückkehr Guaidós nach Caracas wesentlich weniger zurückhaltend
war, als das der Botschafter aus anderen EU-Ländern. Außenminister
Heiko Maas trägt die politische Verantwortung für diese Eskalation.

Wir fordern die Bundesregierung auf, zu den diplomatischen
Gepflogenheiten auf Basis des Völkerrechts zurückzukehren. Hierfür ist
die absurde Anerkennung Guaidós als Präsident Venezuelas
zurückzunehmen."

 * 
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WIRTSCHAFT/2136: Endverbleibskontrollen der Bundesregierung sind eine Farce - Waffenexporte verbieten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. März 2019

Endverbleibskontrollen der Bundesregierung sind eine Farce - Waffenexporte verbieten



"Es ist eine Farce, dass die Bundesregierung für
Endverbleibskontrollen bei Rüstungsexporten nur zwei Stellen
geschaffen und bisher nur drei Vor-Ort-Überprüfungen durchgeführt hat.
Was diese Bundesregierung als sogenannte Post-Shipment-Kontrollen
bezeichnet, ist nichts anderes als ein Deckmantel, um munter weiter im
Interesse der Rüstungsindustrie Waffenexporte in alle Welt zu
genehmigen", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und
abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des
13. Exportkontrolltags des Bundesamtes für Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (BAFA). Dagdelen weiter:

"Deutsche Rüstungskonzerne müssen nicht befürchten, dass ihr
profitables Geschäft mit Diktaturen gestört wird. Während die
Bundesregierung seit 2017 Rüstungsexporte im zweistelligen
Milliardenbereich genehmigt und die Ausfuhr von Kriegswaffen in
Krisen- und Spannungsgebiete zugelassen hat, wurden lediglich drei
Endverbleibskontrollen durchgeführt. Es ist lächerlich, dass die
Bundesregierung ihre Prüfer nach Südkorea schickt, nicht aber nach
Saudi-Arabien, ein Land, das einen verbrecherischen Krieg im Jemen
führt.

Die im Mai 2019 auslaufende Pilotphase der Post-Shipment-Kontrollen
muss zu einem tatsächlichen Überprüfungsmechanismus führen. Die beste
Lösung wäre allerdings, Waffenexporte ganz zu verbieten, angefangen
bei den Drittstaaten."

 * 
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BUNDESTAG/8112: Heute im Bundestag Nr. 246 - 07.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 246

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. März 2019, Redaktionsschluss: 13.56 Uhr

1. Regierung zufrieden mit GIZ-Reform

2. Hilfen für den Libanon

3. Milliarden für den Walderhalt

4. Daten insolventer Clouddienst-Anbieter



1. Regierung zufrieden mit GIZ-Reform

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Aus Sicht der Bundesregierung wurden die Ziele der
Strukturreform, welche im Januar 2011 zur Gründung der Deutschen
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) führten, in
vollem Umfang erreicht. Den Partnern der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit stehe seither die Vielfalt der Instrumente
der Technischen Zusammenarbeit aus einer Hand zur Verfügung, schreibt
sie in einer Antwort (19/8074) auf eine Kleine Anfrage (19/7185) der
AfD-Fraktion. Die Wirtschaftlichkeit der staatlichen
Entwicklungszusammenarbeit sei durch klarere Strukturen mit
effizienterer Arbeitsteilung, vereinheitlichten Verfahren, den Abbau
von Doppelstrukturen und reduzierten Abstimmungsbedarf deutlich erhöht
worden.

Die vor der Strukturreform bestehende Institutionenvielfalt habe laut
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD) "erhebliche Koordinierungs- und Effizienzverluste" erzeugt und
Ressourcen gebunden. Zielsetzung sei es daher gewesen, unter
Beibehaltung der anerkannten Vielfalt der Instrumente die Wirksamkeit
und Wirtschaftlichkeit der staatlichen Entwicklungszusammenarbeit
durch Straffung der organisatorischen Strukturen und Bündelung der
Instrumente der Technischen Zusammenarbeit zu erhöhen und die
politische Gestaltungsfähigkeit der Bundesregierung zu stärken.

 * 

2. Hilfen für den Libanon

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Im Rahmen der deutschen bilateralen
Entwicklungszusammenarbeit unterstützt die Bundesregierung den Libanon
derzeit bei der Bewältigung der extremen Belastungen durch die Syrien-
und Flüchtlingskrise. Gemeinsam mit der libanesischen Regierung sei
vereinbart worden, dass die Schwerpunkte dabei auf Bildung,
nachhaltige Wirtschaftsentwicklung und Wasser/Abwasser liegen sollen,
schreibt sie in einer Antwort (19/8075) auf eine Kleine Anfrage
(19/7416) der AfD-Fraktion.

Die Wirksamkeit der Zusammenarbeit bewertet die Bundesregierung
positiv. Für 2019 seien daher Neuzusagen für die bilaterale technische
und finanzielle Entwicklungszusammenarbeit in Höhe von 63,8 Millionen
Euro geplant. Die konkreten Neuzusagen und deren Aufteilung auf
Projekte würden im weiteren Verlauf weiter präzisiert und mit der
libanesischen Regierung bei den nächsten Regierungsgesprächen
besprochen. Diese dienten auch dazu, weitergehende Kooperationsbedarfe
mit der libanesischen Regierung für die Jahre 2020 und 2021 zu
besprechen.

 * 

3. Milliarden für den Walderhalt

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Laut Bundesregierung fließen 3,01 Milliarden Euro an
staatlichen Entwicklungsleistungen in die weltweite Erhaltung und
nachhaltige Bewirtschaftung der Wälder beziehungsweise in deren
Wiederaufbau. Insgesamt 374 Mitarbeiter arbeiteten zudem direkt oder
indirekt im Rahmen der deutschen, staatlichen
Entwicklungszusammenarbeit im Waldsektor, berichtet sie in einer
Antwort (19/8080) auf eine Kleine Anfrage (19/7675) der AfD-Fraktion.

Nach Ansicht der Bundesregierung habe die Holzimportpolitik der EU
seit der Entwicklung und Verabschiedung des FLEGT-Aktionsplans 2003
und insbesondere der FLEGT-Verordnung 2005 einen wirksamen Beitrag zur
Eindämmung des illegalen Holzeinschlages geleistet. Die Maßnahmen
seien über die Jahre weiterentwickelt und durch die
Holzhandelsverordnung von 2010 verschärft worden und heute
beispielgebend für andere Rohstoffbereiche.

 * 

4. Daten insolventer Clouddienst-Anbieter

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Frage, was nach einer Insolvenz eines
Clouddienst-Anbieters mit den dort gespeicherten Daten geschieht, ist
noch nicht eindeutig geklärt. Wie die Bundesregierung in der Antwort
(19/8108) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/7808) schreibt,
hat der Bundesgerichtshof zwar in einem schadensrechtlichen
Zusammenhang von Daten als einem "selbständigen vermögenswerten Gut"
gesprochen (BGHZ 133, 155), und es gebe auch ein entsprechendes Urteil
des Oberlandesgerichts Düsseldorf (Urteil vom 27. September 2012, Az.
6 U 241/11), die vertragliche, technische und organisatorische
Ausgestaltung von Cloud- und anderen Datendiensten könne aber im
Einzelnen sehr unterschiedlich ausfallen.

Vor diesem Hintergrund, schreibt die Regierung, ließen sich die Fragen
der Massezugehörigkeit und der Aussonderungsfähigkeit von Daten sowie
die weiteren, sich daraus ergebenden Folgefragen bislang nicht
abschließend und allgemein beantworten. Die genannten Entscheidungen
und die hieran anknüpfende rechtswissenschaftliche Diskussion gäben
aber auch keinen Anlass zu der Befürchtung, dass die sich stellenden
Fragen auf der Grundlage des geltenden Rechts von der Rechtsprechung
nicht in angemessener Weise bewältigt werden könnten. In der Anfrage,
in der auf vertragliche Dateneigentumsklauseln, die sich in den USA
etabliert hätten, verwiesen wird, heißt es, die Lage sei unklar und
der Verlust der Daten von Privatpersonen und Unternehmen nicht
auszuschließen.

 * 
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BUNDESTAG/8111: Heute im Bundestag Nr. 245 - 07.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 245

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. März 2019, Redaktionsschluss: 11.37 Uhr

1. Vermögenszuordnung auf Ummanz

2. Beratungsverträge der Bundesegierung

3. Bekämpfung des Plastikmülls

4. Einflussnahme bei Immissionsschutzgesetz

5. Kostensteigerungen durch Batteriegesetz

6. Qualität der Innenraumluft



1. Vermögenszuordnung auf Ummanz

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das nach der Wiedervereinigung eingeleitete
Vermögenszuordnungsverfahren ehemaliger volkseigener Grundstücke auf
der Insel Ummanz bei Rügen ist nach Angaben der Bundesregierung
rechtmäßig verlaufen. Die Zuordnungsverfahren des ehemaligen VEG
Ummanz hätten den geltenden gesetzlichen Vorschriften entsprochen,
heißt es in der Antwort (19/7924) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/6875) der Fraktion Die Linke.

Der Umstand, dass in der relativ kleinen Gemeinde Ummanz nur ein
einzelner öffentlich-rechtlicher Alteigentümer in der Größenordnung
vorhanden gewesen sei, möge auffallend sein, stelle aber nach den
Regelungen des Zuordnungsrechts keine Besonderheit dar.

Die Hansestadt Stralsund habe zwischen 1993 und 1995 fristgerecht
Restitutionsanträge für die in der Gemeinde Ummanz gelegenen
Vermögenswerte des ehemaligen "Heiliggeist Klosters zu Stralsund"
gestellt. Nach Vorlage der Alteigentumsnachweise sei den Anträgen
entsprochen und die Hansestadt Stralsund als neuer Eigentümer im
Grundbuch eingetragen worden.

In den Jahren 1999 und 2001 hätten die Gemeinde Ummanz und die
Hansestadt Stralsund Zuordnungsvereinbarungen abgeschlossen, in deren
Folge weitere Bescheide entsprechend den Vereinbarungen erlassen
worden seien. Die Verfahren seien bestandskräftig abgeschlossen.

Der Grundbesitz des Volkseigenen Guts (VEG) Ummanz umfasste den
Angaben zufolge eine Fläche von rund 2.170 Hektar. Die Entscheidungen
betrafen vorwiegend land- und forstwirtschaftlich genutzte Flächen,
aber auch bebaute Grundstücke und Wegeflächen. Bei den Vermögenswerten
des "Heiliggeist Klosters zu Stralsund" habe es sich nicht um
ehemaliges kirchliches Vermögen gehandelt, sondern um ehemaliges
Stiftungsvermögen, das seit dem Mittelalter gewachsen sei.

 * 

2. Beratungsverträge der Bundesegierung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Verträge der Bundesregierung mit externen Dritten
sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/8085) der Fraktion Die Linke. Die
Bundesregierung habe seit 2006 mindestens 1,2 Milliarden Euro für mehr
als 6.000 Verträge mit externen Dritten für Beratungs- und
Unterstützungsleistungen ausgegeben.

Eine Aufschlüsselung darüber, welche Unternehmen wie viele Aufträge in
welcher Höhe aus den Ressort erhalten hätten, liege nicht vor. Die
Abgeordneten wollen nun konkret wissen, mit welchen Unternehmen die
Bundesregierung seit 2006 wie viele solche Aufträge mit welchem
Volumen abgeschlossen hat.

 * 

3. Bekämpfung des Plastikmülls

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um die Möglichkeiten einer einheitlichen
internationalen Regelung zur Bekämpfung des Plastikmülls, geht es in
einer Kleinen Anfrage (19/7895) der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen.
Dabei will die Fraktion wissen, welche Übereinkünfte es bereits gibt
und wie wirksam diese sind. Auch wollen die Fragesteller wissen, ob
die Bundesregierung die vorhandenen Konventionen und Abkommen für
ausreichend betrachtet.

 * 

4. Einflussnahme bei Immissionsschutzgesetz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROK) In einer Kleinen Anfrage (19/7874) thematisiert die
Fraktion Die Linke mögliche Einflussnahmen von Interessenvertretern
beim überarbeiteten Immissionsschutzgesetz. Dabei wollen die
Fragesteller unter anderem wissen, ob es Kontakte und Einflüsse von
Seiten Dritter auf den Gesetzentwurf gegeben hat. Auch nach konkreten
Regelungsvorschlägen von Interessensvertretern fragt die Linke die
Bundesregierung.

 * 

5. Kostensteigerungen durch Batteriegesetz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROK) Die FDP-Fraktion will in einer Kleinen Anfrage
(19/7910) von der Bundesregierung erfahren, welche Maßnahmen zur
Neureglung der Wettbewerbsbedingungen aufgrund eines neuen
Batteriegesetzes geplant sind. Dabei fragen die Abgeordneten unter
anderem auch nach den Kosten für die Überwachung des Marktes sowie
nach der Höhe der zu erwartenden Kostensteigerung für die Entsorgung
von Batterien.

 * 

6. Qualität der Innenraumluft

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROK) In einer Kleinen Anfrage (19/7851) zur Qualität der
Luft in öffentlichen Räumen will die FDP-Fraktion unter anderem
erfahren, wie sich die Bundesregierung zu neuen Richtwerten zur
Stickoxidbelastung des Ausschusses für Innenraumrichtwerte (AIR)
positioniert. Gefragt wird auch nach den gesundheitlichen Folgen bei
Überschreitung der Richtwerte.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8110: Heute im Bundestag Nr. 244 - 07.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 244

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. März 2019, Redaktionsschluss: 08.39 Uhr

1. Regierung sieht Erfolge in Afghanistan

2. Regierung lobt Kommissionsvorschlag

3. Mehr Geld für Bildung und Kinderrechte

4. Grüne fragen nach Nachhaltigkeitszielen

5. Rolle der Fluglinie Mahan Air




1. Regierung sieht Erfolge in Afghanistan

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit mit
Afghanistan verzeichnet besonders in den Bereichen berufliche Bildung,
Straßenbau, Wasserversorgung und Abwasserentsorgung sowie in Teilen
des Energiesektors und gute Regierungsführung Fortschritte.
Ausschlaggebend dafür sei die Reform- und Leistungsbereitschaft der
Partnerorganisationen und nachgeordneter Behörden sowie deren
Leistungsfähigkeit, betont die Bundesregierung in einer Antwort
(19/8031) auf eine Kleine Anfrage (19/7326) der FDP-Fraktion. Auch die
personelle Stabilität der Institutionen und der politisch
verlässlichen Stellenwert des Sektors innerhalb der afghanischen
Regierung sowie die relative Abwesenheit von Korruption sei positiv
hervorzuheben.

Die Umsetzung der deutschen Entwicklungszusammenarbeit und der
Stabilisierungsmaßnahmen in Afghanistan erfordere aufgrund der
fragilen Sicherheitslage ein besonders hohes Maß an Sensibilität, um
gleichermaßen die Sicherheit der nationalen und internationalen
Mitarbeiter und die Wirksamkeit der Projekte zu gewährleisten, heißt
es in der Antwort weiter. Die Durchführungsorganisationen und andere
Implementierungspartner passten daher in Rücksprache mit der
Bundesregierung kontinuierlich ihre Arbeitsweise an die Bedingungen
vor Ort an. Insbesondere setze die deutsche Entwicklungszusammenarbeit
auf eine Stärkung nationaler Fachkräfte bei der Projektumsetzung oder
ein robustes und flexibles Projektdesign.

 * 

2. Regierung lobt Kommissionsvorschlag

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung war an der Erarbeitung des
Vorschlages der Europäischen Kommission, ein Instrument für
Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale
Zusammenarbeit (NDICI) zu schaffen, laut eigener Aussage nicht
beteiligt, begrüßt jedoch das durch das NDICI verfolgte Ziel, durch
die Bündelung einzelner Instrumente ein kohärentes und effektives
EU-Außenhandeln auch im Bereich der Entwicklungspolitik zu stärken.
Das schreibt sie in einer Antwort (19/8067) auf eine Kleine Anfrage
(19/7632) der AfD-Fraktion.

Als Mitglied des Rates bringe sich die Bundesregierung derzeit in die
Verhandlungen ein. Ziel sei "ein kohärentes und effektives
Außenhandeln der Europäischen Union, welches die Europäische Union in
die Lage versetzt, gemeinsame Herausforderungen zu lösen".

 * 

3. Mehr Geld für Bildung und Kinderrechte

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung sieht in der Förderung von
Bildungschancen für Kinder und Jugendliche einen Schlüsselbereich der
deutschen Entwicklungspolitik. Aus diesem Grund habe sie die
bilateralen Bildungszusagen in den vergangenen Jahren kontinuierlich
gesteigert und die Beiträge zu multilateralen Organisationen erhöht,
betont sie in einer Antwort (19/8066) auf eine Kleine Anfrage
(19/7251) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Mit der Verabschiedung des Aktionsplans "Agents of Change" habe das
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) im Jahr 2017 außerdem die gezielte Förderung von Kinder- und
Jugendrechten in der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) verankert. So
solle das Potenzial der Kinder und Jugendlichen gezielt gefördert
werden, um Entwicklung nachhaltig und inklusiv zu gestalten. Außerdem
erarbeite die Bundesregierung derzeit eine gemeinsame Jugendstrategie.

"Für Kinder und Jugendliche ist der Zugang zu Bildung elementar,
sowohl in Friedenszeiten als auch in Zeiten von Konflikten und
humanitären Krisen", schreibt die Bundesregierung. Eine zentrale
Herausforderung sei die Tatsache, "dass noch immer 150 Millionen
Kinder chronisch unterernährt und 50 Millionen Kinder akut
unterernährt sind".

 * 

4. Grüne fragen nach Nachhaltigkeitszielen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Große Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Der Stand der Umsetzung der Agenda 2030 und der
globalen Nachhaltigkeitsziele in und durch Deutschland ist Thema einer
Großen Anfrage (19/8041) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Konkret
erkundigen die Abgeordneten sich nach Maßnahmen und Fortschritten bei
den jeweils 17 Zielen sowie zukünftigen Plänen und Initiativen der
einzelnen Bundesministerien.

Aus Sicht der Fragesteller ist die Bundesregierung bei der Umsetzung
in einigen Bereichen deutlich ins Hintertreffen geraten. Daher gelte
es, "Rückstände gezielt aufzuholen und dazu konkrete Maßnahmenpläne
vorzulegen".

 * 

5. Rolle der Fluglinie Mahan Air

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Für den Entzug der Betriebserlaubnis der iranischen
Fluglinie Mahan Air in Deutschland interessiert sich die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/8014). Laut Fragestellern habe die
Bundesregierung diesen Schritt mit der "Wahrung der außen- und
sicherheitspolitischen Interessen Deutschland" sowie "gravierende
Anhaltspunkten" begründet, dass die Fluglinie in einem Zusammenhang
mit Aktivitäten iranischer Geheimdienste in Europa stehe. Die
Abgeordneten wollen unter anderem wissen, welche Kenntnisse die
Bundesregierung über Eigentümer, Verbindungen und Größe der Luftflotte
der Fluglinie hat und in welchem Verhältnis Mahan Air zur iranischen
Regierung, zu iranischen staatlichen Institutionen und zu den
iranischen Revolutionsgarden steht.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1830: Regierungspressekonferenz vom 6. März 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 6. März 2019

Regierungspressekonferenz vom 6. März 2019

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Empfang des Ministerpräsidenten
der Republik Lettland, Empfang des Premierministers des Königreichs
Belgien, Empfang des Premierministers der Demokratischen Volksrepublik
Laos, Sitzung des Bundeskabinetts, Münchener Spitzengespräch der Deutschen
Wirtschaft, Besuch der Internationalen Handwerksmesse und der Fachtagung
Frauen im Handwerk), Tag der offenen Tür der Bundesregierung, Ausladung des
Leiters des Zentrums für Politische Schönheit von einer Veranstaltung der
Bundeszentrale für politische Bildung, geplante EU-Urheberrechtsreform,
Beratertätigkeit von Klaus-Dieter Fritsche für den österreichischen
Innenminister, Medienberichte über mögliche künftige Festnahmen deutscher
Touristen bei Einreise in die Türkei wegen Terrorverdachts, Akkreditierung
ausländischer Journalisten in der Türkei, Eröffnung von Prozessen gegen
eine große Zahl türkischer Journalisten und Intellektueller in der Türkei,
in der Türkei inhaftierte deutsche Staatsangehörige, Treffen der Hohen
Arbeitsgruppe für Sicherheitspolitik, Volumina von Beraterverträgen im BMI,
Entwurf einer Verordnung über die Teilnahme von ElektroKleinstfahrzeugen am
Straßenverkehr und zur Änderung weiterer straßenverkehrsrechtlicher
Vorschriften, Bekämpfung von Geldwäsche, Lage in Venezuela, Zeitungsartikel
des französischen Präsidenten


Sprecher: StS Seibert, Petermann (BMI), Krüger (BMJV), Adebahr (AA),
Buser (BMVI), Kolberg (BMF)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Einen schönen guten Tag auch von mir! - Mit den Terminen der
Bundeskanzlerin geht es am Montag, den 11. März, los. Die Bundeskanzlerin
wird den neuen Ministerpräsidenten von Lettland, Herrn Krisjanis Karins,
empfangen. Weil es ein Antrittsbesuch ist, gibt es die militärischen Ehren.
Dann folgen ein Mittagessen und im Anschluss daran um ca. 14.15 Uhr eine
gemeinsame Pressekonferenz der Bundeskanzlerin mit dem lettischen
Ministerpräsidenten.

Am Dienstag kommt um 12.30 Uhr der belgische Premierminister Charles Michel
ins Bundeskanzleramt. Auch in diesem Fall wird es nach dem gemeinsamen
Arbeitsmittagessen eine Pressekonferenz geben, und zwar gegen 13.30 Uhr.

Am Mittwoch tagt zum üblichen Zeitpunkt um 9.30 Uhr das Kabinett unter der
Leitung der Bundeskanzlerin, die dann um 12 Uhr erneut internationalen
Besuch empfängt, und zwar den Premierminister von Laos, Herrn Thongloun
Sisoulith. Auch er wird mit militärischen Ehren im Bundeskanzleramt
empfangen. Auch im Anschluss an diese Begegnung wird es gegen 13.15 Uhr
eine gemeinsame Pressekonferenz geben.

Am Freitag wird die Bundeskanzlerin - das hat schon Tradition - zum
jährlichen Spitzengespräch der Deutschen Wirtschaft in München fahren. BDI,
BDA, DIHK und ZDH veranstalten es jährlich. Das ist ein vertraulicher
Austausch über aktuelle Fragen der Wirtschaftspolitik. Dieses Jahr haben
die Verbände dem Ganzen das Motto "Offene Märkte - Weltoffenes Land"
gegeben. Für 12.45 Uhr ist eine Pressebegegnung geplant. Anschließend
besucht die Bundeskanzlerin die Internationale Handwerksmesse und die
Fachtagung Frauen im Handwerk.

Obwohl das nichts mit der nächsten Woche zu tun hat, sondern zeitlich in
weiter Ferne liegt, will ich Sie nur noch kurz darauf aufmerksam machen -
wir werden nachher auch eine Pressemitteilung dazu herausgeben -, dass am
Wochenende des 17. und 18. Augusts 2019 zum 21. Mal Tag der offenen Tür der
Bundesregierung, der Bundesministerien, des BPA ist. Ich hoffe, wir können
uns dann auch hier in der Bundespressekonferenz mit einer
Bürgerpressekonferenz wiedersehen. Das war ja immer eine schöne Übung.

Vorsitzender Detjen: Die Bürgerpressekonferenzen am Tag der offenen Tür
haben wir hier auch immer gern gemacht. Mich würde es wundern, wenn wir das
in diesem Jahr nicht wieder machen würden.

Frage: Frau Petermann, es gibt einen Bericht, wonach das
Bundesinnenministerium darauf hingewirkt habe, dass Philipp Ruch vom
Zentrum für Politische Schönheit vom Kongress der Bundeszentrale für
politische Bildung ausgeladen wurde. Die Rede ist von einem
Auftrittsverbot.

Können Sie bestätigen, dass das Innenministerium dies verursacht hat, und,
wenn ja, wie lautet die Begründung dafür?

Petermann: Sie wissen, dass die Bundeszentrale für politische Bildung eine
Behörde im Geschäftsbereich des BMI ist. Von daher gibt es natürlich enge
Verflechtungen über die Fach- und Dienstaufsicht.

Aber zum Vorgang selbst: Sie erinnern sich, dass wir im Sommer schon einmal
über die Aktion dieses Zentrums für Politische Schönheit gesprochen haben,
ganz konkret über die Aktion "Soko Chemnitz". Es hatte bei dieser Aktion
unter dem Schutz der Kunstfreiheit zu Denunziationen und zu Eingriffen in
das allgemeine Persönlichkeitsrecht aufgerufen. Derartige
Öffentlichkeitsfahndungen, so hatte ich es auch damals gesagt, obliegen den
Ermittlungsbehörden und sind an hohe rechtliche Hürden gebunden.

Eine Einladung des Leiters könnte missverstanden werden, nämlich als
staatlich finanzierte Legitimierung einer solchen Aktion. Deshalb haben wir
in Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale für politische Bildung diese
Einladung nicht unterstützt.

Frage: Frau Petermann, musste die Bundeszentrale dem Folge leisten, oder
hätte die Bundeszentrale auch sagen können: "Wir halten an dem Mann fest"?

Petermann: Ich möchte das hier rechtlich gar nicht bewerten. Es ist
allgemeine Gepflogenheit zwischen den Geschäftsbereichsbehörden und dem
Ministerium, dass man sich im Rahmen der Fach- und Dienstaufsicht über
bestimmte Vorhaben einigt.

Zusatzfrage: Herr Ruch sagt, dass gar kein Verfahren gegen ihn laufe. Von
welchem reden Sie?

Petermann: Verfahren?

Zusatz: Ja, wegen der Aktion.

Petermann: Ich rede von keinem Verfahren. Damals im Sommer - vielleicht
erinnern Sie sich - gab es zum einen schon Maßnahmen der sächsischen
Polizei auf Grundlage des Gefahrenabwehrrechts. Zum anderen gab es
zahlreiche Strafanzeigen gegen die Aktion. Im Übrigen wurde auch ein
Verstoß gegen das Kunsturheberrechtsgesetz geprüft.

Frage: Nun lautet der Vorwurf ja, das BMI übe über die Bundeszentrale
Zensur über Veranstaltungen aus. Vielleicht können Sie darauf noch etwas
entgegnen.

Die zweite Frage: Wie oft ist es in der Vergangenheit vorgekommen, dass
sich das Innenministerium quasi als Oberbehörde das Programm genau
angeschaut hat und die Einladungen durchgegangen ist und dass Leute wieder
ausgeladen wurden?

Petermann: Zum letzten Punkt: Es ist allgemeines Verwaltungshandeln, dass
große, wichtige Veranstaltungen mit dem Ministerium, mit dem
Fachaufsichtsreferat oder der -abteilung, abgestimmt werden, sowohl
hinsichtlich der Themen als auch hinsichtlich der Redner. Das ist allgemein
übliches Handeln.

Zum Vorwurf der Zensur: Davon sind wir ja ganz weit entfernt. Dem muss ich
wirklich heftigst widersprechen. Denn es steht Herrn Ruch ja frei, sich zu
äußern.

Frage: Gibt es von Herrn Seehofer, also von dem Minister, eine Bewertung
der Aktion in Sachsen letztes Jahr? War das für ihn Kunst?

Petermann: Ich habe keine Bewertung des Ministers dazu. Ich habe im Sommer -
 das können Sie nachlesen - die Bewertung herangezogen, die ich heute in
kürzerer Form wiederholt habe.

Frage: Eine Frage an das Justizministerium, gern auch an Herrn Seibert,
wenn er etwas dazu sagen kann und möchte: Ministerin Barley hat kürzlich in
Sachen Urheberrechtsreform schon signalisiert, dass aus ihrer Sicht an den
umstrittenen Passagen nichts mehr geändert werden soll, vielleicht auch
nichts geändert werden kann. Uns interessiert aus Anlass der
Demonstrationen, die es gegeben hat, und auch aus Anlass der Diskussionen
bei Bundestagsabgeordneten, die sich noch für eine Änderung aussprechen, ob
sich an dieser Haltung irgendetwas geändert hat.

Krüger: Ich kann Ihnen dazu absolut nichts Neues berichten. Die Haltung der
Ministerin ist bekannt. Ich verweise noch einmal auf ihre Äußerungen.

Was das ganze Verfahren anbelangt, ist als Nächstes das Europäische
Parlament am Zuge.

StS Seibert: Auch ich kann Ihnen dazu keinen neuen Stand mitteilen. Wir
haben hier sehr ausführlich über dieses Thema gesprochen. Wir haben hier
dargelegt, dass das im Rahmen eines europäischen Kompromisses, beschlossen
von der Bundesregierung, so getragen wird und wurde, dass die Sache nun
beim Europäischen Parlament liegt und dass wir hoffen, dass das Parlament
den Kompromiss in den nächsten Wochen billigt.

Frage: Frau Krüger, wird die Ministerin auf der Demo erscheinen und gegen
Artikel 13 und Uploadfilter demonstrieren?

Krüger: Dazu kann ich nichts berichten.

Frage: Herr Seibert, Klaus-Dieter Fritsche, der ehemalige Staatssekretär im
Kanzleramt für die Koordination der Geheimdienste, ist seit Kurzem
offiziell als Berater des österreichischen Innenministers Herber Kickl von
der FPÖ tätig. Herrn Kickls Amtsführung ist immer wieder umstritten. Er hat
als FPÖ-Politiker Slogans wie "Wiener Blut - zu viel Fremdes tut niemandem
gut" verantwortet.

Warum hat das Kanzleramt Herrn Fritsche diese Tätigkeit genehmigt?

StS Seibert: Ich möchte mich hier nicht zu einzelnen Äußerungen des
österreichischen Innenministers äußern. Österreich ist für uns Deutsche ein
enger Partner in der nachrichtendienstlichen Zusammenarbeit,
selbstverständlich auch im Kampf gegen den internationalen Terrorismus.
Insofern kann ich Ihnen dazu nichts sagen. Ich kann lediglich sagen: Das
Bundeskanzleramt wusste von dieser geplanten Nebentätigkeit.

Zusatzfrage: Würden Sie sagen, dass diese Tätigkeit von Herrn Fritsche für
einen derart umstrittenen Minister eines anderen Staates im Interesse der
Bundesrepublik Deutschland liegt?

StS Seibert: Ich möchte mich dazu nicht weiter äußern. Ich habe gesagt:
Österreich ist für uns ein enger Partner in der nachrichtendienstlichen
Zusammenarbeit. Das ist für uns natürlich ein wichtiger Bereich. Herr
Fritsche als ehemaliger Staatssekretär im Bundeskanzleramt hat dazu in
strukturellen Fragen erhebliche Erfahrungen einzubringen.

Frage: Herr Seibert, eine Lernfrage: Hätte die Bundesregierung Herrn
Fritsche diese Nebentätigkeit untersagen können?

StS Seibert: Es gilt das Bundesbeamtengesetz, und danach ist eine
Nebentätigkeit anzeigepflichtig, die mit der dienstlichen Tätigkeit in den
letzten fünf Jahren vor Beendigung des Beamtenverhältnisses in Zusammenhang
steht und durch die dienstliche Interessen beeinträchtigt werden können. Es
gibt in diesem Zusammenhang und in solcher Fallgestaltung keine Karenzzeit
für derartige Tätigkeiten. - Das ist das, was ich Ihnen dazu sagen kann. Im
Übrigen nehme ich zu Personalangelegenheiten jetzt keine Stellung.

Frage: Herr Seibert, Sie haben zitiert und gesagt: "anzeigepflichtig".
Beinhaltet das "genehmigungspflichtig", beziehungsweise kann untersagt
werden?

StS Seibert: Ich kann Ihnen darüber hinaus jetzt nichts ausführen.
Gegebenenfalls können wir etwas nachreichen.

Frage: Wie bewerten Sie, Herr Seibert für die Bundesregierung und Frau
Adebahr für das AA, die Meldungen, Ankündigungen oder Äußerungen aus der
Türkei, man sei darauf vorbereitet, auch deutsche Touristen, die dort
einreisen und die man unter Terrorverdacht oder dem Verdacht einer anderen
Straftat habe, in Haft nehmen zu können?

Welche Konsequenzen hat das? Wird man zu Instrumenten wie Reisewarnungen
oder Ähnlichem kommen?

Adebahr: Ich denke, es liegt auf der Hand, dass diese Äußerung in der
aktuellen Situation nicht hilfreich ist. Ich kann für die Bundesregierung
sagen, dass die Bundesregierung natürlich eine sehr klare Position zur PKK
hat, dass aber Versammlungs- und Meinungsfreiheit für uns hohe Güter sind,
die wir schützen und die es zu schützen gilt.

Was die Reise- und Sicherheitshinweise betrifft, so werden sie von uns
fortlaufend angepasst. Natürlich betrachten wir das auch in der derzeitigen
Lage ganz genau. Sie sind immer à jour. Natürlich raten wir Reisenden, sie
sich anzuschauen.

Zusatzfrage: Wenn wir schon in der Türkei sind, können wir vielleicht auch
noch einmal über die Problematik der Akkreditierung von Journalisten dort
reden. Wie beurteilen Sie den aktuellen Sachstand? Es sind ja mehrere
Medien betroffen. Einem Teil der Kollegen wurde schon mitgeteilt, dass sie
keine Verlängerung bekommen. Andere warten noch auf eine Verlängerung. Wie
beurteilen Sie den Prozess?

StS Seibert: Wir haben das hier auch neulich schon in aller Klarheit
gesagt. Da es für einige der Journalisten, die eine Akkreditierung
wünschen, leider keinen neuen Stand gibt, muss ich es wiederholen. Für uns
ist ganz klar: Journalisten müssen in der Türkei frei ihre Arbeit machen
können. Wir erwarten, dass die türkische Regierung rasch eine Lösung in
diesen Fällen findet, und zwar nicht nur für die deutschen, sondern auch
für die weiteren europäischen Journalisten, die von der
Akkreditierungsverweigerung betroffen sind. Darüber sind wir mit der
türkischen Regierung im Kontakt, aber natürlich auch untereinander mit den
europäischen Partnern.

Wir wissen, dass es im Umgang mit der türkischen Regierung nicht selten
eines langen Atems bedarf, um zu einer sachgerechten Lösung von Problemen
zu kommen. Deswegen werden wir nicht nachlassen, auf die Bedeutung von
freier Berichterstattung und Bewegungsfreiheit für Journalisten hinzuweisen
und daran zu erinnern.

Zusatzfrage: Ist das die Ankündigung einer europäischen Initiative in der
Sache?

StS Seibert: Nein. Das ist erst einmal das Bewusstsein, dass es nicht nur
unsere deutschen Journalisten trifft, sondern dass es auch andere
europäische Journalisten gibt, die betroffen sind. Natürlich sprechen wir
auch mit den anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, die
Betroffene unter ihren Staatsbürgern haben, und sind dazu im Austausch. Ich
denke, dass das auch in Ankara vor Ort auf der Ebene der Botschafter
gemeinsam behandelt wird.

Adebahr: Ja, es gibt eine enge Abstimmung der EU-Botschafter in Ankara, die
sich dort gemeinsam treffen und auch Gespräche zu diesem Thema beantragt
haben.

Frage (zu Medienberichten über mögliche künftige Festnahmen deutscher
Touristen bei Einreise in die Türkei wegen Terrorverdachts): Frau Adebahr,
Sie sagten sinngemäß, Sie beobachteten die Lage ganz genau und behielten
sich eventuelle Maßnahmen vor. Der Innenminister der Türkei wird
folgendermaßen zitiert: Von nun an wird es nicht mehr so einfach sein,
draußen Verrat zu begehen und sich dann in der Türkei zu amüsieren. -
Außerdem sagte er: Sollen sie doch herkommen und von den Flughäfen aus
einreisen. Wir nehmen sie dann fest und auf.

Das sind doch relativ klare Ansagen und Worte. Warum warten Sie eigentlich
noch mit Reisewarnungen?

Adebahr: Wir sind mit der türkischen Seite zu dem Gesamtkomplex im
Gespräch. Vielleicht kann ich auch noch einmal sagen, dass unsere Reise-
und Sicherheitshinweise schon seit geraumer Zeit deutlich auf ein
Festnahmerisiko in der Türkei hinweisen. Das gilt insbesondere auch für
Personen, die nach türkischer Auffassung womöglich Terrororganisationen
nahestehen. Dort besteht ein Festnahmerisiko.

Das alles können Sie in unseren Reise- und Sicherheitshinweisen schon
nachlesen. Wir aktualisieren sie fortlaufend und beobachten derzeit die
Lage.

Zusatzfrage: Konkret gesagt, würden Sie also Kritikern der Regierung
Erdogan momentan nicht empfehlen, in die Türkei zu fahren. Verstehe ich Sie
richtig?

Adebahr: Nein. Ich empfehle jedem, der in die Türkei reisen will, sich
unsere Reise- und Sicherheitshinweise genau anzuschauen. Dort können Sie
zum Beispiel auch den Hinweis finden, dass Äußerungen, die nach deutschem
Rechtsverständnis von der Meinungsfreiheit gedeckt sind, Anlass zu einem
Strafverfahren in der Türkei geben könnten. Diese Hinweise sind ziemlich
klar und deutlich, und sie stehen dort schon. Wir empfehlen, sich das vor
einer Reise gegebenenfalls durchzulesen. Dafür machen wir sie.

StS Seibert: Wenn ich eines noch hinzufügen darf: Wir haben hier gerade
über die deutschen und europäischen Journalisten gesprochen, denen die
Akkreditierung verweigert wird. Ich möchte das Augenmerk auch gern darauf
lenken, dass jetzt Prozesse gegen eine große Zahl türkischer Journalisten,
Kulturschaffender und Intellektueller eröffnet werden und dass uns das sehr
besorgt macht. Deswegen rufen wir umso dringender in Erinnerung, dass diese
Strafverfahren nach rechtsstaatlichen Prinzipien und Standards geführt
werden müssen. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat im
vergangenen Jahr ganz unmissverständlich auch das Recht auf freie
Meinungsäußerung gestärkt. Er hat nämlich 2018 klargestellt, dass Kritik an
einer Regierung und die Veröffentlichung von Informationen nicht als
besonders schwerwiegende Straftaten eingestuft werden dürfen wie zum
Beispiel Zugehörigkeit zu oder Unterstützung einer terroristischen
Vereinigung. Daran sei noch einmal erinnert.

Frage: Eine Frage zu den politischen Gefangenen deutscher Nationalität:
Frau Adebahr, die letzte Zahl, die wir gehört haben, betrug, so meine ich,
fünf. Hat sich daran etwas geändert? Hat sich an der Möglichkeit
konsularischer Betreuung etwas verändert?

Adebahr: Wenn ich mich recht entsinne, dann hat Herr Breul am 1. Februar
dazu ausgeführt, dass wir uns bei einer geringen einstelligen Zahl von
politischen Haftfällen bewegen. Daran hat sich nichts geändert.

Zusatzfrage: Die konsularische Betreuung?

Adebahr: Gleichbleibend.

Frage: Frau Adebahr, gestern fand im Auswärtigen Amt ein Treffen der
Arbeitsgruppe mit dem komplizierten, langen Namen zum Thema Abrüstung
statt. Ich möchte gerne fragen, inwiefern das Thema des INF-Vertrags
besprochen wurde und welche Äußerungen die beiden Seiten gemacht haben.

Ich möchte auch gerne Folgendes wissen: Wenn ich es recht verstehe, fand
das erste Treffen in diesem Format im Herbst 2018 statt.

Adebahr: Ja, das letzte Treffen war im November 2018, wenn ich mich recht
entsinne. In der Tat gab es ein Treffen der Hohen Arbeitsgruppe für
Sicherheitspolitik mit Russland; HAGS ist die Abkürzung. Diese Gruppe
trifft sich zwischen diesen zwei großen Meetings auch regelmäßig in
verschiedenen Untergruppen. Wir sind - das eint uns mit den russischen
Partnern - der Ansicht, dass der Austausch mit Russland auch über
sicherheitspolitische Themen extrem wichtig ist und dass es sich lohnt,
diesen Dialog zu führen.

Themen waren in der Tat Abrüstung und auch der INF Vertrag. Auch über
autonome Waffensysteme und eben über weitere sicherheitspolitische Themen
wurde gesprochen.

Ich kann Ihnen zu dem weiteren Inhalt des vertraulichen Gesprächs hier
leider nichts mitteilen, aber es war ein sehr konstruktiver Dialog. Es
wurde beschlossen, diesen vorzuführen. Ich darf Sie gerne noch auf die
gemeinsame Pressemitteilung verweisen, die gestern dazu herausgegeben
wurde.

Zusatzfrage: In dieser Pressemitteilung von gestern ist eine
Abrüstungskonferenz in der nächsten Woche in Berlin angekündigt worden.
Können Sie uns sagen, wer daran teilnehmen wird und welche Themen
besprochen werden?

Ich gehe davon aus, dass das die Konferenz ist, bei der Herr Lawrow
erwartet wird. Er war auf jeden Fall eingeladen. Haben Sie eine Bestätigung
erhalten, dass er kommen wird?

Adebahr: Es handelt sich um eine Konferenz, die wir in der Tat am 15. März
im Auswärtigen Amt durchzuführen planen. Es geht um das Thema
Rüstungskontrolle, um das Thema "neuartige Waffensysteme". Wir wollen
gemeinsam mit vielen Partnern darüber nachdenken, wie man eine
Verrechtlichung, eine Regelung auch hinsichtlich neuartiger Waffensysteme
in Angriff nehmen kann und wie man dazu beitragen kann, dass eben ein
breites Spektrum von abrüstungspolitischen Themen auf die Agenda kommt und
bearbeitet werden kann.

Eine genauere Ankündigung dieser Konferenz werden wir - dafür bitte ich um
Verständnis - Anfang nächster Woche machen, und dann werden wir vielleicht
auch genauer sagen können, wer alles teilnehmen wird. Wir erwarten in der
Tat eine große Anzahl von Gästen.

Zusatzfrage: Ich habe noch eine Frage zu dem Treffen von gestern. Es stand
in der Pressemitteilung, dass ein breiter Kreis von Fragen besprochen
worden sei. Heißt das, dass das Ziel solcher Treffen eben der
Meinungsaustausch ist? Gibt es keine konkreten Projekte, an denen jetzt auf
Expertenebene oder anderer Ebene gemeinsam gearbeitet wird? Das ist schon
viel, das verstehe ich. Aber dient das also nur dem Meinungsaustausch und
dem Darstellen dessen, wer welche Position hat?

Adebahr: Dieser Prozess hat im letzten November angefangen. Dies war die
zweite Sitzung dieser Hohen Arbeitsgruppe. Es gibt Untergruppen, die sich
treffen. Wir stehen hinsichtlich der Themen im Austausch und wollen
gemeinsam daran arbeiten, zum Beispiel nukleare Nichtverbreitungssysteme zu
stärken. Da gibt es sehr konstruktive Gespräche, und die laufen fort. Ich
kann Ihnen im Moment nicht weiter aus den vertraulichen Gesprächen zitieren
oder sagen, worin das münden wird. Aber das ist aus unserer Sicht eine gute
Initiative, und es ist lohnend, den Dialog weiterzuführen

Frage: Frau Adebahr, ich verstehe, dass die Gespräche vertraulich sind.
Aber können Sie zumindest sagen, ob es außer einem Austausch von Positionen
auf irgendeinem Feld - Sie müssen auch nicht sagen, welches Feld es ist -
auch irgendeine Bewegung von irgendeiner Seite gab?

Adebahr: Es waren konstruktive Gespräche. Sehen Sie es mir nach, wenn ich
es hier dabei belassen.

Frage: Frau Petermann, es sind Volumina von Beraterverträgen des BMI
bekannt geworden, die weit, weit vor im Fall des Verteidigungsministeriums
liegen, über den wir ja die ganze Zeit reden. Könnten Sie uns einmal
erklären, wofür, wobei oder wozu sich das Innenministerium in einem derart
großen Umfang beraten lässt oder lassen muss? Warum muss man das machen?

Petermann: Ja, das kann ich gerne tun. Es sind vor allem zwei
Aufgabenfelder, auf denen Berater tätig werden. Das eine Aufgabenfeld ist
die temporäre Einbeziehung sachkundiger Expertise in der Vorbereitung von
Entscheidungen, und das zweite Feld ist der Einsatz von Fachexperten in
vorwiegend technischen beziehungsweise IT-technischen Bereichen, hier vor
allem bei der Durchführung von Projekten. Gerade diese IT-Projekte sind
zeitlich befristet, und in diesen Fällen ist es in der Regel unumgänglich,
dass in zumeist sehr technikorientierten Bereichen in zeitlich befristeter
Weise hoch spezialisierte Berater tätig werden.

Was wir als BMI dann in diesen Bereichen machen, ist, diese Berater
zielgenau einzusetzen und auch fachkundig zu steuern. Dafür haben wir auch
neue Stellen erhalten. Neue Stellen wurden geschaffen, um hier insbesondere
die Projektsteuerung erledigen zu können.

Zudem muss man sagen, was in diesem Zusammenhang nicht ganz unwichtig ist,
dass im Einzelhaushalt des BMI alle Projekte in der Verantwortung des
Bundesbeauftragten für die Informationstechnik veranschlagt werden. Das
heißt also, wir werden für alle Ressorts der Bundesregierung im Rahmen der
IT-Konsolidierung des Bundes und der Netze des Bundes tätig, und deswegen
ist der Haushalt für Berater in dieser Weise bei uns auch so hoch
angesetzt.

Zusatzfrage: Lässt sich das irgendwie aufteilen? Wir reden ungefähr über
eine halbe Milliarde. Wie viel von dieser halben Milliarde fällt jetzt in
diesem IT-Bereich an?

Für den Bereich, der eben nicht die IT betrifft: Wo genau braucht das BMI,
das ja voller Spezialisten und voller Experten ist, wie man ja seit Jahren
auch immer wieder gesagt bekommt, sonst noch diese externe Nachhilfe oder
Unterstützung?

Petermann: Der Schwerpunkt liegt auf der IT. Ich kann Ihnen die anderen
Zahlen jetzt nicht nennen. Die können Sie aber nachlesen. Es gibt dazu
einen Bericht der Bundesregierung für das Jahr 2017 an den
Haushaltsausschuss, wie wir dem Haushaltsausschuss auch überhaupt jedes
Jahr berichten. Wir gehen also sehr transparent damit um. Die
Ausschreibungsverfahren sind immer vorausgegangen, und in dem Bericht für
das Jahr 2017 können Sie das zum Beispiel auch konkret nachlesen.

Frage: Frau Petermann, strebt Ihr Ministerium an, die Ausgaben für Berater
deutlich zu reduzieren?

Petermann: Nun, das kommt auf die Aufgaben an, die vor uns stehen. Ich habe
gerade geschildert, in welchen Bereichen das zwingend ist, nämlich im
Bereich hoch spezialisierter IT-technischer Maßnahmen, für die wir für die
Bundesregierung nun einmal vor allem zuständig sind, und ansonsten im
Bereich temporärer Einsätze.

Aber im Grundsatz hat sich unser Minister auch schon dazu geäußert. Er ist
der Auffassung, dass die Verwaltung selbst dafür Sorge zu tragen hat, ihre
Aufgaben erledigen zu können. Dass Personal dafür auch eingestellt werden
muss, das ist so, und daran halten wir uns auch. Nur muss man eben diese 
IT-Projekte mit ihren spezifischen, hoch qualifizierten Anforderungen ganz
einfach gesondert davon betrachten.

Zusatzfrage: Gibt es ein IT-Projekt, das in Sachen Berater am teuersten
ist?

Petermann: Ich kann Ihnen die Zahlen hier jetzt nicht aufschlüsseln. Die
können Sie aber auch in dem Bericht nachlesen.

Zusatzfrage: Ich wollte ja ein konkretes Projekt wissen, nicht die Zahlen.

Petermann: Das können Sie darin nachlesen.

Frage: Ich habe noch eine Frage an das Verkehrsministerium mitbekommen, und
zwar zum Thema Elektroroller, die da mit bis zu zwölf Sachen über die
Gehwege brettern sollen. Es gibt offensichtlich Fußgänger oder
Fußgängervereinigungen oder Lobbygruppen - ich weiß es nicht genau -, die
den Vorwurf erheben, dass diese Kleinstfahrzeuge dann den Fußgängern auf
den Bürgersteigen dem Platz wegnehmen, was zur zusätzlichen oder weiteren
Gefährdung der Fußgänger führe. Was sagen Sie dazu?

Buser: Ich kann Ihnen einmal generell zu dem Thema sagen: Das Ziel ist es
also, die Verkehrssicherheit zu gewährleisten und gleichzeitig aber auch
die neuen Formen von urbaner Mobilität zu ermöglichen. Bundesminister
Scheuer hat sich dazu auch schon geäußert. Wir wollen neue Wege moderner,
umweltfreundlicher und sauberer Mobilität in unseren Städten. Die
Mikromobilität wie etwa die E-Scooter oder die Hoverboards haben ein
enormes Zukunftspotenzial. Das heißt, zusammen mit dem ÖPNV sind sie auch
eine echte Alternative zum Auto, etwa gerade auch, um die letzte Meile von
S- und U-Bahn nach Hause oder zur Arbeit zurückzulegen.

Deswegen werden zum einen die Fahrzeuge mit Lenkstange unmittelbar für den
Verkehr zugelassen - dazu gibt es natürlich auch Studien der BASt, in der
auch evaluiert wurde, wie es in Sachen Verkehrssicherheit aussieht -, und
zum anderen werden natürlich auch viele andere Geräte ohne Lenkstange auf
den Weg gebracht. Aber auch hier heißt jeweils die Maxime, dass die
Verkehrssicherheit an oberster Stelle steht, und es wird auch Evaluierung
und Monitoring dazu geben, wie das Ganze vonstattengeht. Dazu gibt es auch
verschiedene Verordnungen. Über die finden Sie auch weitere Informationen,
zum Beispiel auf unserer Homepage, sei es dazu, mit wie viel km/h gefahren
werden darf, oder dazu, mit welchem Alter welche Fahrzeuge gefahren werden
dürfen. Verkehrssicherheit steht hier also an oberster Stelle.

Zusatz: Meine Frage nach dem Platz!

Buser: Genau. Da gibt es auch verschiedene Verordnungen. Das heißt, es gibt
mehr oder weniger diejenigen Fahrzeuge, die mit geringer Geschwindigkeit
auf dem Bürgersteig fahren können und die auch von Jugendlichen gefahren
werden können. Es gibt aber auch Fahrzeuge, die vielleicht auch auf
Radwegen fahren können, weil es da aufgrund der Geschwindigkeit einfach
auch sicherer ist. Das heißt, man spricht auch da von Fahrzeugen, die mit
einem ähnlichen Tempo oder mit weniger als einem Joggingtempo unterwegs
sind.

Frage: Ich habe eine Frage an das Finanzministerium. Es gibt ja Berichte
über Geldwäsche, die über Osteuropa, dann aber eben auch über Deutschland,
über deutsche Banken oder über eine deutsche Bank gelaufen ist. Das ist
jetzt nicht der erste Fall, sondern da gab es ja auch schon in der
Vergangenheit immer wieder Fälle, zum Beispiel die Danske Bank. Ist das,
was man gerade in Europa dagegen tut, nach Ihrer Ansicht ausreichend, oder
müsste man vielleicht doch noch einmal im Kampf gegen die Geldwäsche
nachlegen?

Kolberg: Die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung ist für
uns natürlich ein wichtiges Anliegen, und an diesem Thema arbeiten wir
fortlaufend auf nationaler Ebene, auf europäischer Ebene und auf
internationaler Ebene, um das bestehende System der Geldwäschebekämpfung
und der Bekämpfung von Terrorismusfinanzierung voranzubringen und es zu
verbessern. Sie wissen ja, dass wir jetzt auch an der Umsetzung der
Änderungsrichtlinie der Vierten Geldwäscherichtlinie arbeiten, und diese
Arbeiten werden fortgesetzt.

Frage: Ich habe Fragen zur humanitären Hilfe in Venezuela. Frau Adebahr,
gab es Angebote seitens der Bundesregierung an die venezolanische
Regierung, humanitäre Hilfe zu leisten? Wurden diese abgelehnt? Wenn ja,
welche Angebote waren das, und wann wurden sie abgelehnt?

Adebahr: Wir stellen unser Geld über Organisationen zur Verfügung. Ich
könnte Ihnen jetzt nicht sagen, dass wir - - - Wir reden mit den
Organisationen, und die sind die Kenner und diejenigen, die diese Hilfe vor
Ort einsetzen könnten, sollten und es ja grundsätzlich auch wollen.
Insofern kann ich Ihnen von keinerlei derartiger Kommunikation von unserer
Seite berichten.

Zusatzfrage: Was hindert die Bundesregierung daran oder hindert sie
überhaupt etwas daran, die Hilfe -- 5 Millionen Euro waren ja zugesagt
worden - Organisationen zum Beispiel der Vereinten Nationen, die in
Venezuela tätig sind, zur Verfügung zu stellen?

Adebahr: Ich kann dazu vielleicht noch einmal einen genaueren Sachstand
nachreichen. Wir versuchen, unsere Hilfe im Land schon umzusetzen und
dorthin zu kommen; so ist es nicht. Die Hilfe wird blockiert, auch durch
Nicolás Maduro. Insofern konnten wir unsere Hilfe da noch nicht an den Mann
und die Frau bringen, aber wir arbeiten weiter daran.

Frage: Inwiefern wird sie blockiert? Man weiß ja nur, dass die 
US-Lieferungen, die ja von allen anderen abgelehnt werden, auch von der Uno
und den NGOs, blockiert werden. Welche deutschen Lieferungen werden
blockiert?

Adebahr: Ich glaube, dass die nicht gegebene Möglichkeit, humanitäre Hilfe
nach Venezuela zu bekommen, ein Problem ist, mit dem wir seit Monaten
kämpfen. Das ist eine Tatsache, die sich aufgebaut hat. Wir sehen, dass
Hindernisse aufgebaut werden, und zwar nicht nur in den letzten Wochen,
sondern schon seit geraumer Zeit, wenn es darum geht, humanitäre Hilfe in
das Land zu bekommen und sie den Bedürftigen zugutekommen zu lassen. In
verschiedenen Variationen findet das statt, und wir beziehungsweise die
Organisationen kämpfen dort mit großen Schwierigkeiten. Das ist ja auch der
Grund dafür, dass wir unsere Hilfe im Moment eben auf Kolumbien und die
anderen Nachbarländer konzentrieren, wo eben Flüchtlinge sind, an die wir
herankommen und denen wir Hilfe leisten können.

Frage: Frau Adebahr, die Bundesregierung - das haben wir hier
verschiedentlich diskutiert oder besprochen - erkennt politisch Herrn
Guaidó als Übergangspräsidenten an. Erkennt sie auch den von Herrn Guaidó -
ich glaube, gestern - benannten Vertreter in Deutschland sozusagen als
Botschafter an, Herrn Otto Gebauer? Tun Sie das in der Folge der 
Guaidó-Anerkennung?

Adebahr: Dazu kann ich Ihnen nur sagen, dass - ich glaube, gestern Abend -
ein entsprechender Antrag im Auswärtigen Amt eingegangen ist, wir ihn jetzt
prüfen und ihn uns werden anschauen müssen.

Zusatzfrage: Wenn Sie darüber entschieden haben werden, werden Sie uns dann
darüber informieren?

Adebahr: Das kann ich dann gerne tun.

StS Seibert: Ich würde gerne kurz noch etwas sagen. Ich hatte irgendwie
erwartet, dass Sie sich weiterhin mit dem Meinungsartikel des französischen
Präsidenten befassen würden. Das tun Sie offensichtlich nicht. Die
Bundesregierung tut es aber, und deswegen würde ich Ihnen ganz gerne dazu
ein Klein bisschen sagen. Ich hatte, wie gesagt, doch fest mit Fragen
gerechnet.

Ganz grundsätzlich: Frankreich ist unser engster Partner, und wir spüren
eine gemeinsame deutsch-französische Verantwortung dafür, die europäische
Integration voranzubringen. Deswegen begrüßen wir, dass der französische
Präsident vor der Europawahl erneut seine Vorstellungen dargelegt hat. Wir
haben ja mit dem Präsidenten und seiner Regierung eine permanente
Zusammenarbeit, wie wir sie in dieser Intensität wohl mit keinem anderen
europäischen Land haben. Der gerade geschlossene Vertrag von Aachen zeigt
das ja deutlich.

Natürlich führen wir auch laufend Gespräche über die europäischen Themen
und treiben gemeinsam Vorstellungen voran. Die Bundeskanzlerin war gerade
in der vergangenen Woche zu einem mehrstündigen Austausch in Paris, wo sie
mit dem französischen Präsidenten die gesamte Bandbreite der europäischen
Themen besprechen konnte. Deutschland und Frankreich sind zurzeit dabei,
den kommenden Europäischen Rat vorzubereiten. Besonders auf dem Gebiet der
Industrie- und Wettbewerbspolitik wollen Deutschland und Frankreich ja
gemeinsam Anstöße geben. Die beiden Minister Altmaier und Le Maire haben
dazu ein gemeinsames Manifest vorgestellt.

Deutschland und Frankreich haben unterschiedliche politische Ordnungen. Ich
spreche für die Bundesregierung. Wenn es jetzt um den Beginn des
europäischen Wahlkampfs geht, dann liegen die Zuständigkeiten in
Deutschland natürlich etwas anders. Die die Koalition tragenden Parteien
gehören hier zu großen europäischen Parteienfamilien, und da sind es im
Wesentlichen Herr Weber, Herr Timmermans und ihre Mitstreiter, die ihre
Vorstellungen in den Wahlkampf einbringen.

Es gibt eine ganze Reihe von Punkten im Text des französischen Präsidenten,
die die Bundesregierung vollkommen unterstützt: die Zusammenarbeit in der
Verteidigung, die wir europäisch stärken, die wir europäisch ausbauen
wollen; die Überlegungen zum Schengen-Raum, der natürlich ein gemeinsames
Verständnis der Asyl- und Migrationspolitik braucht; die Betonung der
Innovationsfähigkeit als Voraussetzung unseres künftigen Wohlstands.

Ich darf vielleicht an die Rede der Bundeskanzlerin bei der Münchner
Sicherheitskonferenz erinnern, bei der sie den Schwerpunkt auf die
außenpolitischen Notwendigkeiten Europas gelegt hat, auf die strategische
Notwendigkeit, dass wir Europäer geeinter, verantwortungsbewusster,
engagierter in der Welt auftreten. Daraus hatte sie im vergangenen Jahr
schon den Gedanken eines europäischen Sicherheitsrats entwickelt, der ja
nun auch bei Präsident Macron auftaucht.

Kommissionspräsident Juncker hat gestern darauf hingewiesen: Einige Punkte,
die Präsident Macron in seinem Meinungsartikel erwähnt und die wichtig
sind, sind in Europa bereits in Arbeit beziehungsweise werden diskutiert.
Ich nenne zum Beispiel das Thema der Wahlbeeinflussung und der
Destabilisierung unserer Demokratien durch Kräfte von außerhalb der EU.
Damit hat sich der Europäische Rat ausführlich beschäftigt und hat
Schlussfolgerungen verabschiedet. Das heißt nicht, dass das Thema erledigt
ist, aber das Thema ist erkannt. Das Bewusstsein ist da, und die
Zusammenarbeit unter den Mitgliedstaaten läuft.

Wenn ich eines noch sagen darf: Es freut uns, dass Präsident Macron nun
auch der Meinung ist, dass da, wo es nötig ist, europäische Verträge auch
geändert werden sollen, dass das möglich sein soll. Es ist seit langem die
Haltung der Bundeskanzlerin und der Bundesregierung, dass es kein Tabu in
Bezug auf eine Vertragsänderung geben darf.

Insofern - wie wir es gestern auch schon etwas kürzer gesagt haben - freuen
wir uns über so starke proeuropäische Stimmen wie die des französischen
Präsidenten. Wir freuen uns ebenso auf engagierte Debatten über diese
Themen im Kreise der Mitgliedstaaten.

Frage: Herr Seibert, da wir, was sehr gut ist, nun doch über konkrete
Inhalte sprechen: Wie ist die Haltung der Bundesregierung zu dem Vorschlag
der Einführung eines europäischen Mindestlohns, verbunden mit der Garantie
"gleicher Lohn für gleiche Arbeit", also Vermeidung von "pay gap"?

Zweitens. Wie ist die Haltung zum Vorschlag der Einrichtung einer
europäischen Klimabank zur Finanzierung eines positiven ökologischen
Wandels?

StS Seibert: Genau das werde ich jetzt hier nicht tun. Ich werde nun nicht
einzelne Vorschläge im Detail debattieren. Wir sind - das hat ja der
französische Präsident auch gesagt - sozusagen am Beginn der Wahlkampfphase
für das Europäische Parlament. Proeuropäische Stimmen wie er bringen ihre
Vorstellungen ein. Es wird dann gewählt; es wird dann diskutiert. Wir haben
jetzt hier keinen Anlass, bereits über Einzelmaßnahmen zu diskutieren.

Ich sage es noch einmal: Wenn es dann um die Programmatik im Blick auf die
europäischen Wahlen geht, dann sind es eigentlich auch die Parteifamilien
und nicht der Regierungssprecher, die sich dazu äußern sollten.

Zusatz: Aber Ihre Anregung, Ihr Wunsch und Ihre Bereitschaft, über eine
proeuropäische Positionierung zu sprechen, die der französische Präsident
vornimmt, macht doch eigentlich nur dann Sinn, wenn man auch über die
Inhalte dessen, was er vorschlägt, spricht und dann auch die Position der
Bundesregierung zu erfahren.

StS Seibert: Absolut, aber doch nicht am Tag eins in der
Regierungspressekonferenz.

Zuruf: Wann denn?

StS Seibert: Aber natürlich soll es engagierte Diskussionen unter den
Mitgliedstaaten geben. Das sind doch alles Themen, mit denen jetzt auch
Parteien, Parteifamilien in den europäischen Wahlkampf ziehen.

Frage: Herr Seibert, Sie haben eben selbst ausgeführt, dass die
Bundeskanzlerin und der französische Präsident ständig Kontakt haben. Sie
sprachen von einer Intensität, wie es sie sonst wohl kaum bei einem Staats-
und Regierungschef gibt. War denn die Bundeskanzlerin vorab über diesen
Brief informiert? Wenn nein, hat sie das irritiert?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat in der vergangenen Woche, wie ich
gesagt habe, in Paris sehr ausführlich mit dem französischen Präsidenten
über das gesamte europäische politische Spektrum sprechen können. Deswegen
gab es für uns keine Überraschung, dass er sich in diesem Monat März zu
Beginn der Wahlkampfphase der europäischen Wahl, wenn man so will, noch
einmal mit einem großen Aufschlag zu Wort meldet.

Zusatzfrage : Also konkret - -

StS Seibert: Keine Überraschung.

Zusatzfrage: Sie wusste von diesem Brief und dass er auch in einer
deutschen Tageszeitung, in der "WELT", erscheint?

StS Seibert: Die Tatsache, dass der französische Präsident seine
überzeugend proeuropäischen Vorstellungen im März noch einmal einer breiten
Öffentlichkeit vorstellen wollte, ist für uns keine Überraschung.

Frage: Herr Seibert, gibt es Vorstellungen von Herr Macron, die er geäußert
hat, die die Bundesregierung nicht teilt, die sie ablehnt?

StS Seibert: Es ist nicht Sinn eines solchen Artikels, dass er am Tag
darauf in jedem Detail sozusagen seziert wird. Ich sage es noch einmal: Wir
begrüßen, dass der französische Präsident seine Vorstellungen in die
Debatte einbringt. Es sind 28 Staaten - noch 28 Staaten, demnächst 27 -,
die an dieser Debatte teilnehmen werden. Da ist sie dann in allen
Einzelheiten zu führen. Einige Punkte habe ich hier deswegen
herausgegriffen, weil sie zwischen Deutschland und Frankreich bereits
intensiv vorbesprochen sind oder weil sie auf europäischer Ebene bereits
vorangetrieben werden.

Zusatzfrage: Würde die Bundesregierung begrüßen, dass Herr Macron auch
bereit ist, Verträge zu ändern? Er schlägt ja eine Konferenz der
europäischen Institutionen und Länder vor. Kann sich das auch die
Bundesregierung vorstellen?

StS Seibert: Ich habe gesagt: Für die Bundesregierung war immer klar - das
hat die Bundeskanzlerin immer wieder gesagt -: Ein Organismus wie die
Europäische Union kann nicht an einem Punkt seiner Geschichte sagen: So,
nun werden die Verträge nicht mehr geändert. - Die grundsätzliche
Bereitschaft dafür muss es immer geben.

Zusatz : Also auch bei einer Konferenz, die ja Herr Macron vorschlägt.

StS Seibert: Ich rede jetzt nicht über das Procedere, sondern ich rede über
die grundsätzliche Bereitschaft da, wo es nötig ist, auch Verträge zu
ändern, um voranzukommen.

Frage: Schon vor zwei Jahren hatte Herr Macron eine Rede gehalten und einen
Neunanfang beschworen. Danach gab es eine intensivere Zusammenarbeit
zwischen Deutschland und Frankreich, so zum Beispiel in Sachen
Eurozonenbudget etc. Es gab eine Reihe von Vorschlägen. Nach zwei Jahren
kommt ein neuer Vorschlag von Frankreich. Da fragt man sich ja schon, was
in der Zwischenzeit passiert ist. Wurden diese Vorschläge, die jetzt von
Macron vorgelegt wurden, einfach nicht diskutiert? Ist er einfach
unzufrieden, wie die Zusammenarbeit und die Fortschritte laufen? Warum
kommt innerhalb eines Zwei-Jahres-Rhythmus immer wieder die Forderung nach
einem Neuanfang?

StS Seibert: Das ist natürlich eine Frage, die Sie in Paris stellen müssten
und nicht uns. Ich kann Ihnen nur sagen, dass natürlich die letzten zwei
Jahre zwei Jahre einer extrem intensiven Zusammenarbeit zwischen der
deutschen und der französischen Regierung waren. Die Einigung von Meseberg
ist ein Beispiel dafür. Die Tatsache, dass wir es geschafft haben, einen
sehr ambitionierten Vertrag von Aachen zu schließen, den wir ja
ausdrücklich über das Bilaterale hinaus in den europäischen Rahmen stellen,
ist ein weiteres Beispiel dieser intensiven Zusammenarbeit und dessen, was
sich getan hat. Ich habe Ihnen gesagt, dass es jetzt bei der Industrie- und
Wettbewerbspolitik Vorstöße gibt. Es gibt jetzt - das war auch in den
letzten Monaten der Fall - eine Zusammenarbeit zum Thema Digitalsteuer. Ich
könnte die Liste sehr lang machen.

Mittwoch, 6. März 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 6. März 2019
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SOZIALES/1513: Gleichberechtigung von Frauen zu fördern, ist gesamtgesellschaftliche Aufgabe


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. März 2019

BAUER: Gleichberechtigung
von Frauen zu fördern, ist gesamtgesellschaftliche Aufgabe



Zum Weltfrauentag erklärt die frauenpolitische Sprecherin der
FDP-Fraktion Nicole Bauer:

"Die Gleichberechtigung von Frauen weiter zu fördern, ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Wir brauchen bessere Möglichkeiten
für Frauen, sich aus alten Rollenmodellen zu lösen. Die Politik ist
gefordert, dies mit den richtigen Rahmenbedingungen zu unterstützen:
Wir brauchen etwa eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie,
beispielsweise durch ein flexibleres Arbeitszeitgesetz. Zudem müssen
die Vorteile der Digitalisierung ausgebaut und genutzt werden.
Homeoffice-Modelle können dabei einen großen Beitrag leisten. Um mehr
Frauen für die politische Arbeit in Parteien und Parlamenten zu
gewinnen, müssen die Parteien die Gremienarbeit strukturell ändern
und für Frauen attraktiver machen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990
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UMWELT/895: Große Koalition muss Grundvoraussetzung für qualitativ besseres Recycling schaffen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. März 2019

SKUDELNY: Große Koalition muss Grundvoraussetzung für qualitativ
besseres Recycling schaffen



Zu den Medienberichten über die Einführung eines Recycling-Logos
erklärt die umweltpolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Judith
Skudelny:

"Die Einführung eines Recycling-Logos durch verschiedene Firmen ist
ein guter Schritt zur Stärkung der Information und Eigenverantwortung
der Verbraucher. Denn die Aufklärung der Bürger ist der Schlüssel für
eine funktionierende Kreislaufwirtschaft und die Reduzierung von
Plastikmüll. Die Große Koalition muss jetzt endlich die
Grundvoraussetzung dafür schaffen, dass die Plastikwiederverwertung
auch qualitativ besser werden kann. Dafür brauchen wir eine klare
Normierung von Sekundärrohstoffen. Durch digitale Markierung der
Verpackungen können die Inhaltsstoffe für eine bessere Sortierung und
damit für ein besseres Recycling sichergestellt werden. So kann
beispielsweise ermöglicht werden, dass wiederaufbereiteter Kunststoff
vielfältiger eingesetzt werden kann, als er derzeit rechtlich möglich
ist. Etwa auch für Lebensmittelverpackungen. Dafür müssen Union und
SPD jetzt die Rechtsgrundlage schaffen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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BAYERN/4985: SPD zum Weltfrauentag - Politik muss familienfreundlicher werden (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 7. März 2019

SPD zum Weltfrauentag: Politik muss familienfreundlicher werden

Frauenpolitische Sprecherin Dr. Simone Strohmayr will interfraktionelle Arbeitsgruppe zu Parité und Familienfragen im Bayerischen Landtag



Anlässlich des Weltfrauentags am 8. März regt die stellvertretende
Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion, Dr. Simone Strohmayr, eine
interfraktionelle Arbeitsgruppe im Bayerischen Landtag an. Dieses
Gremium soll die Gemeinsamkeiten für eine stärkere Vertretung von
Frauen im Bayerischen Landtag ausloten. "Wir haben mit unserem
Parité-Gesetz einen Weg aufgezeigt, mit dem wir die gleichberechtigte
Beteiligung von Frauen und Männern im Bayerischen Landtag erreichen
wollen. Wir sind gespannt auf die Vorschläge der anderen Fraktionen",
erklärt Strohmayr.

Um mehr Frauen für die Politik zu gewinnen, müsse sich der
Parlamentsbetrieb ändern und familienfreundlicher werden, fordert die
schwäbische Abgeordnete. Dazu gehören unter anderem flexiblere
Öffnungszeiten der Kita und ein fester Parlamentstag.

Die frauenpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion möchte zudem
mehr Frauen motivieren, sich politisch zu engagieren. "Wir brauchen
mehr weibliche Expertise in der Politik", sagt die Abgeordnete. Einen
Einblick in die Arbeit im Landtag können interessierte Frauen bereits
am Samstag, den 16. März, ab 10 Uhr gewinnen. Dann laden Strohmayr und
die SPD-Frauen zu einem Sit-in in den Plenarsaal ein.

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München
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HAMBURG/4691: Erfolg für Kleingärtner - Landesverband stoppt Schnüffelaktion (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. März 2019

Erfolg für Kleingärtner: Landesverband stoppt Schnüffelaktion



Der Landesbund der Gartenfreunde in Hamburg (LGH) stoppt die mit der
Behörde für Umwelt und Energie (BUE) durchgeführte, rechtlich
unzulässige Fragebogenaktion zu Abwassermissständen in Hamburgs
Kleingärten. Vorausgegangen war dem eine kritische Große Anfrage
(Drs. 21/15965) der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. Stattdessen soll es jetzt eine neue Befragung auf
freiwilliger und, wenn gewünscht, anonymer Basis geben.

"Der Protest vieler Kleingärtner_innen und das kritische Nachfragen
haben sich ausgezahlt", erklärt dazu Stephan Jersch, der
umweltpolitische Sprecher der Fraktion. "Spät, aber immerhin merken
BUE und LGH, dass ihre Schnüffelaktion datenschutzrechtlich unhaltbar
ist. Bleibt zu hoffen, dass die neue Befragung alle Vorgaben erfüllt
und diesmal auch die Expertise von Fachleuten eingeholt wird." Jersch
fordert nun auch einen Stilwechsel beim Landesbund der Gartenfreunde
ein: "Das autokratische Agieren zu Lasten der Kleingärtner_innen und
vor allem die mangelnde innerverbandliche Demokratie haben Potenzial
für weitere Fehltritte. Die Umweltbehörde muss sich vorwerfen lassen,
dass sie diese Strukturen nur zu gerne nutzt und sich hier weit von
dem partizipativen Ansatz entfernt, den sie in anderen Bereichen zum
Glück pflegt."

"Die Nitratwerte unseres Grundwassers gehören zu den höchsten in der
gesamten EU", ergänzt Ronald Wilken, 1. Vorsitzender des
Kleingartenvereins 761 in Wilhelmsburg. "Jedes Jahr geht eine
Gülledusche von 200 Millionen Tonnen über deutschen Wiesen und Äckern
nieder - kein Wunder, dass jede dritte Messstelle für die
Grundwasserqualität Nitratalarm schlägt. Bevor sie Kleingärtner_innen
drangsalieren, sollten die Behörden erst mal Maßnahmen gegen die
landwirtschaftlichen Großkonzerne ergreifen. Aber das trauen sie sich
nicht."

 * 
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HAMBURG/4690: Schulentwicklung - Druck von Eltern und Opposition wirkt (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. März 2019

Schulentwicklung: Druck von Eltern und Opposition wirkt!



Nach monatelangem konsequentem Ignorieren der berechtigten Forderung
von Eltern und Opposition nach einem aktuellen Schulentwicklungsplan
(SEPl) hat Schulsenator Ties Rabe nun via Abendblatt die Vorlage eines
fortgeschriebenen SEPl im Laufe des kommenden halben Jahres
angekündigt.

"Chapeau, Herr Senator! Nun ist also doch endlich der Groschen
gefallen", erklärt dazu die schulpolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Sabine Boeddinghaus.
"Dazu hatte es ja auch lediglich massiven und immer stärker werdenden
Protest aus den Schulen und unzählige Anfragen, Erklärungen und
Anträge unserer Fraktion gebraucht - Wenn der Senator seine
Ankündigung eines breit angelegten, transparenten und demokratischen
Beteiligungsprozesses ernst meint, muss er sofort all seine übereilten
und einsamen Planungen auf Reset stellen, etwa die Verdoppelung der
Grundschulplätze in der Max-Brauer-Schule oder den Neubau der Campus
Schule in der Hafen City."

Boeddinghaus befürchtet allerdings, dass sich Rabe von seinem
erklärten Sinneswandel vor allem ein wenig Luft im pfeifenden
Gegenwind von Schulen und Opposition erhofft: "Die spannende Frage ist
nun, ob sich seine Entscheidung auszahlt, die Diskussion über einen
neuen Schulentwicklungsplan in die Vorwahlkampfzeit zu legen, oder ob
der Schuss nach hinten los geht und der Wahl- zu einem Schulkampf
wird."

 * 
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HAMBURG/4689: 8. März - Gender Pay Gap schließen, Entgeltgerechtigkeit jetzt (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. März 2019

8. März: Gender Pay Gap schließen, Entgeltgerechtigkeit jetzt!



19,6 Prozent weniger als ihre Kollegen verdienen Hamburgs Frauen für
die gleiche Arbeit. Um diese geschlechtsspezifische Lohnlücke, den so
genannten Gender Pay Gap, zu schließen, reicht die Fraktion DIE LINKE
heute einen Antrag zur nächsten Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft
ein. Konkret fordert sie zur Durchsetzung und nachhaltigen Sicherung
von Entgeltgerechtigkeit, dass Unternehmen bei der Annahme
öffentlicher Aufträge im Rahmen des Hamburgischen Vergabegesetzes zum
Nachweis darüber verpflichtet werden, dass es bei ihnen keine
geschlechtsspezifische Ungleichbehandlung beim Arbeitsentgelt gibt.

"Frauen arbeiten immer noch häufiger in Teilzeit und Minijobs, in
schlechter bezahlten Berufen und Branchen und wesentlich seltener in
Führungspositionen als Männer", erklärt dazu Cansu Özdemir,
frauenpolitische Sprecherin der Fraktion. "Aber auch für gleiche und
gleichwertige Arbeit werden Frauen vielfach geringer entlohnt - ein
unhaltbarer Zustand! Und ein guter Grund für den gemeinsamen
feministischen Streik am morgigen Frauentag."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3276: Für ein Land mit gleichen Rechten und Chancen für alle (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 7. März 2019

Für ein Land mit gleichen Rechten und Chancen für alle



Anlässlich des morgigen Frauentags erklärt die
gleichstellungspolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Martina
Tegtmeier:

"Gleiche Rechte und Chancen für Frauen und Männer, Mädchen und Jungs:
Das ist seit mehr als 150 Jahren Ziel unseres politischen Handelns.
Noch immer hängt der berufliche und persönliche Erfolg zu stark vom
Geschlecht ab. Noch immer verdienen Frauen weniger als Männer. Noch
immer sind überdurchschnittlich viele Frauen in Teilzeit und befristet
beschäftigt. Noch immer sind deutlich mehr Männer in
Führungspositionen.

Benachteiligungen aufgrund des Geschlechts müssen abgebaut werden.
Dazu gehören z. B. gleicher Lohn für gleiche Arbeit, die Aufwertung
von Tätigkeiten, die heute noch überdurchschnittlich häufig von Frauen
ausgeübt werden. Warum soll die Reparatur des Autos mehr wert sein,
als die Pflege eines Menschen? Und ja, wenn nötig muss es auch
Quotenregelungen geben, um ungleiche Beteiligungsmöglichkeiten
abzubauen.

Und dabei geht es nicht um Gleichmacherei der Geschlechter, sondern im
Gegenteil: Es geht um die Akzeptanz der Individualität von Männern und
Frauen, es geht um gleiche Rechte und Chancen für alle Menschen -
unabhängig vom Geschlecht."

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2375: Mietwohnungen als Ferienapartments (Li)


Landtag intern 1/2019

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Mietwohnungen als Ferienapartments

Anhörung zur Zweckentfremdung in Ballungsräumen

von Michael Zabka



18. Januar 2019 - Entziehen Online-Vermittler wie "Airbnb" dem
Markt dringend benötigten Wohnraum? Um diese Frage ging es bei einer
Sachverständigenanhörung des Ausschusses für Heimat, Kommunales, Bauen
und Wohnen. Über Online-Vermittler können Mietwohnungen als
Ferienapartments gemietet werden.


Hintergrund der Anhörung war ein Antrag der SPD-Fraktion:
"Zweckentfremdung von Wohnraum in Gebieten mit erhöhtem Wohnbedarf
bekämpfen: Das Wohnungsaufsichtsgesetz bedarfsgerecht fortentwickeln"
(Drs. 17/3596). Die Nachfrage nach Wohnraum werde in Ballungsräumen
immer größer. Besorgniserregend sei die Entwicklung von
Online-Vermittlern, "da diese mit ihrem Geschäftsmodell dem
Mietwohnungsmarkt zusätzlich potentiellen Wohnraum für die ansässige
Bevölkerung entziehen". Aus Mietwohnungen würden Ferienapartments.
Allein in Düsseldorf würden fast 7.000 Wohnungen über das Reiseportal
"Airbnb" an Kurzzeitgäste vermietet.

Kommunen müssten deshalb in den Stand versetzt werden, wirkungsvoller
gegen die Zweckentfremdung vorgehen zu können. Die Fraktion fordert u.
a., das Wohnungsaufsichtsgesetz nach Berliner Vorbild
fortzuentwickeln. Wer dort Wohnraum vermieten wolle, brauche die
Genehmigung der Kommune. Diese wiederum könne bei akutem
Wohnraummangel die Zweckentfremdung untersagen. Die Registrierung
biete zudem "die Gelegenheit, die Steuerpflicht bei solchen Einkünften
besser durchzusetzen".

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände NRW hielt das
Vorgehen in Berlin für sinnvoll. Hamburg habe ähnlich reagiert. Es sei
erforderlich, "den Städten, Gemeinden und Kreisen Nordrhein-Westfalens
bei ihren Bemühungen zum Schutz des vorhandenen Wohnraumes in
angespannten Märkten Rechtsinstrumente zur Seite zu stellen, die ein
vergleichbares Vorgehen zu den Beispielen Berlin und Hamburg
ermöglichen". Das Wohnungsaufsichtsgesetz NRW und der zugehörige
Leitfaden "bedürfen dafür einer entsprechenden Klarstellung oder sogar
erweiterten Ermächtigung hinsichtlich der - wie in Berlin und Hamburg
vorgenommenen - Regelungstiefe".



"Gesetz erhalten"





"Die Landesregierung habe im Koalitionsvertrag angekündigt,
"Regelungen über die Zweckentfremdung aufzuheben bzw. das
Wohnungsaufsichtsgesetz zu überprüfen", hieß es in der Stellungnahme
des Deutschen Mieterbundes für den Ausschuss. Er forderte den Erhalt
des Gesetzes und einen "bedarfsgerechten Ausbau der Regelungen". Man
habe nichts dagegen, wenn einzelne Zimmer einer Wohnung zeitweise
vermietet würden. Problematisch sei es aber, wenn "ganze Wohnungen zur
Ferienvermietung vorgehalten und damit der Daseinsversorgung entzogen
werden".

Der Landesverband Rheinisch-Westfälischer Haus-, Wohnungs- und
Grundeigentümer (Haus & Grund) empfahl, den Antrag abzulehnen. Im
Dezember 2015 sei ein vom damals SPD-geführten NRW-Ministerium für
Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr in Auftrag gegebenes
Gutachten zur Evaluierung der Zweckentfremdungsregelung veröffentlicht
worden. Das Ergebnis sei "mehr als eindeutig" gewesen: Nur Bonn,
Dortmund, Köln und Münster hätten Satzungen erlassen, um die Nutzung
von Wohnraum vorzuschreiben.

In Düsseldorf unterliege die "anderweitige Nutzung von Wohnraum" seit
Januar 2007 keinen rechtlichen Beschränkungen mehr, teilte die
Landeshauptstadt in ihrer Stellungnahme mit. Obwohl der Rat eine
Satzung ablehne, handle es sich um "ein wichtiges Thema für eine
zukunftsfähige Stadt- und Wohnungsmarktentwicklung in Düsseldorf ".
Der "relevanteste Tatbestand" der Zweckentfremdung sei derzeit die
gewerbliche Vermietung von Wohnraum als Ferienwohnung. Nur: Eine
verlässliche Datenbasis fehle.

"Unzutreffende Analyse"

Die Stadt Köln begrüßte die Forderung nach einer Überprüfung des
Wohnungsaufsichtsgesetzes. Die steigende Überlassung von Wohnraum zu
touristischen Zwecken verschlechtere den ohnehin schon sehr
angespannten Kölner Wohnungsmarkt und sei in einigen Stadtvierteln
bereits zu einem großen Problem geworden.

Der Online-Vermittler "Airbnb" bezeichnete die "Problemanalyse" der
SPD-Fraktion als "unzutreffend". Für die These, dass Mieten stiegen,
weil viele Wohnungen in Metropolen über "Airbnb" und andere Anbieter
an Touristen vermarktet würden, liege "keine Evidenz" vor. Die für
Düsseldorf genannten Zahlen entsprächen zudem nicht der Realität. Zum
Stichtag 1. Oktober 2018 seien über das Portal rund 3.400 Unterkünfte
auffindbar gewesen.

"Die professionalisierte, kontinuierliche Vermietung von Wohnraum über
Homesharing-Plattformen wie Airbnb kann dem Markt Wohnraum entziehen
und lokal existierende Wohnraumknappheit verschärfen", befand das
Institut der deutschen Wirtschaft. Für Nordrhein-Westfalen lasse sich
jedoch "kein empirischer Beleg" dafür erbringen.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5079: Ultranet - GRÜNE fordern Erdkabel statt Freileitungen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 07.03.2019

Ultranet: GRÜNE fordern Erdkabel statt Freileitungen



Die GRÜNE Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz hat die Landesregierung
im heutigen Umweltausschuss um Bericht zum aktuellen Planungsstand des
Stromnetzes Ultranet gebeten. Dazu der umweltpolitische Sprecher
Andreas Hartenfels:

"Wenn die Bundesnetzagentur den Ausbau großer Stromtrassen als
unumgänglich sieht, damit die Energiewende gelingen kann, muss hierbei
ein wichtiger Grundsatz gelten: Erdkabel ist die Regel, Freileitung
ist die Ausnahme. Das heißt, sofern möglich, müssen Stromleitungen
unterirdisch verlegt werden. Das muss auch für das
Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragungsnetz Ultranet gelten, das, wie
bislang geplant, Strom über bestehende Freileitungsmasten aus dem
Kohlerevier Osterath nach Philippsburg transportieren soll. Aus
unserer Sicht sollte zunächst weiter zu den potenziellen Risiken
solcher Hochspannungs-Gleichstrom-Freileitungen geforscht werden,
bevor man diese durch eng bebaute Wohngebiete führt. Wir fordern
deshalb die Erdverkabelung in und um alle betroffenen Kommunen.

Für uns GRÜNE sollte aber die dezentrale Energieerzeugung klar Vorrang
vor dem Stromtransport über weite Strecken haben - zum Beispiel mit
eigener Photovoltaikanlage und einem Speichersystem. Durch eine solche
Solar-Speicher-Kombination lassen sich bis zu 60 Prozent des eigenen
Strombedarfs decken. Das entlastet die Netze und schont gleichzeitig
Mensch und Umwelt. Diese ökonomischen und ökologischen Vorteile nutzen
erfreulicherweise bereits immer mehr Verbraucherinnen und
Verbraucher."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5078: Enquete-Kommission besucht Internationale Tourismusbörse in Berlin (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
07.03.2019

Enquete-Kommission besucht Internationale Tourismusbörse in Berlin -
"Kulturellen Schatz im Tourismus heben"



Die Enquete-Kommission Tourismus des Landtags Rheinland-Pfalz
informiert sich derzeit auf der Internationalen Tourismusbörse in
Berlin (ITB) über aktuelle Trends und Entwicklungen in der
Tourismusbranche. Einen Schwerpunkt bildeten dabei die
rheinland-pfälzischen Welterbestätten. Dazu erklärt Nina Klinkel,
Obfrau der SPD-Landtagsfraktion in der Tourismus-Kommission:

"Rheinland-Pfalz verfügt über ein einzigartiges kulturelles Erbe.
Unsere europäische Menschheitsgeschichte wird hier an vielen Orten
greif- und sichtbar. Unsere Burgen und Schlösser, unsere
Welterbestätten und historischen Städte sind ein unvergleichlicher
kultureller Schatz, den es für den Tourismus zu heben gilt. Aus der
Verbindung von Wein und kulturellem Erbe entsteht eine touristische
Angebotsvielfalt, die sich auch in der künftigen rheinland-pfälzischen
Dachmarke widerspiegeln sollte."

Giorgina Kazungu-Haß, kulturpolitische Sprecherin und Mitglied in der
Enquete-Kommission, ergänzt: "Unsere vier UNESCO-Welterbestätten sind
zweifellos ein rheinland-pfälzisches Alleinstellungsmerkmal, das noch
stärker betont werden sollte. Mit den SchUM-Städten haben sich Speyer,
Worms und Mainz auf den Weg gemacht, UNESCO-Welterbestätten zu werden.
Bei der touristischen Vermarktung des historisch-kulturellen Erbes von
Rheinland-Pfalz sollten die Generaldirektion Kulturelles Erbe
Rheinland-Pfalz und die Rheinland-Pfalz Tourismus noch enger
zusammenarbeiten können. Am Rheinland-Pfalz-Stand auf der
internationalen Tourismusbörse wird die Kooperation bereits sichtbar
gelebt. Insbesondere mit Blick auf den Tourismus sollte die
Zusammenarbeit weiter intensiviert werden."

 * 
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SOZIALES/2758: Resolution der SPD zum Internationalen Frauentag - Für ein Europa der Frauen


SPD-Presseerklärung vom 7. März 2019

Resolution der SPD zum Internationalen Frauentag: Kommt zusammen! Für ein Europa der Frauen. Zeit für Fifty-Fifty



Anlässlich des Internationalen Frauentages am 8. März 2019 hat der
SPD-Parteivorstand folgende Resolution verabschiedet:

War es das schon?! 100 Jahre Frauenwahlrecht, 100 Jahre Kampf um eine
geschlechtergerechte Gesellschaft und jetzt?!

Jetzt stehen wir vor einer Europawahl, in der es um die Grundwerte der
Europäischen Union geht: Es geht darum, unsere freiheitliche
Demokratie zu erhalten, es geht um Rechtsstaatlichkeit, es geht um den
Frieden in Europa.

Vor allem für uns Frauen ist die Europawahl im Mai 2019 eine
Richtungsentscheidung. Wird die Europäische Union weiter vorangehen
bei der Gleichstellung? Wird sie auch künftig für gleiche Rechte und
Chancen einstehen? Oder wird der nationalchauvinistische und
antifeministische Druck von rechts stärker, so dass wir eine
Rückwärtsrolle bei Frauenrechten und Selbstbestimmung erleben?

Unsere Antwort: Wir kämpfen für ein Europa, in dem unsere Töchter und
Söhne in einer guten Zukunft gleichberechtigt leben können.

Dort, wo über unser Leben und unsere Zukunft entschieden wird, fordern
wir endlich die Hälfte der Entscheidungsmacht. Denn Frauen sind die
Hälfte der Bevölkerung und keine Minderheit. Wir wollen mehr Frauen
als Abgeordnete, von der Kommune bis Europa. Darum geht es. Im
Europäischen Parlament und in der Europäischen Kommission, im
Bundestag, in den Landtagen, in den kommunalen Vertretungen. Unser
Ziel ist Parität: 50:50 für Frauen und Männer. Das erreichen wir am
besten dadurch, dass Frauen und Männer abwechselnd auf den Listen zur
Wahl stehen. Wir nehmen uns ein Beispiel an dem Brandenburger
Parité-Gesetz und an den europäischen Ländern, die bereits
Paritätsgesetze haben. Die Bundesliste der SPD zur Europawahl haben
wir nach dem Reißverschlussprinzip, abwechselnd Frauen und Männer,
aufgestellt.

Es ist wichtig, dass wir wählen gehen und wen wir wählen. Wir setzen
den rechten Parteien unsere Stimmen entgegen.

Wir wählen fortschrittlich, demokratisch, für Gleichberechtigung der
Geschlechter und für Vielfalt. Wir wählen Parteien, die Frauen und
Männer gleichberechtigt als Kandidatinnen und Kandidaten aufstellen.

Unser Europa braucht deshalb Dich!

Zu den Erstunterzeichnerinnen und -unterzeichnern gehören neben allen
Mitgliedern des SPD-Parteivorstandes und der Spitze der
SPD-Bundestagfraktion auch tausende Unterstützerinnen und
Unterstützer, darunter

Andrea Nahles, SPD-Parteivorsitzende und Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion

Katarina Barley, SPD-Spitzenkandidatin für die Europawahl und Bundesjustizministerin

Udo Bullmann, SPD-Spitzenkandidat für die Europawahl und Vorsitzender der S&D-Fraktion im Europäischen Parlament

Franziska Giffey, Bundesfrauenministerin

Maria Noichl, ASF-Bundesvorsitzende und SPD-Europaabgeordnete

Kevin Kühnert, Juso-Bundesvorsitzender

Delara Burkhardt, Stellvertretende Juso-Bundesvorsitzende und SPD-Europakandidatin

Sawsan Chebli, Bevollmächtigte des Landes Berlin beim Bund/Staatssekretärin für Bürgerschaftliches Engagement und Internationales

Renan Demirkan, Schauspielerin und Autorin

Judith Döker, Künstlerin

Tanja Dückers, Schriftstellerin, Literaturwissenschaftlerin, Publizistin

Robert Franken, Digital & Diversity Consultant

Jeannette Gusko, Gründerin, Campaignerin, Analystin, Mitglied Dritte Generation Ost

Verena Hubertz, Gründerin und Geschäftsführerin Kitchen Stories

Silke Ruth Laskowski, Professorin für Öffentliches Recht, Völker- und Europarecht Universität Kassel

Kristina Lunz, Deutschlanddirektorin des Centre for Feminist Foreign Policy

Jasmin Mittag, Kampagnenleiterin "Wer braucht Feminismus?"

Deborah Ruggieri, Politikwissenschaftlerin, Kommunikationsberaterin "Communication rules!"

Tanja Smolenski, Gewerkschaftssekretärin

Henrike von Platen, CEO / Founder, FPI Fair Pay Innovation Lab

Eleonore Weisgerber, Schauspielerin und Gründerin der Stiftung "in-balance"

Anja Weusthoff, Gewerkschafterin

Amina Yousaf, Feministische Aktivistin

 * 
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SOZIALES/2757: Jede Politik muss auch Frauenpolitik sein


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. März 2019

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Jede Politik muss auch Frauenpolitik sein



Gabriela Heinrich, stellvertretende menschenrechtspolitische
Sprecherin:

Frauen werden in vielen Ländern noch immer unterdrückt. In Deutschland
sind Frauen in vielen Bereichen noch immer unterrepräsentiert oder
unterbezahlt. Zum Internationalen Frauentag fordert die
SPD-Bundestagsfraktion eine noch konsequentere Politik für Frauen und
gleiche Rechte - weltweit.

"100 Jahre nach der Einführung des Wahlrechts für Frauen gibt es noch
immer Benachteiligungen und Diskriminierungen. In den deutschen
Parlamenten sitzen wesentlich weniger Frauen als Männer. Im Bundestag
beträgt der Frauenanteil nur 31 Prozent, Frauen erhalten auch bei
bereinigter Rechnung weniger Geld als Männer und sie entscheiden in
Unternehmen und Organisationen weniger als Männer. Häusliche Gewalt
gegen Frauen ist auch in Deutschland keine Ausnahmeerscheinung.

Betrachtet man die Situation von Frauen weltweit, treten noch
eklatantere Missstände zu Tage. Frauen werden diskriminiert,
unterdrückt, vergewaltigt. Diskriminierung von und Gewalt gegen Frauen
im Inland und im Ausland müssen in allen Politikbereichen
nachdrücklich bekämpft werden. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt,
dass die Bundesregierung ihren bevorstehenden Vorsitz im
UN-Sicherheitsrat dafür nutzen will, die politische Teilhabe für
Frauen zu stärken und sich für einen besseren Schutz vor sexueller
Gewalt in Konfliktregionen einzusetzen. Die UN-Resolution 1325
'Frauen, Frieden und Sicherheit' muss weltweit umgesetzt werden und
Deutschland muss dafür der Motor sein."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2756: Gleichstellung statt Blumen


SPD-Presseerklärung vom 7. März 2019

ASF: Gleichstellung statt Blumen



In den letzten Jahren ist es zu beobachten, dass die Blumengeschäfte
aus dem 8. März, dem Internationalen Frauentag, am liebsten einen
zweiten Valentinstag machen würden.

Blumen für Frauen sind das Ziel vieler Werbeschilder und natürlich
Umsatz in den Kassen. Als Bundesvorsitzende der Arbeitsgemeinschaft
Sozialdemokratischer Frauen (ASF) stellt Maria Noichl für die SPD
Frauen klar:

Der Internationale Frauentag ist ein weltweiter Aufruf zum Kampf für
die rechtliche und tatsächliche Gleichstellung der Geschlechter. An
alle Männer: Pralinen, Gedichte oder Blumen sind an diesem Tag völlig
unangemessen.

Damit lassen wir uns nicht abspeisen. Wir kämpfen für viel mehr:


	Für mehr partnerschaftliche Aufteilung von Betreuungs, Pflege-, Haus-, Erwerbsarbeit und Freizeit zwischen Männern und Frauen. "Equal earn and equal care" ist das Stichwort.

	Für das uneingeschränkte Recht für alle Frauen weltweit, ihren Lebensweg selbst zu bestimmen: Ob Kinder, und wieviel - ob Heirat und mit wem welchen Beruf - welche Religion ? Selbstbestimmung ist ein Grundrecht. Wir fordern es ein!

	Für gleichwertige Mitbestimmung in allen Parlamenten! Parité - 50% der Sitze für Frauen, nicht mehr und nicht weniger.

	Gegen direkte, verborgene und strukturelle Diskriminierung von Frauen und gegen Gewalt an Frauen in jeglicher Art.



Am 8. März kämpfen wir SPD Frauen in diesem Jahr ganz besonders für
ein demokratisches Europa. Nur auf dem Boden der Demokratie können
Frauenrechte dauerhaft wachsen und gedeihen.

Die Demokratie ist weiblich: Sie kann die Staatsform sein, in der
Frauen nicht als Minderheit abgewertet und Minderheiten nicht als
Fußabstreifer dienen. Demokratie kann die Staatsform sein, in der
politische Inhalte und der Politikstil zum Wohle Aller und nicht nur
zum Wohle Weniger führen.

Die EU muss kraftvoll daran arbeiten, die Ziele der Gleichstellung,
der Menschenrechte und der Würde, die jeder einzelne Mensch besitzt,
in Europa und weltweit durchzusetzen und zu verteidigen. Faschistische
Ansätze wie zum Beispiel in Ungarn sind eine konkrete Bedrohung der
Frauenrechte. Sie gehören massiv bekämpft.

Wir SPD Frauen kämpfen für ein demokratisches, soziales, menschen- und
frauenrechtsbasiertes Europa.

Heute und morgen.

Und Blumensträuße bringen uns hierbei nicht weiter.

 * 
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BERUF/1917: Klangkunst mit Pfeifen und Registern - Neue Ausbildungsordnung für Orgelbauer/-innen (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 06.03.2019

Klangkunst mit Pfeifen und Registern - Neue Ausbildungsordnung für
Orgelbauer/-innen



Die imposante Musik aus kleinsten bis riesigen Pfeifen ist etwas ganz
Besonderes, und das Bauen von Orgeln ein Kunsthandwerk mit sehr alter
Tradition. Jede Orgel ist ein Einzelstück, einzig für den
architektonischen Raum erbaut, in dem sie erklingen soll, und mit einer
Lebensdauer, die auf Jahrhunderte ausgerichtet ist. Gemeinsam mit den
zuständigen Bundesministerien, den Sozialpartnern und Sachverständigen aus
der betrieblichen Praxis hat das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB)
im Auftrag der Bundesregierung die Berufsausbildung für Orgelbauer und
Orgelbauerinnen modernisiert. Die neue Ausbildungsordnung tritt zum 1.
August 2019 in Kraft.

Der Orgelbau ist seit 2017 immaterielles Kulturerbe. Eine Orgel ist nicht
nur ein Instrument, sondern auch ein eigenständiges Kunstobjekt aus
tausenden Teilen, einzigartig in Form, Klang und Volumen.
Orgelbauer/-innen befassen sich mit Entwurf, Konstruktion, Herstellung und
Klanggestaltung von Orgeln. Orgelpflege, Stimmung und Intonation sind
weitere Haupttätigkeitsfelder. Und zu ihren Aufgaben gehört es auch,
bestehende Orgeln zu reparieren, zu restaurieren und zu rekonstruieren.

Die Neuordnung des dreieinhalbjährigen Ausbildungsberufes greift
technische, wirtschaftliche und organisatorische Änderungen und
Entwicklungen im Orgelbau auf. Neben veränderten und modernisierten
Standards im Bereich von elektrisch wie auch elektronisch gesteuerten
Orgelsystemen berücksichtigt die neue Ausbildungsordnung auch den Einzug
von computergesteuerten (CNC-)Werkzeugmaschinen in Teilbereichen der
Produktion. Neu sind auch Inhalte zur Qualitätssicherung und zur
Kundenorientierung. Die bisherige Berufsbezeichnung "Orgel- und
Harmoniumbauer/-in" wurde geändert, da es keinen Neubau von Harmonien mehr
gibt. Deren Reparatur wird aber weiterhin in der Ausbildung
berücksichtigt.

Die neue Ausbildungsordnung unterscheidet weiterhin zwei Fachrichtungen:
Orgelbau und Pfeifenbau. In der Fachrichtung Orgelbau steht der Bau von
Gehäuseteilen und Spieltischen, das Anfertigen von Teilen für die Traktur,
also das Übertragungssystem beim Spielen der Klaviatur und Zuschalten der
Register, sowie das Montieren von Orgeln am Aufstellungsplatz im
Vordergrund. In der Fachrichtung Pfeifenbau werden unter anderem
Metallplatten für die Pfeifen hergestellt, daraus die verschiedenen Arten
von Orgelpfeifen angefertigt sowie repariert.

Um Orgelbauer/-in zu werden, muss man das Instrument nicht selbst spielen
können. Neben der Freude für den Beruf sind vor allem ein musikalisches
Gehör und handwerkliche Fähigkeiten von Vorteil. Wer sich später zum/zur
Intonateur/-in spezialisieren will, sollte jedoch eine Orgel bedienen
können.

2018 schlossen 48 Jugendliche einen neuen Ausbildungsvertrag für den Beruf
Orgel- und Harmoniumbauer/-in ab; die Übernahmeaussichten für
Auszubildende sind gut.
Nach der Ausbildung kann eine Weiterqualifizierung zum/zur Orgel- und
Harmoniumbaumeister/-in angeschlossen werden.

Die modernisierte Ausbildungsordnung und der darauf abgestimmte, von der
Kulturministerkonferenz für den schulischen Teil der dualen Ausbildung
erarbeitete Rahmenlehrplan lösen zum 1. August 2019 die bestehende
Verordnung aus dem Jahr 1984 ab.


Weitere Informationen unter:

www.bibb.de/neue-berufe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 
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GEWERKSCHAFT/298: "Hochschulpakt muss Entfristungspakt werden!" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 7. März 2019

GEW: "Hochschulpakt muss Entfristungspakt werden!"

Bildungsgewerkschaft präsentiert Positionspapier mit ver.di und
Mittelbaunetzwerk



Berlin - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat sich dafür
ausgesprochen, die Mittel aus dem Hochschulpakt künftig zu 100 Prozent für
die Finanzierung von Dauerstellen an den Hochschulen einzusetzen. "Der neue
Hochschulpakt soll verstetigt werden, d.h. auf unbestimmte Zeit laufen.
Darauf scheinen sich Bund und Länder bereits verständigt zu haben. Damit
gibt es aber kein Argument mehr, die mit dem Pakt finanzierten
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mit Zeitverträgen abzuspeisen. Der
Hochschulpakt muss zu einem Entfristungspakt werden, der Dauerstellen für
Daueraufgaben in der Lehre schafft", sagte Andreas Keller,
stellvertretender GEW-Vorsitzender und Vorstandsmitglied für Hochschule und
Forschung, zur gemeinsamen Veröffentlichung eines Positionspapiers zum
Thema mit Vereinter Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und dem Netzwerk
für Gute Arbeit in der Wissenschaft (NGAWiss).

"Das derzeitige Hire-and-Fire-Prinzip gefährdet die Kontinuität und damit
Qualität von Studium und Lehre. Studierende haben jedoch ein Recht auf
erfahrene und dauerhaft an der Hochschule beschäftigte Lehrende.
Gleichzeitig haben hoch qualifizierte Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler verlässliche Berufsperspektiven verdient - Frist ist Frust!
Bund und Länder müssen mit dem Hochschulpakt einen spürbaren Impuls für
mehr Kontinuität in der Lehre setzen", mahnte Keller.

Die GEW hatte sich bereits im September 2018 mit ihrem "Budenheimer
Memorandum" für einen neuen Hochschulpakt stark gemacht. Dieser solle für
einen weiteren Ausbau der Hochschulen, bessere Qualität von Lehre und
Studium sowie mehr Dauerstellen für Daueraufgaben sorgen. "Wir möchten
jetzt den Druck auf Bund und Länder erhöhen und unsere Kräfte bündeln.
Gemeinsam mit ver.di und dem Mittelbaunetzwerk NGAWiss starten wir heute
eine Kampagne für die Weiterentwicklung des Hochschulpakts zu einem
Entfristungspakt. Wir laden andere Organisationen und Einzelpersonen ein,
die Kampagne zu unterstützen", sagte Keller.


Info:

Gemeinsamer Aufruf von GEW, ver.di und NGAWiss [1]. Der Aufruf kann per
Online-Petition unterstützt werden [2].

Auf ihrer 10. GEW-Wissenschaftskonferenz vom 26. bis 29. September 2018 in
Budenheim (Rheinland-Pfalz) hat die GEW mit dem "Budenheimer Memorandum"
[3] ein umfassendes Positionspapier zur Zukunft des Hochschulpakts
vorgelegt.

Voraussichtlich am 3. Mai wird die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz von
Bund und Ländern die Weichen für die Zukunft des Hochschulpakts stellen.

Verweise:

[1] https://www.gew.de/fileadmin/media/sonstige_downloads/hv/Hochschule_und_Forschung/Tagungsmaterial/FiF_Flyer_A5.pdf

[2] https://www.openpetition.de/petition/online/frist-ist-frust-entfristungspakt-2019

[3] https://www.gew.de/fileadmin/media/publikationen/hv/Hochschule_und_Forschung/Broschueren_und_Ratgeber/Budenheimer_Memorandum.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. März 2019
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GEWERKSCHAFT/297: Mehr Qualität in der Ausbildung, Aufwertung nicht dualer Berufe und Ausbildungsgarantie (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 7. März 2019

GEW: "Mehr Qualität in der Ausbildung, Aufwertung nicht dualer Berufe
und Ausbildungsgarantie!"

Bildungsgewerkschaft zur Veröffentlichung der "Integrierten
Ausbildungsberichterstattung"



Frankfurt a.M. - Für mehr Qualität in der Ausbildung macht sich die
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) mit Blick auf die heute
veröffentliche "Integrierte Ausbildungsberichterstattung" des Statistischen
Bundesamtes stark. "Die Zahl der Anfänger in der Berufsausbildung ist mit
723.000 weiterhin hoch. Allein knapp 180.000 junge Menschen haben im
bislang wenig beachteten Gesundheits-, Erziehungs- und Sozialwesen eine
vollzeitschulische Ausbildung aufgenommen. Das bedeutet einen Anstieg
gegenüber 2005 von 25 Prozent. Deshalb müssen diese nicht dualen Berufe
dringend aufgewertet werden", sagte Ansgar Klinger, für Berufliche Bildung
und Weiterbildung verantwortliches GEW-Vorstandsmitglied, am Donnerstag in
Frankfurt a.M. Die Zahl der Anfänger in dualen Berufen sei hingegen mit
knapp 495.000 nahezu konstant geblieben. Klinger betonte, dass die
Abbrecherquote in der Ausbildung bei mehr als 25 Prozent liege, in einigen
Berufen sogar bei über 50 Prozent. "Das sind Fehlentwicklungen, die ein
genaues Überprüfen der Ausbildungsqualität erfordern. Diese Zahlen müssen
Konsequenzen haben, wenn die Große Koalition das Berufsbildungsrecht
reformiert", unterstrich der GEW-Berufsbildungsexperte.

Die Zahl der Studienanfänger sei mit 514.000 gegenüber dem Vorjahr nahezu
konstant geblieben. Das dürfe aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass
dieser Sektor am stärksten gewachsen sei: seit 2005 um 40 Prozent. "Das ist
kein Beleg dafür, dass berufliche Abschlüsse entwertet werden", sagte der
Gewerkschafter. Diese Entwicklung sei mit dem individuellen Wunsch der
Lernenden nach gesellschaftlichem Aufstieg zu erklären. Hier seien vor
allem die Arbeitgeber gefordert, klare Beschäftigungs- und
Aufstiegsperspektiven für beruflich Qualifizierte zu bieten und die
berufliche Ausbildung attraktiver zu gestalten. Zudem müssten auch die mit
einem Drittel wesentlich höheren Abbruchquoten im Hochschulbereich kritisch
hinterfragt werden.

"In der Debatte um die 'Akademisierung' dürfen wir nicht aus dem Blick
verlieren, dass mehr als 2,1 Millionen junge Erwachsene zwischen 20 und 34
Jahren keinen Berufsabschluss haben, Tendenz zuletzt sogar steigend. Das
ist ein Skandal ersten Ranges. Die Bundesrepublik darf sich dies
gesellschaftspolitisch, aber auch ökonomisch nicht mehr erlauben. Wir
brauchen dringender denn je eine Ausbildungsgarantie", betonte Klinger.
Nachdem die Zahl der jungen Menschen im sogenannten "Übergangsbereich" bis
2013 auf gut 250.000 gesunken sei, ist sie bis 2018 wieder auf knapp
274.000 gestiegen. Für Bildung und Qualifizierung geflüchteter älterer
Jugendlicher und junger Erwachsener müssten die berufsbildenden Schulen
besser unterstützt werden. Ferner solle das Deutschsprachförderkonzept des
Bundes und der Länder dringend nachgebessert werden.

Info: Die "Integrierte Ausbildungsberichterstattung" informiert für
die Bundes- und die Länderebene über die Zahl der Anfängerinnen und
Anfänger in den "Sektoren" der Berufsausbildung, im sogenannten
Übergangsbereich sowie über den Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung und
das Studium.

 * 
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HOCHSCHULE/2264: Neue Publikation unterstützt Hochschulen bei ihrer Sprachenpolitik (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 06.03.2019

Neue HRK-Publikation unterstützt Hochschulen bei ihrer Sprachenpolitik



"Sprachenpolitik ist ein komplexes und viel diskutiertes Thema an unseren
Hochschulen", so der Präsident der Hochschulrektorenkonferenz (HRK),
Professor Dr. Peter-André Alt, anlässlich der Veröffentlichung der 
HRK-Publikation "Institutionelle Sprachenpolitik an Hochschulen - 
Fortschritte und Herausforderungen". Es sei wichtig, sich mit dieser 
Herausforderung strategisch und unter Berücksichtigung der 
unterschiedlichen Fächerkulturen auseinanderzusetzen.

"Die Hochschulen müssen Sprachkenntnisse und Sprachenvielfalt gezielt
fördern", erklärte Alt. "Dabei geht es sowohl um die institutionelle als
auch die individuelle Mehrsprachigkeit aller Lehrenden, Studierenden und
Mitarbeitenden. Diese Aufgabe muss auf übergeordneter Ebene mit dem Ziel
angegangen werden, zu einer Leitlinie für die gesamte Institution zu
kommen."

Mit der Broschüre unterstützt die HRK ihre Mitglieder dabei: Sie stellt
beispielhaft für verschiedene Einrichtungen vor, welches die Gründe für
eine institutionelle Sprachenpolitik sind und welche Erfahrungen die
Hochschulen damit gemacht haben. Im Fokus steht dabei häufig die Frage
nach dem Verhältnis von Deutsch und Englisch als Wissenschafts- und als
Verkehrssprache. Aber auch die Rolle anderer Wissenschafts- und
Herkunftssprachen wird thematisiert.

Der HRK-Präsident verwies auf die sehr unterschiedliche Situation in den
einzelnen akademischen Disziplinen: "Während in den Naturwissenschaften
sowohl die wissenschaftliche als auch die nicht-wissenschaftliche
Kommunikation vielfach auf Englisch stattfindet, bleibt in anderen Fächern
die deutsche Sprache für den direkten Austausch unabdingbar." Für die
sprachgebundenen Geisteswissenschaften ist der Fortbestand der eigenen
(Wissenschafts-) Sprache von besonderer Bedeutung. Nicht zuletzt in den
Philologien können noch völlig andere Sprachen als Deutsch oder Englisch
in den Mittelpunkt rücken.

"Wenn wir den Hochschulen Anstöße für eine gezielte Sprachenpolitik geben,
müssen wir auch darauf hinweisen, dass eine Förderung von Mehrsprachigkeit
erhebliche personelle und infrastrukturelle Ressourcen erfordert. Die
Länder sind gefragt, die erforderlichen Rahmenbedingungen zu schaffen und
die Hochschulen für diesen Zweck angemessen und mit dauerhaft verfügbaren
Mittel auszustatten", sagte Alt.


Die Publikation "Institutionelle Sprachenpolitik an Hochschulen -
Fortschritte und Herausforderungen" steht zum Download hier bereit:

https://www.hrk.de/fileadmin/redaktion/hrk/Sprachenpolitik_Publikation_Web.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:
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WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





INTERNATIONAL/200: Weidehaltung in Irland (PROVIEH)


PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 2/2018

Weidehaltung in Irland

von Stefanie Pöpken



Eine Exkursion zur "grünen Insel"

Das Grünlandzentrum Niedersachsen veranstaltete Ende März 2018 eine
Fachexkursion nach Irland. Praktizierende Milchbauern sollten die
Möglichkeit bekommen sich über das Weidemanagement für Milchkühe zu
informieren. Ich habe als PROVIEH-Fachreferentin für Rinder ebenfalls
einen der begehrten Reiseplätze bekommen und konnte mir somit über die
irische Milchwirtschaft ein eigenes Bild machen.


Das Forschungszentrum Teagasc in Moorepark

Nachdem wir uns am Anreisetag Kilkenny und das Jahrhunderte alte
Bauwesen dieser Stadt angeschaut hatten, führte uns der zweite
Exkursionstag zum Grünlandzentrum nach Teagasc in Moorepark (keiner
spricht diesen Namen gleich aus, von daher biete ich hier meine
persönliche Aussprache an: Tschisick). Das Grünlandzentrum
Niedersachsen steht seit Jahren in engem Austausch mit dem
Grünlandzentrum in Irland. Der Standort Moorepark im County Cork ist
mit 400 Mitarbeitern und 300 Versuchstieren das größte geleitete
Institut von Teagasc. Auf insgesamt sechs Forschungsinstituten und in
50 Beratungsbüros greift das Konzept aus Betriebsberatung, Ausbildung
und angewandter Forschung. Das besondere an diesem Forschungszentrum
ist, dass es sowohl von der Regierung als auch von den Milchlandwirten
mitfinanziert wird. Es gibt regelmäßige Gesprächsrunden mit
Landwirten. Auch eine über das Internet errichtete Plattform steht den
rund 5.000 teilnehmenden Landwirten zur Verfügung und bietet
Unterstützung beim Weidemanagement an.

Nach einer kurzen Einführung zur irischen Weide-/Milchwirtschaft durch
den Institutsleiter Michael O'Donnovan sind wir auf die
Versuchsflächen gegangen und haben uns von Michael Egan und Deirdre
Hennessey ihre aktuellen Forschungen erklären lassen.

Am dritten und vierten Exkursionstag hatten wir dann die Möglichkeit,
einige Landwirte auf ihren Betrieben zu besuchen und ihr Weidesystem
in der Praxis kennen zu lernen.


Die Kuh im Fokus

Das Weidemanagement in Irland ist etwas Besonderes: Die Kühe stehen im
Schnitt zwischen 270 und 320 Tagen im Jahr draußen und werden
hauptsächlich durch Gras ernährt. Auch die gewonnene Milch wird fast
komplett durch die Aufnahme von Gras erzielt. Die Kühe in Irland geben
durchschnittlich 5.500 Liter Milch pro Jahr, werden rund 7,5 Jahre alt
und bekommen circa fünf Kälber in ihrem Leben. Zum Vergleich:
Hierzulande geben die Kühe durchschnittlich 9.000 Liter Milch pro
Jahr, erreichen dafür aber nur ein Alter von 4,9 Jahren und bekommen
2,4 Kälber.

Ein irischer Milchviehbetrieb hat um die 65 Kühe und 35 Hektar Land.
Da die Kühe bereits im zeitigen Frühjahr auf die Weiden kommen, baut
das irische System auf die Blockabkalbung. In einem Zeitfenster von
sechs bis zwölf Wochen müssen alle Kühe gekalbt haben, damit sie zum
Weideauftrieb im Frühjahr dabei sein können. Kühe, die nicht tragend
geworden sind oder zu spät kalben, fallen aus diesem System heraus.


Andere Zuchtziele als in Deutschland

Die irische Milchwirtschaft kann einen Liter Milch zu fixen Kosten von
21 Cent produzieren. Solche geringen Kosten sind nur durch die
hauptsächliche Fütterung der Kühe mit Gras möglich. Ein Kilogramm Gras
kostet den irischen Bauern sieben Cent, ein Kilo Silage liegt bereits
bei 15 Cent. Die Kosten für Kraftfutter liegen noch höher. Die Zucht
der irischen Weidekühe hat zum Ziel, dass in erster Linie die
Weideeignung gestärkt wird. Die Milchleistung steht somit nicht so
sehr im Vordergrund wie die Weideeignung, gesunde Klauen, ein guter
Körperbau und eine gute Fruchtbarkeit. Und hier zeigt sich ganz klar
der Unterschied zur deutschen Milchwirtschaft, denn die Weide als
aktiv durch die Tiere genutzte Fläche zur Futteraufnahme hat in den
letzten Jahrzehnten immer mehr an Bedeutung verloren. Die ganzjährige
Stallhaltung von Kühen ist leider inzwischen gängige Praxis und
verdrängt immer mehr die Weidehaltung.


Irische Landwirte mit dem "Blick"

Weil die Weide DIE Grundlage für die irische Milchproduktion ist, wird
ihr auch ganz besondere Aufmerksamkeit geschenkt. Zum Teil mehrmals
die Woche werden alle Weiden abgelaufen und deren Grasaufwuchsmenge
bestimmt. Im Laufe der Jahre hat so ein irischer Milchbauer den
sprichwörtlichen Blick fürs Gras entwickelt und kann ziemlich
treffsicher die Aufwuchsmenge bestimmen. Anhand dieser Daten kann der
Landwirt dann entscheiden, welche Weide zu welchem Zeitpunkt mit wie
vielen Tieren beweidet wird. Meist stehen die Tiere 24 bis 36 Stunden
auf einem kleinen abgezäunten Weidestück und werden dann auf ein neues
Weidestück getrieben. Diese kurze Beweidungsdauer mit maximalem Fraß
sorgt für eine intakte Grasnarbe und effiziente Grasaufnahme.


Irisches Weidesystem auf deutschen Weiden?

Strukturell ist in der deutschen Landwirtschaft sehr viel passiert.
Viele Betriebe haben mittlerweile keine Weiden mehr am Hof und somit
nur sehr begrenzte Möglichkeiten, ihre Tiere nach draußen zu schicken.
Von daher müsste sich hinsichtlich der Wertschätzung für die Weide und
deren Fördermöglichkeiten etwas grundlegend ändern. Aber nicht nur die
Strukturen müssen sich ändern. Auch die Zuchtziele in der deutschen
Milchviehwirtschaft sind in Augenschein zu nehmen und möglicherweise
zu verändern, denn was bringt eine Hochleistungskuh, wenn sie allein
durch Gras nicht mehr satt wird?


Mein persönliches Fazit

Die Exkursion hat sich für mich als PROVIEH-Fachreferentin für Rinder
wirklich gelohnt, weil ich einen tieferen Einblick in die
verschiedenen Aspekte der irischen Weidehaltung bekommen habe.
Besonders gefreut hat mich auch der Austausch mit den mitgereisten
Landwirten über das Für und Wider einer Weidehaltung nach irischem
Vorbild. Ich bin optimistisch gestimmt, dass es in Zukunft wieder mehr
Kühe auf deutschen Wiesen gibt.

 * 

Quelle:

PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 2/2018, Seite 12-14

Herausgeber: PROVIEH e.V.

Küterstraße 7-9, 24103 Kiel
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VERBAND/2346: Forschungspolitik - Öko-Züchtung statt Gentechnik fördern (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 7. März 2019

Forschungspolitik: Öko-Züchtung statt Gentechnik fördern



Die heute veröffentlichten Zahlen zur Förderung der Forschung zu
gentechnisch veränderten Pflanzen und Tieren kommentiert der
Vorstandsvorsitzende des Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW),
Dr. Felix Prinz zu Löwenstein:

"Die jetzt von der Bundesregierung und vom Verein Testbiotech vorgelegten
Zahlen zur Gentechnik-Forschungsförderung machen deutlich, dass die
Bundesregierung Gefahr läuft, die Fehler der Vergangenheit zu wiederholen.
Zwischen 2012 und 2025 flossen bzw. fließen über 100 Millionen Euro aus
Steuermitteln in Projekte zur Entwicklung gentechnisch veränderter Pflanzen
oder Tiere - zusätzlich zu den Milliarden, mit denen die
Gentechnik-Konzerne diesen Bereich vorantreiben. Projekte mit Fokus auf die
Züchtung für den Ökolandbau erhielten dagegen bisher nicht einmal ein
Zehntel dieser Summe (9,6 Mio. Euro). Mit einer derart einseitigen
Forschungsförderung schafft die Bundesregierung neue Pfadabhängigkeiten,
die völlig konträr zu den Zielen des Koalitionsvertrages stehen, in dem die
Ausweitung des Ökolandbaus auf 20 Prozent bis zum Jahr 2030 vereinbart
wurde.

Statt weiter Ressourcen mit der Förderung einer Technologie zu verpulvern,
die für eine zukunftsfähige Landwirtschaft nichts bringt und dem klaren
Willen von Markt und Gesellschaft zuwiderläuft, müssen Forschungs- und
Landwirtschaftsministerium jetzt die Versäumnisse der vergangenen
Jahrzehnte aufholen und insbesondere im Bereich der Züchtungsforschung
Schwerpunkte im ökologischen Bereich setzen. Mit den vielfältig engagierten
Öko-Züchtungsinitiativen und über 30.000 Öko-Landwirten wird die
Bio-Branche die Ministerien gerne bei der Entwicklung einer umfassenden
Öko-Züchtungsstrategie unterstützen."

Hintergrund:

In einer Antwort auf eine Kleine Anfrage der Bundestagsfraktion von Bündnis
90/Die Grünen führt die Bundesregierung eine umfangreiche Liste von
Projekten zur Anwendung, Entwicklung und/oder Freisetzung gentechnisch
veränderter Pflanzen und Tiere auf
(http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/079/1907926.pdf). Testbiotech hat
zusätzlich zu dieser Liste weitere Fördermittel und -zusagen recherchiert
und kommt damit auf die genannte Summe von mehr als 100 Millionen Euro. Der
Verein geht davon aus, dass die tatsächliche Summe noch weitaus höher liegt
(s. https://kurzelinks.de/2j35).

Die grüne Bundestagsfraktion hatte auch um Auskünfte zu Fördermitteln für
die konventionelle und die ökologische Pflanzenzüchtung gebeten, die von
der Bundesregierung in Form einer gemeinsamen Tabelle zusammengestellt
wurden (Anlage 13 der Antwort auf die Kleine Anfrage). Die Summe aller
Projekte mit Bezug auf den Ökologischen Landbau ergibt 9,6 Mio. Euro.


Die in der Meldung gewählte männliche Form schließt immer
gleichermaßen alle Geschlechter ein.

Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und Händler
von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen der
Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 40.000
Bio-Betrieben 10.91 Mrd. Euro umgesetzt.

 * 

Quelle:

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon ++49 (0)30.28482-300, Fax ++49 (0)30 28482-309

E-Mail: info@boelw.de

Internet: www.boelw.de
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DEMOSKOPIE/795: Polarisierung beim Medienvertrauen (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 06.03.2019

Polarisierung beim Medienvertrauen - auch pauschale Kritik und Polemik
verfestigen sich



Polarisierung in der Einstellung zu den Medien - Vertrauen in Deutschland
im Durchschnitt recht stabil, aber pauschale Kritik und Polemik
verfestigen sich - Jeder Vierte hält die Medien für abgehoben und sagt,
sie hätten "den Kontakt zu Menschen wie mir verloren"

Die Mehrheit der Deutschen vertraut den etablierten Medien weiterhin, aber
die "Lügenpresse"-Debatte hinterlässt Spuren: Pauschale Kritik und Polemik
haben sich in den vergangenen Jahren verfestigt. Jeder vierte Bürger in
Deutschland hält die Medien nicht für vertrauenswürdig und wirft ihnen
gezielte Manipulation vor. Das zeigen neue repräsentative Befunde der
Langzeitstudie "Medienvertrauen", die am Institut für Publizistik der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) durchgeführt wird.

Demnach stimmen 25 Prozent der Bevölkerung der Aussage zu: "Die Medien
arbeiten mit der Politik Hand in Hand, um die Meinung der Bevölkerung zu
manipulieren." Ein Jahr zuvor stimmten 20 Prozent zu, 2016 waren es 27
Prozent. Den Vorwurf, die Medien würden die Bevölkerung in Deutschland
systematisch belügen, teilen aktuell 16 Prozent (2017: 13 Prozent, 2016:
19 Prozent).

Zudem zeigen die Daten, für die im Oktober/November 2018 insgesamt 1.200
Bürger ab 18 Jahren befragt wurden, dass 44 Prozent den etablierten Medien
in wichtigen Fragen vertrauen (2017: 42 Prozent, 2016: 41 Prozent) - der
höchste bisher gemessene Wert. 22 Prozent äußern grundsätzliches
Misstrauen (2017: 17 Prozent, 2016: 22 Prozent). Die Gruppe derjenigen,
die beim Vertrauen eine mittlere Position einnehmen ("teils, teils") ist
so klein wie noch nie in den bisher fünf Umfragewellen der Mainzer
Forschungsgruppe. Ihr Anteil beträgt nun 34 Prozent. Im Vorjahr waren es
41 Prozent, vor zehn Jahren noch 63 Prozent. Offenbar sehen sich viele
Menschen angesichts einer polarisierten Debatte dazu veranlasst, auch
selbst Position für oder gegen die Medien zu beziehen.

Die Ergebnisse basieren auf einer repräsentativen Telefon-Umfrage (CATI),
die das Meinungsforschungsinstitut IFAK im Auftrag der Wissenschaftler am
Institut für Publizistik der JGU durchgeführt hat. Die statistische
Fehlertoleranz beträgt 2,8 Prozent. Die aktuellen Daten wurden erhoben,
kurz bevor der Spiegel enthüllte, dass zahlreiche Artikel eines Reporters
auf gefälschten Darstellungen beruhten.

Zunehmende Entfremdung

Immer mehr Deutsche fühlen sich von den etablierten Nachrichtenmedien
nicht mehr gut repräsentiert. Im Jahr 2017 stimmten 18 Prozent der Aussage
zu: "Die Medien haben den Kontakt zu Menschen wie mir verloren." In der
aktuellen Erhebung von Ende des Jahres 2018 vertreten nun 27 Prozent diese
Auffassung. Von 36 auf 43 Prozent gestiegen ist auch die Wahrnehmung, dass
die Medien die gesellschaftlichen Zustände ganz anders darstellen, als es
die Bürger in ihrem eigenen Umfeld wahrnehmen. Weiterführende Analysen
zeigen, dass mit steigender Entfremdung von den Medien das allgemeine
Medienvertrauen sinkt. Angebracht erscheint demnach die Forderung, dass
die Medien die Lebenswelt ihres Publikums nicht aus den Augen verlieren
dürfen.

Trotz Einbußen weiterhin hohes Vertrauen in den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk

Nach einem Vertrauenshoch im Jahr 2017 sind die Werte für das
öffentlich-rechtliche Fernsehen in der aktuellen Erhebungswelle leicht
gesunken - 65 Prozent der Bevölkerung vertrauen der Berichterstattung
(2017: 72 Prozent, 2016: 69 Prozent). Damit liegt der
öffentlich-rechtliche Rundfunk jedoch noch immer an der Spitze
verschiedener Mediengattungen. Regionalzeitungen liegen mit 63 Prozent
direkt dahinter. Erstmals wurde in der aktuellen Welle zwischen regionalen
und überregionalen Zeitungen unterschieden. Überregionale Zeitungen werden
demnach von 49 Prozent der Befragten als vertrauenswürdig eingeschätzt.
Die Daten zeigen allerdings auch, dass viele Menschen überregionale
Zeitungen nicht (mehr) aus eigenem Lesen und Erleben kennen: So enthalten
sich 22 Prozent der Befragten eines Urteils über die Glaubwürdigkeit der
überregionalen Presse.

Internet und Social Media wenig vertrauenswürdig

Die breite Diskussion über den Datenskandal von Facebook, über Fake News
im Internet und andere Gefahren des Netzes lassen viele Menschen
nachhaltig vorsichtig und misstrauisch gegenüber Online-Nachrichten
werden. Das Vertrauen in Internetquellen ist nach einem eklatanten Absturz
im Vorjahr auch im Jahr 2018 gering. Nur 21 Prozent der Befragten
vertrauen den Nachrichten auf Seiten von Suchmaschinen (2017: 23 Prozent)
und nur vier Prozent den Nachrichten in sozialen Netzwerken (2017: drei
Prozent). Der Anteil derjenigen, die Nachrichten in sozialen Netzwerken
generell für nicht vertrauenswürdig halten, ist innerhalb eines Jahres
sogar von 42 auf 51 Prozent angestiegen.

Vertrauen in die Berichterstattung über Islam und Geflüchtete ist
geringer

Das Medienvertrauen der Bürger ist nicht über alle Themen hinweg gleich
groß. Übergreifend vertrauen 44 Prozent der Deutschen den etablierten
Medien bei wichtigen Fragen. Dagegen stimmen nur 20 bis 25 Prozent den
Aussagen zu, dass die Berichterstattung der Medien über den Islam und über
die Kriminalität von Flüchtlingen vertrauenswürdig ist. Dies sind auch die
Themen, die die Meinungen der Deutschen polarisieren: So bejahen und
verneinen jeweils circa 35 Prozent die Aussagen, dass der Islam nicht zu
Deutschland gehöre und dass durch die Flüchtlinge in Deutschland die
Kriminalität steige.

Meinungsfreiheit und Redeverbote

Nicht nur unter dem Schlagwort der Political Correctness wird regelmäßig
debattiert, ob es von den Medien ausgehende Tabus hinsichtlich
verschiedener gesellschaftlich relevanter Themen gibt. Was dürfen die
Menschen öffentlich sagen, ohne sich "den Mund zu verbrennen"? In der
Mainzer Umfrage stimmt nur eine Minderheit von 16 Prozent der Aussage zu,
dass die Medien die Meinungsfreiheit in Deutschland prinzipiell
untergraben. Eine klare Mehrheit - 59 Prozent - hält diese Aussage für
unzutreffend. Allerdings sagen auch 27 Prozent: "Die Medien schreiben
einem vor, was man denken soll." Mit Blick auf konkrete Themen haben
jeweils mehr als ein Drittel der Deutschen den Eindruck, dass man nicht
öffentlich sagen dürfe: "Durch die vielen Flüchtlinge steigt in
Deutschland die Kriminalität" und "Der Islam gehört nicht zu Deutschland".
Allerdings sind auch jeweils rund 40 Prozent der Meinung, dass man dies
sehr wohl sagen dürfe. Kein Redeverbot nehmen die Deutschen beim
Diesel-Skandal wahr - 80 Prozent meinen, dass man sich nicht den Mund
verbrennt, wenn man sagt, dass die Autobauer die Diesel-Käufer
systematisch belogen haben. Befragte, die den etablierten Medien wenig
oder gar nicht vertrauen, nehmen über alle Themen stärkere Redeverbote
wahr als Befragte mit einem moderaten oder hohen Medienvertrauen.

Mehr pauschale Medienkritik an den linken und rechten politischen
Rändern 

Insgesamt legen die Befunde nahe, dass das Vertrauen in die etablierten
Medien im Zuge der "Lügenpresse"-Debatte keineswegs in großem Stil
erodiert ist. Dennoch hat sich ein relevanter Kern an Kritikern
herausgebildet, der die etablierten Medien pauschal verurteilt. Sie finden
sich, so zeigt eine übergreifende Analyse der Daten aus den Jahren 2017
und 2018, überdurchschnittlich häufig an den Rändern des politischen
Links-Rechts-Spektrums. Sie sind formal niedriger gebildet, politisch
weniger interessiert und blicken mit mehr Sorgen auf ihre wirtschaftliche
Zukunft als diejenigen Bürger, die die etablierten Medien nicht pauschal
verurteilen. Darüber hinaus zeigt sich, dass die etablierten Medien vor
allem von denjenigen Bürgern pauschal verurteilt werden, die häufig
alternative Nachrichtenquellen im Social Web konsumieren und regelmäßig
Nutzerkommentare auf den Seiten der etablierten Medien lesen.


Zur Studie

Die langfristig angelegte Studie zum Medienvertrauen basiert auf mehr als
einem Jahrzehnt kommunikationswissenschaftlicher Vertrauensforschung am
Institut für Publizistik der Johannes Gutenberg-Universität Mainz. Im
Mittelpunkt stehen regelmäßige repräsentative Befragungen, die die
Entwicklungen, Ursachen und Folgen des Medienvertrauens erheben.
Schwerpunkte der Studie sind die Verbreitung von funktionaler und
dysfunktionaler Medienkritik (u.a. "Lügenpresse"-Vorwürfe) und die
Beziehungen zwischen Medienvertrauen, Mediennutzung, politischen und
gesellschaftlichen Einstellungen und Persönlichkeitseigenschaften. Zum
Forschungsteam gehören PD Dr. Nikolaus Jackob, Dr. Ilka Jakobs, Prof. Dr.
Oliver Quiring, Prof. Dr. Christian Schemer, Prof. Dr. Tanjev Schultz und
Prof. Dr. Marc Ziegele.


Weiterführende Links:

http://www.uni-mainz.de/downloads_presse/02_publizistik_medienvertrauen_2018.pdf

- Ausführliches Dossier zur aktuellen Studie mit Schaubildern

https://medienvertrauen.uni-mainz.de/

- Mainzer Langzeitstudie Medienvertrauen

Lesen Sie mehr:

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/4029_DEU_HTML.php

- Pressemitteilung "Lügenpresse-Hysterie ebbt ab, Medienvertrauen
steigt" (31.01.2018)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 06.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KULTUR/1029: Kramp-Karrenbauer - die Maske fällt ... (SB)




Auch im Fasching gehen Witze stets zu Lasten derjenigen, die mit ihren Schwächen
und Merkwürdigkeiten zur allgemeinen Erheiterung herhalten müssen. In einer
gesellschaftlich unterlegenen Position heißt es, gute Mine zum bösen Spiel zu
machen, will man nicht den Anwurf kassieren, keinen Spaß zu verstehen. Der
vermeintliche Ausnahmezustand des Karnevals ändert nichts daran, daß die mit
närrischem Frohsinn vorgetragenen Angriffe virulente soziale Konflikte abbilden,
die an dieser Stelle nicht etwa final ausgetragen und damit überwunden, sondern
zementiert werden. Das Regulativ des Witzes stabilisiert den gesellschaftlichen
Frieden zum Zwecke der Aufrechterhaltung sozialer Gewaltverhältnisse, an denen
nur zum Preis der Überwindung etablierter Strukturen gerührt werden könnte.

Die CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer hat die Kritik an ihrem Witz über
Intermenschen in der Aschermittwochsrede im mecklenburgischen Demmin zum Anlaß
genommen, die eigene Deutungshoheit zum "Wir" der tonangebenden Mehrheit zu
verabsolutieren.

Wenn wir das so weitermachen, dann laufen wir Gefahr, etwas ganz Wunderbares
 in unserem Land kaputtzumachen. Nämlich die Tradition von Karneval, die
 Tradition von Fastnacht, die Tradition von Kleinkunst, wo man gerade nicht
 jedes Wort auf die Goldwaage legen muß. Wenn wir da so verkrampfen, wie wir
 es in den letzten Tagen getan haben, dann geht ein Stück Tradition und Kultur
 in Deutschland kaputt, und das sollten wir nicht zulassen. [1]



So locker die Anwärterin auf das Amt der Bundeskanzlerin es nehmen mag, eine
kleine Minderheit von Menschen vorzuführen, von deren persönlichen
Schwierigkeiten und individueller Tragik sie keinen Schimmer zu haben scheint,
so verkrampft würde sie jedes Wort auf die Goldwaage legen, wenn die politische
Konkurrenz etwa Witze über die religiösen Praktiken von Juden oder Christen
machte. Auch im Fasching wie in der Kleinkunst des Kabaretts oder der Comedy
gibt es Tabus, die zu verletzen den Bannstrahl der Ächtung nach sich zieht, ohne
daß die CDU-Vorsitzende eigens dafür einträte, auch dort die Freiheit des
Wortes gelten zu lassen.

Kramp-Karrenbauer schwimmt im großen Strom des Konsenses derjenigen, die
Gesinnngszensur nach dem Motto "Man wird doch noch sagen dürfen" oder "Man muß
doch Spaß verstehen können" unterstellen. Bis an den Rand des Strafgesetzbuches
dürfen die BürgerInnen alles sagen, nur müssen sie auch das Echo vertragen. 
Tatsächlich ist es mit diesem ohne Not, sondern aus instrumentellem Interesse
gegen sich selbst gekehrten Freiheitsanspruch bei denjenigen, die Lacher nicht
auf ihrer Seite haben, schnell vorbei. Auch die CDU-Chefin geruht nicht zu
spaßen, wenn sie die Definitionshoheit über die Werteordnung der Gesellschaft
beansprucht und als Kulturkampf inszeniert, bei dem immer die anderen die Spiel-
und Spaßverderber sind. Der von ihr gemeinte Humor ist kein Angebot, auf
Augenhöhe mitzulachen, sondern fordert Unterwerfung ein. Er verkörpert einen
Herrschaftsanspruch, dem es blutig ernst mit seiner Durchsetzung ist.

Spaß in einem widerständigen Sinne macht Karneval dort, wo er als Sprachrohr von
Menschen und Gruppen fungiert, denen ansonsten die Stimme genommen wird, weil
sie den strukturellen Gewaltverhältnissen ausgeliefert sind . "Plumpes Abgrenzen
und Witze gegen Minderheiten sind das Letzte, was unsere Gesellschaft gebrauchen
kann. Der Karneval soll sich an den Mächtigen abarbeiten, an den Politikern, an
den Unternehmen, an den Banken, aber nicht an denen, die ohnehin schon zu
kämpfen haben." [2] Bundesjustizministerin Katarina Barley spricht aus, was
eigentlich selbstverständlich sein müßte. Doch in der neofeudalen Gesellschaft
der Bundesrepublik werden meist Herrschaftsdiskurse geführt, die zu durchbrechen
nur gelingt, wenn zugleich die Kommandohöhen politischer und ökonomischer Macht
erobert werden. 

Den Mächtigen unterworfen werden die von Sarrazin und Konsorten ins Bockshorn
einer Lebensangst gejagten Menschen, die lieber nach unten treten als nach oben
aufbegehren. Ihnen kommt eine Kramp-Karrenbauer gerade recht, wenn sie sich in
ihrer Demminer Rede über diejenigen echauffiert, die Bedenken wegen des
Feinstaubgehaltes von Silvesterböllern, des die Speisekarten dominierenden
Fleischkonsums oder des weißen kolonialistischen Blickes auf ethnische
Minderheiten zu äußern wagen. Mit diesem rhetorischen Rundumschlag hat die
CDU-Chefin vollends klargestellt, wie gering die Berührungsängste ihrer Partei
zumindest mit den Positionen der Neuen Rechten geworden sind.

So eilte AfD-Chef Jörg Meuthen ihr sicherlich nicht aus Beschützerinstinkt,
sondern fundiertem Eigeninteresse zur Hilfe, indem er die "Idiotien" rund um das
dritte Geschlecht anprangerte, die im linksgrünen "Irrenhaus Deutschland" durch
die "Sprachpolizei der Dauerempörten" [3] verteidigt würden. Sich zur Stimme
derjenigen aufzuschwingen, die angeblich von ökologisch, geschlechtergerecht
und interkulturell argumentierenden Menschen in ihrer Freiheit eingeschränkt
werden, ist ein politisch lohnendes Geschäft. Alles bleibt, wie es ist, leuchtet
jedem ein, der um die eigenen Überlebensprivilegien bangt, so gering sie auch
sein mögen. Veränderungen, die eine lebenswerte Zukunft künftiger Generationen
sichern, die massive sozialen Polarisierung in der EU einebnen, die
Bewältigung der ökonomischen Not im Globalen Süden vorantreiben, braucht
niemand. Nichts geht über die kapitalistische Eigentumsordnung eines
Deutschland, das auch durch eine Frau als Kanzlerin nicht die Zähne patriachaler
Herrschaft und imperialistischer Aggressivität verliert.


Fußnoten:

[1] https://www.zeit.de/politik/deutschland/2019-03/annegret-kramp-karrenbauer-cdu-politischer-aschermittwoch-demmin/komplettansicht

[2] https://www.abendblatt.de/politik/article216570231/Karneval-Kramp-Karrenbauer-nach-Rede-ueber-drittes-Geschlecht-in-der-Kritik.html

[3] https://www.deutschlandfunk.de/drittes-geschlecht-meuthen-verteidigt-buettenrede-von-kramp.2849.de.html?drn:news_id=984040
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NAHOST/1649: Ägypten - Al Sisis Herrschaftsdefensive ... (SB)


Ägypten - Al Sisis Herrschaftsdefensive ...



In Ägypten verfestigt Präsident Abdel Fatah Al Sisi mit Duldung
bzw. Zustimmung des Westens seine brutale Herrschaft. Im Parlament zu
Kairo haben am 5. Februar die Claqueure des ehemaligen
Generalstabschefs mit überwältigender Mehrheit einen Gesetzentwurf auf
den Weg gebracht, der mittels weitreichender Veränderungen der
Verfassung die Militärdiktatur im bevölkerungsreichsten arabischen
Staat dauerhaft zementieren soll. Im Mai sollen die
Verfassungsänderungen durch eine Volksbefragung abgesegnet werden. In
Ägypten werden Opposition und Medien inzwischen dermaßen stark
unterdrückt, daß man bereits jetzt mit einem für Al Sisi positiven
Ausgang des Referendums rechnen muß. Schließlich stehen im Fall einer
Mehrheit für Nein den ägyptischen Behörden alle Möglichkeiten, das
Ergebnis im Sinne des neuen Pharaos am Nil doch noch in sein Gegenteil
zu verkehren, sei es durch Falschzählung, Vernichtung von Stimmzetteln
et cetera, zur Verfügung.

2014, ein Jahr nach dem gewaltsamen Putsch und der Verhaftung von
Mohammed Al Mursi, dem ersten frei gewählten Präsidenten Ägyptens, und
dem Verbot seiner Moslembruderschaft, ließ sich Al Sisi erstmals zum
Staatsoberhaupt wählen. Die Wahl erfolgte auf Basis einer im selben
Jahr vom Volk verabschiedeten Verfassung, welche die Präsidentschaft
auf zwei Amtszeiten à vier Jahre beschränkt. Al Sisi war 2018 nach
massiven Repressalien gegen die Kandidaten der Opposition, von denen
mehrere aus fadenscheinigen Gründen bis heute hinter Gitter sitzen,
wiedergewählt worden. Also müßte er 2022 eigentlich aus dem Amt
scheiden, aber er denkt offenbar nicht einmal in Ansätzen daran. In
Verbindung mit einer in der neuen Verfassung vorgesehen Verlängerung
der präsidialen Amtszeit von vier auf sechs Jahre gibt es eine
Sonderregelung, die Al Sisi nützt. Durch die geplante Annahme der
neuen Verfassung würden dessen beide Amtszeiten nicht gezählt. Der
Ex-Armeekommandeur könnte wieder bei null anfangen, sich 2022 erneut
zum Präsidenten wählen und 2028 wiederwählen lassen. Er würde damit
bis 2034 an der Spitze des ägyptischen Staats stehen und erst im hohen
Alter von 80 Jahren seinen Hut nehmen.

Zudem stattet die neue Verfassung den ägyptischen Präsidenten mit
weitreichenden neuen Befugnissen aus. Künftig ist dieser für die
Ernennung und Entlassung der Richter sowie des Generalstaatsanwalts
allein zuständig. Die nationale Pressebehörde wird durch ein neues
Informationsministerium ersetzt, um die Kontrolle der Exekutive über
die Medien noch weiter zu verstärken. Eine Änderung von Artikel 200
legt den Streitkräften ausdrücklich die Pflicht auf, "die Verfassung,
die Demokratie und die grundlegende Zusammensetzung der Gesellschaft
und ihre zivile Natur" zu schützen. Al Sisi und die Offizierskaste am
Nil kontrollieren ohnehin mittels eines weitverzweigten
Firmenimperiums einen Großteil der ägyptischen Wirtschaft. Ihr "Staat
im Staat" wird mit besagter Verfassungsänderung quasi zu einer
unantastbaren Größe.

Während es sich die Generäle auf ihren üppigen Ländereien gut gehen
lassen, nagt die Mehrheit der rund 100 Millionen Ägypter in den Slums
von Kairo und Alexandria sowie außerhalb der beiden großen Metropolen
am Hungertuch - nicht zuletzt infolge weitreichender
Subventionskürzungen bei Grundnahrungsmitteln und Energie, die das
Al-Sisi-Regime mit dem Internationalen Währungsfonds (IWF)
aushandelte, um von diesem einen Notkredit in Höhe von zwölf
Milliarden Dollar zu erhalten. Der Tourismus, die größte Devisenquelle
Ägyptens, hat sich seit den Umwälzungen der Jahre 2011 bis 2014 nicht
mehr erholt. Nachrichten über schlechte hygienische Bedingungen in
einigen Luxus-Hotels sowie über die Unterdrückungsorgie seit mehr als
fünf Jahren mit Zehntausenden willkürlicher Verhaftungen und Hunderten
von verhängten oder vollstreckten Todesurteilen schrecken ausländische
Archäologie-Begeisterte und Hobby-Taucher gleichermaßen ab.

Hinzu kommt eine nicht abreißende Anschlagswelle, die nicht zuletzt
von dem anhaltenden Krieg zwischen der ägyptischen Armee und
islamistischen Aufständischen auf der Sinai-Halbinsel gespeist wird.
Verläßliche Zahlen über Verluste in diesem Konflikt sind wegen der
ägyptischen Militärzensur schwer zu erhalten. Auf seiten der
staatlichen Streitkräfte kann es jedenfalls nicht zum besten stehen.
In einem Bericht, der am 31. Januar bei Middle East Eye erschienen
ist, sprachen einfache Soldaten anonym vom dem Geschehen im Sinai als
"unser Vietnam". Um den Schein zu wahren, alles doch im Griff zu
haben, empfing Al Sisi Ende Februar im Badeort Scharm Al Scheich an
der Südspitze der Sinai-Halbinsel mehr als 20 Staatschefs, darunter
Bundeskanzlerin Angela Merkel, die britische Premierministerin
Theresa May und den französischen Präsidenten Emmanuel Macron, beim
prunkvollen Gipfeltreffen von Afrikanischer Union (AU) und
Europäischer Union (EU).

Demonstrativ lieferte sich Al Sisi bei der Abschlußpressekonferenz des
kontinenteübergreifenden Treffens einen heftigen Schlagabtausch mit
dem EU-Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker, der in Anspielung
auf die Hinrichtung von neun "Terrorverdächtigen" wenige Tage zuvor
die Einhaltung der Menschenrechte angemahnt hatte. Die Länder Afrikas
und erst recht Ägyptens ließen sich nicht mehr irgendwelche
Belehrungen seitens der alten Kolonialmächte gefallen, so Al Sisi. Die
Zeit sei vorbei; die Staaten Afrikas hätten ihre eigenen Standards;
die Europäer sollten sich besser an die eigene Nase fassen und einen
humaneren Umgang mit den Bootsflüchtlingen im Mittelmeer pflegen.
Ägyptens Präsident wähnt sich aktuell in einer starken Position. Die
innenpolitische Opposition hat er mit polizeistaatlichen Mitteln
mundtot gemacht. Israel braucht seine Hilfe, um das
Palästinenser-Problem zu lösen. Ohne die Unterstützung Kairos bekommen
die EU-Staaten die Flüchtlingsroute über Libyen nicht geschlossen.
Kein Wunder, daß aktuell die EU mit Ägypten und den anderen Staaten
Afrikas über eine Zusammenarbeit bei der Datenerfassung und der
Überwachung der sozialen Medien verhandelt, während am 5. März
britische und ägyptische Militärs im Norden des Sinais mit einem
monatelangen Manöver auf dem Feld der "Terrorbekämpfung" begannen.

7. März 2019
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GEWERKSCHAFT/308: Frauen halten die Gesellschaft am Laufen - Ohne Frauen stehen die Räder still ... (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. März 2019

ver.di zum Internationalen Frauentag: 

Frauen halten die Gesellschaft am Laufen - Ohne Frauen stehen die Räder
still...



Anlässlich des Internationalen Frauentages macht die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) darauf aufmerksam, dass Frauen
neben ihrer Erwerbsarbeit täglich 81 Minuten mehr als Männer
unbezahlte Sorgearbeit leisten. Mit dieser Arbeit, mit der sie andere
Menschen pflegen und umsorgen, übernehmen die Frauen Verantwortung
und halten die Gesellschaft am Laufen.

"Weder in der Anerkennung der unbezahlten, noch in der Vergütung der
bezahlten Sorgearbeit, also der Pflege, Betreuung, Förderung von
Kindern und Jugendlichen sowie der Versorgung anderer, spiegelt sich
wider, welche gesellschaftlich wichtige, unverzichtbare Arbeit - zu
80 Prozent von Frauen geleistet wird", betont
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger, zuständig für
Handel, Frauen- und Gleichstellungs- sowie Genderpolitik. "Es muss zu
einer Umverteilung dieser Aufgaben zwischen den Geschlechtern kommen.
Das heißt, Männer müssen mehr in die Verantwortung." Zudem sei es
notwendig, dass die private Sorgearbeit durch Profis unterstützt
werde, um eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben zu
erreichen.

Eine breite Palette an Unterstützungsangeboten sollte leicht
zugänglich und für alle erschwinglich sein und für die Beschäftigten
in geregelten, sozialabgesicherten Arbeitsverhältnissen erfolgen.

"Die beruflichen Profis in den Kitas, den Krankenhäusern und in der
Altenpflege betteln nicht länger um Wertschätzung und Anerkennung.
Erzieherinnen, Kranken- und Altenpflegerinnen sowie
Sozialarbeiterinnen organisieren sich zunehmend gewerkschaftlich und
verschaffen sich in Tarifauseinandersetzungen Respekt. Das ist eine
gute Entwicklung", betont Sylvia Bühler, im
ver.di-Bundesvorstandsmitglied zuständig für Gesundheit und soziale
Dienste. "Den steigenden Fachkräftebedarf im Sozial- und
Gesundheitswesen wird man nur decken können, wenn man anständig
bezahlt und gesetzliche Vorgaben für eine Personalausstattung macht,
damit die Arbeit gut geschafft werden kann."

ver.di ruft alle Frauen auf, sich am 8. März an gewerkschaftlichen
Aktivitäten zu beteiligen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.03.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/307: Europa ist Motor der Gleichstellung von Frauen und Männern (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 7. März 2019

GEW: "Europa ist Motor der Gleichstellung von Frauen und Männern"

Internationaler Frauentag: GEW ruft auf, sich an den Europawahlen zu
beteiligen - Anliegen der globalen Frauenstreikbewegung unterstützt



Frankfurt a.M. - "Die Gleichstellung von Frauen und Männern gehört zu den
Grundwerten der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) und der
Europäischen Union (EU)", betonte GEW-Vorsitzende Marlis Tepe zum
Internationalen Frauentag am 8. März. "Damit die EU Motor für
Gleichstellung bleiben kann, macht sich die GEW dafür stark, bei den
Europawahlen am 26. Mai Parteien zu wählen, die dieses Ziel auch verfolgen.
Für ein soziales und geschlechtergerechtes Europa ist noch viel zu tun."

Der Aufstieg rechtspopulistischer und nationalistischer Kräfte stehe diesen
Werten entgegen und stelle die EU vor existenzielle Herausforderungen. "Wo
demokratische Errungenschaften abgebaut werden, stehen auch sicher
geglaubte Frauenrechte wieder in Frage. Gewerkschafterinnen und
Gewerkschafter verteidigen die europäischen Grundwerte", sagte Tepe.
"Europa ist bislang ein Motor für Gleichstellung - und das muss so bleiben.
Es muss auch zukünftig als Bollwerk gegen den Antifeminismus wirken. Eine
gute Zukunft für Frauen und Männer lässt sich besser verwirklichen, wenn
wir die demokratischen Kräfte und damit ein politisch vereintes,
wirtschaftlich starkes und sozial gerechtes Europa mit unseren Stimmen
stärken."

"Wir für ein soziales Europa!" lautet das Motto des Internationalen
Frauentags 2019. Die GEW beteiligt sich an der Kampagne des Deutschen
Gewerkschaftsbundes (DGB). Mit dieser sollten, so Tepe, Frauen motiviert
werden, von ihrem Wahlrecht Gebrauch zu machen. Ziel der Kampagne sei,
herauszustellen, was die EU für die Gleichstellung von Frauen und Männern
macht: "Hier gibt es noch Informationsbedarf", sagte die GEW-Vorsitzende.

Die GEW mache sich zudem dafür stark, wieder eine verbindliche
EU-Gleichstellungsstrategie einzuführen. "Frauenpolitisch ist die aktuelle
EU-Gleichstellungspolitik zu vage", unterstrich Tepe. Für das zu erwartende
neue Aktionspapier der Kommission nach der Europawahl schlägt die GEW
konkretere Formulierungen vor, um die Gleichstellung der Frauen in der EU
zu verbessern. "Frauen müssen eine faire Chance haben, ihre Existenz
eigenständig zu sichern und selbstbestimmt zu leben. Dafür braucht es
verbindliche europäische Regelungen zum gleichen Lohn für gleiche Arbeit
und zur Chancengleichheit am Arbeitsmarkt, inklusive Frauen in
Führungspositionen", sagte Tepe. "Zudem müssen Familie und Beruf besser zu
vereinbaren sein. Ebenso brauchen wir ein faires Steuersystem."

Die GEW unterstützt die Inhalte eines Aufrufs zu einem bundesweiten
Frauenstreik am 8. März. Mit der Aufforderung, bezahlte und unbezahlte
Arbeit nieder zu legen, knüpfe ein breites Netzwerk in Deutschland an eine
globale Frauenprotestbewegung an. "Wir freuen uns, dass viele Frauen aktiv
werden, um ihre Rechte auch außerhalb der bekannten Strukturen mit
kreativen Aktionsformen zu vertreten", hob Tepe hervor. "Wir teilen viele
Anliegen, insbesondere die Forderungen, unbezahlte und bezahlte Sorgearbeit
aufzuwerten sowie diese zwischen Frauen und Männern umzuverteilen."

Info: Die GEW beteiligt sich zum 8. März an Aktivitäten, die Rechte der
Frauen zu stärken. Sie ruft bundesweit zu vielfältigen Aktionen auf -
allerdings nicht zum Streik. Der geplante Frauenstreik knüpft an Bewegungen
von Argentinien bis Hongkong und Polen bis Italien an. Die Themenpalette
reicht von der Ausbeutung von Frauen zu Hause und in der Lohnarbeit über
das Recht auf körperliche und sexuelle Selbstbestimmung bis hin zu einer
Kritik an tradierten Frauen- und Geschlechterbildern sowie dem Aufschwung
rechter Parteien.

Informationen zur DGB-Kampagne:

www.dgb.de/europawahl

Informationen zum Frauenstreik:

www.frauenstreik.org

Informationen zur Entgeltgleichheit:

www.gew.de/ja13

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. März 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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VORTRAG/2312: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 09.03. bis 12.03.2019


Helle Panke

Veranstaltungen in der 11. Kalenderwoche 2019



Liebe Leserinnen und Leser,

ausnahmsweise erhalten Sie unseren Wochennewsletter diesmal früher.
Das hängt auch mit dem neuen Feiertag am Freitag, dem Internationalen
Frauentag am 8. März, zusammen. Die Wurzeln dieses Tages liegen tief in der
Geschichte der sozialistischen Arbeiterbewegung. Feministische und soziale
Bewegungen gingen häufig Hand in Hand. Wir haben uns überlegt, aus Anlass
des 8. März eine neue Filterfunktion in unserem Antiquariat einzurichten.
Hier können Sie sich mit einem Klick thematisch passende Bücher anzeigen
lassen.

Wir widmen wir uns am Samstag u.a. politischen Positionen und Kämpfen
linker Frauenpolitik. Der Vortrag von Gisela Notz zu diesem Thema ist ein
Programmpunkt unserer Konferenz zum Frühjahr vor einhundert Jahren in
Deutschland und Europa. Uns haben viele Anmeldungen erreicht, Restplätze
für Kurzentschlossene werden sich aber sicherlich noch finden. Und am
Sonntag wandeln wir dann auf den Spuren revolutionärer Frauen in Mitte.
Wir möchten Sie zudem auf gleich drei neue Hefte aufmerksam machen, die
jüngst erschienen sind. Es geht um Klaus Gysi, um die Treuhand sowie um
Konferenzbeträge zu 68 in Westeuropa.

Einen emanzipatorischen 8. März wünscht die Helle Panke!


Samstag, 9. März 2019, 10:00 bis 17:30 Uhr



Konferenz

Die zweite Revolution? - Das Frühjahr 1919 in Deutschland und Europa

Mit: Michael Grunst, Marcel Bois, Stefan Bollinger, Gisela Notz, Klaus
Wisotzky, Mario Hesselbarth, Mirjam Sachse, Sebastian Zehetmair, Béla Bodó,
Simon Webb, Pietro Di Paola, Axel Weipert, Mark Jones, Klaus Gietinger,
Dietmar Lange und Anke Geißler-Grünberg

In Kooperation mit dem Museum Lichtenberg 

Kosten: 10,00 Euro / erm. 6,00 Euro (inkl. Versorgung)

Ort: Rathaus Lichtenberg, Möllendorffstraße 6, 10367 Berlin


Sonntag, 10. März 2019, 14:00 bis 16:00 Uhr

DenkMaltour

Auf den Spuren der proletarischen Frauen in Berlin-Mitte

Führung: Christine Scherzinger

Kooperationspartner: NaturFreunde Berlin e.V.

Kosten: 4,00 Euro

Treff: Hauptbahnhof, Invalidenstr./Ecke Clara-Jaschke-Str., 10557 Berlin


Montag, 11. März 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Vielfalt sozialistischen Denkens

Friedrich Pollock und der Anfang der Kritischen Theorie

Referent: Dr. Philipp Lenhard

Moderation: Dr. Frank Engster

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Dienstag, 12. März 2019, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Die Erinnerung ist eine mysteriöse Macht ...

Peter Sodann im Gespräch mit Dr. Siegfried Wein

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 12. März 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Linke Metropolenpolitik

Straßenbahn & Stadtplanung 

Vortrag über Geschichte der Berliner Straßenbahn und wie diese
weiterentwickelt werden könnte

Referent: Holger Kölling-Orb

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

 * 

PUBLIKATIONEN

hefte zur ddr-geschichte

#149: Klaus Gysi - Zwischen Buch und Botschaft

Herausgeber und Autor: Hans-Dieter Schütt, 76 Seiten, 2010, 3 Euro

#150: War das Vorgehen der Treuhand alternativlos?

Die Antwort des Wirtschaftshistorikers Jörg Roesler, 40 Seiten, 2010,
3 Euro

Pankower Vorträge

#222: 68 in Westeuropa

mit Konferenzbeiträgen von Alexander Amberger und Frank Engster, Stefan
Bollinger, Alexander Neupert-Doppler, Giorgio Del Vecchio und Stefania
Animento, 40 Seiten, 2019, 3 Euro

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus
Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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AUSSENHANDEL/1714: Altmaier trifft spanische Ministerin für Industrie, Handel und Tourismus (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 7. März 2019

Bundesminister Altmaier trifft spanische Ministerin für Industrie, Handel und Tourismus



Bundesminister Peter Altmaier hat heute die spanische Ministerin für
Industrie, Handel und Tourismus, Reyes Maroto, getroffen. Im Fokus des
Gesprächs standen industrie- und handelspolitische Themen, wie etwa
eine langfristig ausgerichtete europäische Industriestrategie mit den
Kernbestandteilen Förderung von Innovationen, Verbesserung der
Rahmenbedingungen im Wettbewerbsrecht sowie Schutz und Stärkung
europäischer Schlüsselindustrien, beispielsweise durch die Schaffung
pan-europäischer industrieller Konsortien bei der Mikroelektronik oder
Batteriezellfertigung.

Bundesminister Altmaier: "Eine wettbewerbsfähige Industrie ist ein
unverzichtbarer Baustein im europäischen Wirtschaftsgefüge. Ihre
Wettbewerbsfähigkeit zu sichern und zu stärken, ist eine zentrale
Aufgabe europäischer Wirtschaftspolitik und Voraussetzung für Wachstum
und Wohlstand in Europa. Deutschland setzt sich deshalb für die
Entwicklung einer langfristigen europäischen Industriestrategie mit
konkreten Maßnahmen ein, damit wir unsere Industrie für den globalen
Wettbewerb zukunftsfähig machen können. Dies besprechen wir mit den
anderen EU-Mitgliedstaaten wie Spanien und geben es der nächsten
Europäischen Kommission als Aufgabe an die Hand."

Deutschland und Spanien pflegen traditionell enge
wirtschaftspolitische Beziehungen. Im Jahr 2018 hat Deutschland Waren
im Wert von 44,3 Mrd. Euro nach Spanien exportiert und 32,5 Mrd. Euro
importiert. Das Handelsvolumen betrug 76,8 Mrd. Euro.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 7. März 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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GEWERKSCHAFT/1791: Bankgewerbe - Arbeitgeber lehnen Verhandlungen zu ver.di-Forderungen ab (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. März 2019

Arbeitgeber lehnen Verhandlungen zu ver.di-Forderungen ab



Berlin - Auch die zweite Tarifrunde für die rund 200.000 Beschäftigten des
privaten und öffentlichen Bankgewerbes blieb heute (6. März 2019)
ohne Ergebnis und wurde auf den 11. April vertagt.

Die Forderung der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) nach
einer Erhöhung der Gehälter um 6 Prozent bei einer Laufzeit von zwölf
Monaten wiesen die Arbeitgeber ebenso zurück wie alle weiteren von
ver.di eingebrachten Forderungen.

Darüber hinaus machte die Arbeitgeberseite die Fortführung der
Tarifverhandlungen davon abhängig, dass ver.di zuvor nahezu alle
Forderungen zurücknimmt. 

"Ein derart brüskierendes Vorgehen haben wir in der jahrzehntelangen
Tarifgeschichte im Bankgewerbe noch nie erlebt." Mit diesem Verhalten
provozieren die Arbeitgeber die Beschäftigten. Diese sind es, die
trotz immenser Belastungen mit ihrer Arbeit dafür sorgen, dass es den
Banken wieder besser geht", betont ver.di-Bundesvorstandsmitglied und
Verhandlungsführer Christoph Meister. Der Gewerkschafter wies darauf
hin, dass die Arbeitgeber damit Warnstreiks vor der nächsten
Verhandlungsrunde provozieren.

Im Vorfeld der Verhandlungen hatten Bankbeschäftigte in
Frankfurt/Main bei einer Kundgebung vor dem Verhandlungsort abermals
ihre Forderungen deutlich gemacht. In Nordrhein-Westfalen und Bayern
war es bereits vor der zweiten Verhandlungsrunde zu Warnstreiks
gekommen.

"Wir erwarten, dass die Arbeitgeber die gute Arbeit der Beschäftigten
und deren Forderungen anerkennen. Dazu müssen die Arbeitgeber ihre
Blockadehaltung aufgeben und in ernsthafte Verhandlungen eintreten.",
erklärte Meister.

ver.di fordert 6 Prozent mehr Gehalt, für Auszubildende eine Erhöhung
der Vergütungen um 100 Euro. Für Beschäftigte mit einer
übertariflichen Bezahlung will ver.di eine entsprechende
Dynamisierung der Gehälter durchsetzen. 

Darüber hinaus fordert ver.di sechs Gesundheits- und Entlastungstage
und verbindliche Weiterbildungsregelungen. Die Laufzeit des
Tarifvertrages soll zwölf Monate betragen. Die nächste
Verhandlungsrunde findet am 11. April 2019 in Berlin statt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.03.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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UNTERNEHMEN/2757: Dialog zur praktischen Umsetzung der Datenschutz-Grundverordnung (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 7. März 2019

BMI und BMWi setzen Dialog zur praktischen Umsetzung der Datenschutz-Grundverordnung in Unternehmen fort



Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) und das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) empfingen heute
Vertreterinnen und Vertreter aus Politik, Wirtschaft und den
Aufsichtsbehörden zu einem weiteren Gespräch zur Umsetzung der
Datenschutz-Grundverordnung. Vor dem Hintergrund des bevorstehenden
Austritts des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union stand
der "Internationale Datentransfer" im Mittelpunkt des mittlerweile
5. Round Table.

Dr. Helmut Teichmann, Staatssekretär im BMI, erklärt hierzu: "Die
Unternehmen gewinnen im Umgang mit dem neuen EU-Datenschutzrecht
zunehmend an Sicherheit. Wir wollen sie bei der praktischen Umsetzung
weiter unterstützen, etwa durch den heutigen Informationsaustausch.
Datenübermittlungen in Staaten außerhalb der Europäischen Union nehmen
in einer globalisierten Welt immer mehr Raum ein. Durch einen Brexit
wird dies künftig noch mehr Unternehmen betreffen. Die Datenschutz-
Grundverordnung regelt im Detail, wie das hohe Datenschutzniveau auch
bei diesen Transfers sichergestellt werden kann."

Claudia Dörr-Voß, Staatssekretärin im BMWi: "Die
EU-Datenschutz-Grundverordnung stellt hohe Anforderungen an die
Übermittlung personenbezogener Daten in Staaten außerhalb der
Europäischen Union. Dadurch gewährleistet sie ein hohes
Datenschutzniveau für die Bürgerinnen und Bürger. Gleichzeitig stellt
die Umsetzung dieser Regelungen gerade kleine und mittlere Unternehmen
vor besondere Herausforderungen - aktuell insbesondere auch im
Zusammenhang mit einem möglichen ungeregelten Austritt des Vereinigten
Königreiches aus der Europäischen Union. Der Austausch zwischen
Wirtschaft und Aufsichtsbehörden in dem bewährten Gesprächsformat des
gemeinsamen Round Table hat - auch heute wieder - zu einem tieferen
Verständnis von diesem wichtigen Thema beigetragen."

Bei der heutigen Veranstaltung im BMI stand die Frage im Fokus, wie
personenbezogene Daten im Einklang mit den datenschutzrechtlichen
Bestimmungen in Staaten außerhalb der Europäischen Union übermittelt
werden können, insbesondere auf Grundlage von
Angemessenheitsbeschlüssen und Standardvertragsklauseln.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 7. März 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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INTERNATIONAL/373: Argentinien - Ni una menos! Keine weiteren Toten im Knast (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien 

Ni una menos - Keine weiteren Toten im Knast

Von Vivian Palmbaum



(Buenos Aires, 26. Februar 2019, Marcha/poonal) - In der Haftanstalt
Bouwer, Provinz Córdoba, starben innerhalb von wenigen Tagen zwei
Frauen. Am 3. Februar starb Elsa Medina. Todesursache:
Vernachlässigung. Ihr war die nötige medizinische Versorgung
vorenthalten worden. Kurz danach, am 22. Februar, wurde Janet López
erhängt in ihrer Zelle aufgefunden. Die feministische Parole "Ni una
menos" - "Nicht eine Einzige weniger" erinnert wenige Wochen vor dem
8. März an einen weiteren Kontext: Frauen im Gefängnis.

In Córdoba sprachen Angehörige der verstorbenen Frauen von
Misshandlungen. Die Eltern von Janet erstatteten vergangenen Freitag
Strafanzeige gegen den Leiter der Strafvollzugsbehörde Córdoba Juan
Bouvier. Denn diejenigen, die für die Unversehrtheit und Gesundheit
von Strafgefangenen verantwortlich sind, kommen ihrer Verpflichtung
nicht nach. In einem Monat starben zwei Frauen im Gefängnis von
Bouwer. Für beide Todesfälle trägt der Staat die Schuld: durch
mangelnde Fürsorge, Nachlässigkeit und systematische Repression. Das
Regiment der Mitarbeiter*innen der Strafvollzugsanstalt ist geprägt
von militärischem Drill. Die Geschichten wiederholen und
vervielfältigen sich. An der Parole "Nicht eine Einzige weniger" muss
besonders in den Frauengefängnissen festgehalten werden, denn die
Frauen sind der patriarchaler Politik und Repression schutzlos
ausgeliefert.


Wir sind nicht alle - Proteste in Córdoba und Buenos
Aires

Während an verschiedenen Orten der Provinz Córdoba Aktionen
stattfanden, wurde der Provinzvertretung (Casa de la Provincia de
Córdoba) in Buenos Aires eine Petition übergeben, die Gerechtigkeit
für die beiden Frauen fordert. "Der Staat mordet in der Haftanstalt
Bouwer" und "Der Staat eliminiert Frauen, die im Gefängnis sitzen und
es wagen, ihre Stimmen gegen das Regime zu erheben", war auf den
Flugblättern zu lesen, die Angehörige sozialer und politischer
Initiativen am Nachmittag des 25. Februar vor der Provinzvertretung
verteilten. In Córdoba organisierten Angehörige und Freunde der beiden
Frauen mit ihrer Parole "Nicht eine Einzige weniger - auch nicht in
den Gefängnissen" eine Kundgebung vor dem Gericht.


Elsa und Janet sind bei uns!

Die 63jährige Elsa Medina starb am 3. Februar, weil ihr die ärztliche
Behandlung vorenthalten wurde. Wie ihre Familie mitteilte, hatte sie
eine chronische Schilddrüsenüberfunktion und Diabetes. Kurz vor ihrem
Tod erlitt sie einen Schlaganfall. Die Verlegung in ein Krankenhaus
wurde nicht genehmigt. Wenn sie ärztlich behandelt worden wäre, hätte
ihr Tod verhindert werden können.

Am 22. Februar starb die 30jährige Janet López. Man fand sie erhängt
in ihrer Zelle. Was daran aufhorchen lässt, ist, dass sich Fälle nach
diesem Muster wiederholen. Selbst der behandelnde Arzt erklärte, sie
sei nicht depressiv gewesen. "Es ist eine traurige Wahrheit, dass es
in Haftanstalten immer wieder zu Selbsttötungen kommt", erklären
Angehörige und Unterstützungs-Initiativen. Der Text des Flugblatts
beschreibt außerdem, wie die anderen Insassinnen auf Janets Tod
reagiert haben. "Die Frauen forderten eine Stellungnahme und gegen
Morgen kam dann ein Sicherheitstrupp, um den Aufruhr niederzuknüppeln.
Diese Morde sind keine Einzelfälle, sondern traurige Höhepunkte der
alltäglichen Misshandlungen und der Gewalt, der die Gefangenen
ausgesetzt sind. Deshalb sagen wir: Was in Bouwer passiert ist, war
nicht irgendein Aufstand, sondern die Frauen haben auf die permanenten
Ungerechtigkeiten und die Gewalt reagiert."


Nicht nur in der Haftanstalt Bouwer

"Das passiert nicht nur in Córdoba, sondern in allen Gefängnissen des
Landes. Jeden Tag stirbt hier ein Mensch und die Gefängnisverwaltung
reagiert mit Gewalt, Repression, Vergewaltigungen und Folter bis zum
Tod, wie im Fall meiner Tochter", erzählt Alfredo Cuellar, dessen
Tochter 2012 im Gefängnis Ezeiza zu Tode kam. Das Urteil gegen
Gefängniswärter, die Florencia "China" Cuellar [1] ermordet und den
Tod anschließend als Suizid kaschiert haben sollen, wird für November
2019 erwartet. Cuellar setzt sich für die Rechte von Gefangenen ein
und prangert die Gewalt in den Gefängnissen an: "Die staatliche Gewalt
in den Gefängnissen nimmt immer mehr zu und wird durch das
Justizministerium, das Ministerium für Sicherheit und alle
Einrichtungen der Strafvollzugsbehörde gedeckt und deshalb können sie
sich dort aufführen wie die Axt im Walde. So etwas darf nicht
passieren, und doch passiert es immer wieder vor den Augen der
Regierungsspitze."

"Das Sichtbarmachen ist vielleicht die wirksamste Aktion gegen die
Repression", meint Alfredo, selbst Opfer des repressiven Staates. "Wir
kommen zusammen, um gegen das Vorgehen der Gefängnisverwaltungen zu
protestieren (...) Im Gefängnis in Bouwer sterben jährlich drei
Frauen. Und nun sind es innerhalb weniger als 30 Tagen zwei Frauen
(...). Wir möchten mit der Aktion unsere Solidarität ausdrücken, damit
die Menschen in Córdoba wissen, dass sie nicht allein sind. Sie sind
heute Vormittag auch zum Gericht von Córdoba gegangen und wir haben
sie in Gedanken begleitet", erzählt Cuellar.


Higui: "Ohne euch wäre ich heute noch im Gefängnis"

An der Aktion in Buenos Aires nahm auch Higui de Jesus teil. Higui
hatte patriarchale Gewalt und Ausgrenzung erlebt und musste sich gegen
ihre Angreifer wehren - dafür verbrachte sie zu Unrecht sieben Monate
in Haft. "Es ist so schwer, sich damit abzufinden, dass dir deine
Freiheit genommen wird", erinnert sich Higui. "Wenn du bloß ein
bisschen laut wirst oder irgendwas Kritisches sagst, wird dein
Besuchsrecht gestrichen. Wenn eine aus der Reihe tanzt, wird die ganze
Gruppe bestraft. Ältere Frauen erhalten keine medizinische Versorgung.
Du bist immer davon abhängig, dass sie dir die Erlaubnis geben und
Strafen verhängen sie auch. Manche Situationen waren wirklich
schrecklich. Wenn ich an manche Dinge zurückdenke, fange ich gleich
wieder an zu zittern." Higui erwartet im April die gerichtliche
Entscheidung über ihren Antrag auf Freispruch.

"Wenn es euch nicht gegeben hätte, säße ich jetzt immer noch im
Gefängnis", betont sie. Nun ist Higui bei jeder Aktion dabei. Wie
Alfredo ist auch sie der Meinung, dass nur der gesellschaftliche Druck
helfe, etwas zu verändern. "Es ist wichtig, dass die Öffentlichkeit
erfährt, was da passiert, damit jemand einschreitet. Die
Menschenrechtsorganisationen haben dafür keine geeigneten
Möglichkeiten. Wir, die Angehörigen, die Freunde, die sich für die
Gefangenen einsetzen, müssen uns darum kümmern, dass diese Dinge
sichtbar werden, denn nur so können wir der Repression etwas
entgegensetzen", erklärt Alfredo.

Die Namen Elsa Medina und Janet López stehen für die vielen Frauen,
die der systematischen Gewalt zum Opfer fallen, im Gefängnis landen
und dort durch Vernachlässigung und Misshandlung sterben - mit der
Billigung des Staates, der sie eigentlich schützen sollte, so wie es
in der Verfassung steht. Die traurige Bilanz: Zwischen 2009 und 2012
starben im Komplex IV der Haftanstalt Ezeiza neun Frauen. Keiner der
Todesfälle wurde aufgeklärt.

Alfredo Cuellar kämpft seit sechs Jahren für Gerechtigkeit. Am 7.
Februar wurde er erneut angegriffen, nachdem er bereits im Juni 2013
entführt und bedroht wurde, seinen Kampf zu beenden. Ähnliches
passierte auch im Jahr 2016 und 2017. Auch sein Sohn wurde stundenlang
ohne Grund auf einer Polizeiwache festgehalten. Aufgrund der erneuten
Attacke wurde eine Pressekonferenz einberufen.


Bei unserem Partnerradio zum Nachhören:

http://fmlatribu.com/noticias/2019/02/13/alfredo-cuellar-lo-que-buscan-es-callarnos/


Anmerkungen:

[1] https://latinta.com.ar/2016/12/las-pibas-que-mueren-en-las-carceles-son-las-que-luchan/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/ni-una-menos-keine-weiteren-toten-im-knast/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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SCHACH-SPHINX/06859: Jubel für den Minsker Meister (SB)


Bei der 47. Landesmeisterschafts der UdSSR von 1980 siegte völlig
überraschend und sich klar vom Verfolgerfeld absetzend der seinerzeit
55jährige Oldtimer Efim Geller, ältester Teilnehmer des Turniers und
dennoch schlagkräftig genug, um die jüngere Konkurrenz aus Artur
Jussupow, Juri Balaschow und Garry Kasparow abzuhängen. Alle drei
kamen aus demselben "Stall", nämlich aus Moskau, abgesehen natürlich
von unserem Mann aus Baku, Kasparow, der jedoch später ebenfalls in
die Hauptstadt umsiedeln sollte. Ausgetragen wurde der Wettkampf in
Minsk, und ihr Lokalmatador, Viktor Kupreitschik, sorgte dann für die
zweite Überraschung des Turniers. Mit sehr viel Elan, phantasielosem
Spiel und taktisch gewürzten Partien katapultierte er sich auf den
fünften Platz. Entsprechend wurde er von seinen Fans im Turniersaal
mit Jubel und Applaus gefeiert. Im heutigen Rätsel der Sphinx, seiner
vielleicht schönsten Partie aus diesem Turnier, besiegte er den Omsker
Großmeister Vitali Zeschkowski mit den schwarzen Steinen. Eine
Neuerung in einer Variante der Sizilianischen Verteidigung, die bis
dahin als mühsam für den Nachziehenden galt, ebnete den Weg zum
Erfolg. Im Stellungsdiagramm hatte Kupreitschik bereits die Qualität
geopfert. Mit dem nächsten Zug wuchs der schwarze Angriff auf
unüberwindliche Stärke an, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06859: Jubel für den Minsker Meister (SB)]



Zeschkowski - Kupreitschik

Minsk 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Auf 1...Tc8-c4 wiesen die Sterne aus, daß Weiß nach 2.g2-g4! a5-a4
3.Sb3-d4 Lc3xd4 4.Sf3xd4 Dd6-e5 5.Sd4-f3 De5-d6 - 5...Tc4-c1+ 6.Kg1-g2
De5-e4 7.Tb5-b8+ Se7-c8 8.Dh4-d8+ mit Figurengewinn - 6.Tb5-a5! Tc4-c8
7.Ta5xa4 Se7-g6 8.Dh4-h5 Dd6-f6 9.Dh5-f5 Df6-c6 10.Ta4-a7 Tc8-f8
11.Ta7-d7 d5-d4 12.Td7xd4 Tf8-a8 13.a2-a4 unbedingt gewinnen würde,
was dann auch geschah.



Erstveröffentlichung am 8. März 2006
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SCHULE/563: Arme Kinder, schlechte Schulen (idw)


Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH - 06.03.2019

Arme Kinder, schlechte Schulen

WZB-Studie zeigt Zusammenhang von sozialer Mischung und Schulqualität



Lehrermangel, Unterrichtsausfall, Vertretungsstunden - mit diesen
Problemen kämpfen in Berlin besonders Schulen in sozialen Brennpunkten.
Obwohl schon lange zusätzliche Mittel an Schulen fließen, in denen
besonders viele Kinder aus einkommensschwachen Haushalten lernen, ist die
Qualität dieser Schulen messbar schlechter als die von Schulen mit einer
günstigeren sozialen Zusammensetzung. Das zeigt eine Studie des
Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung (WZB), die am Beispiel
von Berlin untersucht hat, wie die soziale Mischung an einer Schule und
deren Qualität zusammenhängen.

Die Autoren Marcel Helbig (WZB) und Rita Nikolai (Humboldt-Universität zu
Berlin) kommen zu dem Schluss, dass gerade die sozial benachteiligten
Schulen unter den schwierigsten Bedingungen arbeiten. Um die soziale Lage
einer Schule zu bestimmen, wird der Anteil der Schüler ermittelt, die von
den Lernmitteln befreit sind. Die Lernmittelbefreiung dient als Indikator
für Einkommensarmut der Eltern. Die Schulqualität untersuchte das
Forscherteam anhand von vier Merkmalen: dem Lehrermangel, der sich in der
Unterrichtsabdeckung widerspiegelt, dem Unterrichtsausfall, dem Anteil an
Vertretungsstunden sowie dem Anteil von Quereinsteigern am Lehrkörper.
Erstmals wurden auch die Schulinspektionsberichte einbezogen, die die
pädagogische Qualität des Unterrichts bewerten. Die verwendeten Daten
stammen aus den Schuljahren 2010/11 bis 2016/17.

Für die Unterrichtsabdeckung zeigt die Studie zum einen, dass nur rund die
Hälfte der Schulen eine Unterrichtsabdeckung von 100 Prozent erreicht -
die Zahl der Lehrkräfte also dem entspricht, was rechnerisch für den
Unterricht an einer Schule benötigt wird. Zum anderen wird deutlich, dass
die Unterrichtsabdeckung vor allem an den Grundschulen mit der sozialen
Lage zusammenhängt. So erreichen bei sozial privilegierten Grundschulen
(unter 10 Prozent lernmittelbefreiter Kinder) 55 Prozent eine
100-prozentige Unterrichtsabdeckung, bei sozial benachteiligten (ab 50
Prozent lernmittelbefreiter Kinder) nur 35 Prozent.

Mit einer schlechter werdenden sozialen Zusammensetzung an einer Schule
steigt auch der Anteil der Schulstunden, die nicht von der regulären
Lehrkraft unterrichtet werden. So müssen an sozial privilegierten
Grundschulen knapp 10 Prozent aller Schulstunden vertreten werden, an
Schulen mit 70 Prozent lernmittelbefreiter Schüler sind es 14,5 Prozent. 
"Wenn ein Lehrer eine Schulstunde vertreten muss, kann er
selten dort ansetzen, wo seine Kollegin in der letzten Stunde aufgehört
hat. Stunden, die vertreten werden müssen, können daher nicht so effektiv
sein wie regulärer Unterricht", sagt WZB-Forscher Marcel Helbig. Soziale
Unterschiede bei den Ausfallstunden zeigen sich hingegen bei den
Sekundarschulen. An sozial benachteiligten Schulen fallen 50 Prozent mehr
Schulstunden aus als an sozial privilegierten Sekundarschulen.

Besonders ungleich sind die Quereinsteiger - Lehrkräfte ohne
abgeschlossene pädagogische Ausbildung - über die Berliner Grundschulen
verteilt. So ist ihr Anteil an Schulen mit mehr als 70 Prozent Kindern aus
armen Haushalten 2,3-mal so hoch wie an jenen, an denen nur jedes zehnte
Kind von den Lernmitteln befreit ist.

Die vom Autorenteam ausgewerteten Schulinspektionsberichte zeigen vor
allem für die Sekundarschulen, dass die Qualität des Unterrichts mit der
sozialen Zusammensetzung der Schülerschaft korrespondiert. So schneiden
Sekundarschulen mit vielen Kindern aus Familien, die staatliche
Transferleistungen beziehen, schlechter ab - bei der
Unterrichtsgestaltung, der Individualisierung von Lernprozessen, den
Schulergebnissen und der Schulkultur, also der Beteiligung von
Schüler*innen und Eltern.

Auffällig ist, dass gerade die Schulen, die den höchsten Anteil armer
Kinder (70 Prozent und mehr) haben, nicht immer am schlechtesten
abschneiden. Am ungünstigsten stellt sich die Situation eher an Schulen
dar, deren Anteil lernmittelbefreiter Kinder zwischen 40 und 70 Prozent
liegt. "Wir vermuten, dass die sozial am stärksten benachteiligten Schulen
mehr Aufmerksamkeit und mehr Unterstützung durch Programme der
öffentlichen Hand, aber auch der Zivilgesellschaft erfahren", erklärt Rita
Nikolai.

Die Ergebnisse haben nach Auffassung des Forscherteams über Berlin hinaus
Bedeutung. In vielen Städten gibt es mittlerweile Schulen, an denen über
die Hälfte der Kinder aus Haushalten kommen, die von staatlichen
Transferleistungen leben. Anders als Berlin haben einige Bundesländer
bislang keine Programme für die sogenannten Brennpunktschulen aufgelegt.
Zudem liegt Berlin beim Lehrermangel vorne. "In den ostdeutschen
Bundesländern werden in den nächsten 15 Jahren 60 Prozent aller Lehrer an
allgemeinbildenden Schulen in Rente gehen. Ihre Stellen werden an Schulen
in sozialen Brennpunkten, aber auch auf dem Land besonders schwer
nachzubesetzen sein", prognostiziert Marcel Helbig.


Die Studie ist als WZB-Discussion Paper erschienen:

Marcel Helbig, Rita Nikolai:

Bekommen die sozial benachteiligsten Schüler*innen die "besten" Schulen? (PDF)

https://bibliothek.wzb.eu/pdf/2019/p19-002.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution191

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH, 06.03.2019
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SCHAUSPIEL/1251: Cuxhaven - "Mr. President First", von Stefan Zimmermann mit Max V. Martens, 18.03.19


Stadt Cuxhaven

"Mr. President First" Boulevard-Schauspiel von Stefan Zimmermann
mit Max V. Martens



Am Sonntag, den 18. März 2019, um 19:00 Uhr empfängt Sie "Mr.
President First" im Stadttheater Cuxhaven, Rathausstr. 21, 27472
Cuxhaven.

Der einflussreiche und begüterte TV-Star Edward Tishler wird von der
neuen aufstrebenden Partei "Für Amerika" gebeten, ihr
Präsidentschaftskandidat zu werden. Die Partei braucht ein bekanntes
Gesicht als Aushängeschild. Tishler, der mit seiner jungen Freundin
Emely Harper zusammenlebt, wird von dem einflussreichen Milliardär
Norman Craig auf Parteilinie gebracht. Tishlers Umfragewerte schnellen
in die Höhe, die neue Partei feiert ihn. Als Emely nicht mehr nur die
tägliche Pressearbeit stemmen, sondern auch noch den Wahlkampf für
Edward organisieren soll, kommt es zum Konflikt zwischen beiden und
Olivia Sanders soll nun für den Wahlsieg sorgen.

Nachdem Emely dem jungen Diplomaten Jonatan Hofmann begegnet, kann
sie sich aus den Fesseln Edwards befreien. Emely gewinnt
Selbstvertrauen und arbeitet sich fleißig im diplomatischen Dienst bei
der UNO hoch. Als Ex-Freundin von Tishler ständig verfolgt gerät Emely
immer mehr in den Fokus der Öffentlichkeit. Die starke liberale Partei
"Liberaldemokratisches Bündnis" entdeckt in ihr ungeahntes Potential
für neue Wählerschichten. Emely wird ihre Kandidatin, auch ihre Werte
schnellen in die Höhe. Es kommt zum Showdown im TV-Duell vor Millionen
Zuschauern ...

Die in letzter Zeit unschwer zu durchschauenden Ränkespiele der
Mächtigen werden hier pointiert aufs Korn genommen. Auch eine positive
Gegenkraft macht sich bemerkbar: eine Frau mit Moral und Anstand,
politischer Weitsicht und Verantwortung lässt auf eine wirklich
bessere Zukunft hoffen.

Sichern Sie sich Ihre Eintrittskarte für diesen Abend in
der Kulturinformation im Schlossgarten 4, 27472 Cuxhaven, 
Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr),
online unter www.cuxhaven.de/tickets oder am Veranstaltungsabend ab
18:00 Uhr an der Abendkasse im Stadttheater (Tel. 0 47 21/3 56 56).
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INSEKTEN/301: Bedrohte Wildbienen - Verhungern im ländlichen Raum (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 06.03.2019

Bedrohte Wildbienen - Verhungern im ländlichen Raum



Um die einheimischen Wildbienen ist es nicht gut bestellt - mehr als
die Hälfte aller Arten ist gefährdet. LMU-Wissenschaftler haben
untersucht, welche besonders anfällig sind. Spätfliegende Bienen auf
dem Land sind besonders betroffen.

Wildbienen sind als Blütenbestäuber ökologisch unverzichtbar und
damit von enormem ökonomischen Nutzen. Doch von den über 500
Wildbienenarten in Deutschland sind mehr als die Hälfte bedroht oder
lokal schon ausgestorben. Die LMU-Biologin Susanne Renner, Inhaberin
des Lehrstuhls für Systematische Biologie und Mykologie sowie
Direktorin des Botanischen Gartens München-Nymphenburg, hat nun mit
ihrem Team anhand von Veränderungen der Roten Liste untersucht, welche
Faktoren den Rückgang der Wildbienen verursachen. Ihre Ergebnisse,
über die sie im Fachmagazin Proceedings of the Royal Society B
berichten, legen nahe, dass die Bienen in landwirtschaftlich intensiv
genutzten Gebieten vor allem im Spätsommer zu wenig Nahrung finden.

Wildbienen - zu denen auch die Hummeln gehören - sammeln wie
Honigbienen Nektar und Blütenstaub und spielen deshalb eine
wesentliche Rolle bei der Bestäubung von Blütenpflanzen - dabei sind
einige Arten sogar effektiver als Honigbienen. Hummeln etwa besuchen
im gleichen Zeitraum rund drei-bis fünfmal mehr Blüten. Der Bund für
Umwelt und Naturschutz (BUND) gibt den monetären Wert der
Insektenbestäubung in Europa auf über 14 Milliarden Euro pro Jahr an,
manche Pflanzen wie Tomaten oder Glockenblumen werden ausschließlich
von Wildbienen bestäubt. Aber wie aktuelle Studien
(https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0006320718313636)
zeigen, nimmt die Zahl der Insekten weltweit dramatisch ab - und das
gilt auch für die Bienen. "Allgemein scheint die Artenvielfalt von
Bienen aufgrund der intensiven Landwirtschaft und des verstärkten
Einsatzes von Pestiziden, die sich beide negativ auf Nahrungsquellen
und Nistmöglichkeiten auswirken, rückläufig zu sein", sagt Renner.
"Wir wollten herausfinden, welche Eigenschaften bestimmte Arten
besonders anfällig dafür machen, lokal auszusterben."

Für ihre Untersuchung nutzten die Wissenschaftler Veränderungen des in
der sogenannten Roten Liste festgehaltenen Gefährdungsstatus
einheimischer Wildbienenarten, der in Deutschland seit mehr als 40
Jahren erfasst wird. "Auf der Basis dieser Daten haben wir untersucht,
welche artspezifischen Eigenschaften - etwa Habitatwahl,
Pollen-Spezialisierung, Körpergröße, Nistplatzwahl, Dauer der
Flugaktivität und Zeitpunkt des Auftretens während der Saison -
statistisch den Gefährdungsstatus beziehungsweise das Aussterben einer
Art voraussagen", sagt Renner.

Insgesamt konnten die Wissenschaftler 445 der 561 in Deutschland
bekannten Bienenarten in ihre Analyse einbeziehen und somit 79 Prozent
der deutschen Bienenfauna abdecken. Dabei zeigte sich zu ihrer
Überraschung, dass die Spezialisierung auf bestimmte Blüten entgegen
ihrer Erwartung keinen Effekt hatte. "Zwei Faktoren allerdings waren
extrem stark mit einer Gefährdung korreliert: Die Habitatpräferenz -,
also die Spezialisierung auf einen Lebensraum - und eine Flugzeit erst
im Spätsommer", sagt Michaela Hofmann, Doktorandin in Renners Team und
Erstautorin des Papers. Das Bienenvorkommen in den Städten ist
vergleichsweise stabil, und auch die Bienen, die im Frühling
ausfliegen, wie etwa die gehörnte Mauerbiene (Osmia cornuta), gelten
als nicht gefährdet. Im Gegensatz dazu erhöhten enge
Lebensraumpräferenzen, eine kurze Flugzeit und das Auftreten erst im
Spätsommer das Aussterberisiko. "Den Spätfliegern - dazu gehört
beispielsweise die Zahntrost-Sägehornbiene (Melitta tricincta) - vor
allem auf dem Land geht es unserer Interpretation nach nicht gut, weil
es dort dann nicht mehr genug Nahrung gibt. Landwirtschaftlich
intensiv genutzte Flächen sind im Spätsommer von Blüten ausgeräumt,
während es im Frühling wenigstens noch Massenpflanzen wie Raps und
blühende Obstplantagen gibt", sagt Renner. Dieser Faktor ist für die
Wissenschaftler der wahrscheinlichste Grund für den Rückgang der
Wildbienenarten in Deutschland.

Die Förderung umweltfreundlicher Anbaumethoden, wie sie im
Volksbegehren Artenvielfalt gefordert werden, könnte auch
spätfliegenden Bienenarten zugutekommen, sagt Renner. Helfen würden
nach Ansicht der Wissenschaftler beispielsweise eine seltenere Mahd,
die Anlage von Blühstreifen oder das Stehenlassen von
Ackerrandstreifen mit Ackerunkräutern. In Bayern kommen derzeit an
einem Runden Tisch Initiatoren und Kritiker des Volksbegehrens
zusammen, um an einem Kompromiss für den Gesetzesentwurf zu arbeiten.
"Aber auch Hobbygärtner können jetzt schon Bienen helfen, indem sie
auf vielfältige Hausgärten ohne Pestizide und Mähroboter setzen", sagt
Renner. Proceedings of the Royal Society B 2019



Originalpublikation:

Narrow habitat breadth and late-summer emergence increases extinction
vulnerability in Central European bees

Michaela M. Hofmann, Constantin M. Zohner, and Susanne S. Renner

Proceedings of the Royal Society B 2019

https://royalsocietypublishing.org/doi/10.1098/rspb.2019.0316

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news711622
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http://idw-online.de/de/institution114
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FORSCHUNG/1500: Neue exotische Mückenart siedelt sich in Hessen an (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 06.03.2019

Neue exotische Mückenart siedelt sich in Hessen an



Frankfurt, den 06. März 2019. Nach der Asiatischen Tigermücke und der
Asiatischen Buschmücke hat sich nun auch eine dritte exotische
Mückenart in Hessen angesiedelt. Aedes koreicus habe in Wiesbaden eine
Population etabliert, berichten Wissenschaftler*innen der Senckenberg
Gesellschaft und der Goethe-Universität im Fachmagazin "Parasitology
Research". Erstmals wurde 2015 eine einzelne Mücke dieser Art in
Bayern nachgewiesen. Bei der im Rahmen des bundesweiten
Stechmücken-Monitorings in Hessen entdeckten Population könnte es
sich um Vorboten einer flächendeckenden Ausbreitung der exotischen
Mückenart in Deutschland handeln.




[image: Foto: © Dorian D. Dörge, Senckenberg & Goethe-Universität]

Weibchen der ostasiatischen Mückenart Aedes koreicus.

Foto: © Dorian D. Dörge, Senckenberg & Goethe-Universität



Als Prof. Dr. Sven Klimpel, Senckenberg Biodiversität und Klima
Forschungszentrum und Goethe-Universität, und sein Team ihre im Rahmen
eines wissenschaftlichen Monitorings gefangenen Stechmücken
untersuchten, staunten sie nicht schlecht, als darunter gleich vier
Exemplare der Art Aedes koreicus waren. Von dieser exotischen
Mückenart wurde nämlich in Deutschland bislang erstmals ein Individuum
2015 nahe Augsburg nachgewiesen.

Gefangen wurden die eingewanderten Aedes koreicus-Mücken vom Team um
Klimpel im Jahr 2017 in Wiesbaden, also zwei Jahre später und 400
Kilometer weiter nordwestlich als der Erstfund in Bayern. "Darüber
hinaus konnten wir bei Beprobungen im Mai und Juli 2018 an derselben
Stelle erneut Larven und Puppen dieser Mückenart nachweisen. Es ist
daher wahrscheinlich, dass in Hessen eine ganze Population überwintert
hat und diese Mücke langsam anfängt, sich in Deutschland
auszubreiten", erklärt Klimpel.

Aedes koreicus ist ein Newcomer in Europa und wurde erstmals 2008 in
Belgien gemeldet. Mittlerweile geht das Europäische Seuchenzentrum
davon aus, dass sich die Art in Belgien, Italien, der Schweiz und in
Ungarn etabliert hat. "Eine weitere Ausbreitung in Deutschland wäre
demnach neu, liegt aber nahe, denn das Ausbreitungspotential und die
klimatischen Vorlieben ähneln denen der bereits in Deutschland
heimischen Asiatischen Tigermücke und Asiatischen Buschmücke", so Dr.
Antje Steinbrink, Wissenschaftlerin am Senckenberg Biodiversität und
Klima Forschungszentrum und der Goethe-Universität.

Aedes koreicus stammt wie die anderen exotischen Mücken aus Ostasien
und ist eigentlich in Korea, Japan, China und Teilen Russlands zu
Hause. Die Mückenart profitiert davon, dass ihre Eier - wie auch bei
der Asiatischen Tigermücke und den Buschmücken - in Europa den Winter
überstehen können. Außerdem fühlt sie sich in urbaner Umgebung, in der
es eine Vielzahl von Wasserlachen gibt, besonders wohl.

Für den Menschen gefährlich sind die kleinen, tagaktiven Blutsauger,
weil sie potentielle Krankheitsüberträger sind. Steinbrink dazu:
"Aedes koreicus kann nachgewiesenermaßen das Virus der Japanischen
Enzephalitis übertragen und Laborversuche haben belegt, dass die
Mücken das Chikungunya-Virus verbreiten können. Darüber hinaus können
die Mücken Menschen mit Fadenwürmern (Dirofilarien) infizieren".

Nicht zuletzt deswegen werden die Wissenschaftler*innnen, die neue
Population genau im Auge behalten. Noch wäre allerdings eine
weitergehende Option denkbar. "Durch den weltweiten Handel und Verkehr
werden immer wieder einzelne exotische Mücken nach Deutschland
eingeführt. Wenn sich bislang nur eine kleine Population einer neuen
Mückenart in Deutschland angesiedelt hat, kann man diese
gegebenenfalls zurückdrängen. Haben sich die Mücken erst großflächig
ausgebreitet, ist diese Chance jedoch vertan", sagt Klimpel.



Originalpublikation:

Steinbrink, A., Zotzmann, S., Cunze, S., Klimpel, S.(2019): Aedes
koreicus - a new member of the genus Aedes establishing in Germany.
Parasitology Research, 

doi: 10.1007/s00436-019-06232-x

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:
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MELDUNG/491: "Radiance Light Trends" zeigt Veränderungen der Lichtemissionen weltweit (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ,
06.03.2019

"Radiance Light Trends" zeigt Veränderungen der Lichtemissionen
weltweit



Eine neue Webanwendung, entwickelt von einem GFZ-Forscher, ermöglicht
es allen Interessierten, die von Satelliten seit 1992 vermessenen
Trends der nächtlichen Beleuchtung selbst zu analysieren. Es sind
keine geowissenschaftlichen Vorkenntnisse nötig.

Viele wissenschaftliche Satellitendaten sind im Prinzip kostenlos
verfügbar. Das bedeutet aber nicht, dass sie tatsächlich einfach der
breiten Öffentlichkeit zugänglich sind. Eine neue Webanwendung soll
das zumindest für Satellitenbilder der Erde bei Nacht ändern.
"Radiance Light Trends" ermöglicht es jedem mit Internetverbindung,
schnell und einfach eine Region oder einen Standort auszuwählen und
die dort seit 1992 von Satelliten beobachteten Entwicklungen der
nächtlichen Lichtemissionen zu analysieren. Die Entwicklung der
Webapplikation leitete Christopher Kyba vom Deutschen
GeoForschungsZentrum GFZ in Potsdam. Sie wurde im Rahmen des im
EU-Programm Horizon 2020 geförderten Projekts GEOEssential erstellt.
Für die Programmierung war Jurij Stare von Deneb Geoinformation
Solutions zuständig.

Satelliten produzieren große Mengen an Daten, die sich häufig nicht
ohne weiteres herunterladen lassen. "Ich schätze, dass es mindestens
einen Tag Arbeit bedeutet, wenn ein Laie versucht, ohne unsere
Anwendung die Entwicklungen der Lichtemissionen für eine bestimmte
Region zu analysieren", sagt Christopher Kyba. "Neben dem
Herunterladen der Daten ist für die Auswahl einer Region und deren
Analyse Spezialwissen über Software für geografische
Informationssysteme erforderlich." Mit "Radiance Light Trends" ist es
nun auch ohne spezielle Ausbildung möglich, in weniger als einer
Minute eine Grafik mit Lichttrends zu erstellen.

"Man kann die Entwicklung der Lichtverschmutzung für nahezu jeden
Standort und jede Region der Welt berechnen lassen", erklärt
Christopher Kyba. "Nimmt man zum Beispiel ein Gebiet um Berlin und
startet die Analyse, wird man sehen, wie viel heller es in den letzten
Jahren geworden ist. Das Besondere daran ist: Neue Satellitendaten
werden automatisch in die Datenbank eingepflegt und bei der Berechnung
berücksichtigt. Das ist besonders für interessierte Bürgerinnen und
Bürger, im Umweltschutz Tätige oder Medien nützlich, aber auch für
Kommunalverwaltungen und Unternehmen, die Beleuchtungsmaßnahmen
planen. Die Anwendung könnte auch für die Analyse von Naturgefahren
und die Planung oder den Wiederaufbau von Infrastrukturen hilfreich
sein."

Gewächshaus erstrahlt, Flughafen verringert Beleuchtung

Veränderungen in der Beleuchtung, die durch "Radiance Light Trends"
verfolgt werden können, haben laut Christopher Kyba unterschiedliche
Ursachen. Ein Beispiel dafür ist der Tucson International Airport in
Arizona in den USA, wo von August bis Oktober 2014 Hunderte
Außenleuchten ausgetauscht wurden, um den Energieverbrauch und die
Lichtverschmutzung zu reduzieren. Dort ist ein deutlicher Rückgang des
Lichts in "Radiance Light Trends" sichtbar (Screenshots finden Sie
hinter dem Link weiter unten). Ein weiteres Beispiel ist die
Lichtemission großer Gewächshäuser, die oft vormals dunkle Bereiche
erhellt. So beleuchtet beispielsweise ein etwa 350 Kilometer
südwestlich von Moskau gelegenes Gewächshaus seit 2015 die Nacht
(Siehe Links mit animierten GIFs weiter unten).

Die der Anwendung zugrunde liegenden Daten stammen von zwei
Satellitensystemen, die in den letzten Jahrzehnten von verschiedenen
Regierungsbehörden der USA betrieben wurden. Für die Jahre 1992 bis
2013 stammen die Daten aus dem Operational Linescan System der
DMSP-Satelliten (Defense Meteorological Satellite Program). Ab 2012
ist die Datenquelle das "Day/Night Band" des Instruments Visible
Infrared Imaging Radiometer Suite (VIIRS DNB). Für die Anzeige der
Satellitendaten bei "Radiance Light Trends" stehen mehrere
Möglichkeiten zur Verfügung: Man kann zum Beispiel eine farbkodierte
Projektion der Lichtmesswerte mit Jahres- oder Monatsdaten auf eine
Erdkarte erstellen oder einen Rahmen beziehungsweise ein Polygon um
ein Gebiet von Interesse zeichnen, um eine Zeitreihe mit Lichtdaten
für mehrere Jahre auf monatlicher Basis zu erhalten. Die Daten können
auch problemlos in verschiedenen Formaten exportiert werden.

Christopher Kyba weist darauf hin, dass andere Satellitendatensätze
ebenfalls zugänglich gemacht werden könnten: "Es gibt keinen Grund,
warum eine ähnliche Anwendung nicht für Temperaturmessungen, für Daten
des arktischen Meereises oder eine Vielzahl anderer Umgebungsvariablen
entwickelt werden könnte. Wir planen deshalb auch, den "Radiance Light
Trends" zugrundeliegenden Code in Kürze unter einer Lizenz
freizugeben, die es anderen ermöglicht, ihn wiederzuverwenden."

Hinweis: Die Analyse großer Bereiche kann einige Sekunden dauern, und
während dieser Zeit kann die Applikation für andere Benutzer langsam
reagieren. Aus diesem Grunde sind die Analysen derzeit auf 5.000
Quadratkilometer begrenzt. Weitere Informationen zu den Satelliten,
den Einschränkungen von Satellitendaten sowie zu den Entwicklern und
der Finanzierung der Anwendung finden Sie im Abschnitt "About" der
Website.




Weitere Informationen finden Sie unter

https://lighttrends.lightpollutionmap.info

("Radiance Light Trends"-Website)

http://www.geoessential.eu/

(GEOEssential-Projekt)

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:
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http://idw-online.de/de/institution42
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ÖKOSYSTEME/129: Verlust von Baumarten in Wäldern destabilisiert Insektenlebensgemeinschaften (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 06.03.2019

Nahrungsnetze der Insekten

Biologische Vielfalt stabilisiert die Interaktionen zwischen den Arten



Der Rückgang der biologischen Vielfalt und der damit einhergehende
Verlust von Pflanzenarten haben viele Auswirkungen auf unsere
Ökosysteme. Das wurde bisher durch Studien im so genannten Offenland,
also in nicht überbauten oder von Gehölzvegetation dominierten
Gebieten, gezeigt. Jetzt konnte ein Team von Biologinnen und Biologen
der Universität Freiburg nachweisen, dass der Verlust von Baumarten in
Wäldern Insektenlebensgemeinschaften und deren Interaktionen
untereinander und mit Pflanzen destabilisiert. Somit ist die
Baumdiversität in Wäldern wichtig, um die Nahrungsnetze von Insekten
zu stärken. Ihre Ergebnisse präsentieren sie in der aktuellen Ausgabe
des Fachmagazins "Proceedings of the Royal Society B".




[image: Ausschnitt: Interaktion zwischen Blattläusen und Zikaden mit Ameisen an einer Pflanze - Foto: © AG Klein]

Mit zunehmender Vielfalt der Baumarten kommen mehr Blattlaus- und
Zikadenarten vor. 

Foto: © AG Klein



Die Forschenden um Dr. Felix Fornoff, Dr. Michael Staab und Prof. Dr.
Alexandra-Maria Klein von der Professur für Naturschutz und
Landschaftsökologie untersuchten Blattläuse und Zikaden, die sich vom
Saft verschiedener Bäume ernähren. Zudem schauten sich die Biologen
die so genannte Trophobiose, eine Interaktion zwischen Blattläusen und
Zikaden mit Ameisen, genauer an. Bei der Trophobiose scheiden
Blattläuse und Zikaden für die Ameisen Honigtau, eine Art
Zuckerwasser, aus. Im Gegenzug beschützen diese sie vor Feinden. Alle
Beteiligten haben somit einen Vorteil und gehen eine Symbiose ein.

In einem 50 Hektar großen Waldexperiment in China stehen auf 600
Versuchsparzellen Baumarten in Monokultur und in Mischungen mit bis zu
16 unterschiedlichen Arten. In diesem Aufbau haben die Freiburger
Forscherinnen und Forscher über 10.000 Bäume und mehrere 100.000
Blätter auf diese Blattlaus/Zikaden-Ameisen Interaktionen untersucht.
Sie konnten zeigen, dass mit zunehmender Vielfalt der Baumarten mehr
Blattlaus- und Zikadenarten sowie Ameisenarten vorkommen. Demnach ist
die Baumartenvielfalt ausschlaggebend für die Vielfalt der mit den
Bäumen assoziierten Insektenarten. Weiterhin konnte das Team um
Fornoff, Staab and Klein durch die Analyse der Nahrungsnetze zeigen,
dass mit zunehmender Baumartenvielfalt jede Blattlaus- und Zikadenart
mit mehr Baumarten interagiert und auch jede Ameisenart mehr Arten als
Partner für ihre Symbiose nutzt. Die Vielfalt an Interaktionspartnern
bezeichnen die Forscher als Redundanz im Nahrungsnetz. Das bedeutet,
dass die Nahrung der Blattläuse und Zikaden sowie der Ameisen bei sich
ändernden Umweltbedingungen in diversen Baumbeständen nicht verloren
geht.

Originalpublikation:

Fornoff, F., Klein, A.-M., Blüthgen, N., Staab, M. (2019): Tree
diversity increases robustness of multi-trophic interactions. In:
Proceedings of the Royal Society B, 20182399. 

doi: 10.1098/rspb.2018.2399



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2018/nahrungsnetze-der-insekten?set_language=de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news711611

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution69
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VERKEHR/1173: Luftqualität - Das Ruhrgebiet braucht dringend eine Verkehrswende (idw)


Mercator Research Center Ruhr GmbH - 06.03.2019

86% der Menschen im Ruhrgebiet sorgen sich um die Luftqualität,
fahren aber weiter mit dem Auto



Das Ruhrgebiet braucht dringend eine Verkehrswende: Wegen des
zunehmenden Autoverkehrs sorgen sich 86% der Menschen um die
Luftqualität in den Städten. Doch der öffentliche Nahverkehr ist für
Autofahrer immer noch keine Alternative. Allerdings steigen sie nicht
wegen der hohen Ticketpreise ins Auto, sondern weil das Angebot des
ÖPNV oft unzureichend ist. Das zeigt eine aktuelle Studie des
Duisburger Sozialwissenschaftlichen Umfragezentrums, die von der
Arbeitsgruppe "Metropole in Bewegung", der Global Young Faculty (GYF),
einem Netzwerk von Nachwuchswissenschaftlern der Universitätsallianz
Ruhr und jungen Vertretern aus der Wirtschaft in Auftrag gegeben
wurde.

Zeit und Bequemlichkeit verhindern Umstieg auf ÖPNV

Zunehmender Straßenlärm und steigende Luftverschmutzung
beeinträchtigen die Gesundheit der Menschen und CO2-Emissionen
schädigen das Klima, mit der Folge, dass Fahrverbote drohen.
Angesichts dieser Herausforderungen wollte die Arbeitsgruppe
"Metropole in Bewegung" der GYF mit einer Studie herausfinden, warum
nicht mehr Menschen vom Auto auf Bus und Bahn umsteigen. Der
Ticketpreis - das zeigt die Umfrage - ist nicht der entscheidende
Faktor, warum man sich für die Fahrt mit dem Auto entscheidet. 78% der
befragten Personen geben an, dass sie aus Bequemlichkeit nicht auf ihr
Auto verzichten wollen. Wenn es keine passenden Verbindungen gibt und
man infolge dessen mehr als einmal umsteigen muss, ist das für viele
bereits ein Grund den öffentlichen Nahverkehr nicht zu nutzen. Für 60%
der Befragten dauern darüber hinaus Fahrten mit Bus und Bahn häufig zu
lange. Dagegen ist ein zu hoher Ticketpreis nur für 42% der
Studienteilnehmer ein Grund nicht zu wechseln.

Es gibt demnach noch viel zu tun, um den Nahverkehr attraktiver zu
machen: bessere, zuverlässigere und schnellere Verbindungen. Dazu
müsste der Nahverkehr erheblich ausgebaut werden. Das erfordert ein
engeres Netz, eine höhere Taktung und aufeinander abgestimmte
Anschlussverbindungen, um am Ende mit dem Auto nicht doch schneller
und bequemer am Ziel zu sein.

Bei manchen Autofahrern genügt aber auch ein letzter Anstoß, um auf
den Öffentlichen Nahverkehr umzusteigen. Das belegen die Ergebnisse
eines Mobilitätsexperiments, welches die Arbeitsgruppe der GYF
zusätzlich durchführte. Knapp 70 Berufspendler aus verschiedenen
Unternehmen im Ruhrgebiet, die vorher überwiegend mit dem Auto zur
Arbeit fuhren, erhielten für vier Wochen ein kostenloses ÖPNV-Ticket.
Im Zeitverlauf nutzten immer mehr Pendler Bus und Bahn.Trotz höherem
Zeitaufwand und geringerer Flexibilität gaben nach dem Experiment die
Hälfte der Pendler an, auch zukünftig der Umwelt zuliebe öfter den
Nahverkehr zu nutzen und 7% kauften sich selbst ein weiteres
Monatsticket. Dagegen sahen die anderen 50% der Teilnehmer Zeit und
Kosten weiterhin als größtes Hindernis für einen Wechsel an.

Über die Global Young Faculty

In der Global Young Faculty treffen sich herausragende
Nachwuchswissenschaftler/innen der Metropole Ruhr, um in
interdisziplinären Arbeitsgruppen Themen von gemeinsamem Interesse zu
bearbeiten. Das Netzwerk ist eine Initiative der Stiftung Mercator in
Zusammenarbeit mit der Universitätsallianz Ruhr (UA Ruhr) und wird vom
Mercator Research Center Ruhr (MERCUR) in Essen koordiniert. In der
fünften Runde der Global Young Faculty vernetzen sich die
Nachwuchswissenschaftler erstmals auch mit jungen Vertretern aus der
Wirtschaft. Diese Kooperation wird vom Initiativkreis Ruhr
unterstützt.

http://www.global-young-faculty.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news711625

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1668

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Mercator Research Center Ruhr GmbH - 06.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AGRARINDUSTRIE/037: Kakao - Bittere Schokolade (ROBIN WOOD magazin)


ROBIN WOOD magazin - Nr. 140/1.2019

Kakao: Bittere Schokolade

von Tina Lutz



Schokolade - für uns ein Genuss. Für die Bäuerinnen und Bauern in
den Anbauländern mit harter Arbeit, Hungerlöhnen und Kinderarbeit
verbunden. Hinzu kommt, dass der Kakaoanbau in den Hauptanbauländern
Ghana und Elfenbeinküste die Regenwaldgebiete fast vollständig
zerstört hat. Trotz großer Versprechungen der Schokohersteller die
Waldzerstörung zu stoppen und für faire Arbeitsbedingungen zu sorgen,
ist keine Besserung eingetreten. Die Nachhaltigkeitsbekundungen der
großen Schokoladenproduzenten laufen bisher ins Leere.


Die Elfenbeinküste, das wichtigste Anbauland von Kakao, hat seit
der Unabhängigkeit 1960 rund 90 Prozent seines Waldes verloren. Nur
noch vier Prozent der Fläche sind von dichtem Wald bedeckt. Arten wie
Waldelefanten und Schimpansen, die dort früher weit verbreitet waren,
stehen in dem Land kurz vor dem Aussterben. Der Wald musste weichen
für die Kakaonachfrage großer Schokoladenfirmen wie Nestlé, Mondeléz
(u.a. Milka), Ferrero und Mars. Die Firmen werden von großen
Agrarhändlern beliefert. Ungefähr die Hälfte des weltweit gehandelten
Kakaos wird von nur drei Firmen kontrolliert: Cargill, Olam und Barry
Callebaut. Die Unternehmen halten sich auch nicht von Schutzgebieten
fern. Untersuchungen der Umweltorganisation Mighty Earth haben
ergeben, dass zum Beispiel Cargill bis zu 40 Prozent des Kakaos aus
Elfenbeinküste von Flächen innerhalb von Nationalparks und anderen
geschützten Gebieten bezieht. Auch in Ghana, dem weltweit zweitgrößten
Anbauland, hat der Kakaoanbau fast die gesamte Waldfläche außerhalb
der Schutzgebiete zerstört. Auch hier konnte Mighty Earth
Kakaoanbauflächen innerhalb von Schutzgebieten dokumentieren.
Westafrika ist zwar die wichtigste Anbauregion, jedoch zählt der
Kakaoanbau auch in anderen Ländern wie Indonesien, Peru oder Ecuador
zu einer Hauptursache für Entwaldungen.

Kakaoarbeiter*innen in Westafrika verdienen im Durchschnitt weniger
als einen Dollar pro Tag. In Elfenbeinküste sind es im Schnitt sogar
nur 50 Cent. Der wirtschaftliche Druck auf die Bäuerinnen und Bauern
hat in den letzten Jahren sogar noch zugenommen. Auch die
Arbeitsbedingungen sind sehr schlecht. Der Großteil des Kakaos wird in
Monokulturen mit großem Einsatz von Pestiziden angebaut, die die
Gesundheit der Arbeiter*innen und Anwohner*innen gefährden und die
Umwelt belasten. Verstöße gegen das internationale Arbeitsrecht sind
an der Tagesordnung. Es gibt sogar Hinweise auf Arbeitscamps, wo
Arbeiter*innen unter sklavenartigen Bedingungen Kakao anbauen müssen.

Ein Thema, das immer wieder in den europäischen Medien eine Rolle
spielt, ist die Kinderarbeit. Auch hier spitzt sich die Situation eher
noch zu. Laut dem US-amerikanischen Arbeitsministerium arbeiten heute
in Ghana und Elfenbeinküste 21 Prozent mehr Kinder illegal auf
Kakaoplantagen als noch vor fünf Jahren. Mehr als zwei Millionen
westafrikanische Kinder helfen unter gefährlichen und
gesundheitsschädlichen Bedingungen bei der Kakaoernte.

Immer wieder versprach die Industrie, die Entwaldungen stoppen zu
wollen und für bessere Arbeitsbedingungen und ein Verbot von
Kinderarbeit zu sorgen. Freiwillige Ansätze und
Zertifizierungsinitiativen sind mittlerweile im Kakaosektor weit
verbreitet. Die Fortschritte in den Anbaugebieten sind aber bisher
sehr gering. So verkündeten im November 2017 die Regierungen von
Elfenbeinküste und Ghana sowie wichtige Schokoladenfirmen in einer
Deklaration, die Entwaldung für Kakao aktiv bekämpfen zu wollen und
zum Beispiel keinen Kakao mehr von frisch gerodeten Flächen zu
beziehen. Ein Jahr nach der Unterzeichnung entlarvte Mighty Earth die
Versprechungen als reines Greenwashing. Aufnahmen von Satelliten,
Drohnen sowie Feldrecherchen zeigen, dass die Waldzerstörung in
Westafrika weiter voranschreitet. Allein in Elfenbeinküste wurde 2018
eine Waldfläche in der Größe von 15.000 Fußballfeldern zerstört.
Untersuchungen zeigen, dass Cargill und andere Agrarhändler, anders
als versprochen, weiterhin Kakao von frisch gerodeten Flächen kaufen.

Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen finden: Die Zeit für
Experimente und leere Versprechungen ist abgelaufen. Wir brauchen
endlich verbindliche rechtliche Regelungen, die den Import von Kakao
aus Entwaldung sowie Kinderarbeit und unmenschliche Arbeitsbedingungen
sicher ausschließen. Derzeit wird dies auf EU-Ebene diskutiert. Soll
ein solcher Ansatz wirken, ist es unverzichtbar, dass entsprechende
Standards und ihre Umsetzung von EU-Seite verbindlich formuliert und
festgeschrieben werden. Auf keinen Fall dürfen Zertifizierungssysteme
allein die Überwachung der Einhaltung von Standards übernehmen.
Unternehmen müssen vielmehr gesetzlich zur Einhaltung der Vorgaben
verpflichtet werden.

In Frankreich trat 2017 ein Gesetz in Kraft, das französische
Unternehmen mit mehr als 5.000 Mitarbeiter*innen verpflichtet, jedwede
Verletzung von Menschenrechten, Gefährdung der Sicherheit und
Gesundheit des Einzelnen und/oder Schädigung der Umwelt, die im Rahmen
ihrer Tätigkeit oder der ihrer angeschlossenen Unternehmen,
Subunternehmen und Lieferanten auftreten könnte, zu identifizieren und
zu unterbinden. Das bedeutet: Verwendet zum Beispiel ein Unternehmen
Kakao, muss es nachweisen, dass das Produkt aus verantwortungsvollen
Quellen stammt.

Bisher wird ein entsprechendes Gesetz auf EU-Ebene nur von wenigen
Ländern, etwa Frankreich und Belgien, unterstützt. Der Ansatz wird
aber nur eine Chance haben, wenn weitere mächtige Mitgliedstaaten wie
Deutschland ihn mittragen. Bisher halten sich aber insbesondere das
Bundeslandwirtschaftsministerium und das Wirtschaftsministerium
zurück. Finden sich nicht genügend Unterstützer*innen für eine
Regulierung, droht die Initiative zu einer rein symbolischen Aktion zu
verkümmern.


Tina Lutz ist Tropenwaldreferentin bei ROBIN WOOD,
tropenwald@robinwood.de



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Kakao - begehrter Rohstoff für das Essvergnügen der Konsument*innen in den Industrieländern. Die Schokoladenhersteller haben aber ihre Versprechen für bessere Arbeitsbedingungen und den Erhalt der Regenwälder nicht eingelöst

	Allein in Elfenbeinküste wurde 2018 eine Waldfläche in der Größe von 15.000 Fußballfeldern für den Kakaoanbau zerstört, obwohl Schokoladenfabrikanten erklärt hatten, keinen Kakao mehr von frischen Rodungen zu beziehen

	Die Elfenbeinküste ist das wichtigste Anbauland von Kakao und hat in den vergangenen Jahrzehnten rund 90 Prozent seines Waldes verloren

	Kakaoernte bedeutet schwere körperliche Arbeit, bei der immer noch Kinder eingesetzt werden. Erwachsene Arbeiter*innen verdienen nur rund einen Dollar pro Tag

	Artenreicher Regenwald muss weichen für die Kakaonachfrage großer Schokoladenfirmen wie Nestlé, Mondeléz (u.a. Milka), Ferrero und Mars

	Ob Ostern oder Weihnachten: Schokolade nur fair genießen
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LATEINAMERIKA/190: Mexiko - Wärmekraftwerk JA, Goldmine NEIN. AMLO spielt Dr. Jekyll und Mr. Hyde (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko Wärmekraftwerk JA, Goldmine NEIN - AMLO spielt Dr. 
Jekyll und Mr. Hyde

Von Gerold Schmidt



(Mexiko-Stadt, 4. März 2019, npl) - Mexikos Präsident Andrés Manuel
López Obrador, kurz AMLO, zeigt beim Umgang mit Megaprojekten zwei
völlig verschiedene Gesichter: Am vergangenen Wochenende (3. März)
schloss er in Cabo San Lucas, Bundesstaat Baja California Sur, unter
dem Jubel der Anwesenden die Weiterverfolgung des seit mehreren Jahren
diskutierten Bergbauprojektes Los Cardones im Naturschutzgebiet Sierra
de la Laguna kategorisch aus. Dort hatte die Gruppe Invecture vor, im
offenen Tagebau umfangreiche Goldvorkommen auszubeuten.
Interessanterweise befindet sich Invecture im Besitz des umstrittenen
Unternehmers Salinas Pliego, dem auch der mexikanische Fernsehkonzern
TV Azteca gehört. Salinas ist Mitglied des von AMLO ernannten
Unternehmerbeirates. Früher ein erbitterter Gegner von López Obrador,
hatte sich Salinas Pliego mit seinem Medienkonzern vor den
Präsidentschaftswahlen im Juli 2018 auf die Seite des favorisierten
Oppositionskandidaten geschlagen.

AMLO erklärte in Cabo San Lucas mit Hinweis auf das Naturschutzgebiet
und den Tourismus, es ginge darum "das Paradies zu schützen und die
Natur nicht zu zerstören". Zudem müssten die Grundwasserreserven
garantiert werden. Explizit ging er auf ein Treffen mit Gegner*innen
des Tagebauprojektes ein. Diese hatten ihn vor einigen Monaten
aufgefordert, sich eindeutig zu Los Cardones zu äußern. Anders als bei
seinen Befragungen sui generis über einen neuen internationalen
Flughafen für Mexiko-Stadt [1] und ein Wärmekraftwerk im Bundesstaat
Morelos [2] will López Obrador im Fall der Goldmine auf eine Befragung
verzichten und schlicht von seiner Entscheidungsgewalt Gebrauch
machen.


Guter AMLO, böser AMLO

Ganz anders verhält sich der Präsident bei der geplanten
Inbetriebnahme des Wärmekraftwerkes Huexca in Morelos. Dies ist Teil
des Großvorhabens Integrales Projekt Morelos (PIM) mit einer
Gas-Pipeline und einem weiteren geplanten Wärmekraftwerk. Dort ging
AMLO die Gegner*innen am 10. Februar verbal aggressiv als
"konservative Linksradikale" an. Trotz des bisher nicht aufgeklärten
Mordes an dem Wärmekraftwerk-Gegner und Nahua-Indígena Samir Flores
[3] am 20. Februar, sagte er die Befragung im Bundesstaat Morelos [4]
und einigen Landkreisen in den Nachbarstaaten Puebla und Tlaxcala an
dem darauffolgenden Wochenende nicht ab. Die Wahlbeteiligung lag bei
durchschnittlich 2,2 Prozent. Die Bevölkerung in den direkt
betroffenen Gemeinden [5] boykottierte die Wahl zum Teil aktiv. Die
überwältigende Mehrheit der abgegebenen Stimmen im direkten Umfeld des
Projektes lautete auf Nein zum Kraftwerk. Dennoch hatte López Obrador
kein Problem damit, die offiziell 59,5 Prozent Ja-Stimmen des
Gesamtergebnisses als eindeutige Zustimmung zum Projekt zu werten.
Obwohl die Kleinbäuer*innen und -bauern der Region unter anderem um
Menge und Qualität ihres Wassers fürchten - Millionen Liter müssen
tagtäglich durch das Kraftwerk geschleust werden -, wiegt für AMLO in
Morelos die Summe von bereits investierten 25 Milliarden Pesos (ca.
1,2 Milliarden Euro) schwerer.

Auch dies ein angreifbares Argument. Denn das in seiner ursprünglichen
Form völlig eingestampfte Projekt des neuen internationalen
Großflughafens bei Mexiko-Stadt kostete die neue Regierung wegen
angefangener Bauarbeiten und eingegangener Zahlungs- und
Kreditverpflichtungen mehr als 100 Milliarden Pesos (hat sie
allerdings möglicherweise vor weitaus größeren Verlusten bewahrt - in
Teilen lässt der Flughafen Berlin-Brandburg durchaus grüßen). Eine
klare Linie für AMLOs Entscheidungen zu Megaprojekten ist nicht
erkennbar.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/mexiko-stadt-flughafenbau-weder-in-atenco-noch-texcoco/

[2] https://www.npla.de/poonal/energieversorgung-in-zapatas-heimat/

[3] https://www.npla.de/poonal/indigener-aktivist-vor-abstimmung-ueber-kraftwerk-huexca-ermordet/

[4] https://www.npla.de/allgemein/mexiko-abstimmung-ueber-kraftwerk-bringt-keine-klare-entscheidung/

[5] https://www.npla.de/poonal/indigene-rechte-juristische-rueckschritte-und-einsatz-der-politischen-macht/
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WISSENSCHAFT/051: Schutz der Ozeane - Wissenschaftsakademien richten Empfehlungen an G20-Staaten (idw)


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 06.03.2019

Schutz der Ozeane: Wissenschaftsakademien richten Empfehlungen an
die G20-Staaten



Vertreterinnen und Vertreter der Wissenschaftsakademien der
G20-Staaten haben heute in Tokio (Japan) Empfehlungen zur späteren
Beratung beim diesjährigen G20-Gipfel an den japanischen
Premierminister Shinzo Abe übergeben. Das Papier mit Empfehlungen zur
Verbesserung des Meeresschutzes wurde gemeinsam von den
Wissenschaftsakademien der G20-Staaten unter Federführung des
japanischen Wissenschaftsrates erarbeitet. Das G20-Gipfeltreffen
findet am 28. und 29. Juni in Osaka (Japan) statt.

"Ich freue mich, dass die Wissenschaft in diesem Jahr zum dritten Mal
die Gelegenheit hat, ein Thema in die Vorbereitungen des G20-Gipfels
einzubringen", sagte Prof. Dr. Jörg Hacker, Präsident der Nationalen
Akademie der Wissenschaften Leopoldina, die als deutsche Vertreterin
an den Empfehlungen mitgearbeitet hat. "Wenn Wissenschaftsakademien
aus 20 Ländern eine gemeinsame Erklärung an die Staats- und
Regierungschefs verfassen, verleiht das dem wichtigen Anliegen Schutz
der Ozeane und Meere einen besonderen Nachdruck", sagte Hacker weiter.

"Meere und Ozeane regulieren das Klima auf der Erde, sie sind
vielfältige und faszinierende Ökosysteme und Lebensgrundlage für den
Menschen. Gegen ihre Bedrohung durch erhöhten CO2-Ausstoß,
Überdüngung, Gifte, Plastikmüll und Überfischung müssen sehr schnell
wirksame Maßnahmen ergriffen werden", sagt der Klimaforscher und
Mitglied der Leopoldina Prof. Dr. Gerald Haug, Direktor der Abteilung
Klimageochemie und Wissenschaftliches Mitglied am Max-Planck-Institut
für Chemie in Mainz. Gemeinsam mit der Meeresforscherin und
Mikrobiologin Prof. Dr. Antje Boetius, Direktorin des
Alfred-Wegener-Instituts, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung Bremerhaven, und seit 2009 Mitglied der Leopoldina,
war er seitens der Leopoldina an der Erarbeitung der Empfehlungen
beteiligt. Haug betonte bei der heutigen Übergabe der S20-Empfehlungen
in Tokio, dass sich aus seiner Sicht der CO2-Ausstoß weltweit nur dann
nachhaltig verringern lasse, wenn es unter anderem gelinge, bislang
weitgehend unkoordinierte nationale Emissionshandelssysteme und
CO2-Steuern zu einer global abgestimmten Bepreisung von CO2 und
anderen Treibhausgasen fortzuentwickeln.

Das Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der Gruppe der 20
wichtigsten Industrie- und Schwellenländer (G20) Ende Juni in Osaka
ist das dritte, in das sich die Wissenschaft in dem eigens dafür
geschaffenen Dialogforum "Science20" einbringt. Premiere hatte die
wissenschaftliche Beratung der G20-Gipfel im Jahr 2017 im Rahmen der
deutschen G20-Präsidentschaft. Unter Federführung der Leopoldina
hatten die nationalen Wissenschaftsakademien der G20-Staaten damals
Empfehlungen zu einer verbesserten globalen Gesundheitsversorgung
erarbeitet. Auch die G7-Gipfeltreffen werden seit mehr als zehn Jahren
von den Wissenschaftsakademien begleitet.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leopoldina.org/s20

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news711623

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution743
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GENTECHNIK/1080: Bundesregierung fördert massiv neue Gentechnik (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 7. März 2019 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Bundesregierung fördert den Einsatz von Gentechnik in der Tier- und
Pflanzenzucht

Risikoforschung bleibt weitgehend außen vor



7. März 2019 / Eine kleine Anfrage der Grünen im Deutschen Bundestag
zeigt, dass die Bundesregierung den Einsatz von Gentechnik bei
Pflanzen und Tieren intensiv fördert. Darunter sind Projekte zur
gentechnischen Manipulation von Schweinen und Hühnern, von Waldbäumen,
Apfelbäumen, Tomaten und von Ackerpflanzen wie Weizen, Braugerste,
Kartoffeln, Zuckerrüben, Bohnen, Mais, Soja, Reis und Sonnenblumen.
Dabei spielt der Einsatz der Gen-Schere CRISPR-Cas eine zentrale
Rolle. Die Ziele reichen von der Weiterentwicklung von Methoden über
Ertragssteigerung und Resistenzen gegen Krankheiten bis hin zur
gentechnischen Kastration von Ferkeln.

"Wir sehen hier ein grundlegendes Problem: Viele dieser Projekte sind
gesellschaftlich nicht ausreichend legitimiert. Angesichts der breiten
Ablehnung der Bevölkerung gegenüber dem Einsatz der Gentechnik müssten
bei der Vergabe der Forschungsprojekte auch zivilgesellschaftliche
Akteure eingebunden werden, die beispielsweise für den Schutz von
Mensch, Tier, Umwelt und Natur eintreten", kritisiert Christoph Then
für Testbiotech.

Allein das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) stellt,
laut der Antwort der Bundesregierung, im Zeitraum von 2012 bis 2020
über 30 Millionen Euro für Projekte zur Verfügung. Nutznießer sind
u.a. Max-Planck-Institute und Universitäten, aber auch Firmen. Die in
der Anfrage gelisteten Projekte des BMBF dienen der Anwendung und
Entwicklung der Technologie, die Risikoforschung bleibt hier außen
vor. Dazu kommen knapp 10 Millionen Euro von anderen Ministerien, der
größte Anteil wird vom Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) zur Verfügung gestellt. Bei der Auswertung der
Zahlen hat Testbiotech nur die Projekte berücksichtigt, die der
gentechnischen Veränderung von Pflanzen und Tieren dienen, die
freigesetzt und/oder zur Nahrungsmittelerzeugung verwendet werden
sollen. Allerdings ist die Zielsetzung der Projekte nicht immer
eindeutig erkennbar.

Förderung derartiger Projekte gibt es auch auf weiteren Ebenen: So
wurde ein Verbund der Universitäten Düsseldorf und Köln mit dem Titel
Cluster of Excellence on Plant Sciences (CEPLAS), in dessen Rahmen
Genome Editing an Pflanzen einen Schwerpunkt bildet, von 2012 bis 2018
mit über 30 Millionen Euro gefördert. Laut Unterlagen, die Testbiotech
vorliegen, rechnet CEPLAS bis 2025 mit einem Fördervolumen von
weiteren 41 Millionen. Daraus ergibt sich ein Fördervolumen von über
100 Millionen für aktuelle Projekte zur gentechnischen Veränderung von
Pflanzen und Tieren, die freigesetzt und oft auch zur
Nahrungsmittelerzeugung dienen sollen.

Weitere öffentliche Mittel in diesem Bereich fließen u.a. über die
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), die zu großen Teilen vom BMBF
gestellt werden, sowie aus den Forschungsprogrammen der EU. Insgesamt
dürfte die Förderung ein Vielfaches dessen ausmachen, was in der
Antwort auf die Kleine Anfrage aufgelistet wird.

"Es ist offensichtlich, dass viele maßgebliche Forschungseinrichtungen
wie Max-Planck-Institute und Universitäten von den
Forschungsprogrammen und daraus resultierenden Anwendungen
profitieren: Hier werden Lehrstühle und Karrieren zu eben diesen
Themen finanziert, vielfach auch Patente auf die Forschungsergebnisse
angemeldet. Doch neben Produkt- und Technologieentwicklung gibt es nur
sehr wenige Forschungsprojekte zur Erforschung der Risiken. Darunter
leidet auch die öffentliche Debatte und die politische
Entscheidungsfindung", sagt Christoph Then. "Um den Einsatz von
Risikotechnologien wie der Gentechnik steuern zu können, sind wir auf
eine breit angelegte Forschung aus der Perspektive des Umwelt-, Natur-
und Verbraucherschutzes angewiesen. Ohne umfassende
Forschungsprogramme zu den Schutzzielen ist der Einsatz der Gentechnik
nicht zu verantworten."

Aus den vorliegenden Antworten geht auch hervor, dass es generell noch
Forschungsbedarf gibt. So stellt die Bundesregierung klar, dass die
Risiken der mit den neuen Gentechnikverfahren manipulierten Pflanzen
von den erwarteten und unerwarteten Effekten und den Interaktionen mit
der Umwelt abhängen. Auch befassen sich Behörden des BMEL und des
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
(BMU) bereits mit bestimmten Fragen der Begleitforschung. Testbiotech
ist an zwei kleinen Projekten beteiligt, die vom BMBF und dem BMU
finanziert werden. Doch nach Ansicht von Testbiotech müssten die
staatlichen Förderprogramme viel systematischer darauf angelegt
werden, dem Schutz von Mensch, Tier, Umwelt und Natur mehr Gewicht zu
geben. Testbiotech fordert deswegen den systematischen Aufbau einer
Risikoforschung, die von den Interessen der Entwickler und Anwender
unabhängig ist und die Fragen von Umwelt-, Natur und Verbraucherschutz
in das Zentrum stellt.







Weitere Informationen:

Die Antwort der Bundesregierung auf die Anfrage der Grünen:

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/079/1907926.pdf

Projekte, an denen Testbiotech beteiligt ist:

www.genetip.de/de/biotip-pilotstudie/

https://fachstelle-gentechnik-umwelt.de/

Rechtsgutachten zur Förderung einer unabhängigen Risikoforschung:

 www.testbiotech.org/node/2260

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 07.03.2019

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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GENTECHNIK/315: CRISPR-Cas - unkalkulierbar ... (SB)




Das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) behandelt in seinem
diesjährigen "Frontiers"-Report fünf unterschätzte globale
Umweltprobleme, denen sich die Menschheit ausgesetzt sieht. Neben dem
Zerschneiden von Lebensräumen, dem Auftauen des Permafrosts, dem
Stickstoffüberschuß in der Landwirtschaft und den gescheiterten
Klimaschutzmaßnahmen wird auch die synthetische Biologie bzw. die
Herstellung neuer Organismen aufgeführt. Bislang seien die Organismen
nur in geschlossenen Systemen gezüchtet worden, nun aber stehe
beispielsweise die Freisetzung gen-veränderter Moskitos unmittelbar
bevor und niemand wisse, ob sich daraus nicht irreparable Schäden für
Mensch und Umwelt ergeben. [1]

Wie bereits in seinen früheren Berichten aus der "Frontiers"-Reihe
nimmt das UN-Umweltprogramm keine strikte Position gegen eine der von
ihm genannten Technologien ein, sondern spricht von "Chancen und
Herausforderungen", in diesem Fall der Mittel und Methoden der
synthetischen Biologie.

Forscherinnen und Forscher wollen über den mikrobiologischen Eingriff
in die Erbsubstanz zum Beispiel Pflanzen gegen Krankheiten
immunisieren, um den wachsenden Nahrungsbedarf der Menschheit zu
decken, Infektionskrankheiten wie Zika, Dengue und Malaria in Schach
halten, Erbkrankheiten ausmerzen, die Ausbreitung von Tierseuchen
verhindern, invasive Arten einhegen, Erdölersatzstoffe und
Medikamente herstellen, Korallen gegenüber der Erwärmung, Versauerung
und Verschmutzung der Meere unempfindlich machen und sogar vom
Aussterben bedrohte Tier- und Pflanzenarten wiederbeleben.

Die Erwartungen an die synthetische Biologie und die Perspektiven,
die von den damit befaßten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
verbreitet werden, sind riesig. Wohingegen sich die Resultate bislang
eher bescheiden ausnehmen. Das kann man der Forschung allerdings
nicht zum Vorwurf machen, da der - vermeintlich gezielte - Eingriff
in das Genom von Lebewesen erst seit 2012 existiert, als zum ersten
Mal die CRISPR/Cas9 beschrieben wurde. Zwar war das Jahr weder der
Beginn der synthetischen Biologie noch des genomischen Eingriffs,
aber es bildete den Startpunkt für weltweite Forschungen mit dieser
Gen-Schere.

Problematisch ist deshalb auch die Geschwindigkeit, mit der in
verschiedenen Ländern seitdem mit den Lebensbausteinen experimentiert
wird. Das UN-Umweltprogramm bemängelt das Fehlen ethischer Standards
und eines internationalen Regelwerks, damit die Forschungen unter
strenge Aufsicht gestellt werden. Auch müßten alle gesellschaftlich
Beteiligten in die Bestimmung ethischer Standards einbezogen werden.
Die Diskrepanz zwischen jenen, die die synthetische Biologie
gutheißen, und jenen, die sie ablehnen, sei ausgesprochen groß und
müsse durch die Politik überbrückt werden.

An dieser Stelle scheint das UN-Umweltprogramm allerdings gute Miene
zum bösen Spiel zu machen, denn spätestens seit November vergangenen
Jahres, als die Geburt der beiden genom-editierten Babys Nana und
Lulu in China, die gegen eine Infektion mit dem HI-Virus
unempfänglich gemacht worden sein sollen, bekanntgegeben wurde, hat
die Forschung das Restvertrauen der Öffentlichkeit in die Umsicht der
Zunft verbraucht. [2]

"Die potenziell weitreichenden Auswirkungen der synthetischen
Biologie erfordern Governance-Methoden und Forschungsrichtlinien, die
ihre ethische und verantwortungsvolle Nutzung fördern."
 
(UNEP: Frontiers 2018/19 - Emerging Issues of Environmental Concern,
4. März 2019)

Ein Merkmal wissenschaftlichen Arbeitens besteht in der Festlegung
von Parametern für eine Versuchsanordnung. Mit dem Experiment wird
versucht, die Wirklichkeit abzubilden, indem unerwünschte
Einflußfaktoren ausgeschlossen werden, so daß eine konkrete
Fragestellung "sauber" untersucht werden kann. In der synthetischen
Biologie jedoch ist es zur Zeit so, als würde man selbstfahrende Auto
auf den Straßenverkehr loslassen und behaupten, daß man die Probleme
im Griff hat. Ein solcher Versuch wäre ein Experiment am Menschen mit
der Gewißheit eines tragischen Ausgangs.

Dieser Vergleich hinkt deshalb, weil die synthetische Biologie um
vieles komplexer ist als der Straßenverkehr; und die Folgen eines
"Unfalls" wären weitreichender. Denn genomische Eingriffe werden
vererbt.

Wenn man etwas aus der gemeinsamen Geschichte von Menschen und
Mikroorganismen wie Viren und Bakterien gelernt haben sollte, dann
doch wohl, daß diese häufig Mittel und Wege gefunden haben, ihnen
auferlegte Schranken zu unterlaufen oder zu umgehen. So steht die
Antibiotika-Forschung stets mit dem Rücken zur Wand, weil die zu
bekämpfenden Erreger zunehmend Resistenzen gegen alles entwickeln,
mit denen Menschen sie in Schach zu halten versuchen.

Ergänzend dazu weiß auch die Ökosystemforschung von überraschenden
Entwicklungen im Zusammenspiel verschiedener Einflußfaktoren zu
berichten. Beispielsweise kam es 2015/16 in Brasilien zu einer
klimatisch bedingten Epidemie mit Dengue-Fieber, das von Moskitos
übertragen wurde. Eigentlich sollte man erwarten, daß es in jenem
Jahr besonders viel geregnet hätte und sich die Insekten deshalb
stark vermehrt hätten. Doch es war ein ausgesprochen trockenes Jahr.
Die Dürre hatte jedoch die Moskitos zur Eiablage in die Siedlungen
getrieben, weil sie dort noch offene Wasserflächen fanden, die auf
dem Land ausgetrocknet waren. Die Moskitos gediehen prächtig und
stachen die Menschen, was die Infektionsrate mit Denguefieber
erhöhte.

Zwei Beispiele, die die unkalkulierbare Gefahr verdeutlichen, wenn
genom-veränderte Lebewesen freigesetzt werden oder versehentlich aus
einem Labor entweichen sollten. Die Sicherheit, mit der die
Wissenschaft Angelerntes dem Praxistest aussetzt, darf in einer
potentiell so folgenschweren Forschungsrichtung wie der synthetischen
Biologie doch sehr in Frage gestellt werden. Sollten aufgrund eines
sogenannten "Gene Drives" (Gen-Antriebs) Veränderungen in einem
Ökosystem auftreten, wären sie vermutlich noch schwieriger zu beheben
als nach der Freisetzung von Radionukliden durch einen Unfall in
einem Kernkraftwerk. Radioaktivität kann man messen,
Genomveränderungen nicht.

"Im Falle einer absichtlichen Freisetzung bleiben die Bedenken über
eine mögliche genetische Kreuzkontamination zwischen Arten,
ökologische Wechselwirkungen und Auswirkungen auf Ökosysteme und ihre
Dienstleistungen weitgehend ungelöst. Die genetische Veränderung
eines Krankheitsträgers könnte dazu führen, daß sich ein
Krankheitserreger entwickelt und virulenter wird oder von einem neuen
Vektor getragen wird."
 
(UNEP: Frontiers 2018/19 - Emerging Issues of Environmental Concern,
4. März 2019)

In dem Report des UN-Umweltprogramms wird gefordert, daß das
Vorsorgeprinzip eingehalten wird. Das bedeutet, es dürfen erst dann
Substanzen bzw. Organismen in Verkehr gebracht werden, wenn zuvor
nachgewiesen wurde, daß daraus keine Schäden für andere entstehen.
Sicherlich ist es zu begrüßen, wenn hier an das Vorsorgeprinzip
erinnert wird, doch könnte nicht einmal das vor einer schweren
politischen Krise bewahren: Allein daß es theoretisch möglich ist,
biologische Waffen von bislang unerreichter Raffinesse und Letalität
herzustellen, birgt das Potential geopolitischer Konflikte.


Fußnoten:

[1] tinyurl.com/y2k2pyq5

[2] http://schattenblick.de/infopool/politik/meinung/pola1335.html

7. März 2019
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AKTIONSTAGE/986: Gemeinsam anpacken für die Insektenvielfalt - Hamburg Mitte, 16.3.


NABU Landesverband Hamburg - 6. März 2019

Abplacken für mehr Artenvielfalt

Am 16. März ab 10 Uhr veranstalten NABU und NAJU Hamburg einen
StadtNatur-Aktionstag im Grünzug Borgfelde im Bezirk Hamburg-Mitte.



Am Samstag, 16. März 2019 werden in Borgfelde wieder die Ärmel
hochgekrempelt: NABU und NAJU Hamburg veranstalten in Kooperation mit
dem Bezirksamt Hamburg-Mitte ab 10 Uhr einen Aktionstag im Rahmen
seiner Kampagne "Aktiv für Hamburgs StadtNatur". Auf der von der NAJU
Hamburg betreuten Grünfläche im Grünzug Borgfelde wurde bereits 2016
ein Bereich mit heimischen Pflanzen, ein sogenannter
Schmetterlingssaum, angelegt, sowie ein Insektenhotel aufgestellt. Nun
soll die Fläche dort erweitert und ein weiterer Schmetterlingssaum
geschaffen werden. Interessierte Bürger/innen sind herzlich
eingeladen, bei diesem Vorhaben mitzuhelfen.

"Das Insektensterben ist momentan in aller Munde", erklärt Aaron
Dietenberger von der NAJU Hamburg und Teamer des Aktionstages. "Der
StadtNatur-Aktionstag bietet die ideale Gelegenheit, vor der eigenen
Haustür etwas dagegen zu tun." Säume bilden den Übergang zwischen
Kraut- und Strauchschicht und bieten bedrohten Insekten, Faltern und
Wildbienen Rückzugsmöglichkeiten, Überwinterungsorte und
Nahrungsquellen.

Der Einsatz findet am Samstag, 16. März 2019 von 10 bis etwa 15 Uhr
statt. Material, Werkzeug sowie Getränke und einen kleinen Imbiss
stellt der NABU bereit. Freiwillige Helfer/innen jeden Alters sind
herzlich eingeladen, bei diesem Einsatz mitzumachen. Vorkenntnisse
sind nicht notwendig. Lediglich feste Kleidung und evtl. Regenschutz
werden empfohlen. Falls vorhanden, gerne Gartenhandschuhe mitbringen.
Wer mitmachen möchte, meldet sich bitte für den Aktionstag an. Dabei
wird der genaue Treffpunkt bekannt gegeben.

Kontakt:

Fritz Rudolph 040/697089-37,

E-Mail: rudolph@nabu-hamburg.de.

Der Aktionstag wird gefördert von der NKG Hanseatische Natur und
Umweltinitiative e.V. (NKGHNUI) und aus Zweckerträgen der Lotterie
BINGO! Die Umweltlotterie.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 23/19, 06.03.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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TOUR/548: Torfhaus, 15.3. - Wanderung in den wilden Nationalpark Harz


Presse-Information und Einladung, 6. März 2019

15.3., Torfhaus: 

Wanderung in den wilden Nationalpark Harz - Einblicke in den Urwald
von morgen



Wann? 
15.3.2019, Freitag, 12.30 Uhr in Altenau-Torfhaus

Wo? 

Wandertreff hinter dem Nationalpark-Besucherzentrum TorfHaus

(ca. 3 Stunden)

Ein kleines Wildnisabenteuer rund um Torfhaus. Für Jung und Alt. Wir
bringen Ihnen den Wandel der Wälder und die Naturdynamik näher.

Kosten: 

5 Euro Kinder, 10 Euro Erwachsene,

20 Euro Familien (2 Erw. und Kinder bis 16 J.)

Anmeldung 

bis 14.3. erbeten unter Tel. 05320-33179-0

oder post@torfhaus.info

 * 

Quelle:

Presse-Information und Einladung. 06.03.2019

Nationalpark-Besucherzentrum TorfHaus

Torfhaus 8, 38667 Torfhaus

Tel. 05320-33179-0

Internet: www.torfhaus.info
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